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173. Sitzung 

Bonn, den 25. Februar 1972 

Stenographischer Bericht 

Beginn: 9.00 Uhr 

Vizepräsident Frau Funcke: Die Sitzung ist 
eröffnet. 

Folgende amtlichen Mitteilungen werden ahne 
Verlesung in den Stenographischen Bericht aufge-
nommen: 

Der Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit hat am 
21. Februar 1972 die Kleine Anfrage des Abgeordneten Rollmann 
und Genossen betr. deutschtunesisches Jugendzentrum — Druck-
sache VI/3044 — beantwortet. Sein Schreiben wird als Drucksache 
VI/3191 verteilt. 

Der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
hat am 18. Februar 1972 die Kleine Anfrage der Abgeordneten 
Dr. Fruh, Susset, Berberich, Adorno, Dr. Prassler, Frau Griesin-
ger, Bremm und Genossen betr. Stand der einzelbetrieblichen 
Investitionsförderung nach den Richtlinien vom 1. Januar 1971 
— Drucksache VI/3100 — beantwortet. Sein Schreiben wird als 
Drucksache VI/3193 verteilt. 

Der Präsident des Bundestages hat entsprechend dem Beschluß 
des Bundestages vom 25. Juni 1959 die nachstehenden Vorlagen 

überwiesen: 

EG-Vorlagen 

Darstellung und Erläuterung des Inhalts einer Richtlinie des 
Rates der EG uber die Einführung einer gemeinsamen Entgelt-
regelung für Bürgschaften und Garantien bel aus Lieferanten-
krediten finanzierten mittel- und langfristigen Ausfuhrge-
schäften mit öffentlichen und privaten Käufern 
— Drucksache VI/3167 — 

überwiesen an den Ausschuß für Wirtschaft (federführend), 
Haushaltsausschuß mit der Bitte um Vorlage des Berichts recht-
zeitig vor der endgültigen Beschlußfassung im Rat 

Verordnung (EAG) des Rates zur Änderung der Regelung der 
Bezüge und der sozialen Sicherheit der Atomanlagenbedien-
steten der Gemeinsamen Kernforschungsstelle, die in Belgien 
dienstlich verwendet werden 
— Drucksache VI/3139 — 

uberwiesen an den Innenausschuß (federführend), Haushaltsaus-
schuß mit der Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor der 
endgultigen Beschlußfassung im Rat 

Wir setzen die Beratung über die Punkte 2 bis 6 
der Tagesordnung fort : 

2. Bericht der Bundesregierung zur Lage der 
Nation 1972 
— Drucksache VI/3080 —

3. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu dem 
Vertrag vom 12. August 1970 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Union 
der Sozialistischen Sowjetrepubliken 
— Drucksache VI/3156 —

4. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu dem 
Vertrag vom 7. Dezember 1970 zwischen der 

Bundesrepublik Deutschland und der Volks

-

republik Polen über die Grundlagen der Nor

-

malisierung ihrer gegenseitigen Beziehungen 
— Drucksache VI/3157 

5. Große Anfrage der Fraktion der CDU/CSU 
betr. Deutschland- und Außenpolitik 
— Drucksachen VI/2700, VI/2828 —

6. Beratung des Antrags der Fraktion der CDU/ 
CSU betr. Beziehungen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Volksrepublik Polen 
— Drucksache W1523 — 

Das Wort hat der Abgeordnete Zimmermann. 

Dr. Zimmermann (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Gestern 
abend hat der Herr Verteidigungsminister einen 
bedeutsamen Beitrag zu dieser Debatte geleistet. 
Nachdem seine Rede aus dem Jahre 1958 zitiert 
worden war, hat er gesagt: 

Idi kann nicht aus dem Gedächtnis sehen, in 
welchem Zusammenhang das alles steht, was 
Herr Barzel zitiert hat. Aber ich weiß eines ge-
wiß. Der Schluß dieser Rede, Herr Barzel, lau-
tete: „Legen Sie endlich Ihren deutschnationalen 
Größenwahn ab!" 

Das war in der Tat der Schluß seiner Rede aus dem 
Jahre 1958. 

Ich habe mir die Mühe gemacht, diese Rede heute 
nacht nachzulesen. Wodurch wird diese Rede eigent

-

lich qualifiziert? Nachdem sie gehalten war, sagte 
der Abgeordnete Kiesinger: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 
schäme mich für das ganze Parlament, daß diese 
Rede hier gehalten worden ist. 

Und er sagte nachher: 

Die Rede, die wir soeben hören mußten, war ein 
einziger Schmutzkübel, der ausgegossen wurde 
über dieses Haus. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU. — Zurufe 
von der SPD.) 

Sie sollten die Rede Ihres Verteidigungsministers 
aus dem Jahre 1958 selbst einmal nachlesen, meine 
Damen und Herren von der SPD, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

um zu sehen, ob das stimmt. 
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Herr Schmidt sagte damals wörtlich: 

Hier will ich Herrn Strauß noch eine Antwort 
geben. Er beschwerte sich, wir hätten seine 
Frage nicht beantwortet, ... 

Nun, meine Damen und Herren, das ist ohnehin 
unsere Beschwernis nach den letzten zwei Tagen der 
Debatte, daß Sie unsere Fragen nicht beantwortet 
haben. 

(Abg. Rösing: Keine einzige!) 

Sie sehen, das war damals schon so. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich fahre fort mit dem Zitat von Helmut Schmidt: 

..., ob wir nicht wenigstens für die Luftabwehr 
Atomraketen zulassen wollten. 

Helmut Schmidt: 

Darauf können wir nur sagen: nein, kategorisch: 
nein, das wollen wir nicht. 

Und heute steht dieser Verteidigungsminister mit 
seinem ganzen Schirm, 

(Zuruf von der SPD: Charmel) 

mit seinem ganzen Potential einer sehr ausgewoge-
nen Bewaffnung, wie ich hoffe, die Sie kennen, auf 
allen Sektoren, konventionell, nuklear, hier und ist 
für dieses System und sein Funktionieren verant-
wortlich. Und idi nehme an, er steht heute zu die-
sem System, das er damals so leidenschaftlich be-
kämpft hat. 

(Abg. Dr. Klepsch: Weil es den Frieden 
sichert!) 

Aber wie ein roter Faden zieht sich durch diese 
Rede von 1958, daß er uns verdächtigen wollte, nicht 
nur die Trägermittel im Zwei-Schlüssel-System mit 
den Vereinigten Staaten haben zu wollen, nein, er 
wollte uns verdächtigen, daß wir die Atomraketen 
und die Köpfe selbst haben wollten. Und das haben 
wir, wie Sie alle in diesem Hause wissen, niemals 
gewollt. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Dr. Bar

-

zel: Und er weiß das auch ganz genau!) 

Ein weiteres Zitat, und dann will  ich  mit dem grau-
samen Spiel, diese Rede noch einmal lesen zu müs-
sen, aufhören. Herr Schmidt sagte damals: 

Wenn man den bedingungslosen Beifall, Herr 
Dr. Kliesing, Ihrer 250 Kämpfer für Abendland 
und NATO zu allen Iden Ausführungen des 
Kanzlers, des Herrn Dr. Jaeger und des Herrn 
Dr. Strauß gehört hat  

usw.; mit großer Ironie: „des Abendlandes und der 
NATO". So ironisch hat der heutige Verteidigungs-
minister  vor 14 Jahren über das Bündnis gesprochen, 
auf dem damals und heute unsere Sicherheit allein 
beruht. 

(Beifall und Zurufe bei der CDU/CSU.) 

Und jetzt zu seinem Schlußsatz, zum deutsch-
nationalen Größenwahn, den er gestern glaubte 
noch einmal wiederholen zu sollen oder zu müssen. 

Meine Fraktion bejaht auch heute das Wort 
„deutsch"  und  das Wort „national" 

'(Beifall bei der CDU/CSU) 

in jenem recht verstandenen Sinn 

(Abg. Wehner: Redits verstandenen Sinn!) 

— Herr Wehner, Sie können recht gut zuhören, 
und Sie wissen ganz genau, wie groß der Unter-
schied zwischen „recht" und „rechts" ist; er ist 
genauso groß wie 'der zwischen „rechts" und „links" 

(Beifall bei der CDU/CSU — Abg. Moersch: 
Oder der Unterschied zwischen Zar und 
Zimmermann! — Abg. Dr. Marx [Kaisers

-

lautern) : Oder der Unterschied zwischen 
Moersch und einem wirklichen Staatssekre

-

tär! — Weitere Zurufe und Gegenrufe) 

— Herr 'Moersch, bei diesem dümmlichen Zwischen-
ruf würden mir andere Bemerkungen auf der Zunge 
liegen; ich erspare sie mir —, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

in dem gleichen recht verstandenen Sinn, in dem 
jeder Brite und jeder Franzose diese beiden Be-
griffe in seinem eigenen Vaterland auch verstehen 
würde, ohne damit Zweifel zu erregen. 

Aber wir sind es von 'ihnen gewohnt, daß Sie 
uns, wenn wir Worte gebrauchen, die Sie bereits 
im Begriff sind juristisch und im amtlichen Sprach-
gebrauch anzuknabbern, wie „deutsch" und „Deutsch-
land" und „Vaterland", damit schon als deutsch-
national verdächtigen und (hinstellen wollen. 

(Abg. Dr. Apel: Das ist doch wirklich un

-

erhört!) 

Der letzte 'Satz der Schmidt-Rede, Herr Apel, läßt 
keinen anderen Schluß zu. Er sagte: „Legen Sie end-
lich Ihren deutschen," und setzte hinzu: „Ihren 
deutschnationalen Größenwahn ab!" Er wollte uns 
1958 wie gestern damit auf eine Linie mit Deutsch-
nationalen aus der Weimarer Zeit, mit Hugenberg 
und hinterher mit Hitler bringen oder uns jedenfalls 
in diese Nähe stellen, und das ist das Verwerfliche 
an diesen Attributen. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von 
der SPD.) 

Der Herr Verteidigungsminister 'hat gestern über 
Sicherheitspolitik 'gesprochen, und er hat gesagt, er 
wolle den sicherheitspolitischen Fortschritt darstel-
len, 'der sich in den letzten Jahren ereignet 'habe. 
Nun, er hat etwas ganz Wesentliches dabei ver-
gessen, wenn ich das sagen darf, der ich seit 15 
Jahren als ordentliches Mitglied dem Verteidigungs-
ausschuß dieses Hauses angehöre. Er hat d'as ge-
samte Ost-West-Kräfteverhältnis in seiner nicht 
'kurzen Rede mit keinem einzigen 'Satz gestreift. Er 
hat alles verschwiegen, was man dazu 'sagen muß, 
wenn man objektiv sein will.  

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Dr. 
Klepsch: Das paßt natürlich nicht!) 

Er hat unter Zitierung von NATO-Kommuniqués ge

-

sagt, das ganze Bündnis habe an der deutschen Ver

-

tragspolitik mitgewirkt. Er hat die Passagen der 
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NATO-Kommuniqués, die sich mit der Forderung 
nach Freizügigkeit und Freiheit befassen, nicht vor-
gelesen. 

(Abg. Dr. Klepsch: Hört! Hört!) 

Er hat nicht den letzten Generalsekretär der NATO, 
Manlio Brosio, zitiert, der im September 1971 auf 
der großen Konferenz in Ottawa objektiv und aus-
gewogen auch dazu Stellung genommen hat. Ich 
übersetze es aus dem Englischen. Er sagte damals 
auf Seite 18 seines Wortprotokolls: 

Aber wir Würden uns der Naivität und der Ver-
geßlichkeit schuldig machen, wenn wir ignorie-
ren würden, daß wir bereits einen hohen Preis 
für diese neuen Entwicklungen und für diese 
Hoffnungen bezahlt haben. Der Status quo in 
Deutschland — das ist die Teilung Deutschlands 
für eine unbestimmbar lange Zeit — ist wenn 
nicht de jure, so doch de facto anerkannt wor-
den. Die hauptsächliche Basis unserer westlichen 
Politik, die in den vierziger und fünfziger Jah-
ren begründet worden ist, ist, daß keine wirk-
liche Ost-West-Entspannung Platz greifen kann 
in Europa ohne einen gleichzeitigen Prozeß der 
Wiedervereinigung zwischen den beiden Teilen 
Deutschlands auf der Basis von Frieden, Frei-
heit und freien Wahlen auch für den Teil 
Deutschlands, der dieses Recht verloren hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Das hat Manlio Brosio vor wenigen Monaten gesagt. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Abgeord-
neter Zimmermann, gestatten Sie eine Zwischen-
frage? 

Dr. Zimmermann (CDU/CSU): Ja, bitte .sehr! 

Corterier (SPD) : Herr Dr. Zimmermann, wären 
Sie bereit, dem Hause auch die unmittelbar voran-
gehende Passage der Rede von Herrn Brosio vorzu-
lesen, in der ein ausdrückliches Bekenntnis zur Ost-
politik der Bundesregierung enthalten ist? 

Dr. Zimmermann (CDU/CSU) : Das kann ich mir 
deshalb ersparen, verehrter Herr Kollege, weil die 
für Sie günstigen Teile von Ihnen allen schon vor-
getragen worden sind, aber nicht die anderen, die 
dagegen sprechen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Nodi eine Zwi-
schenfrage? — Bitte schön! 

Jung (FDP) : Herr Kollege Dr. Zimmermann, ich 
möchte diese Passage nicht vorlesen — obwohl sie 
bisher noch nicht gebracht wurde —, aber ich möchte 
Sie fragen, ob Sie die Haltung des damaligen Lei-
ters der deutschen Delegation für sehr überzeugend 
halten. Als der Kollege Damm nämlich darum ge-
beten hatte, diese Rede von Brosio doch irgendwie 
in deutscher Sprache bekanntzugeben, hat der Dele-
gationsleiter dies abgelehnt, weil Brosio dort über-

zeugend die Ostpolitik der Bundesregierung vertre-
ten hatte. 

(Abg. Wehner: Hört! Hört!) 

Dr. Zimmermann (CDU/CSU) : Verehrter Herr 
Kollege Jung, ich habe die ganze Brosio-Rede ge-
lesen, und ich habe gesagt, daß es selbstverständlich 
auch andere Teile gibt; die sind schon wörtlich oder 
sinngemäß zitiert und vorgetragen worden. Nur sind 
die anderen Teile, aus denen große Sorge spricht, 
nicht vorgetragen worden. Und zur Ergänzung, zur 
Herstellung eines objektiven Bildes wollte ich 
Ihnen das heute nicht vorenthalten. 

(Zurufe von der SPD.) 
Nichts anderes war meine Absicht. 

Der Herr Verteidigungsminister hat gestern ge-
sagt — und das war für mich vielleicht der wesent-
lichste Teil seiner Aussage —: Den Drei Mächten 
war es lästig, für die deutsche Wiedervereinigung 
zu sein; 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 
sie waren es leid. 
Nun, meine Damen und Herren, ich habe auf der 

Internationalen Wehrkundetagung vor zwei Wo-
chen auf Diskussionsbeiträge zweier sehr bedeuten-
der französischer Kollegen geantwortet, ich hätte 
die französische Politik nie — nicht unter de Gaulle, 
nicht vorher und nicht nachher — im Verdacht ge-
habt, daß Frankreich ein begeisteter Anhänger einer 
nationalen deutschen Wiedervereinigung im Herzen 
Europas gewesen ware, heute wäre oder später sein 
wurde. Diesen Verdacht, sagte ich, hätte ich niemals 
gehabt; und mit vielen Schattierungen gilt das auch 
für weite Teile der amerikanischen und britischen 
Politik. 
Aber um so größer ist die Leistung, um so höher 

ist sie zu bewerten, .daß es der deutschen Politik 
20 Jahre lang gelungen war, die Alliierten, unsere 
ehemaligen Gegner, auf das Ziel der deutschen 
Wiedervereinigung festzulegen, das sie vertraglich 
zugesichert haben und das sie in diesem Zeitraum, 
in den letzten 20 Jahren ununterbrochen bekräftigt 
haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Gerade weil das so war — Herr Dr. Gerhard 
Schröder, der hier sitzt, weiß, warum es so war und 
wie schwierig es vielleicht manchmal gewesen ist —, 
hätte man diese Vertragspartner nicht mit dieser 
Leichtfertigkeit aus ihren Verpflichtungen entlassen 
dürfen, wie das in den letzten Monaten jetzt ge-
schehen ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Die Politik dieser Bundesregierung — wenn das 
richtig ist, was Helmut Schmidt gesagt hat: es war 
ihnen lästig, sie waren es leid — hat sie endgültig 
davon befreit, dafür besorgt sein zu müssen. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Dorn: 
Eine ganz üble Unterstellung!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege Dr. 
Zimmermann, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Herrn Abgeordneten Apel? 



9944 	Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode — 173. Sitzung. Bonn, Freitag, den 25. Februar 1972 

Dr. Zimmermann (CDU/CSU) : Ja, bitte sehr! 

Dr. Apel (SPD) : Herr Kollege Zimmermann, Sie 
haben sicher auch dieses gestern schon sehr oft be-
nutzte Büchlein. In diesem Büchlein werden sie 
sicherlich auch den Schriftwechsel zwischen der 
Bundesregierung und ihren drei westlichen Alliier-
ten und damit auch zur Kenntnis genommen haben, 
daß sich durch den deutsch-sowjetischen Vertrag 
nichts, aber auch überhaupt nichts in den Bindungen 
zwischen den Alliierten und der Bundesregierung 
geändert hat. 

(Abg. Rawe: Schmidt hat es selbst gesagt! 
— Weitere lebhafte Zurufe von der CDU/ 

CSU.) 

Dr. Zimmermann (CDU/CSU) : Lieber Herr 
Apel, Sie entschuldigen, wenn ich sage, diese Inter-
vention verstehe ich nun wirklich nicht. Die ver-
stehe ich überhaupt nicht, denn Sie wissen doch so 
gut wie ich, entweder kann man so argumentieren 
wie Helmut Schmidt, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Genau!) 

daß es also lästig ist, wir es leid sind und wir damit 
nichts mehr zu tun haben wollen, oder m an  kann so 
argumentieren wie Sie, aber beides zusammen, das 
geht nun wirklich nicht! 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege 
Zimmermann, gestatten Sie eine zweite Frage des 
Herrn Abgeordneten Dr. Apel? 

Dr. Zimmermann (CDU/CSU) : Ja. 

Dr. Apel (SPD) : Können Sie sich vorstellen, Herr 
Kollege Dr. Zimmermann, daß es einen sehr wesent-
lichen Unterschied zwischen Deutschl and als Ganzem 
in den Grenzen von 1945 und der Festlegung auf 
Deutschland in den Grenzen von 1937 und der Hal-
tung der westlichen Alliierten dazu gibt? 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Dr. Zimmermann (CDU/CSU) : O ja,  Sie dürfen 
mir glauben, daß mir die Grenzen von 1937 und die 
von 1945 außerordentlich bewußt sind; ich hoffe, 
auch der Regierungskoalition zu jeder Stunde und 
zu jeder Minute. Sie wissen, was ich damit meine. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Der Herr Verteidigungsminister hat gestern einen 
weiteren bemerkenswerten Satz gesagt: Das NATO-
Bündnis sei heute, im Jahre 1972, sehr viel fester als 
1966. Schön, aber er hat nicht gesagt, wie es eigent

-

lich auf der anderen Seite des Bündnisses aussieht. 
Wenn Sie mir gestatten, möchte ich das jetzt gerne 
darlegen. Ich beginne mit einem Zitat des Herrn 
Bundeskanzlers, das aus dem Auswärtigen Aus-
schuß des Bundesrates stammt, wo der Herr Bundes-
kanzler gesagt hat, die Sowjetunion habe die anti-
deutsche Karte als Kitt aus dem Gefüge des War

-

schauer Paktes zum großen Teil herausgenommen. 
Und dann fährt er wörtlich fort: 

Das schafft für sie Probleme, auch solche der 
Umorientierung z. B. bei ihren Streitkräften, 
wie wir genau wissen. Aber das ist ein Unter-
thema. 

Wir wären dankbar, wenn der Herr Bundeskanzler 
in dieser Debatte noch Gelegenheit nähme, um 
näher zu erläutern, woher er das so genau weiß 
und worauf sich dieses Wissen gründet. Woher er 
die Hoffnung einer Umorientierung bei den Streit-
kräften des Warschauer Pakts schöpft, ist uns näm-
lich ohne nähere Erläuterung unklar. 

(Abg. Dr. Klepsch: Sehr wahr!) 

Wir haben eine solche Hoffnung in den letzten fünf 
Jahren, genau: im Zeitraum von 1966 bis heute, 
nicht gesehen, und wir sehen auch gegenwärtig 
leider keinen Anlaß für eine solche Hoffnung. 

Wie ist denn vielmehr die wirkliche Lage in 
Mitteleuropa und in der Welt? In der Mitte unseres 
Kontinents stehen sich knapp 5 Divisionen der Ver-
einigten Staaten und 35 Divisionen der UdSSR 
gegenüber. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU.) 

Die NATO hat ihre Möglichkeiten während der ver-
gangenen Jahre planmäßig um etwa 12 Brigaden 
und 400 Flugzeuge — das ist ein Viertel des vor-
herigen Bestandes — vermindert. Im gleichen Zeit-
raum hat sich die Masse der sowjetischen Truppen, 
die westlich der Weichsel stationiert sind, vor allem 
in Zusammenhang mit der Besetzung der Tschecho-
slowakei um über 160 000 Soldaten vermehrt. 

Im Gegensatz zum Westen hat der Osten sein 
Potential im Laufe dieser letzten fünf Jahre nicht 
nur verbessert, sondern auch verstärkt, und das 
geschah nicht nur auf dem Felde der strategischen 
Kernwaffen, sondern auch die Absicht der Sowjets, 
eine Weltmacht zur See zu werden, ist realisiert 
worden, ebenso wie die Kapazitäten der Luftwaffe 
und insbesondere des Heeres in einem bedeuten-
den Ausmaß gesteigert worden sind. In dem von 
mir genannten Zeitraum der letzten fünf Jahre 
haben die Heeresverbände der Sowjetunion um 
250 000 Mann zugenommen, und die Zahl ihrer 
Kampfdivisionen hat sich von 137 auf 163 erhöht; 
das sind fast 20 %. 

(Abg. Dr. Marx [Kaiserslautern] : Hört! Hört!) 

Zwei Drittel dieser Einsatzverbände sind auf dem 
europäischen Gebiet stationiert. Die Sowjetunion 
hat es mühelos verkraftet, in fünf Jahren zusätz-
lich 26 Divisionen an der chinesischen Grenze neu 
aufzustellen, ohne in westlicher Richtung auch nur 
um eine Division reduzieren zu müssen. Genau in 
der Phase, in der die Bundesregierung von einer 
Epoche der Entspannung spricht, die schon begon-
nen habe, zeigt das wirkliche Bild der Lage, daß 
hier eine quantitative und qualitative Entwicklung 
erfolgt ist, die eine weitere Steigerung der Offen-
sivkapazität der Sowjetunion und des Warschauer 
Paktes beinhaltet. Diese Zahlen passen -natürlich 
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nicht in das Bild einer Mächtegruppierung, die sich 
angeblich auf defensive Maßnahmen beschränkt. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Hier ist der Beweis geliefert worden, daß die 
Sowjetunion ihre Fähigkeit zur Expansion, Pression 
und Intervention an beinahe jedem Punkt der Welt 
genau in dem Zeitraum erhöht hat, in dem sich die 
Vereinigten Staaten neben ihren Bundesgenossen 
mit ihr in vielen Positionen auf der Basis des Status 
quo zu einigen versucht haben. Der amerikanische 
Präsident Richard Nixon hat das ganz deutlich aus-
gesprochen. Am 9. Februar hat er in seiner außen-
politischen Botschaft folgendes erklärt — ich 
zitiere —: 

Die Sowjetunion weitet ihre strategische Kapa-
zität über das Niveau aus, das nach allen Maß-
stäben der Vernunft ausreichend erscheint. 

Und Nixon warnt: 

Währenid der letzten drei Jahre versuchten wir, 
konstruktive Entwicklungen in unserem Ver-
hältnis zur Sowjetunion zu fördern. Es wäre 
eine Gefahr für den Weltfrieden, wenn unsere 
Entspannungsbemühungen als eine Gelegenheit 
für die Expansion der 'Sowjetmacht von der 
Gegenseite mißverstanden würden. 

(Hörtl Hört! 'bei der CDU/CSU.) 

Meine verehrten Damen und Herren, wenn in 
dieser Debatte in diesen zwei Tagen von der Seite 
der Regierung — hier  'hat  ein halbes Dutzend Kabi-
nettsmitglieder gesprochen — auch nur einmal ein 
ähnlicher Satz gefallen wäre, würde ich sagen: Sie 
haben wenigstens versucht, objektiv zu sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Der amerikanische Verteidigungsminister Laird 
hat in seinem Bericht in der vorigen Woche eben-
falls nicht verschwiegen, wie große Sorgen den Ver-
einigten Staaten dieser quantitative und qualitative 
Zuwachs an Kampfmitteln macht. Die Sowjetunion 
produziert weiter Interkontinentalraketen mit einer 
Sprengkraft, die denen der Vereinigten Staaten 
bereits überlegen sind. Auf dem wichtigen Sektor 
der atomgetriebenen Unterseeboote zieht die So-
wjetunion in der Zahl der Boote bereits im nächsten 
Jahr mit den Vereinigten Staaten von Amerika 
gleich, im übernächsten Jahr dann auch mit der 
Fähigkeit und Reichweite ihrer Bewaffnung. Das 
Antiraketenabwehrsystem, das ABM-System der 
Sowjets um ihre strategischen Zentren in Moskau 
und Leningrad geht einem perfekten Zustand ent-
gegen, während die Vereinigten Staaten sich mit 
ihrem Safeguard System noch ganz am Anfang der 
Entwicklung befinden. 

Nicht anders als im nuklearen sieht es im kon-
ventionellen Bereich aus. Die Sowjetunion verfügt 
gegenwärtig über rund 55 000 Kampfpanzer — zwei 
Drittel davon sind modernster Bauart —, über die 
größte Zahl von Artilleriedivisionen, Fliegerabwehr-
raketensystemen und Mehrfachraketenwerfern in 
der Welt. Nach wie vor sind über 600 Mittelstrek-
kenraketen in der Sowjetunion auf Ziele in Europa 
gerichtet. Nur 24 Divisionen zwischen den Alpen  

und Dänemark stehen der NATO in Mitteleuropa 
zur Verfügung. Ihnen stehen 57 Divisionen des 
Warschauer Paktes gegenüber, wobei das Ver-
hältnis der Panzerdivisionen 8 auf der Seite des 
Westens zu 30 auf der Seite des Ostens beträgt. 
Die Sowjetunion und der Warschauer Pakt stellen 
13 500 Kampfpanzer gegenüber 6500 der NATO in 
Mitteleuropa. Zusätzlich verfügen die Sowjets in 
ihren militärischen Westbezirken über weitere 
29 Divisionen mit 6500 weiteren Panzern. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU.) 

Nicht anders ist die Situation bei Jagdbombern, 
Erdkampfunterstützungsflugzeugen und Abfang-
jägern, 

(Abg. Dr. Klepsch: Sehr richtig!) 

wo rund 4500 Flugzeuge des Ostblocks 2800 Jagd-
bombern und Erdkampfunterstützungsmaschinen der 
NATO und 3400 modernste Abfangjäger, MIG 21 
folgende, rund 500 Abfangjägern der NATO in 
Mitteleuropa gegenüberstehen. 

(Abg. Dr. Stark [Nürtingen] : Das sind auch 
Realitäten!) 

— Das sind auch Realitäten, jawohl! 

So hat es eine große Berechtigung, wenn der 
stellvertretende Oberkommandierende der strate-
gischen Raketengruppen der Sowjetunion, General-
oberst Michael Grigorjew, sagen kann, die sowjeti-
schen Streikräfte verfügten, was Raketen anbetrifft, 
über die beste Bewaffnung in der Welt, und wenn 
am 54. Jahrestag der Sowjetarmee der sowjetische 
Verteidigungsminister, Marschall Gretschkow, in 
der „Prawda" wieder gesagt hat: In der gegen-
wärtigen internationalen Situation dürfe die sowje-
tische Bevölkerung nicht für einen Augenblick die 
Notwendigkeit der Stärkung der Streitkräfte unter 
Beibehaltung ihrer hohen Kampfbereitschaft ver-
gessen. 

Die konventionellen Kräfte der NATO in Mittel-
europa haben im Vergleich zum Übergewicht des 
Warschauer Paktes das Wehrminimum erreicht, wie 
sowohl NATO-Befehlshaber General Goodpaster 
als auch der Vorsitzende des Militärkomitees der 
NATO, General Steinhoff, vor kurzer Zeit ähnlich 
deutlich festgestellt haben wie der neue General-
sekretär des Nordatlantischen Bündnisses, der frü-
here holländische Außenminister Joseph Luns. Aber 
diese, wie ich meine, gezüchtete Euphorie über eine 
vermeintliche Entspannung, in deren Prozeß wir uns 
angeblich schon befinden, ist auf dem Wege, in der 
Bundesrepublik Deutschland ein falsches Sicherheits-
gefühl in der Bevölkerung zu erzeugen, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

ein falsches Sicherheitsgefühl in der Bevölkerung 
und bei den Streitkräften, was sich in einer wei-
teren Steigerung der Zahl der Wehrdienstverweige-
rer und in einer Schwächung der Disziplin in den 
Streitkräften schon ausgewirkt hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

In Belgien und in Dänemark ist die Lust, Truppen

-

kürzungen vorzunehmen, sich bei Manövern Be- 
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schränkungen aufzuerlegen und die Bedrohung 
weniger ernst zu nehmen, wieder geweckt worden. 

Wir sehen also, Herr Bundeskanzler, nicht einmal 
einen einzigen Ansatzpunkt zu Ihrer Behauptung, 
daß eine Umorientierung der Streitkräfte des  War-
schauer Paktes zur Problemstellung der anderen 
Seite gehört. Aber Sie haben behauptet, Sie wüßten 
ganz genau, daß das so sei. Für uns ist das kein 
Unterthema, sondern ein Thema von hoher Priorität, 
zu welchen Leistungen das Potential der neuen Ver-
tragspartner der Bundesrepublik Deutschland fähig 
ist. Die Geschichte hat immer wieder bewiesen, daß 
sich die verantwortungsbewußte Politik eines Staa-
tes nicht auf die Absichten ihrer Kontrahenten, die 
wechseln können, einzustellen hat, sondern auf 
deren faktische Möglichkeiten. Wenn jemand in 
einer Phase der Entspannung, wie Sie es sagen, 
seine quantitativen und qualitativen Möglichkeiten 
in dem Ausmaß erhöht, wie das die Sowjetunion 
und der Warschauer Pakt getan haben, dann ist 
allerdings höchste Vorsicht am Platze. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Um das Gleichgewicht der Kräfte in Europa ist 
es schlecht bestellt. Wir sind am unteren Rande der 
Abschreckung angelangt. Gleichgewicht war einmal 
das Zauberwort Metternichs. Metternichs Sekretär 
Gentz hat den Begriff des Gleichgewichts so difi-
niert, daß niemals eines der Mitglieder eines 
Staatenverbandes so mächtig sein dürfe, daß die 
Gesamtheit der übrigen es nicht zu bezwingen ver-
möchte. Dieses Prinzip enthält nicht das Gebot der 

1  Verteilung vorhandener Macht, sondern ein Ver-
bot der Ansammlung von Übermacht. Wir haben 
heute leider eine Ansammlung von Übermacht auf 
der Seite der Partner, mit denen Sie diese histori-
schen Verträge schließen möchten. Es gibt aber nur 
Gleichgewicht oder Hegemonie; etwas Drittes gibt 
es nicht. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU.) 

Wir sehen leider nicht das leiseste Zeichen in 
Gegenwart und Zukunft, das uns glauben machen 
könnte; die Sowjetunion habe von ihrem Ziel, in 
Europa die militärische und politische Hegemonie 
zu erreichen, Abstand genommen. Der militärischen 
Hegemonie können wir nur durch ein Aufrechterhal-
ten unseres Abschreckungswillens begegnen. , Diese 
Abschreckung, ich sagte es, ist am Rande der von 
uns zu setzenden Schwelle angekommen. Der poli

-

tischen Hegemonie, die für die Sowjetunion das 
Ergebnis ihres Strebens nach militärischer Hege-
monie sein soll. leisten Sie, meine Herren von der 
Regierungskoalition, faktisch Vorschub mit den Ver-
trägen, die heute dem Bundestag in erster Lesung 
vorliegen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wenn gestern der Herr Verteidigungsminister den 
Ministerpräsidenten von Baden-Württemberg, Herrn 
Filbinger, mit dem Satz zitiert hat, daß sich zu Lasten 
der NATO das Militärpotential der Sowjetunion 
erhöht habe, und er sich über Herrn Filbinger mo-
kierte, dann kann ich nur sagen: ich glaube in der 
letzten halben Stunde bewiesen zu haben, daß Herr 

Filbinger eine voll und ganz richtige Auffassung von 
sich gegeben hat, als er das erklärt hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Der Herr Verteidigungsminister hat am Schluß 
seiner Rede dramatisch schwarz in schwarz gemalt. 
Er hat uns dargestellt, was das Ergebnis wäre, wenn 
diese Verträge nicht ratifiziert würden: eine Ver-
trauenskrise mit der Sowjetunion, die Positionsopfer 
hineingegeben habe. Ich habe gestern abend über 
diesen Satz den Kopf geschüttelt, und ich muß auch 
jetzt noch, nach zwölf Stunden, den Kopf schütteln. 

(Lachen bei der SPD.) 

Eine Vertrauenskrise? Positionsopfer? Wo, bitte, ist 
ein Positionsopfer der Sowjetunion in diesen Ver-
trägen enthalten? 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Eine neue Berlin-Krise hat der Herr Verteidigungs-
minister heraufbeschworen, eine Belastung der 
Bündnispartner und als viertes ein Ende der Ver-
handlungen mit der DDR. — Ja, der Herr Staats-
sekretär Bahr, der zunächst einmal vom General-
vertrag, vom ganz großen Grundvertrag zwischen 
DDR und Bundesrepublik Deutschland sprach, ver-
wendet dieses Wort nicht mehr. Es ist sehr fraglich 
geworden, zu welchen Verträgen sich die DDR viel-
leicht gnädig herbeiläßt, sehr fraglich geworden. 
Außer technischen Verhandlungen — mehr Geld von 
unserer Seite, 250 Millionen für Postabkommen usw. 
— ist wenig zu sehen vom Grundvertrag zwischen 
den beiden Teilen Deutschlands. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Herr Honecker ist zitiert worden, und alles, alles, 
was wir von drüben hören und sehen, deutet darauf 
hin, daß diese DDR nichts anderes beabsichtigt als 
das: sich aufwerten zu lassen in der ganzen Welt, 
anerkannt zu werden in der ganzen Welt, in die 
UNO einzutreten — sichtbar für die ganze Welt —, 
um dann die restlose Isolierung und Abkapselung 
von uns zu vollziehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wie wird das Bild nach diesen Verträgen sein? 
In wenigen Jahren werden Sie hundert Botschafter 
in Ost-Berlin sitzen haben aus der ganzen Welt und 
in West-Berlin ein sowjetisches Generalkonsulat! 
Das wird das ,Ergebnis sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Nein, meine Damen und Herren, wenn Sie heute 
von uns die Zustimmung zu diesen Verträgen ver-
langen, dann sage ich Ihnen: Sie haben uns in die 
Wüste geführt und lassen uns heute nur mehr die 
Alternative 

(Zurufe von der SPD) 

— nur mehr die Alternative zwischen dem Verdur-
sten und einem Glas Wasser. Das ist Ihre Alter-
native, da haben Sie  es hingebracht. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Niemand hat es mit besseren Worten gesagt als der 
frühere Außenminister Dr. Gerhard Schröder. Er 
sagte: Das haben Sie zu verantworten. Kein Weg 
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führt darüber hinaus. Das ist Ihr Risiko. Das 
ist Ihre Politik, sonst nichts. 

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU. — 
Abg. Wehner: Nehmen Sie ein Glas Wasser 

mit!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der 
Herr Bundeskanzler. 

Brandt, Bundeskanzler: Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Der Bundesaußenminister wird 
heute vormittag auf eine Reihe von Fragen ein-
gehen, die hier im Laufe der Debatte aufgeworfen 
worden sind, obwohl es sich zum großen Teil um 
Fragen handelt, die schon im Bundesrat gestellt und 
im Anschluß daran von der Bundesregierung beant-
wortet worden sind. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Einige Fragen werden im Ausschuß behandelt wer-
den. Davon ist auch Herr Dr. Barzel in seiner ersten 
Rede ausgegangen. Das, was Herr Zimmermann so-
eben gemacht hat, nämlich aus dem Zusammenhang 
gerissene Zitate aus vertraulichen Ausschußsit-
zungen des Bundesrates vorzubringen, ist eine Me-
thode, auf die sich der Bundeskanzler nicht einlassen 
kann. 

(Sehr gut! und Beifall bei den Regierungs

-

parteien.) 

Ich möchte mich jetzt nur ganz kurz äußern, um der 
Opposition die Möglichkeit zu geben, durch die Klar-
stellung ihres Standpunktes dazu beizutragen, daß 
auf Grund dieser Debatte deutsche Interessen nicht 
Schaden leiden. 

Erstens. Nachdem sich Vertreter der Opposition 
teils für das Berlin-Abkommen, teils gegen das Ber-
lin-Abkommen ausgesprochen oder — wie Herr Kol-
lege Schröder — nicht dazu geäußert haben, wäre es 
gut zu wissen: können wir unseren Verbündeten 
sagen, daß alle Parteien in diesem Hohen Hause 
für das krisenüberwindende Berlin-Abkommen sind 
und wünschen, daß es so bald wie möglich in Kraft 
gesetzt werden kann? 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Die Antwort sollte nicht schwerfallen; sie dürfte 
und sollte nicht ausbleiben. 

Zweitens. Herr Kollege Barzel sollte, so meine ich, 
bestätigen, daß er sich in bezug auf den  Briefwech-
sel Adenauer-Bulganin vom September 1955 geirrt 
hat. 

(Sehr wahr! bei der SPD.) 

Er hat gemeint, der Vertrag vom 12. August 1970 
in Moskau beende die Wirkungen aus dem soeben 
genannten Briefwechsel. Die Regierung hat darge-
legt, daß das Gegenteil richtig ist. Dies bedeutet na-
türlich nicht, Herr Kollege Barzel, daß Adenauer und 
Bulganin mit deutscher Einheit dasselbe gemeint 
haben. Davon sind sie damals nicht ausgegangen, da-
von gehen wir heute nicht aus. Aber was damals 
festgehalten wurde, ist nicht untergegangen, und 
dies muß man bitte zur Kenntnis nehmen, wenn man 

die deutschen Interessen in diesem Zusammenhang 
nicht schwächen will. 

Drittens. Herr Kollege Marx sollte bitte seinen 
Protest gegen meine Feststellung zurücknehmen, daß 
das in der Charta der Vereinten Nationen nieder-
gelegte Recht auf Selbstbestimmung im geschicht-
lichen Prozeß auch den Deutschen zustehen müsse, 
und das heißt doch für jeden, der nicht bösen 
Willens ist: verwirklicht werden muß. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich habe hier nur bestätigt, was mit genau denselben 
Worten im Bericht zur Lage der Nation vom Januar 
vorigen Jahres stand, und ich denke, man wird mir 
zugeben, daß leider schon 40 Jahre des geschicht-
lichen Prozesses hinter uns liegen. Warum 40 Jahre? 
Weil sie 1933 die Selbstbestimmung blockiert ist, 
erst durch uns selbst und dann durch andere. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Viertens. Da in den drei Punkten, die Herr Barzel 
zur Vorbedingung für eine positive Würdigung der 
Verträge genannt hat, von territorialen Fragen nicht 
die Rede war, wäre es gut, gemeinsam mit der Oppo-
sition feststellen zu können, daß die Bunderepublik 
Deutschland keine territorialen Ansprüche zu stellen 
hat. Meine Damen und Herren, was immer dazu 
außerhalb dieses Hauses gesagt worden sein mag, 
es würde helfen, wenn die Opposition hierzu wenig-
stens das bestätigte, was die Regierung der Großen 
Koalition gemeinsam ausgesprochen hat: Diese Bun-
desrepublik Deutschland hat keine territorialen An-
sprüche; sie geht von den Grenzen aus, mit denen 
wir es zu tun haben. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Bundes-
kanzler, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn 
Abgeordneten Dr. Jaeger? 

 

Brandt, Bundeskanzler: Ich möchte jetzt im Zu-
sammenhang vortragen, wie es Ihre Herren auch 
getan haben. 

(Abg. Rawe: Herr Zimmermann hat hier 
gerade sieben Zwischenfragen zugelassen! 

— Weitere Zurufe von der CDU/CSU.) 

Fünftens. Da den Ausführungen des Herrn Bun-
desaußenministers insoweit nicht widersprochen 
worden ist, wäre ich froh feststellen zu können, daß 
nicht aufrechterhalten wird, was draußen über mit 
diesen Verträgen zusammenhängende Reparations

-

lasten gesagt worden ist. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu

-

rufe von der CDU/CSU.) 

Diese Klarstellung wäre auch deshalb wichtig, da-
mit niemand in der Welt glaubt, in bezug auf Repa-
rationen die Opposition gegen die Bundesregierung 
in Anspruch nehmen zu können. 

(Erneuter Beifall bei den Regierungspar

-

teien.) 

Sechstens. Herr Kollege Strauß sollte sich bitte 
überlegen, ob er den Angriff auf unsere Verbünde-
ten aufrechterhalten will, der darin liegt, daß er 



9948 	Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode — 173. Sitzung. Bonn, Freitag, den 25. Februar 1972 

Bundeskanzler Brandt 
über die von ihnen gebilligten Verträge sagt, sie 
festigen den sowjetischen Herrschaftsstand, und zwar 
über das Militärische hinaus. Wir sollten bei allem 
Für und Wider ein gemeinsames Interesse daran 
haben, den Westmächten nicht zu unterstellen, daß 
sie mutwillig oder unbedacht gegen ihre eigenen 
und unsere gemeinsamen Interessen verstoßen. 

Siebtens. Dies gilt auch für die Kennzeichnung der 
geplanten Konferenz über Sicherheit und Zusam-
menarbeit in Europa, unter Teilnahme der Vereinig-
ten Staaten und Kanadas wohlgemerkt, der Kenn-
zeichnung einer ' so geplanten Konferenz als — ich 
zitiere Herrn Strauß — eines Instruments der so-
wjetischen Weststrategie. Niemand wird überrascht 
sein — ich bin es jedenfalls nicht —, daß die Sowjet-
union und die Staaten des Warschauer Pakts hierzu 
ihre Vorstellungen entwickeln. Das tun auch die 
Neutralen, das tun nicht zuletzt die atlantische 
Allianz und die westeuropäische Gemeinschaft. Die 
Frage ist nur: Will die Opposition mit ihren Einlas-
sungen sagen, daß falsch ist und daß sie ablehnt, 
was in der NATO und in den außenpolitischen Kon-
sultationen der westeuropäischen Staaten zum 
Thema einer Konferenz über Sicherheit und Zusam-
menarbeit in Europa entwickelt wird? 

(Abg. Dr. Apel: Genau das ist die Frage!) 

— Das ist die Frage. Es wäre nicht hilfreich, wenn 
die Opposition das sagen wollte. Uns würde es aller-
dings nicht davon abhalten, gerade in dieser Frage 
weiterhin zu dem zu stehen, was unsere Verbünde-
ten und wir gemeinsam vertreten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Achtens. Herr Strauß hat zu Unrecht einen Wider-
spruch gesehen zwischen der westeuropäischen Eini-
gung und den Möglichkeiten gesamteuropäischer 
Sicherheit und Zusammenarbeit. Zu Unrecht, sage ich; 
denn wir beweisen mit unseren Partnern im Westen, 
daß die westeuropäische Gemeinschaft vorange-
bracht werden kann, und wir nehmen die Möglich-
keiten ernst, ohne sie zu überschätzen, die sich über 
die Blöcke hinweg und trotz weiterbestehender Dif-
ferenzen im gesamteuropäischen Rahmen ergeben 
mögen. Wir haben hier eine gemeinsame Politik mit 
unseren atlantischen und westeuropäischen Partnern. 
Es wäre nicht zuviel verlangt, wenn die Opposition 
sich fragte: Kann das völlig falsch sein, was die Bun-
desregierung hier gemeinsam mit den atlantischen 
und westeuropäischen Partnern vertritt? 

Herr Strauß hat Anstoß genommen an meinem 
Ausdruck, außerhalb dieses Hauses gefallen, „Frie-
densbund". Was habe ich dazu wirklich am 11. De-
zember vergangenen Jahres in Oslo gesagt? Ich muß 
es hier einmal wörtlich vorlesen: 

Europa, das seine ungebrochene Lebenskraft 
nach dem letzten Krieg bewies, hat seine Zu-
kunft nicht hinter sich. Es wird sich im Westen 
über die Wirtschaftsgemeinschaft hinaus — im 
Sinne Jean Monnets — in einer Union zusam-
menfinden, die auch ein Stück westpolitischer 
Verantwortung übernehmen kann, unabhängig 
von den USA, aber, wie ich sicher bin, fest mit 
ihnen verbunden. Gleichzeitig gibt es Chancen 
für gesamteuropäische Kooperation und Frie

-

denssicherung, vielleicht so etwas wie eine 
europäische Partnerschaft für den Frieden. 
Wenn ich nicht wüßte, welche praktischen und 
ideellen Hindernisse noch zu überwinden sind, 
würde ich hier sogar von einem europäischen 
Friedensbund sprechen. 

Das habe ich gesagt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Dr. Apel: So wird hier verfälscht!) 

Das heißt: Entwicklung Westeuropas zur Union im 
Sinne Jean Monnets. 

(Abg. Reddemann: In welcher Generation 
denn?) 

— In dieser Generation schon mehr als Sie durch 
Ihr Gerede, verehrter Herr Zwischenrufer — 

(Beifall bei den Regierungsparteien) 

und über das Europa hinaus das, was gesamteuro-
päisch möglich ist. Dann habe ich die Elemente ent-
wickelt. 

Ich füge in aller Offenheit hinzu: Das vorsichtige 
Anpeilen dieses Ausdrucks „Friedensbund" hatte 
auch den Sinn, nicht allein auf die Formel „Friedens-
ordnung" angewiesen zu sein, die ich im übrigen 
auch verwende. Denn alle Fachleute — auch bei 
Ihnen jedenfalls einige der Fachleute — wissen, 
wie vielen Mißdeutungen und aus der Vergangen-
heit herrührenden Vorurteilen der Terminus „Frie-
densordnung" bei der Übersetzung in andere Spra-
chen begegnet. Also: Warum Streit in dieser Sache? 
Warum sagen Sie nicht, warum sagen wir nicht — 
wiederum trotz des sonstigen Für und Wider — alle 
miteinander: Die Deutschen wären glücklich, wenn 
sie dazu beitragen könnten, daß aus zunächst noch 
so mühsamen und vorsichtig anzugehenden gesamt-
europäischen Konferenzen eines Tages sogar ein 
Friedensbund wird. Denn wer für den Frieden ist, 
kann nicht aus Prinzip gegen einen Friedensbund 
sein, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Damit komme ich zu meiner neunten und letzten 
Bemerkung. Ich werfe eine praktische Frage auf. 
Vertreter der Opposition, auch Herr Dr. Barzel als 
ihr erster Mann, habe bemängelt, daß die Verträge 
noch keine konkreten, zumal wirtschaftlichen Wir-
kungen gezeigt hätten. Das ist zwar in dieser Ver-
allgemeinerung nicht richtig, aber richtig ist gewiß, 
daß die praktischen Fragen erst langsam angepackt 
werden können, daß die Wirkungen auf manchen 
Gebieten natürlich erst voll zum Tragen kommen 
können, wenn die Verträge in Kraft getreten sind. 
Jedenfalls handelt es sich um Fragen von großer 
Bedeutung. Die Regierung ist an, der Arbeit, ohne 
übertriebene Erwartungen, aber in vollem Ernst. 

(Abg. Dr. Stark [Nürtingen] : Die Erwartun

-

gen sind gesunken!) 

Meine Frage ist die: Ist die Opposition unabhän-
gig von dem Streit hier bereit, ihre Anregungen, 
von denen ich annehme, daß sie sie hat, zur Ver-
fügung zu stellen und mit uns zu erörtern, damit 
nach Inkrafttreten der Verträge oder auch schon vor-
her gewürdigt werden kann, was sie für den Aus- 
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bau der wirtschaftlichen, der wissenschaftlichen und 
der kulturellen Zusammenarbeit berücksichtigt sehen 
möchte. Hier geht es nicht um politische Glaubens-
fragen, meine Damen und Herren, sondern um prak-
tische Fragen, an deren Lösung viele interessiert 
sind. Deshalb werden viele mit mir wissen wollen, 
wie Sie, meine verehrten Kollegen von der Opposi-
tion, zu dieser Frage stehen. Ein Nein würde der 
Sache nicht gerecht. Ein Offenhalten im Sinne des 
Liegenlassens und des Abwartens käme leider einem 
verklausulierten Nein gleich. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat 
der Abgeordnete Barzel. 

Dr.  Barzel (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Der Bundeskanzler hat einige 
direkte Fragen an mich gerichtet, einige präzise und 
in dem letzten Teil wohl etwas grundsätzlichere 
Fragen. Ich will sie beantworten. 

Zunächst, Herr Bundeskanzler, Ihre Frage nach 
Berlin. Die Haltung der CDU/CSU-Bundestagsfrak-
tion ist Ihnen, dem Hause, den Mächten bekannt. Sie 
ist hier durch meinen Kollegen Stücklen in meiner 
Abwesenheit, ich glaube am 10. Dezember, vorge-
tragen worden und gestern, wie ich glaube, in einer 
sehr guten Weise von unserem Kollegen Amrehn 
wiederholt und akzentuiert worden. Außerdem liegt 
dieses Abkommen aus Gründen, die wir alle kennen 
und respektieren, dem Hause nicht zur Zustimmung 
vor. Diese Frage ist also beantwortet, sie ist ja auch 
wohl nur zu anderen Zwecken gestellt worden. 

(Abg. Dr. Apel: Herr Kiesinger hat aber 
etwas anderes von sich gegeben!) 

— Herr Apel, es wäre für mich die größte Überra-
schung, wenn Sie bei dieser Rede, die ich jetzt zu 
halten die Absicht habe, mir einmal zuhören könn-
ten. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Es ist dann, Herr Bundeskanzler, von dem Brief-
wechsel, den auch der Kollege Ehmke gestern einen 
Vertrag genannt hat — das ist es ja auch —, zwi-
schen Adenauer und Bulganin die Rede gewesen. 
Wir haben diese Debatte im vergangen Jahr schon 
einmal gehabt. Die Bundesregierung hat damals 
meiner Auffassung nicht widersprochen. Ich will 
mich jetzt gleichwohl erneut damit auseinander-
setzen, und zwar an Hand der amtlichen Dokumente: 
Hier ist der amtliche Band über den Briefwechsel 
damals. Der Vertrag Adenauer-Bulganin vom 
13. September 1955 enthält drei Absätze. Der dritte 
Absatz ist der, um den es hier geht; ich verlese ihn: 

Die Bundesregierung geht hierbei davon aus, 

— entsprechend hat die Sowjetunion das ja be-
stätigt — 

daß die Herstellung und Entwicklung normaler 
Beziehungen zwischen der  Bundesrepublik 
Deutschland und der Sowjetunion zur Lösung 
der ungeklärten Fragen, die das ganze Deutsch-
land betreffen, beitragen wird und damit auch 
zur Lösung des gesamten nationalen Hauptpro

-

blems des deutschen Volkes, der Wiederher-
stellung der Einheit eines deutschen demokrati-
schen Staates, verhelfen wird. Diese Erklärung 
tritt in Kraft, sobald ... 

Das ist der Text. Es kann also niemand bestreiten, 
daß Gegenstand der deutsch-sowjetischen Beziehun-
gen bei ihrer Aufnahme auch die Bezugnahme auf 
die Lösung der ungelösten deutschen Frage war, — 
und das nicht irgendwie, sondern mit der präzisen 
Aussage der Wiederherstellung der Einheit eines 
deutschen Staates. Das, meine Damen und Herren, 
ist die Basis. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Rösing: 
Und das steht im Schlußkommuniqué!) 

Wenn Sie sich jetzt mit Verantwortlichen der So-
wjetunion unterhalten, werden sie Ihnen sagen, zu 
dieser Frage hätten sie keine Erklärung mehr abzu-
geben, weil der jetzt vorliegende Vertrag alles 
a b s c h l i e ß e n d regele. In diesem Vertrag steht 
in der Präambel — ich zitiere aus dem amtlichen 
Buch, das die Bundesregierung selbst dazu vorgelegt 
hat — im dritten Absatz: 

In Würdigung der Tatsache, daß die früher 
von ihnen verwirklichten vereinbarten 
Maßnahmen, insbesondere der Abschluß des 
Abkommens vom 13. September 1955 über die 
Aufnahme der diplomatischen Beziehungen, 
günstige Bedingungen für neue wichtige Schritte 
zur Weiterentwicklung und Festigung ihrer ge-
genseitigen Beziehungen geschaffen haben 

Ich zitiere diese Präambel nicht nur, weil damit — 
im Vertragstext — noch einmal bewiesen wird, daß 
es auch früher Beziehungen und alle möglichen 
günstig beurteilten Dinge von der Sowjetunion gab, 

(Abg. Rösing: Das hat Herr Ehmke gestern 
unterschlagen!) 

sondern auch deshalb, weil darin — das ist doch 
der Trick dieses Vertragswerks — das Wort „ver-
wirklicht" eingefügt ist. Die deutsche Einheit hat 
nicht verwirklicht werden können; 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Rösing: 
Das hat Herr Ehmke unterschlagen!) 

also hat doch die Bundesregierung hier das Fehlen 
dieser damaligen Geschäftsgrundlage der Aufnahme 
der Beziehungen jetzt vertragskräftig verändert. Das 
ist doch die Lage. Dieses Fehlen bezeichnen sowjet-
russische Gesprächspartner doch als die Geschäfts-
grundlage dieses Vertrages. Das ist die Wirklich-
keit, und daran kann keiner vorbei. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Herr Bundeskanzler, wenn Sie dieser völlig un-
widerlegbaren Ansicht über das, was Sie verabredet 
haben, nicht zustimmen würden, hätten Sie selbst 
doch längst in den Debatten des vergangenen Jahres 
hierher kommen können, Sie hätten dafür sorgen 
können, daß die Sowjetunion irgendeine Bestätigung 
für die schönen Worte gibt, die Sie hier im Hause 
finden, die nur nirgendwo in den Texten oder in 
den Kommuniqués niedergelegt sind. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.) 
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Herr Bundeskanzler, Sie haben dann noch einmal 

das Problem der — wie Sie es nennen — „territo-
rialen Forderungen" aufgeworfen. Ich möchte Ihnen 
dazu folgendes sagen, — auch als ein Stück der 
Antwort auf den Kollegen Ehmke, wobei ich nicht 
genau weiß, ob er gefragt hat, um Antworten zu 
bekommen, denn als mein Kollege Windelen sie 
ihm gab, war er ja nicht anwesend. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, ich antworte wie folgt. 
Wir sehen die Realitäten in Deutschland, auch die, 
die uns nicht passen. Wir sehen auch, daß die DDR 
existiert. Aber für uns ist diese Realität so, wie sie 
ist, eben nicht annehmbar. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Nun, Herr Bundeskanzler, hoffe ich, wird dies ver-
standen werden: Die ausdrückliche Aufnahme des 
Selbstbestimmungsrechtes in den Vertragstext und 
nicht das Fehlen einer früher vorliegenden Ver-
einbarung über die Herstellung der deutschen Ein-
heit hätte doch das ganze Vertragswerk nicht nur 
in anderem Lichte erscheinen lassen, es nicht nur 
anders interpretierbar gemacht, sondern das Ver-
tragswerk hätte einen anderen Inhalt gehabt. Wenn 
in dem Vertrag an irgendeiner Stelle stünde: die 
deutsche Einheit ist noch durch Selbstbestimmung 
herzustellen, wäre doch ganz unmißverständlich und 
ohne jede Interpretationsnotwendigkeit klar, daß 
alle Grenzerklärungen Beschreibungen und nicht 
endgültige Festlegungen sind. Das ist doch der 
Punkt, Herr Bundeskanzler. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Nun sagt die Regierung — und das ist noch eine 
wichtige Frage — hier im Hause, obwohl sie es 
draußen nicht sagt und nicht beweisen kann, das 
Ganze sei doch nur eine Beschreibung der Lage, wie 
sie jetzt sei, und das Ganze sei ein Modus vivendi. 
Und so ist es dann auch gegenüber einigen Alliierten 
vorgetragen worden. 

Wir müssen doch jetzt feststellen, daß beide Part-
ner dieses Vertrages dem Vertragswerk einen ganz 
anderen Inhalt geben, als diese Regierung ihn hier 
darstellt. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ist es denn vielleicht nicht die Pflicht der Opposition, 
wenn das Haus hier zustimmen soll, vorher zu prü-
fen, was hier wirklich zur Abstimmung steht? Das 
muß doch geprüft werden. 

(Erneuter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Denn wenn dies nicht klar ist, Herr Bundeskanzler, 
dann wird nicht das eine oder andere flüchtige Wort 
des einen oder anderen uns helfen, wenn neuer 
Konflikt entsteht wegen der Dissense, wegen der 
mangelnden Einigkeit in diesem Vertrag. Deshalb 
wird dies zu klären sein. Es wird hier zu klären 
sein, und es wird in den Ausschüssen zu klären sein. 
Der Kollege Scheel wird dort sicher Gelegenheit 
nehmen, die Antworten seiner sowjetrussischen Ge-
sprächspartner auf die Passagen vorzutragen, die 
er hier im Hause über seine eigenen Ausführungen 
gemacht hat. Wir wenigstens werden den Stand 

unserer Erkenntnisse aus solchen Gesprächen vor-
tragen. Und dann wollen wir noch einmal sehen: 
Bekommen Sie von Ihren Partnern in irgendeiner 
Weise eine Bestätigung für die Thesen, die Sie hier 
mündlich und zum Teil — in der Antwort auf die 
Große Anfrage — auch schriftlich von sich geben? 
Das ist doch die Frage. Sie reden darüber, aber Sie 
erhalten dies nicht als eine gemeinsame Auffassung 
bestätigt. 

Damit erscheint der Gewaltverzicht doch in einer 
besonderen Situation. Ich möchte das jetzt gleich 
sagen. Die Bundesregierung führt aus — und das ge-
hört unmittelbar hierher —, der Gewaltverzicht, den 
die Sowjetunion erklärt habe, sei so vollständig wie 
der, den der Westen erklärt habe; und er sei voll 
vergleichbar mit dem, den wir mit den Westmächten 
erreicht hätten. Meine Damen und Herren, auch 
diese Behauptung — ihr wird im Ausschuß im ein-
zelnen nachzugehen sein — ist doch eine Behaup-
tung, die bei genauerem Betrachten nicht stimmt. 

(Abg. Frau Kalinke: Sehr wahr!) 

Mit den Westmächten haben wir Verträge, in denen 
diese sich wie wir verpflichten, a) die Einheit 
Deutschlands durch freie Selbstbestimmung zu er-
reichen und b) eine gemeinsame Politik auf dieses 
Ziel hin ausschließlich ohne Gewalt, nur mit fried-
lichen Mitteln zu betreiben. Das ist die Gewaltver-
zichtslösung mit unseren westlichen Verbündeten. 

Und wie sieht der Gewaltverzicht aus, der nun 
hier kommt? In diesem Vertrag dagegen fehlt jeder 
Bezug auf Selbstbestimmungsrecht und deutsche 
Einheit, und die bisher dazu bestehende Verabre-
dung ist entfernt. 

Sie hatten zuerst gesagt, der Gewaltvorbehalt der 
Sowjetunion sei „verschwunden". Jetzt sagen Sie 
selber, der Gewaltvorbehalt, den wir nach wie vor 
für illegal halten, für eine Anmaßung —, dieser In-
terventionsvorbehalt der Sowjetunion sei trotz die-
ses Vertrages nur „überlagert". Zu wessen Disposi-
tion steht, festzustellen, ob er wieder einmal gilt 
oder ob er überlagert ist? Wo steht das, meine 
Damen und meine Herren? 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Deshalb ist es für den, der die Vertragsvorgeschichte 
kennt, doch naheliegend, die Frage aufzuwerfen, ob 
dieser Vorbehalt etwa wieder aufleben soll, wenn 
eine aktive, auf die Einheit Deutschland gerichtete 
friedliche Politik betrieben wird. Diese Frage wird 
im Ausschuß noch sorgfältiger als hier in der Öffent-
lichkeit zu behandeln sein. 

Heute genügt festzustellen: Es ist einfach nicht im 
Einklang mit den Tatsachen und deshalb nicht wahr, 
wenn man behauptet, der Gewaltverzicht nach Osten 
sei von gleicher substantieller, materieller Qualität 
wie der, den wir mit den Westmächten erreicht 
haben.  — 

Herr  Bundeskanzler, ich weiß nicht, ob Sie viel-
leicht auch noch eine Frage von uns aufzunehmen 
und zu beantworten bereit sind. Ich habe den Ein-
druck, daß dieser Teil der Debatte nun dazu führt, 
die Punkte herauszuarbeiten, um die es im Ausschuß 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode — 173. Sitzung. Bonn, Freitag, den 25. Februar 1972 	9951 

Dr. Barzel 
gehen wird und um die es gehen wird, wenn wir 
hier in zweiter Lesung entscheiden. 

Sie haben sich bei Ihrer zweiten Intervention vor-
gestern gegen eine Behauptung verwahrt, daß Sie 
mit Herrn Breschnew irgend etwas über Neutralisie-
rung verabredet hätten. Aber Sie haben dann einen 
Satz hinzugefügt. Ich räume ein, daß ich ihn etwas 
überhört hatte; aber aus dem Protokoll ergibt es 
sich. Sie haben dann gesagt: 

Ein ungeteiltes und im Sinne des Grundgeset-
zes demokratisch regiertes Deutschland außer-
halb der Militärblöcke hätte eine der wesent-
lichsten Spannungsursachen gar nicht erst ent-
stehen lassen. 

Über diesen Satz, Herr Bundeskanzler, könnte man, 
so wie er da steht, im luftleeren Raum, reden. Aber 
er ist doch irreführend; 

(Zuruf von der CDU/CSU: Genau!) 

denn — Herr Bundeskanzler, wir sind uns doch 
sicherlich über den geschichtlichen Ablauf der Nach-
kriegszeit einig —: 

(Abg. Rösing: Sollte man meinen!) 

Militärblöcke und z. B. unsere Zugehörigkeit zu dem 
einen sind doch erst sehr viel später entstanden. 

(Abg. Dr. Marx [Kaiserslautern] : So ist es! 
— Abg. Rösing: Nach der Luftbrücke!) 

Die NATO gibt es seit 1949. 

(Abg. Dr. Marx [Kaiserslautern] : Das war 
die Antwort!) 

Wir sind darin, glaube ich, seit 1955. Die NATO ist 
doch nicht, meine Damen und Herren, eine Ursache 
von Spannungen, sondern ist die Antwort auf den 
Machtwillen der Kommunisten! 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Dieser Machtwille ist doch nicht eine Erfindung von 
irgendwem I 

(Abg. Katzer: Sehr wahr!) 

Den haben wir doch gespürt in der Blockade Ber

-

lins, 
(Abg. Stücklen: Und an anderem!) 

in dem Umsturz in der Tschechoslowakei, der doch 
das Signal für die Bildung der NATO war; und da ist 
ja inzwischen noch einmal etwas passiert. 

Nein, meine Damen und Herren, wenn wir nicht 
ganz klar sehen, daß das Bündnis und die deut-
sche Spaltung nur Folgen, Konsequenzen, Antwor-
ten auf die kommunistische Herausforderung sind, 
wenn wir uns darüber nicht klar sind, werden wir 
weiterhin die falschen Dinge für Spannungsursachen 
halten, 

(Abg. Katzer: Sehr wahr!) 

nämlich andere Dinge als die Forderungen dier Kom-
munisten, und wir sitzen am Schluß auf der falschen 
und schiefen Bahn. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Herr Bundeskanzler, ich hätte erwartet, daß Sie 
noch ein Wort zu einem Punkt gesagt hätten, den 
der Kollege Mattick gestern hier in die Debatte ein

-

geführt hat. Herr Kollege Mattick, ich fand es eini-
germaßen unverständlich und eigentlich, sagen Wir, 
unglaublich, daß Sie — —

(Zurufe von der SPD: Herr Oberlehrer! — 
Der  Oberlehrer ist wieder am Werk! — 

Jetzt kommen wieder die Zensuren!) 

— Ich sage hier meine Meinung, und wie Sie das 
qualifizieren, meine Damen und Herren, ist völlig 
Ihre Sache! 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich bin dafür, daß Sie Ihre Meinung sagen, aber mög-
licherweise nicht in der Tonlage, in der wir es 
gestern von dort gehört haben, meine Damen und 
Herren. 

(Erneuter Beifall bei der CDU/CSU. — Zu

-

rufe von der SPD.) 

Herr Kollege Mattick sagte also zur Begründung 
der Politik, die diese Regierung treibt und die min-
destens zur staatlichen Anerkennung der DDR schon 
geführt hat, Frankreich hätte sich doch sicher ohne-
hin bald in dieser Richtung bewegt. 

(Zuruf des Abg. Stücklen.) 

Das, meine Damen und Herren, ist ein Vorwurf, 
der praktisch bedeutet, daß unser französischer 
Nachbar, mit uns durch einen besonderen Freund-
schaftsvertrag verbunden, möglicherweise bereit 
gewesen wäre, sein Wort zu brechen. Das ist doch 
der Vorwurf, der in dieser Sache steckt, Herr 
Mattick I 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU.) 

Und ich glaube, dazu hätte eigentlich der Kanzler 
etwas sagen müssen. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von 
der SPD.) 

Meine Damen und Herren, deshalb halte ich hier 
fest: Herr Bundeskanzler und Herr Bundesaußen-
minister, Sie haben mit Ihrer ersten Regierungs-
erklärung die sowjetische Forderung erfüllt, die DDR 
zum zweiten deutschen Staat zu erklären. Dieser 
fundamentale Vorgang erfolgte ohne vorherige 
Konsultation der Alliierten, auch ohne vorherige 
Konsultation Frankreichs. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Hier hat die deutsche Politik z. B. Frankreich vor 
ein Fait accompli gestellt, und deshalb müssen Sie 
auch in dieser Sache wissen, wo Ursache und Wir-
kung zu Hause sind, meine Damen und Herren. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß unser 
französischer Nachbar, der sich in der Deutschland-
frage absolut vorbildlich verhalten hat, auf dieser 
Linie geblieben wäre, wenn nicht, meine Damen und 
Herren, diese Bundesregierung 

(Abg. Dr. Stark (Nürtingen): Sehr richtig!) 

durch eine einseitige, unkonsultierte Vorleistung 
ein Fait accompli geschaffen hätte. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Auch ein anderes der Argumente der Regierung 
muß man sich wieder ansehen, weil ja hier überall 
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ein anderer Eindruck erweckt wird, als ihn die Wirk-
lichkeit beim genauen Betrachten hergibt. Die Grenz-
regelung, so sagt man, und die Verträge dazu seien 
nötig, um die Vereinigung des freien Europa besser 
betreiben zu können, da man sich in anderen Län-
dern des freien Europa zu weiteren Schritten auf die 
Einheit hin nicht bereitfinde, solange die deutsche 
Ostgrenze offen sei. So lautet diese These. Hierzu 
haben meine Kollegen Schröder und Marx gestern 
bereits mit Recht betont, daß sich die Bundesregie-
rung hier in Widersprüche verwickelt, welche ihre 
Glaubwürdigkeit nicht erhöhen. Denn die Bundes-
regierung behauptet doch auf der anderen Seite, sie 
habe die Grenzen gar nicht endgültig anerkannt. 

Aber lassen Sie mich zu dem Kern dieses Argu-
ments vorstoßen, denn mit dieser Sache versuchen 
Sie ja draußen im Lande und auch bei Verbündeten 
Eindruck zu machen. Wann sind eigentlich die Durch-
brüche in der Europapolitik passiert, die zur west-
europäischen Einigung führen sollen? Die Gemein-
schaft für Kohle und Stahl, die Wirtschaftsgemein-
schaft, Atomgemeinschaft, Europarat, Westeuro-
päische Union und wie sie alle heißen, all diese 
Durchbrüche erfolgten zusammen mit unseren euro-
päischen Partnern, ohne daß wir je unsere An-
sprüche auf das Selbstbestimmungsrecht verschwie-
gen, zurückgenommen oder auch nur in Zweifel ge-
zogen hätten. Das haben wir nicht nur nicht getan, 
sondern das hat auch keiner von uns verlangt. 

Im Gegenteil, man gab uns nicht nur Worte für 
die Unterstützung unseres Wunsches, sondern auch 
Taten, meine Damen und Herren. Zum Beispiel dies: 

Die Hohen Vertragsparteien - 
- daß muß man doch einmal vorlesen, wenigstens 
ein Stückchen davon, damit man sieht, welchen 
Weg abwärts diese Politik eigentlich betreibt — 

(Zurufe von der SPD) 

— hören Sie sich das erst an, und bilden Sie sich 
selbst ein Urteil — 

unter Berücksichtigung der zur Zeit infolge der 
Teilung Deutschlands gegebenen Verhältnisse 
sind über folgende Bestimmungen übereinge-
kommen, die diesem Vertrag als Anhang beige-
fügt sind: 
(1) Da der Handel zwischen den deutschen Ge-
bieten innerhalb des Geltungsbereichs ides 
Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutsch-
land und den deutschen Gebieten außerhalb 
dieses Geltungsbereichs Bestandteil des inner-
deutschen Handels ist, erfordert die Anwendung 
dieses Vertrags in Deutschland keinerlei Än-
derung des bestehenden Systems dieses Han-
dels. 

So geht es weiter, und es kommt dann dazu, daß 
praktisch das Gebiet, das man damals allgemein als 
das „sowjetisch besetzte Gebiet Deutschlands" be-
zeichnete, Vorteile über den innerdeutschen Handel 
im gesamteuropäischen Zusammenhang hatte. 

(Bundeskanzler Brandt: Was ist mit der 
Oder-Neiße-Linie?) 

Dieses Abkommen vom 25. März 1957 trägt die 
Unterschriften Belgiens, Deutschlands, Frankreichs, 

Italiens, Luxemburgs und Hollands. Ich nenne sie 
in der Reihenfolge, wie sie hier stehen. 

Meine Damen und Herren, es gibt also z. B. nach 
diesem Protokoll in einem sehr wichtigen Bereich 
eine europäische Regelung, die den gesamtdeut-
schen Zusammenhalt anerkennt, fördert und bestä-
tigt. Diese Realität, die hoffentlich durch keine Poli-
tik irgendwie in Frage gestellt oder beendet wird, 
widerlegt die Behauptung, wir hätten uns im Inter-
esse des europäischen Zusammenschlusses mit der 
Spaltung abzufinden. Nein, meine Damen und Her-
ren, alle Europäer stehen als Demokraten auf der 
Basis des Selbstbestimmungsrechts, und wer diese 
Position vertritt, ist nicht allein. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wenn Sie NATO-Kommuniqués zitieren, zitieren 
Sie doch den  Satz, daß das Maß der Entspannung 
die Freizügigkeit für Menschen, Informationen und 
Meinungen ist. 

'(Erneuter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, dieses Protokoll von 
eben beweist zugleich, daß es früheren Regierungen 
gelang, die deutschen und die europäischen Inter-
essen ineinander zu verflechten und Unterstützung 
anderer für das Ganze zu bekommen. Mit anderen 
Worten, d'as Offensein der deutschen Frage hat 
unsere Partner nie gestört, im freien Europa mit 
uns weiterzumachen. 

(Beifall bei der  CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, auf die letzten Aus-
führungen des Bundeskanzlers, die grundsätzlicher 
Art waren, möchte ich in ähnlicher Weise versuchen, 
unsere Position zu beziehen. Wir sehen — und das 
bestreitet ja wohl auch niemand — in einem auf-
richtigen und umfassenden Interessenausgleich, 
einem Ausgleich zwischen dem deutschen Volk und 
der Sowjetunion eine unerläßliche Voraussetzung 
für eine dauerhafte Friedensordnung in Europa. 
Eine solche Verständigung oder gar eine Aussöh-
nung setzen die tatsächliche gegenseitige Achtung 
der wesentlichen nationalen Interessen der Partner 
voraus. Alles andere wäre nur ein Schein. Es wäre 
alles andere als eine ehrenhafte oder gar dauernde 
Verständigung. Es wäre ein gefährlicher Selbstbe-
trug. Meine Damen und Herren, wir halten eine 
deutsch-sowjetische Verständigung, die  den Namen 
„Normalisierung" verdient, für durchaus möglich 
und wappnen uns mit  der  dafür erforderlichen Ge-
duld. Allerdings schließt es sich eben aus, das Wort 
„normalisieren" zu gebrauchen und dabei Tatbe-
stände zu akzeptieren, 'die  alles andere als normal 
sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Sie haben hier von Geschichte gesprochen. Man 
muß wissen, daß Rußland und Deutschland, wie ich 
meine, bei jeder Annäherung gleichzeitig in ge-
bührender Weise den legitimen Interessen ihrer 
Nachbarvölker in Ost und West Rechnung tragen 
müssen. Die deutsch-sowjetischen Beziehungen dür-
fen für die übrige Welt nie eine Quelle des Miß-
trauens und der Furcht werden. Sie müssen eine 
Garantie der Sicherheit aller sein. Für uns  ist die 
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Einsicht in die europäische Bedingtheit jeder ver-
nünftigen deutschen Politik nicht neu. Wir haben 
aus dieser europäischen Verantwortung heraus ja 
seit 1945 eine rein nationalstaatliche Deutschland-
politik immer abgelehnt — auch dann, wenn sie 
neutralistisch oder pazifistisch war; auch dann, 
wenn wir uns dafür von Kollegen der  anderen bei-
den Seiten dieses  Hauses haben 'schelten hassen 
müssen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Sie haben uns keine europäischen Friedenslektionen 
zu erteilen. Wir 'haben mit dem Vorrang der 
Europapolitik und der Einordnung unserer Inter-
essen in eine 'größere Gemeinschaft allen heutigen 
Verleumdungen und damaligen Widerständen zum 
Trotz eine geschichtliche Wende in Deutschland 
vollzogen. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Dr. 
Wörner: Die  einzige, die diesen Namen 

wirklich verdient!) 

Unser Wille zur Überwindung des nationalen 
Egoismus war und bleibt ein wesentlicher Beitrag 
zu Vertrauen und Frieden in der Welt, auch wenn 
das vielleicht im Augenblick weniger laut bejubelt 
wird. Aber es ist (bekannt — man weiß das —, daß 
es unser Wille bleibt, das europäische Einigungs-
werk des Friedens und des Fortschritts weiter vor-
anzubringen. 

Meine Damen und Herren, die deutsch-sowje-
tische Verständigung darf diesen Beitrag weder ver-
langsamen noch mindern. Herrn Schukows Godes-
berger Rede vom September — ich nenne sie jetzt 
nur einmal als eine veröffentlichte Quelle — ver-
suchte doch, in uns die nationalen Gefühle für die 
gesamteuropäischen Träume und gegen die Frie-
densordnung, die wir nach Westen schon geschaffen 
haben, zu mobilisieren. Trotz dieser und anderer 
— ich spreche das Wort aus — Einflußversuche blei-
ben wir überzeugt, daß nicht nur unser Wille für 
das vereinigte freie Europa stark sein muß, sondern 
auch daß die Sowjetunion, wie ich glaube, ihre 
Position in dieser Frage überprüfen sollte. Sie sollte 
den entschlossenen Einigungswillen der Europäer 
außerhalb des russischen Machtbereiches auf die 
Dauer nicht nur hinnehmen, sondern seine friedens-
sichernde Rolle selbst zu schätzen wissen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, für den gesamteuropä-
ischen Zusammenhalt und die gesamteuropäische 
Zusammenarbeit ist und bleibt es unerläßlich, daß 
die Sowjetunion diese Europäische Gemeinschaft 
akzeptiert und mit ihr die Zusammenarbeit organi-
siert. Die Gemeinschaft selbst sollte diesen Ländern 
nicht nur einen multilateralen Zahlungsausgleich 
vorschlagen, sondern einen Kontaktausschuß mit 
Ländern auch Mittel- und Osteuropas bilden, um 
Zusammenarbeit und Austausch zu vermehren. 

Meine Damen und Herren, wir müssen aber fest-
stellen — das sage ich auf manchen Angriff hin, der 
hier auf unsere Kollegen, die sich zum Zeitpunkt 
dieser Politik geäußert haben, unternommen worden 
ist —, daß die Führung der Sowjetunion in der 
Deutschlandfrage die russischen Interessen bis jetzt 

noch in einer Weise sieht und erzwingt, die den 
elementaren Interessen des deutschen Volkes zu-
widerläuft, nämlich seinem Recht auf Freiheit, 
Selbstbestimmung und Einheit in einer europäischen 
Friedensordnung. 

Ist denn eine Wende — das müßte dem doch ent-
sprechen, wenn man so schwerwiegende Verträge 
hier vorlegt — in den Grundfragen des deutsch-
sowjetischen Interessengegensatzes schon gekom-
men? Oder bewirken diese Verträge, wenn sie in 
Kraft treten sollten, wogegen wir kämpfen, etwa 
diese Wende? Selbst diese Frage ist doch nicht be-
antwortet! Weder die sowjetische Deutschland-
politik noch die russischen Auffassungen über Ber-
lin noch die Einstellung Moskaus zur westeuropä-
ischen Einigung noch die menschenrechtswidrigen 
Zustände in unserem Land gestatten uns, von einer 
Wende dieser Politik der Sowjetunion zu sprechen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Auf sowjetischer Seite ist außer Gesprächsbereit-
schaft, die zur Zeit der vorigen Regierung entstand, 
bisher eine Wende zum Kompromiß in der Sache 
nicht zu erkennen. Wir verstehen dabei durchaus, 
daß die Deutschlandpolitik Stalins auch seinen Nach-
folgern außenpolitische Fesseln im Westen Ruß-
lands angelegt hat. Wir wissen sehr wohl, daß auch 
der Bewegungsfreiheit einer Großmacht Grenzen ge-
setzt sind. Aber wir rechnen darauf, daß auch die 
sowjetischen Führer es einmal vorziehen werden, 
ihre Interessen in Europa mehr auf das Vertrauen 
als auf die Furcht ihrer Nachbarvölker zu gründen. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wir kennen die Geschichte Rußlands und der 
Sowjetunion vor und nach 1945. Wir kennen die 
defensiven wie die offensiven Konsequenzen und 
nehmen diese außerordentlich ernst. Zu diesen Kon-
sequenzen gehört der Wille, bis zur Elbe und zum 
Böhmerwald entschlossen Macht auszuüben, gehört 
der Wille, die Vereinigung des freien Europa nicht 
zustande kommen zu lassen. Vielleicht sehen wir 
das anders als andere. Aber wir glauben, daß hier 
nicht Augenblicksmeinungen oder Hoffnungen, son-
dern objektive Faktoren zur Grundlage unseres 
verantwortlichen Handels zu machen sind; denn 
nicht der Beifall heute, sondern die Geschichte mor-
gen wird ausweisen, wer hier heute richtig Ver-
antwortung wahrgenommen hat. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und 
vereinzelt demonstrativer Beifall bei Ab

-

geordneten der SPD.) 

Wir haben aber nicht nur die beschriebene, von 
uns bewirkte Wende der deutschen Politik zum Vor-
rang Europa zu verzeichnen. Wir sagen nach Westen 
u n d nach Osten: Die ausschlaggebende Wiedergut-
machung Deutschlands — ich sage dieses Wort  — 
lag  und liegt in der klaren Entschlossenheit, sich 
einer erneuten Außerkraftsetzung von Recht und 
Freiheit 

(Abg. Dr. Marx [Kaiserslautern] : Sehr gut!) 

auf deutschem Boden zu widersetzen! 

(Erneuter Beifall bei der CDU/CSU.) 
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Dies gilt ebenso klar wie die Forderung, daß von 
deutschem Boden kein Krieg mehr ausgehen darf. 
Freiheit und Frieden sind für uns unlöslich mitein-
ander verbunden, und deutsche Politik darf nie 
Freiheit gegen Frieden oder Frieden gegen Freiheit 
ausspielen. 

(Abg. Katzer: Sehr gut!) 

Wir haben mit dieser Haltung wie mit der euro-
päischen Wende — das sollte man auch im Osten in 
Rechnung stellen — einen entscheidenden Beitrag 
zur Sicherung des Friedens geleistet. Die klaren 
Prinzipien unserer Außen- und Innenpolitik haben 
sich auch gegen die Verfassungsfeinde von rechts 
wie von links gewendet. Sie haben uns gleichzeitig 
zu einem angesehenen, nicht bequemen, aber klar 
kalkulierbaren Faktor der Weltpolitik gemacht. 
Wenn wir uns hierin treu bleiben und nicht glauben, 
durch faule Kompromisse bleibende Interessenge-
gensätze überspielen zu können, dann wird auch die 
Sowjetunion einer solchen Politik und einem solchen 
Partner ihren Respekt nicht versagen. 

Wenn auch nach sowjetrussischer Auffassung der 
deutsch-sowjetische Vertrag den gesamtdeutschen' 
Friedensvertrag nicht präjudiziert, wenn er die deut-
sche Frage in der Substanz offenhält, wenn er die 
Verantwortung der Vier Mächte für Berlin und 
Deutschland als Ganzes nicht berührt, so frage ich: 
warum steht das dann nicht im Vertragstext selbst? 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Warum weigert man sich dann in Moskau, alles das 
auch nur zu bestätigen? Gerade weil wir die Be-
deutung kennen, die man in Moskau einem feier-
lichen Vertrag beimißt, müssen wir aus internatio-
naler Verantwortung einen Vertrag ablehnen, der 
von vornherein mit Dissensen belastet ist. Das führt 
nur zu neuem Zwist und zu neuem Konflikt, den wir 
nicht wollen; und bei den Interpretationen sind die 
anderen dann die Stärkeren. 

Wir müssen festhalten, daß noch immer die Auf-
fassungen beider Seiten über elementare Grund-
fragen unserer Beziehungen weit auseinander sind. 
Deshalb sage ich: besser kein Vertrag als ein 
mehrdeutiger Vertrag, der die bleibenden Sachge-
gensätze nur verschleiert und damit den Keim für 
neue Spannungen legt. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wenn nicht das Gleichgewicht in Europa gefährdet 
werden soll, dann müssen angesichts der Tatsache, 
daß die kommunistischen Parteien, alle miteinander, 
ihr offensives Ziel in Europa weiter verfolgen, die 
Demokraten weiter von Selbstbestimmung und Frei-
heit reden und sie fordern. Gleichgewicht ist nicht 
nur eine Frage von Truppenzahlen und von Militär, 
es ist zuerst eine Frage der Entschlossenheit, des 
Willens. Wenn hier etwas aufgegeben werden 
sollte, dann wäre das Gleichgewicht gefährdet. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wer — wie wir — einen tragfähigen, für beide 
Seiten fairen Kompromiß sucht, der sucht den Aus-
gleich durch wechselseitiges Entgegenkommen, der 
aber darf weder seinen Willen noch seine Über-
zeugung verstecken, solange der andere mit Ent-

schlossenheit seine Position unverändert vertritt. 
Denn dann gibt es eben keine Verständigung in der 
Sache und keine Lösung auf der Mitte, sondern dann 
gibt es eine einseitige Lösung, wie immer auch die 
Vokabeln lauten mögen. 

Wir sind — ich sage es noch einmal — nach wie 
vor für den gegenseitigen förmlichen Verzicht auf 
jede Androhung und Anwendung von Gewalt ge-
rade deshalb, weil es noch so schwerwiegende 
strittige politische Fragen gibt. Wir sagen dies mit 
Freimut. Diese Position des Freimuts macht doch 
in Moskau Respekt. Glauben Sie denn, daß ein 
Russe anders sprechen würde als ein Deutscher, 
wenn er von der Not des Landes und der Teilung 
und der Unterdrückung spricht? Das kann doch gar 
nicht der Fall sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Die von uns angestrebte Verbesserung der Be-
ziehungen zur Sowjetunion kann nicht losgelöst 
werden von den gegenwärtigen Zuständen im ge-
teilten Deutschland. Die Sowjetunion ist eine der 
Vier für Deutschland und Berlin verantwortlichen 
Mächte. Sie ist mitverantwortlich für die Einführung 
des SED-Regimes in den Nachkriegsjahren. Sie ist 
— trotz der Verantwortlichkeiten der DDR — mit-
verantwortlich für das innerdeutsche Verhalten der 
Regierung in Ost-Berlin. Es scheint uns völlig aus-
sichtslos, die Beziehungen zur Sowjetunion nachhal-
tig und in der Substanz entspannen, normalisieren 
und verbessern zu wollen, während von Ost-Berlin 
eine Politik der Abgrenzung, des Gegensatzes und 
der Feindschaft betrieben wird. 

Wir sehen — auch da braucht uns keiner zu be-
lehren — die wirtschaftlichen Möglichkeiten der Ko-
operation zwischen der Sowjetunion und uns. Wir 
kennen die bekannten Lieferungs- und Finanzie-
rungsschwierigkeiten. Darüber wird man eines Ta-
ges konstruktiv zu sprechen haben. Ich erinnere 
daran, daß dieser Austausch ohne solche spektaku-
lären Verträge von 1959 auf 1969 verdoppelt wurde 
und jetzt stagniert. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Das breite Feld des kulturellen Austausches sollte 
sich zunächst und vor allem — das war immer un-
sere Politik — durch Sich-Vertragen und Sich-Ken-
nenlernen öffnen; man sollte durch offene Grenzen 
zum Frieden kommen, indem man  der  Jugend beider 
Länder die Möglichkeit des Austausches gibt; denn 
„ohne Kenntnis kein Verständnis" sagt der Volks-
mund. Dazu gehört auch der Austausch von Infor-
mationen, von Reisen und von Studienplätzen. Alles 
das ist richtig. Dazu gehört ferner der vermehrte 
Tourismus, der allerdings nicht nur eine deutsche 
Einbahnstraße nach Moskau und Leningrad sein 
darf. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU.) 

Wir wollen möglichst vielen Bürgern der Sowjet-
union zeigen, wie unsere Wirklichkeit ist; wir haben 
hier nichts zu verbergen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich erwähne das weite Feld des technischen und 
wissenschaftlichen Austausches. Wir wissen, daß un- 
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sere beiden Länder einander vieles geben können 
und der eine auf diesem und der andere auf jenem 
Gebiet Vorbildliches geleistet hat. Ich erinnere dar-
an, daß wir schon 1958 einen Handels- und Konsu-
larvertrag abgeschlossen hatten, daß wir 1959 ein 
Kulturabkommen abgeschlossen hatten und daß sich 
das alles entwickelt hat. Es ist eben keineswegs so, 
daß es vor dieser Regierung eine deutsche Politik 
gegenüber der Sowjetunion nicht gegeben hat, und 
es ist auch nicht so, daß es hinterher keine geben 
wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

In manchen Bereichen haben wir viel mehr als an-
dere europäische Länder eine praktische Koopera-
tion, wenn Sie so wollen: einen praktischen Modus 
vivendi ohne den Versuch gehabt, hier notwendige 
Lösungen durch Formeln zu ersetzen. 

Deshalb bin ich überzeugt, daß man auch in der 
Sowjetunion ernsthaft prüft, warum wir die Ver-
träge von Moskau und Warschau ablehnen, näm-
lich aus Verantwortung für einen dauerhaften Frie-
den, für die gesamteuropäische Entwicklung und 
auch für das Wohl unseres Volkes. Sie wird erken-
nen und sie wird sich daran erinnern, daß an unse-
rem Willen zu konstruktiver und aufrichtiger Zu-
sammenarbeit wie auch zum Frieden kein Zweifel 
bestehen kann. Sie wird ebenso erkennen, daß wir 
uns weigern, Tatbestände wie dieses Vertragswerk 
zu schaffen, daß Anlaß zu neuen Zwistigkeiten ge-
ben wird. Man wird dort wie anderswo wissen, daß 
uns niemand für die Folgen der Regierung Brandt

-

Scheel heranziehen kann; denn wir haben immer, 
hier im Parlament wie draußen, von Anfang an un-
mißverständlich klargemacht und begründet, daß 
dieser Politik der notwendige parlamentarische 
Rückhalt fehlt. Das muß hier noch einmal gesagt 
werden. • 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Nicht wir, Sie, Herr Bundeskanzler, stehen für das 
ein, was Sie gegen unseren Willen hier geschaffen 
haben. 

Unsere Nachbarvölker im Westen und im Osten — 
ich denke vor allem an die Polen und die Russen — 
haben ein starkes, ein bewundernswertes Bewußt-
sein ihrer nationalen Identität und ihrer geschicht-
lichen Kontinuität. Ich kann mir nicht denken, daß 
verantwortliche Führer dort wirklich daran glauben, 
das Einheits- und Geschichtsbewußtsein ihres deut-
schen Partnervolkes sei durch Hitlers Krieg, durch 
die Willkür der Nachkriegszeit oder zu guter Letzt 
durch spießigen Wohlstand endgültig untergegan-
gen. 

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU.) 

Es wäre unaufrichtig, das entweder nicht zu sagen 
oder nicht mehr sehen zu wollen. Wer dies hier im 
Hause als verantwortlicher Politiker sagt, aber dann 
Texte vorlegt, in denen das nicht steht, muß sich fra-
gen lassen: Was ist der wirkliche Inhalt dieser 
Texte? Hier wird mehr verschleiert als offengelegt. 

Für uns, meine Damen und Herren, gibt es keine 
Chance, einer Sache zuzustimmen, deren Inhalt un

-

klar ist, die nicht zur Aussöhnung, sondern zur Ver-
härtung führt. 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der CDU/ 
CSU.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat 
Herr Bundesminister Eppler. 

Dr. Eppler, Bundesminister für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit: Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Bei der Rede von Herrn Kollegen Bar-
zel ist mir das eingefallen, was Herbert Wehner zu 
Beginn dieser Debatte gesagt hat, nämlich, wie wir 
uns wohl alle gegen Ende dieser Debatte fühlen 
würden. Ich weiß nicht, was es für einen Sinn hat, 
wenn man hier dieselben Reden unentwegt noch ein-
mal hält. 

Die Fragen, die der Herr Bundeskanzler dem Füh-
rer der Opposition gestellt hat, sind, soweit ich das 
überblicken kann, nur in zwei Punkten klar beant-
wortet worden: 

(Abg. Wehner: Leider wahr!) 

in einem Punkt positiv, nämlich wo es um den wirt-
schaftlichen, technologischen und kulturellen Aus-
tausch ging, in einem anderen Punkt eindeutig nega-
tiv, nämlich do rt, wo es um das Berlin-Abkommen 
geht. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Wehner: 
Leider wahr!) 

Meine Damen und Herren, wie Sie das eines Tages 
vor unseren Verbündeten und vor den Berlinern 
verantworten wollen, ist ganz Ihre Sache. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Unerhört!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Bundesmi-
nister, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn 
Abgeordneten Apel? 

Dr. Eppler, Bundesminister für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit: Bitte! 

Dr. Apel (SPD) : Herr Bundesminister, würden Sie 
vor allem den Herrn Kollegen Barzel darauf auf-
merksam machen, daß in der Berlin-Frage eben kei-
neswegs eine einheitliche Haltung der CDU/CSU. 
Fraktion vorliegt, denn wir alle haben ja noch die 
positive Bewertung von Herrn Kiesinger im Ohr. 

Dr. Eppler, Bundesminister für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit: Nur muß ich hier feststellen, Herr 
Kollege Apel, daß sich der Führer der Opposition 
eindeutig hinter das gestellt hat, was Herr Amrehn 
gestern sagte, und das war ein Nein ohne irgend-
welche Zusätze. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Wehner: 
Leider wahr!) 

Dies ist von uns zur Kenntnis zu nehmen. 

Herr Kollege Barzel, Sie haben noch einmal die 
Frage nach dem Selbstbestimmungsrecht gestellt, 
und ich kann Ihnen nur noch einmal, obwohl das 
uns allen langweilig wird, mit dem antworten, was 
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schon Herr Kollege Ehmke gestern gesagt hat. Vom 
Selbstbestimmungsrecht ist in den Verträgen drei-
mal die Rede: erstens in der Präambel, zweitens in 
Art. 2, wo ausdrücklich auf A rt. 2 der UNO-Satzung 
Bezug genommen wird — in diesem A rt. 2 ist das 
Selbstbestimmungsrecht festgelegt —, und schließ-
lich in Art. 4, der lautet: 

Dieser Vertrag zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Union der Sozialistischen 
Sowjetrepubliken berührt nicht die von ihnen 
früher abgeschlossenen zweiseitigen und mehr-
seitigen Verträge und Vereinbarungen, 

also auch jenes Abkommen vom 13. September 1955, 
von dem Sie hier geredet haben. Wir können Ihnen 
das, was Sie zum 16. Mal fragen, auch zum 17. Mal 
noch antworten. Die Frage ist nur, was dies eigent-
lich noch für einen Sinn haben soll. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Im übrigen, ich fühle mich in diesen zwei Tagen 
bedrückt darüber, wie hier im Hause über das 
Selbstbestimmungsrecht dieses Volkes geredet wird. 
In jedem anderen Land würde das lauten: Es gibt 
kein Volk ohne Selbstbestimmungsrecht, darüber 
gibt es überhaupt keine Debatte. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Sehr 
richtig! bei der CDU/CSU.) 

Dies haben wir im Vertrag festgelegt, dies haben 
wir der Sowjetunion noch einmal geschrieben, dies 
haben wir noch einmal klargelegt. Ich sehe über

-

haut keinen Sinn darin, daß dieses Parlament nun 
noch einmal darüber debattiert, ob wir denn wohl 
nach diesen Verträgen noch ein Selbstbestimmungs-
recht hätten oder nicht. Sind wir uns denn nicht alle 
einig, daß dies ein Recht ist, auf das überhaupt nie-
mand verzichten kann, sogar wenn er wollte? 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Obwohl wir glaubten, das sei nun erledigt, haben 
Sie, Herr Dr. Barzel, noch einmal von den Inter-
ventionsklauseln gesprochen. Sie haben noch einmal 
gefragt, was Überlagerung bedeutet. Ich bin kein 
Jurist, aber soviel habe ich doch begriffen: Über-
lagerung bedeutet, daß wir zwar nicht — weder Sie 
noch wir noch die Sowjetunion, wenn sie es wollte — 
die  UNO-Satzung ändern können, weil sie nämlich 
nicht nur von zweien oder dreien gemacht worden 
ist, daß wir aber sagen können: In unseren bilatera-
len Beziehungen zwischen der Sowjetunion und uns 
gilt der Art. 2 mit dem allgemeinen Gewaltverzicht 
und nicht die Interventionsklausel. Das ist mit der 
Überlagerung gemeint. Das ist Ihnen auch schon 
fünfzehnmal gesagt worden. Wir sind bereit, es auch 
zum 16. und zum 17. Mal wieder zu sagen. 

Herr Kollege Zimmermann hat meinem Freund 
Helmut Schmidt vorgeworfen, er habe schwarz in 
schwarz gemalt. Mein Eindruck ist, das kann der 
Herr Zimmermann viel besser. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD.) 

Er hat bei seiner Rede über die Truppenstärken nur 
eines völlig vergessen, wohl- absichtlich vergessen: 
Durch diesen Vertrag wird im Westen keine einzige 
Kompanie weniger stehen, solange es nicht ein Ab

-

kommen über gleichwertige Rüstungsbegrenzung 
gibt. 

(Abg. Dr. Kliesing [Honnef] : Wann gibt es 
das? — Abg. Dr. Klepsch: Davon ist er doch 
ausgegangen! — Abg. Fellermaier: Der Herr 
Zimmermann leidet öfter an Vergeßlichkeit!) 

Meine Damen und Herren, gestern haben sowohl 
Herr Windelen als auch Herr Kollege Strauß uns 
klargemacht, daß die Union bereit wäre, bei der 
Versöhnung, bei der Ausgleichspolitik mit den Völ-
kern Osteuropas mitzuspielen, daß sie aber eine 
gewaltige Differenz sehe zwischen den Regierungen, 
den Völkern, den Emigranten, den Kirchen und den 
verschiedenen Gruppen. Wenn ich es richtig verstan-
den habe, hat er auch gemeint, der Polen-Vertrag sei 
eine Konzession an die dortige Regierung, und die 
Emigranten aus Polen etwa dächten darüber ganz 
anders. Deshalb möchte ich Ihnen jetzt einmal aus 
einem Brief zitieren, von dem wir bisher keinen Ge-
brauch gemacht haben, einem Brief einer polnischen 
Emigrantenorganisation, der Polnischen Christlichen 
Arbeiterpartei, geschrieben aus Rom am 30. Novem-
ber 1970, adressiert an die Herren- Kiesinger, Heck 
und Barzel, Herrn Heck damals als Generalsekre-
tär der CDU. In dem Brief dieser Emigrantenorgani-
sation heißt es u. a. folgendermaßen: 

Der Vertrag, der zwischen Polen und der Bun-
desrepublik Deutschland am 18. November in 
Warschau paraphiert wurde, schafft eine Basis 
für eine Versöhnung zwischen der deutschen 
und der polnischen Nation. 

Dann wird weiter von dem Bischofsbriefwechsel ge-
sprochen, wobei eine gewisse Verbitterung über die 
deutsche Antwort herauszuspüren ist. Dann kommt 
der entscheidende Passus: 

Für das polnische Volk, das in seiner großen 
Mehrheit seiner tausendjährigen christlichen 
Tradition treu geblieben ist, ist die Haltung 
der christlichen Bevölkerung in Deutschland in 
dem Augenblick, wo gute Beziehungen zum 
deutschen Volk herbeigeführt werden, von ganz 
besonderer Bedeutung. Von welchem Geist ist 
sie 

— diese christliche Bevölkerung — 

beseelt? Alle Polen glauben fest, daß in diesem 
historischen Moment die Treue zu den Prinzi-
pien ihres Glaubens es ihnen nicht erlauben 
wird, in den Irrtum des Nationalismus zurück-
zufallen, der so viel Unheil über alle Völker 
Europas wie auch über das deutsche Volk ge-
bracht hat. 

Weiter ist von der besonderen Verantwortung der 
CDU die Rede. Dann kommt folgender Passus: 

Wir, 

— diese polnische Emigrantenorganisation, die Pol-
nische Christliche Arbeiterpartei — 

sind überzeugt, daß die Leitung der CDU eben-
so wie wir auf unserer Seite das Problem der 
deutsch-polnischen Verständigung nicht durch 
das Prisma der gegenwärtigen Systeme oder 
Regierungen sieht, sondern im Licht der histo- 
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rischen Notwendigkeiten, Grundlagen für eine 
dauerhafte Freundschaft mit einer Zusammen-
arbeit zwischen allen europäischen Völkern zu 
schaffen. 

Meine Damen und Herren, das ist genau das Gegen-
teil von dem, was Herr Windelen gesagt hat. 

(Beifall bei der SPD.) 

Das ist auch das Gegenteil — — 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Bundesmi-
nister, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. Heck (CDU/CSU) : Herr Kollege Eppler, ist 
Ihnen bekannt, daß die von Ihnen zitierte Emigran-
tenorganisation ganze fünf Mitglieder besitzt? 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU.) 

Dr. Eppler, Bundesminister für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit: Herr Kollege Heck, Sie wissen 
sehr genau, wahrscheinlich besser als ich, was heute 
in der polnischen katholischen Kirche über diese 
Verträge und darüber gedacht wird, was genau Sie, 
die Christlich-Demokratische Union, zu diesen Ver-
trägen hier zu sagen haben. 

(Abg. Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohen
-stein: Fünf Leute sind das! Sehr peinlich, 

Herr Eppler, einen solchen Kronzeugen zu 
berufen!) 

Meine Damen und Herren, Sie wissen auch, daß 
Ihnen die Frage, wie Sie sich in dem Moment ver-
halten, wo nach zweihundertjähriger Fehlentwick-
lung — 1772 war die erste polnische Teilung — die 
Aussöhnung zwischen diesen beiden Völkern auf 
eine neue Basis gebracht wird, nicht nur heute ge-
stellt wird, sondern von den jungen Menschen die-
ser und der polnischen Nation Ihnen noch viele, 
viele Jahre lang gestellt werden wird, auch wenn 
die meisten unter uns hier diesem Parlament nicht 
mehr angehören. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage des Abgeordneten Petersen? 

Dr. Eppler, Bundesminister für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit: Bitte, wenn Sie unbedingt wollen, 
Herr Petersen. Aber es geht von der Zeit ab. 

Petersen (CDU/CSU) : Herr Kollege Eppler, 
glauben Sie, daß ein Vertrag wirklich zu einer Ver-
söhnung mit dem polnischen Volk und der polni-
schen Jugend f "ihren kann, der zwischen Bonn und 
Moskau ausgehandelt wurde, und sind Sie sich dar-
über klar, wie die Polen darauf reagieren, wenn sich 
die Deutschen mit den Russen über Polen einigen, 
was sie in den letzten 200 Jahren ja öfter getan 
haben? 

(Bundesminister Scheel: Das ist unerhört!) 

Dr.  Eppler, Bundesminister für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit: Herr Kollege Petersen, ich 

gebe Ihnen ja zu, daß Sie das ernst meinen. Nur, 
eine Politik mit osteuropäischen Ländern an der 
Sowjetunion vorbei ist schon einmal gescheitert. 
Und wissen Sie eigentlich wirklich, was uns die 
Polen in bezug auf die Reihenfolge geraten haben? 
Könnte es nicht sein, daß sie uns genau das Gegen-
teil dessen geraten haben, was Sie uns hier jetzt 
vorschlagen? 

Meine Damen und Herren, gestern hat Herr Kol-
lege Weizsäcker einiges über unsere Nation gesagt, 
über das Jahr 1871 und wie wir heute dazu stehen. 
Ich zitiere Herrn von Weizsäcker: 

Leider aber haben wir im Jubiläumsjahr der 
Reichsgründung, also im letzten Jahr, statt 
dessen 

— also statt einer Würdigung — 

von  hoher und besonders hoher Stelle andere, 
zumeist kritische Äußerungen zu dieser Nation 
gehört. Es war vorwiegend die Rede vom 
Widerstand weiter Teile der Gesellschaft gegen 
diese Nation, vom Riß zwischen Demokratie 
und Nation, von der Nation als dem Feld zur 
Erreichung gesellschaftspolitischer Ziele. 

Abgesehen davon, meine Damen und Herren, daß ich 
es nicht für einen besonders guten Stil halte, hier 
das Staatsoberhaupt anzugreifen, das sich hier nicht 
verteidigen kann, möchte ich Herrn von Weizsäcker 
daran erinnern, daß die Weichen für die Feiern für 
1971 in der Regierung der Großen Koalition in lan-
gen Debatten gestellt worden sind. Könnte es im 
übrigen nicht sein, daß Sie hier Staat und Nation 
verwechseln? Diese Gruppen, die damals im Deut-
schen Reich diskriminiert wurden, wie z. B. der 
katholische Bevölkerungsteil, waren doch nicht 
gegen diese Nation, sondern sie sind in diesem 
Staat diskriminiert worden; darum ging es. 

(Vorsitz: Vizepräsident Dr. Schmitt

-

Vockenhausen.) 

Lassen Sie mich hier einmal aus einem Text zitie-
ren, dessen Autoren in diesem Lande niemand bes-
ser kennt als Herr von Weizsäcker und ich, nämlich 
jene Schrift über die Friedensaufgaben der Deut-
schen vom 1. März 1968, herausgegeben von der 
Kammer für öffentliche Verantwortung der EKID. 
Da heißt es folgendermaßen: 

Im deutschen Nationalbewußtsein fehlte zur 
Willensgemeinschaft der Staatsbürger freilich 
die ausreichende Demokratisierung. Arbeiter-
bewegung, linke Liberale und auch der katho-
lische Volksteil gerieten in Widerspruch zur in-
neren Ordnung des damaligen Reiches. Die 
Spaltung zwischen Nationalbewußtsein und 
Demokratie hat später auch mit dazu beigetra-
gen, den Weg für den Nationalsozialismus zu 
ebnen und zur Überwindung und zur Trennung 
Deutschlands nach 1945 zusätzlich zu erschwe-
ren. 

Meine Damen und Herren, stimmt das eigentlich 
noch oder stimmt das nicht mehr, was wir noch vor 
vier Jahren gemeinsam haben sagen können, oder ist 
da jetzt ein neuer Begriff bei Ihnen im Schwange? 
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Wenn uns Herr von Weizsäcker im übrigen er-

klärt, daß die Nation über dem Wettkampf der 
Parteien und gesellschaftlichen Gruppen stehen 
müsse: wer hat das jemals in diesem Hause be-
stritten? Oder wenn er sagt: „Wenn wir erst damit 
anfangen, die Nation selbst danach zu definieren, 
ob wir in ihr unsere gesellschaftspolitischen Ziele 
haben verwirklichen können ... !" Ja, wer hat denn 
das jemals getan? Gegen welche Windmühlenflügel 
wird hier eigentlich gekämpft? 

(Abg. Dr. Ehmke: Gegen seine eigenen 
Kreise!) 

Ich hätte darüber nichts gesagt, wenn daraus 
nicht von Herrn von Weizsäcker eine Folgerung auf 
die jetzige Situation gezogen worden wäre. Er sieht 
nämlich Gefahren darin, wenn eine Regierung be-
ginnt, Deutschlandpolitik im Alleingang zu betrei-
ben, und zwar Gefahren für den Zusammenhalt der 
Nation. Ich will gar nicht darüber sprechen, ob 
Konrad Adenauer damals wohl alle Gruppen bei-
einander gehabt hat, als er seine Politik gemacht 
hat. Nur, was hat das alles mit der Einheit der Na-
tion zu tun? Solange wir uns- hier streiten, w i e 
wir die Interessen dieser Nation vertreten, gibt es 
keinen Riß in dieser Nation. Der beginnt erst, wenn 
Sie hier fragen, o b die Interessen dieser Nation 
hier vertreten werden. Da beginnt der Riß in der 
Nation. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Es gibt hier auch keinen Riß, solange wir hier dar-
über ringen, was für die Deutschen besser ist. Der 
Riß kommt erst dann, wenn Sie fragen, wer denn 
die besseren Deutschen seien. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Herr Kollege Eppler, gestatten Sie eine Zwischen-
frage des Herrn Abgeordneten Gradl? 

Dr. Gradl (CDU/CSU) : Herr Kollege Eppler, ist 
Ihnen denn gestern bei der Rede des Kollegen von 
Weizsäcker wirklich entgangen, daß er sich in 
seiner Auseinandersetzung um den Begriffsinhalt 
Nation in dem Punkt, den Sie jetzt angesprochen 
haben, mit der Tatsache auseinandergesetzt hat, daß 
im anderen Teil Deutschlands, den wir doch auch 
zu dieser deutschen Nation rechnen, der Begriff 
Nation eben genau so definiert wird, wie wir ihn 
nicht verstanden haben wollen, nämlich daß ihm ein 
klassenbezogener Inhalt gegeben wird? 

Dr.  Eppler, Bundesminister für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit: Herr Gradl, wenn das so ge-
wesen wäre, wie Sie und ich es meinen, 

(Abg. Dr. Gradl: So war es!) 

was bedeutet dann die Zitierung des Godesberger 
Programms in diesem Zusammenhang? Das ist näm-
lich nicht in der DDR entstanden, sondern das hat 
hier eine demokratische Partei formuliert. Aber ich 
habe nichts dagegen, wenn Sie das jetzt klarstellen. 
Das ist ja nur gut für uns. 

Manches von dem, was in diesen Tagen hier ge-
schieht, erinnert mich an das, was vor genau 17 Jah-
ren am 24. Februar 1955 in diesem selben Hause 
geschehen ist. Natürlich hat es heute keinen Sinn 
mehr, darüber zu rechten, wer damals recht gehabt 
hat. Ich werde mich auch hüten, das zu tun, was 
etwa gestern Herr Marx getan hat: irgendwelche 
Zitate herauszuziehen und dann irgend jemandem 
an irgendeinem Zitat aufzuhängen. 

(Abg. Dr. Klepsch: Und Herr Brandt?) 

Das ist nicht meine Absicht. 

Damals, meine Damen und Herren, ging es doch 
um eine jener schwierigen Prioritätsentscheidungen, 
vor die wir alle als Politiker immer wieder gestellt 
werden. Damals war es ja nicht so, daß die SPD 
gegen die europäische Einigung oder die CDU gegen 
die deutsche Einheit gewesen wäre, sondern es ging 
darum, daß in einer bestimmten Situation etwas 
getan werden mußte und dann die Priorität, die zeit-
liche Priorität beim einen und beim anderen ent-
schieden hat. Deshalb darf ich Ihnen — nicht, um 
irgend jemanden zu kritisieren — doch drei kurze 
Zitate von damals bringen, um die Situation zu be-
leuchten. 

Damals hat Herr Kollege Wehner 

(Abg. Katzer: Also doch Zitate!) 

— ich will ihn nicht daran aufhängen, glauben Sie 
das? —, als er die Vertagung beantragte, folgendes 
gesagt: 

Dürfen wir diesen Akt mit seinen automatischen 
Folgewirkungen auf der anderen Seite unseres 
Landes vollziehen, ohne vorher alle Möglich-
keiten einer Viermächteregelung zur friedlichen 
Wiedervereinigung unseres Landes angestrebt 
und versucht zu haben? 

Und dann hat Herr Strauß darauf geantwortet — 
ein Zitat, das wirklich heute noch sehr aktuell ist —: 

Mit dem häufigen Gebrauch des Wortes „Wie-
dervereinigung" ist nicht viel mehr erreicht als 
ein ständiges Memento. Einen realen Schritt 
vorwärts zu diesem Ziel tut nur derjenige, der 
dem politisch handlungsfähigen Teil des deut-
schen Volkes wieder politischen Einfluß und 
politisches Gewicht verschafft. 

Dazu hat nun wiederum Herbert Wehner gesagt: 

Aber diese Erklärung, daß nach der Ratifikation 
Viermächteverhandlungen über die Wiederver-
einigung für jene Macht 

— nämlich die Sowjetunion — 

gegenstandslos sein würden, liegt uns vor. Wir 
dürften sie nicht einfach in den Wind schlagen. 

Das heißt: Sie von der Union haben damals nicht 
nur etwas Legales, sondern Sie haben etwas poli-
tisch Legitimes getan. Sie haben nämlich gesagt: 
Laßt uns jetzt das  tun,  was in diesem Augenblick 
sicher getan werden kann. Und die andere Seite 
des Hauses hat gesagt: Das snag ja sein, aber wird 
dann das andere, was wir wollen, dadurch nicht 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode — 173. Sitzung. Bonn, Freitag, den 25. Februar 1972 	9959 

Bundesminister Dr. Eppler 
noch schrecklich viel schwieriger als bisher? Dies 
war doch der Ausgangspunkt. 

Damit Sie nicht meinen, dies sei meine Wertung, 
lassen Sie mich hier einmal die Wertung vortragen, 
die der Präsident dieses Hauses ahne jeden Wider-
spruch vorher oder nachher in seiner Eigenschaft 
als Präsident dieses Hauses bei der Begrüßung des 
Präsidenten Kennedy im Jahre 1963 in der Pauls-
kirche gegeben hat. Da spricht Bugen Gerstenmaier 
von der 'grundlegenden Neuorientierung der deut-
schen Politik nach dem zweiten Weltkrieg und fährt 
fort: 

Ihre Ursache 

— nämlich dieser neuen Politik — 

ist die innere Wandlung der Deutschen, unsere 
Einsicht in tragische geschichtliche Zusammen-
hänge und unsere darauf bestehende Absage an 
die Ideale und Methoden des alten souveränen 
Nationalstaats. 

Und jetzt passen Sie genau auf: 

Wir haben bewußt auf seine Wiederherstel-
lung als einer unabhängigen Größe zwischen 
Ost und 'West  verzichtet zugunsten einer neuen, 
dauernden Gemeinschaft der Staaten Europas 
und der atlantischen Welt. 

Dann sagt er, das alles sei in diesem Hause bitter 
umkämpft gewesen, und fügt hinzu: 

Der Grund 

— für diese Kämpfe — 

war  nicht reaktionäre Widerständigkeit .. . 
nein, die Hemmung und der Widerstand gegen 
diese Neuorientierung der deutschen Politik 
nährten sich aus der Sorge um 17 Millionen 
Deutsche hinter dem Eisernen Vorhang. 

Meine Damen und Herren, ich will jetzt nicht auf 
irgendwelchen Worten herumreiten, etwa auf dem 
Wort Verzicht. Das hat gar keinen Sinn. Nur will 
ich klarmachen: Die Sorge um diese 17 Millionen ist 
nicht gerade von heute, und die Sorge hat doch wohl 
mit der Entscheidung zu tun, die damals von Ihnen 
hier getroffen worden ist. Das ist kein Vorwurf. 
Diese Prioritätsentscheidung, die Sie getroffen 
haben, 'hat ihre Vorteile gehabt, nur einen nicht, 
nämlich daß wir der Einheit dieser Nation dadurch 
nähergekommen wären. 

(Beifall bei der SPD.) 

Auch das wäre heute nicht mehr so wichtig, wenn 
Sie in dieser Diskussion nicht so täten, als würde 
die politische Entscheidung über die praktischen 
Möglichkeiten der Wiedervereinigung heute und 
nicht vor 17 Jahren getroffen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Sie sprechen alle davon, man müsse die deutsche 
Frage offenhalten. Was heute nicht mehr offen ist 
an dieser Frage, nämlich, daß es nicht so schnell 
eine Viermächtevereinbarung über die deutsche 
Einheit geben wird, das war auch schon vor 17 Jah-
ren nicht mehr offen, und was vor 17 Jahren noch 
offen 'war, nämlich unser Wille, diese Einheit 

irgendwann doch zu erreichen, ist auch nach Rati

-

fizierung dieser Verträge noch offen. 

(Beifall 'bei 'der SPD.) 

Was wir jetzt tun, meine Damen und Herren, ist 
doch gar nichts anderes als das, was früher oder 
später nach dieser Entscheidung von damals unver-
meidlich werden muß, nämlich daß wir als Teil Euro-
pas und des Bündnisses, im Interesse Europas und 
des Bündnisses, mit Unterstützung Europas und 
des Bündnisses, den Ausgleich suchen, den dieses 
Volk und Europa brauchen. Das ist alles. 

Das liegt in der Logik dessen, was Sie seinerzeit 
entschieden haben. Sie haben damals entschieden, 
daß wir ein normales westeuropäisches Land wer-
den sollen, das sich in diese Gemeinschaft einfügt; 
gut. Aber daraus sind nun heute die Konsequenzen 
zu ziehen. Meine Frage nach der Alternative würde 
ich so abwandeln: Wie wollen Sie eigentlich dieser 
Konsequenz entgehen? 

(Abg. Blumenfeld: Was wollten Sie denn 
damals?) 

Wie wollen Sie dieser Konsequenz ausweichen? Wie 
lange wollen Sie ihr ausweichen? Wohin wollen Sie 
ihr ausweichen? Darüber hat hier noch niemand et-
was gesagt. 

(Zuruf von der SPD: Liegen lassen! — 
Abg. Blumenfeld: Was wollten Sie denn 

damals, Herr Eppler?) 

— Herr Blumenfeld, das wissen Sie doch. 

(Abg. Blumenfeld: Nein, ich weiß es nicht!) 

— Das wissen Sie. Ich wollte einen anderen Versuch 
machen, den Versuch, von dem Herbert Wehner hier 
in diesem Haus gesprochen hat. Sie wollten etwas 
anderes. 

Meine Damen und Herren, daß man nicht nach-
weisen kann, was aus diesem Versuch geworden 
wäre, das ist selbstverständlich. Das werden Sie 
dann begreifen, wenn Sie auch nicht mehr nachwei-
sen können, was geworden wäre, wenn Sie diese 
Abstimmung gewonnen hätten. Sie werden sie näm-
lich verlieren. Das ist so, daß jeder, der Politik 
macht in diesem Land, diese Politik auf Grund von 
Entscheidungen machen muß, die getroffen worden 
sind, sogar dann, wenn sie gegen seinen Willen 
getroffen worden sind. Das ist uns so gegangen, und 
das wird Ihnen um kein Haar anders gehen. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der Regie

-

rungsparteien. — Abg. Dr. Klepsch: Kein 
Beifall!) 

Lassen Sie mich noch ein Wort  über das sagen, 
was diese Verträge in jenem großen Teil der Welt 
bedeuten, den man die Dritte Welt nennt. Ist Ihnen 
eigentlich schon aufgefallen, daß es kein Land der 
Dritten Welt gibt, bei dem diese Verträge auf ir-
gendwelche Ablehnung stoßen? Das gilt, ob das nun 
Brasilien oder Peru ist, ob das Algerien oder die 
Elfenbeinküste ist, ob das Äthiopien oder Tansania 
ist; und ich nehme die verschiedensten gesellschaft- 
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lichen Strukturen als Beispiele. Die Frage ist doch: 
warum ist das so? 

(Abg. Dr.  Wulff:  Natürlich, die haben an

-

dere Sorgen!) 

Es ist so, weil die betreffenden Staatsmänner — 
und das sagen sie einem auch — die Hoffnung 
haben, daß eine Befriedung und Entspannung in 
Europa Energien freimachen könnte, die auch ihnen 
eine Chance geben. Deshalb sind sie dieser Mei-
nung. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Wehner: Sehr 
wahr!) 

Meine Damen und Herren, irren Sie sich nicht, 
indem Sie glauben, Sie könnten auf die alten 
Positionen zurückfallen. Wenn im letzten Jahr die 
Position der DDR etwa in Afrika nicht stärker, son-
dern schwächer geworden ist, dann nicht, weil die 
dort glauben, die DDR sei kein Staat, sondern des-
halb, weil sie die Politik dieses Bundeskanzlers 
nicht stören wollen. Das ist der Grund. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Dr. Klepsch: 
Schwach!) 

Vielleicht noch eine Bemerkung zu Ihrem EWG-
Argument, Herr Barzel: Ist Ihnen eigentlich klar, wie 
unpopulär die EWG etwa in Lateinamerika oder 
etwa in Asien ist, was man dort für bösartige Be-
merkungen über die EWG hört? 

(Abg. Strauß: Unpopulär vor allen Dingen 
in Moskau! — Abg. Dr. Barzel: Vor allem 
in Moskau! — Weitere Zurufe von der 
CDU/CSU: Vor allen Dingen in Moskau! — 

Warum denn? — Keine Ahnung!) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Minister, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Dr.  Eppler, Bundesminister für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit: Nein, lassen Sie mich bitte 
jetzt diesen Gedanken zu Ende führen. 

(Abg. Dr. Klepsch: Er versteckt sich hinter 
den Entwicklungsländern!) 

— Diese Länder mögen die EWG auch nicht, aber 
sie finden sich mit dem Faktum „EWG" ab, wie an-
dere auch. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der Regie

-

rungsparteien. — Abg. Wohlrabe: Das 
stimmt ja gar nicht!) 

Und das hindert uns nicht, mit ihnen nicht nur Ver-
träge zu schließen, sondern ihnen sogar mit Ihrer 
Zustimmung Hilfe zu geben, obwohl sie ganz andere 
Vorstellungen von der EWG haben als wir. — 

(Abg. Wohlrabe: Das haben Sie wohl von 
Allende!) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Gestatten Sie eine Zwischenfrage der Frau Abge-
ordneten Klee? 

Frau Klee (CDU/CSU) : Herr Bundesminister, ist 
Ihnen nicht bekannt, daß die lateinamerikanischen 

Länder die Declaracion de Buenos Aires bereits vor 
zwei Jahren verabschiedet haben, in der sie um eine 
enge Kooperation mit der EWG bitten? 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Wohl

-

rabe: Das hat er doch nur von Allende!) 

Dr. Eppler, Bundesminister für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit: Ja, aber Sie wissen ganz ge-
nau, was in dieser Deklaration auch an wenig 
Schmeichelhaftem über die EWG steht. Gehen Sie 
doch einmal dort hinüber! Ich nehme das diesen Län-
dern ja gar nicht übel; die haben andere Interessen, 

(Zurufe von der CDU/CSU: Natürlich! — 
Na gut!— Abg. Dr. Klepsch: Die Sowjet

-

union auch!)  

als sie die EWG hat. Und ich sage hier nur: Wenn 
Sie ausschließlich mit solchen Ländern kooperieren 
wollen, die ein besonders gutes Verhältnis zur EWG 
oder eine besonders gute Vorstellung von der EWG 
haben, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das hat doch 
niemand behauptet!) 

dann könnten Sie sehr wenig Politik machen. 

(Abg. Dr. Klepsch: Ganz schwach!) 

Schließlich, meine Damen und Herren, hat der 
Herr Außenminister zu Beginn seiner Rede klar-
gemacht, in welchem Panorama — so hat er das 
genannt — wir uns heute befinden. Er hat von den 
Gefahren gesprochen, die dieser Welt drohen, von 
den Gefahren, die auch aus der Kluft zwischen den 
armen und den reichen Ländern kommen. Meine 
Damen und Herren, da haben wir gar nicht mehr 
so viel Zeit, daß wir hier alles liegenlassen, daß wir 
uns hier einigeln und daß wir nur warten könnten. 
Wir haben sehr viel weniger Zeit, als wir glauben, 
und das spüren die Menschen in der Dritten Welt, 
wie es auch die jungen Menschen bei uns spüren. 

Die junge Generation in diesem Lande wird uns 
eines Tages nicht daran messen, wieviel juristischen 
Scharfsinn wir zur Rechtfertigung der Grenzen von 
1937 aufgebracht haben, 

(Zustimmung bei Abgeordneten der SPD) 

sondern sie wird uns daran messen, wieviel Energie, 
wieviel schöpferische Phantasie und wieviel Zähig-
keit wir ausgebracht haben, um für sie einen Platz 
zu schaffen in einer friedlichen Welt, in der sie 
arbeiten und leben kann. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Czaja. 

Dr. Czaja (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Im zweiten Bericht zur Lage 
der Nation hat der Herr Bundeskanzler den heimat-
vertriebenen Deutschen sein Mitgefühl ausgespro-
chen, und Herr Genscher hat dies gestern wieder-
holt. Aber die unmittelbar betroffenen heimatver-
triebenen Deutschen wollen auch einen ganz nüch-
ternen Nachweis, ob und wie zu ihrem Schutz poli-
tisch gehandelt worden  ist.  
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Dabei geht es um die Tragweite der in beiden 

Sprachen für beide Partner verbindlichen Texte des 
Warschauer Vertrages und um jene Dokumente im 
Vertragswerk, die völkerrechtlichen Wert besitzen. 
Es geht nicht nur um hierzulande gegebene Inter-
pretationen. 

(Abg. Dr. Barzel: Sehr wahr!) 

Der parlamentarischen Kontrolle unterliegen nicht 
Hoffnungen, sondern der Inhalt des Vertragswerks 
selbst und seine Folgen. 

(Beifall bei der  CDU/CSU.) 

Drei Fragenbereiche zum Warschauer Vertrag 
möchte ich ansprechen, nachdem Herr Bundesmini-
ster Ehmke gestern den Versuch machte, nicht diese 
Fragen, die bereits anklangen, zu beantworten, son-
dern neue Fragen für die Zeit nach einem möglichen 
Inkrafttreten des Vertrages zu stellen. Die erste 
Frage lautet: Wie wurden denn — gestatten Sie mir 
diese Frage, nachdem so oft polnische Interessen, 
die wir auch zu sehen haben, angesprochen wurden 
— die berechtigten Interessen der Ostpreußen, der 
Westpreußen, der Brandenburger, der Pommern, 
der Schlesier und der Oberschlesier in diesem Ver-
tragswerk vertreten? Darauf muß doch eine deut-
sche Regierung auch antworten. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU.) 

Steht im Vertrag die Beschreibung eines Zustan-
des oder eine endgültige Verpflichtung zu Lasten 
Deutschlands? Unzählige offizielle polnische Aus-
sagen berufen sich auf die Endgültigkeit. Die Bun-
desregierung gibt zu, der Warschauer Vertrag ist 
mehr als nur ein Verzicht auf militärische Gewalt 
oder auf die Drohung mit Gewalt. Die Bundesrepu-
blik, so heißt es, solle sich endgültig verpflichten, 
auch für den Fall, daß sie an friedensvertraglichen 
Regelungen mitwirken kann. Das hat nicht zuletzt 
der Herr Bundesaußenminister wiederholt sehr klar 
ausgeführt. 

Das bisher auch in zahllosen deutschen Gesetzen, 
auch noch vor ein, zwei Jahren, als deutsches Inland 
behandelte Gebiet soll nach einer eventuellen Rati-
fikation Ausland sein. Minister Posser aus Nord-
rhein-Westfalen sagte im Bundesrat ausdrücklich, 
die Bundesrepublik gebe ihren bisherigen Stand-
punkt auf. Wie kann man dann 'behaupten, daß 
nichts Substantielles 'bezüglich dieser Teile ganz 
Deutschlands und bezüglich unserer Heimat gesche-
hen sei? Wie kann man dann behaupten, daß über 
unsere Heimat nicht mitverfügt warden sei? 

Kann sich denn die Bundesregierung einerseits in 
Übereinstimmung mit den Verbündeten und mit 
vielen internationalen Verträgen dazu bekennen, in 
die Rechte und 'Pflichten des Deutschen Reiches als 
dessen frei organisierter Teil eingetreten zu sein, 
aber gleichzeitig in entscheidenden Fragen Deutsch-
lands, wenn es um Staatsgebiet und Grenzen geht, 
erklären, man handle da eben nicht für Deutsch-
land? Darf man einer erträglichen Heilung einer 
volkerrechtswidrigen Annektion durch einen trag-
baren Ausgleich zu Lasten Deutschlands vorgreifen, 
indem man alle diese Gebiete heute und für künftig 
als deutsches Ausland festschreibt? 

Alle früheren Bundesregierungen und alle führen-
den Sprecher der großen demokratischen Parteien — 
Adenauer, Schumacher, Brentano, Erler, Ollenhauer, 
Brandt und Wehner — haben offiziell bis 1968, ja, 

 bis 1969 erklärt, die Bundesrepublik Deutschland 
solle und dürfe vor einem Friedensvertrag kein 
politisches Mandat für eine solche Festschreibung 
beanspruchen. Herr Bundesaußenminister, waren 
das, was gerade auch die Führung der SPD bis 1968 
verkündete, nur erstarrte Denkkategorien und Illu-
sionen? War das nicht vielmehr Ausdruck jener 
gemeinsamen politischen Klugheit der großen demo-
kratischen Parteien, die eben alle deutschen Fra-
gen für eine umfassende Regelung auf dem Ver-
handlungstisch halten wollten und halten zu müssen 
meinten? 

Vizepräsident Dr. Schmitt -vockenhausen: 
Herr Abgeordneter Dr. Czaja, gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Dr. Becher? 

Dr. Becher (Pullach) (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Czaja, sind Sie nicht der Meinung, daß es eine Miß-
achtung der Interessen der deutschen Heimatver-
triebenen ist, wenn ausgerechnet bei Ihrer Rede der 
Herr Bundeskanzler nicht anwesend ist? 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Widerspruch 
bei der SPD.) 

Dr. Czaja (CDU/CSU) : Ich vermag nicht zu be-
urteilen, warum er nicht anwesend ist. Ich wünschte, 
er wäre anwesend. Ich habe nachher nämlich noch 
einige Fragen an ihn zu stellen. 
Ich möchte die Antwort gerade auf die Frage, 

warum man damals alle deutschen Fragen auf 
dem Tisch  halten wollte, ausdrücklich einer Schrift 
entnehmen, die nicht unter der Zucht der Kabinetts 
herausgegeben wurde, sondern die der Herr Kollege 
Wehner nach Gesprächen mit Günther Gaus vor dem 
Eintritt der SPD in die Regierungsverantwortung 
unter der sehr interessanten Überschrift „Hat die 
SPD kapituliert?" im Jahre 1966 herausgebracht hat. 
In dieser Schrift, Herr Kollege Wehner, unterstrei-
chen Sie gerade, daß es unmöglich sei, daß es, wie 
Sie sagen, eine Leichtfertigkeit und eine Illusion sei, 
vor endgültigen friedensvertraglichen Regelungen 
das Recht zu haben, über die Oder-Neiße-Linie Ge-
spräche zu führen. 
Herr Ehmke, Sie haben vorhin Fragen gestellt. 

(Abg. Stücklen: Er ist auch nicht da!) 

Die Antworten auf die Fragen können Sie auf den 
Seiten 74 bis 78 dieser Schrift lesen. Ich nehme sie 
sachlich. Die plastisch-drastischen Ausdrücke, die 
Sie, Herr Wehner, manchmal gebrauchen und die 
dann Rechtsradikale aufgreifen, klammere ich be-
wußt aus. Herr Wehner hat dort sehr genaue und 
sachliche Antworten gegeben: 

Wer das Bestreben, soviel wie möglich für 
Deutschland zu retten, eine Illusion nennt, der 
möge das tun. Ich 

— so sagen Sie, Herr Wehner — 
sage  illusionslos zu einer solchen Mißachtung 
deutscher Interessen nein. 
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Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischen-
frage des Herrn Abgeordneten Wischnewski? 

Dr. Czaja (CDU/CSU) : Einen Moment! Ich möchte 
erst meinen Gedankengang beenden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter, wenn sich ein Kollege zu einer 
Zwischenfrage meldet, muß idi Sie fragen, ob Sie 
diese Frage zulassen; Sie können sie ablehnen, 

Dr. Czaja (CDU/CSU): Ich habe gebeten, meinen 
Gedankengang zu Ende führen zu dürfen. Ich möchte 
im übrigen, um Zeit zu sparen, jetzt nicht auf Zwi-
schenfragen antworten. Sie können nachher fragen. 

(Zuruf von der SPD: Die Frage von Herrn 
Becher haben Sie beantwortet! — Abg. 

Wischnewski: Ich verzichte!) 

Herr Wehner schreibt wörtlich: 

Leichtfertig ist es, sich selbst dem Gefühl hin-
zugeben, durch eine Vorwegnahme der dem 
Friedensvertrag vorbehaltenen Entscheidung 
über die Grenzen etwas an der tatsächlichen 
Lage Deutschlands ändern zu können. 

Idi glaube, dieser Satz von Herrn Wehner von 1966 
gilt auch noch heute. 

Man muß doch, Herr Kollege Wehner, sagen, daß 
entgegen Ihren damaligen Ausführungen mit — idi 
benutze nicht das Wort „Leichtfertigkeit", das Sie 
benutzt haben, aber ich muß sagen: — sträflicher 
Leichtigkeit fast alle friedensvertraglichen Rege-
lungen vorbehalten, die deutschen, aber auch andere 
Völker angehende Fragen im Hinblick auf das 
Selbstbestimmungsrecht negativ entschieden werden 
sollen, zumindest seitens der Bundesrepublik 
Deutschland. Wäre es, wenn man so etwas will, nicht 
klarer vor dem eigenen Volk, aber auch vor Ost 
und West, selbst wenn es ein ungünstiger Zeitpunkt 
ist, zähe Friedensverhandlungen anzustreben, statt 
in kompliziert verdeckten Ersatzfriedensverträgen 
seitens des mindestens mitwirkungsberechtigten 
freien Teiles Deutschlands alles nacheinander ein-
zeln aufzugeben? 

Herr Minister Ehmke, Herr Bundeskanzler, 

(Abg. Katzer: Ehmke ist auch nicht dal) 

Sie haben uns gefragt, was wir zur Offenhaltung 
der deutschen Frage meinen. Ich darf diese Frage 
zunächst zurückstellen und fragen, was Sie damit 
gemeint haben, 

(Abg. Katzer: Es ist keiner dal Nur der 
Außenminister ist da!) 

als Sie uns gefragt haben. Ich darf mich dabei auf 
das Schreiben der drei Westmächte an die Bundes-
regierung zum Moskauer Vertrag beziehen. In die-
sem Schreiben wird ausdrücklich betont, daß das 
sogenannte Londoner Übereinkommen vom 12. No-
vember 1944 und die Berliner Erklärung vom 5. Juni 
1945 unberührt blieben und unberührt bleiben 
müßten. In dem Protokoll vom 12. November 1944 
zwischen den Vereinigten Staaten, Großbritannien 

und der Sowjetunion — ich habe den Auszug hier 
vor mir liegen; es ist eine Urkunde in bezug auf 
die bevorstehende bedingungslose Kapitulation 
Deutschlands — über die Besatzungszonen in 
Deutschland steht unter Ziffer 11 in Satz 1: 

Deutschland, innerhalb der Grenzen, wie sie 
am 31. 12. 1937 bestanden haben, wird zum 
Zweck der Besatzung in drei Zonen geteilt. 

Dann kommt die Ostzone, die genau beschrieben ist, 
einschließlich der von Polen verwalteten Gebiete. 
Herr Bundeskanzler, die Westmächte haben Ihnen 
im August 1970 ausdrücklich mitgeteilt, daß das 
nicht berührt werden dürfe. Sie haben heute, uns 
fragend, von anderen Grenzen gesprochen. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Ich frage Sie, Herr Bundeskanzler: Stehen Sie noch 
zu diesem Londoner Protokoll und zu dem, was 
unberührt bleiben muß? 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich frage Sie weiter: Haben Sie zur Kenntnis 
genommen, daß bei der Übernahme der Besatzungs-
gewalt am 5. Juni 1945 die Regierungen der Be-
satzungsmächte ausdrücklich erklärt haben — auch 
darauf haben sich die USA, Frankreich und Groß-
britannien im August 1970 berufen —: Die Über-
nahme der Regierungsgewalt und der Besatzungs-
gewalt in diesen Zonen zu den genannten Zwecken 
bewirkt nicht die Annektierung Deutschlands und 
keines Teiles Deutschlands? Stehen wir heute noch 
zu dieser Auffassung, zu der sich die vereinigten 
Verbündeten 1970 bekannt haben? 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Das Urteil über den Inhalt des Warschauer Ver-
trages sprechen die Vertreter der SPD selbst. Ich 
lasse da die emotionalen Äußerungen fort. Nach 
Kurt Schumacher kann keine deutsche Partei oder 
Regierung bestehen, die die Oder-Neiße-Linie an-
erkennt. In 'der „Stuttgarter Zeitung" vom 1. März 
1963 — vielleicht wird es 'der Herr Bundeskanzler 
nachlesen, wenn er nicht anwesend ist — führt der 
Herr Bundeskanzler ausdrücklich aus, daß es un-
sinnig sei — unsinnig, sagt er; er 'spricht auch von 
„gezinkten Karten", aber das Wort will ich hier 
nicht benützen —, daß es unsinnig sei, wenn man 
auf der Grundlage von zwei 'Staaten in Deutschland 
stehe, ausdrücklich von dem westlichen Teil 
Deutschlands die Anerkennung der Grenze zu ver-
langen, die den östlichen Teil Deutschlands von 
Polen trenne. Er fährt dann weiter fort, wer dies 
tue — — er fährt dann weiter fort 

(Lachen bei der SPD) 

und weist darauf hin, daß diese Grenzen — hören 
Sie genau zul — weder vom polnischen noch vom 
deutschen Volk bestimmt worden seien, sondern 
daß sie von einer dritten Macht auferlegt worden 
seien. Er fährt wörtlich fort: wer es mit dem deutsch-
polnischen Verhältnis gut meine, der dürfe das 
nicht. Sie selbst, Herr Wehner, haben ja 1966 hinzu-
gefügt: wer dies wolle, der versündige sich, am 
Nächsten- und füge dem eigenen Volk Schaden zu. 
Warum? Weil Sie gesehen haben, daß es dem pol- 
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nischen Volk gar nichts nützt, wenn wir eine von 
anderen 'diktierte Grenze, statt einen vernünftigen 
Ausgleich zu fordern, anerkennen, wenn wir dies 
tun und damit die Hegemonie 'dritter Völker ge-
genüber den Polen nur noch vertiefen und uns in 
eigene Gefahren begeben. Sie haben damals vom 
Versündigen am Nächsten und vom Schaden am 

 eigenen Volk gesprochen. Sie  haben, Herr Wehner, 
noch am 30. Mai 1969 — damit Sie nicht sagen, ich 
komme nur mit alten Zitaten — als Fraktionsvorsit-
zender oder als Minister — Entschuldigung — in 
„Publik" geschrieben: „Einen zweiten Görlitzer 
Vertrag zu machen, halte ich nicht für einen Ge-
winn." 

(Zurufe von der SPD: Zur Sache!) 

— Ja, jetzt will ich Ihnen etwas sehr Ernstes sagen. 

(Weitere Zurufe von der SPD. — Abg. 
Glombig: Was war denn das bisher?) 

Sie haben bisher immer wieder — und dies habe 
ich begrüßt — einem Ausgleich zwischen Polen und 
Deutschen das Wort geredet. Der Herr Bundes-
kanzler hat noch im November des vergangenen 
Jahres in einem Inte rview in „Publik" geschrieben, 
daß er selbst, der Bundeskanzler, noch vor einigen 
Jahren an Verhandlungen über Änderungen der 
jetzigen Oder-Neiße-Linie zugunsten der Deutschen 
— wohl im Sinne eines nationalstaatlichen Mittel-
weges; das steht nicht darin, so verstehe ich es aber 
— teilgenommen habe. Experten und zahlreiche aus-
ländische Politiker wissen genau, daß noch viel spä-
ter, nach diesem vom Bundeskanzler erwähnten Ge-
sprächszeitpunkt, Herr Chruschtschow Gomulka 
lange Zeit unter Druck setzte, damit er große Teile 
der Oder-Neiße-Gebiete an Ulbricht zu dessen Auf-
wertung abtrete und neutralisiere. Dies wollen wir 
nicht. Aber — und das kann nicht geleugnet werden 
— noch 1967 'hat  der Herr Bundeskanzler als dama-
liger Bundesaußenminister im „Bulletin" unter der 
bezeichnenden Überschrift „Grundlagen einer euro-
päischen Friedensordnung" auch andersgeartete, 
Herr Ehmke, nicht nationalstaatliche Maßstäbe des 
Ausgleichs für Ost-Deutschland in einer freien fö-
deralen Ordnung der europäischen Staaten genannt. 
Damals schrieb er, es könne nicht so bleiben, wie 
es derzeit in den Oder-Neiße-Gebieten sei, und es 
könne nicht so bleiben, wie es dort der zweite 
Weltkrieg hinterlassen habe. Gerade in der ostdeut-
schen Frage seien nationalstaatliche Grenzen zu be-
seitigen. Nur ein wirksames, europäisch konstru-
iertes Volksgruppenrecht in umstrittenen Gebieten 
und praktizierte Menschenrechte seien eine wirk-
liche Grundlage eines Ausgleichs. Ein Jahr später 
hat der Herr Bundeskanzler, der jetzt nicht anwe-
send ist — —

(Zurufe: Doch! — Heiterkeit.) 

— Desto mehr erbitte ich Ihre Antwort darauf. Ein 
Jahr später, also 1968, haben Sie, Herr Bundeskanz-
ler, als Außenminister der Großen Koalition vor der 
Fraktion der CDU/CSU das, was ich soeben zitiert 
habe, als Ziel Ihrer Politik auf weite Sicht bezeich-
net. Nun die Frage: darf man den Weg zu einem 
föderalen Ausgleich in umstrittenen Gebieten so 
rasch aufgeben? Kann man die Grundlagen einer 

Friedensordnung so rasch abschreiben? Dies ist die 
Frage, auf die Sie antworten sollten. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich °stelle die Frage, weil sie unser Problem aufs 
tiefste berührt. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren von der 
SPD, ich war zeitlebens ein Mann, der überzeugt 
war, daß man in der Politik von christlichen Grund-
sätzen ausgehen solle. Aber ich habe mit großem 
Ernst den tragischen Weg der SPD — tragisch, weil 
ihr oft Unrecht geschehen ist — in der deutschen 
Geschichte beobachtet, und ich war glücklich, als ich 
hörte und spürte, daß Sie, nachdem Sie 30 Jahre 
nicht in der Regierungsverantwortung waren, in die 
Regierungsverantwortung eintreten wollten — das 
war Ihr gutes Recht — zu einem Zeitpunkt, wo um 
einen tragbaren Kompromiß und Ausgleich zu rin-
gen sei, der unseren Nachbarvölkern wie auch den 
Deutschen gerecht werde. Ich habe angenommen, daß 
Sie nach diesen Ansatzpunkten, die Sie hier genannt 
haben, diesen Ausgleich wollen. 

(Zurufe von der SPD.) 

Ich empfinde es als tragisch für die Vertretung der 
berechtigten deutschen Sache, daß in einem solchen 
Zeitpunkt wieder ein kurzsichtiger theoretischer 
Perfektionismus in der SPD über diese weitblicken-
den Gedanken gesiegt zu haben scheint. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von 
der SPD.) 

In der Denkschrift zum Vertrag sagt die Bundes-
regierung, sie habe bekräftigt, daß ein wiederver-
einigtes Deutschland durch den Vertrag nicht ge-
bunden werde. Der Bundesaußenminister sprach in 
diesem Zusammenhang jüngst von einem frei ge-
wählten deutschen Souverän. Abgesehen davon, daß 
man durch solche Verträge Polen nicht zusätzlich 
noch zu einem entschiedenen Gegner gegen das 
Zustandekommen eines solchen deutschen Souve-
räns machen sollte, fragen wir: Hat die Bundesregie-
rung auch bekräftigt, daß man in der Bundesrepublik 
Deutschland in Freiheit und aktiv vertragliche Än-
derungen der ungerechten und unausgewogenen 
Vertragsgrundlagen zugunsten ganz Deutschlands 
gewaltlos und mit friedlichen Mitteln vertreten 
könne? Offenlassen kann doch für Deutschland nur 
heißen: so oder besser bei Verhandlungen und Ab-
kommen. Wenn aber Änderungen zulässig sind, 
muß man in Frieden und Freiheit dafür wirken kön-
nen. Die grundgesetzlich garantierte Meinungsfrei-
heit darf dieses Streben, ja dieses Verfassungsgebot 
nicht ausschließen; denn der Parlamentarische Rat 
hat im Grundgesetz vorgesehen, daß der Beitritt an-
derer Teile Deutschlands in den Grenzen von 1937 
nach Möglichkeit gefördert und alles unterlassen 
werden muß, was dies evident erschwert oder ver-
hindert. Das ist ein Ausgangspunkt. Das muß nicht 
der Zielpunkt sein. Aber den Mittelweg muß man 
offenlassen. 

Herr Bundeskanzler, Sie können nicht hinter das, 
was im Londoner Abkommen vom 12. November 
1944 steht, auf das sich die Westmächte in dem 
Schreiben an Sie berufen haben, zurückgehen. Sie 
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müssen auch — und dies ist entscheidend — nach-
weisen können, daß Sie die soeben angesprochene 
grundgesetzlich garantierte Meinungsfreiheit den 
Verhandlungspartnern im Vertragswerk selbst deut-
lich gemacht haben, da man sich im Völkervertrags

-

recht nicht einfach auf innerdeutsches Verfassungs-
recht berufen kann. 

Ist aber in dem in gleicher Weise geltenden und 
in gleicher Weise verbindlichen polnischen Text 
nicht etwas Gegenteiliges enthalten, nämlich die 
Zusage der bedingungslosen, ohne Rücksicht auf 
irgend jemanden verbindlichen Hochachtung — so 
heißt es dort — vor dem polnischen Territorium? 
Was ist die Tragweite eines solchen Vertragssatzes 
angesichts der ständigen Rechtsauffassung der So-
wjetunion und des Ostblocks, daß das Streben nach 
friedlicher Verbesserung bereits als „politische 
Aggression" und als eine mit allen Mitteln zu ver-
hindernde „Friedensstörung" zu bezeichnen ist? Die 
sowjetische Völkerrechtslehre bezeichnet die Ver-
hinderung von politischer Aggression als etwas 
völlig anderes als einen Streitfall, der ausschließlich 
mit friedlichen Mitteln zu regeln ist. Was bedeutet 
angesichts des russischen Textes des Moskauer 
Vertrages, der selbst das — ich zitiere wörtlich — 
Infragestellen aller gegenwärtigen Grenzen als 
Friedensstörung bezeichnen möchte, dieser Satz im 
Warschauer Vertrag? Meine sehr verehrten Damen 
und Herren, ohne daß es im deutschen Vertragstext 
steht, sprachen vorgestern Herr Scheel und auch 
Herr Wehner plötzlich ebenfalls vom „Nichtinfrage-
stellen" aller Grenzen. Was wird uns noch alles 
stufenweise und unauffällig in gefährlichen Dosen an 
bisher verdeckt Gehaltenem genannt werden? 

(Beifall bei dier CDU/CSU.) 

Im Vertrag wird das Wort „Übereinstimmung" 
benutzt. Aber was ist nun in Art, 1 ubereinstimmend 
festgestellt? Die zeitlichen Fragen sind doch nicht in 
Übereinstimmung; das haben Sie, Herr Bundes-
außenminister, mit großer Deutlichkeit gesagt. Die 
Volksrepublik Polen steht auf dem Standpunkt, daß 
die Grenze völkerrechtlich nach dem Potsdamer Pro-
tokoll festgelegt ist und nur der Bestätigung durch 
die Deutschen bedarf. Sie schreiben: vom Inkraft-
treten an. Hier besteht doch nicht, wie es in Satz 1 
des Vertrags heißt, eine Übereinstimmung, sondern 
hier besteht ein offener Dissens. Gerade wegen der 
individuellen Rechte der Betroffenen müssen wir 
aber doch fragen: Wie weit reicht denn überhaupt 
die Übereinstimmung in den entscheidenden Bestim-
mungen der Verträge? Anerkennung eines Gebiets-
übergangs zu Lasten Deutschlands oder nicht? Ab 
wann? Streben nach friedlicher Änderung möglich 
oder nicht? Oder, so muß ich fragen, gibt es in den 
entscheidenden Punkten überhaupt keinen gemein-
samen Willen dier Vertragspartner? Sind es nur ge-
schliffene Formeln, die den grundsätzlichen Dissens 
verschleiern, oder gibt es  eine Übereinstimmung in 
einer Weise, die uns vorerst vorenthalten wird? 

(Abg. Strauß: Sehr richtig!) 

Wir stellen diese Fragen zweitens auch wegen 
der tiefen Auswirkungen auf die Menschenrechte 
und die individuellen Rechte von Millionen Deut

-

schen. Wenn man solche großen Gebiete als Aus-
land festschreibt, kann man nicht mit einem Schulter-
zucken sagen, Herr Bundesaußenminister, es  seien 
keine bestehenden personalen Rechte verlorenge-
gangen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Sie  müssen uns  hier  sagen, was zur zumutbaren 
Wiederherstellung, zur Heilung verletzter Rechte 
von Ihnen getan worden ist. Wenn das beiderseits 
nicht möglich war, Herr Bundesaußenminister, wenn 
die Verletzung personaler Rechte blieb, wie sie war, 
ja, wenn sie durch den Wandel der Inlandsqualität 
vergrößert und vertieft wurde — denn das deutsche 
öffentliche und private Recht soll ja für diese Men-
schen, auch wenn sie hier sind und dingliche Werte 
drüben haben, nicht mehr zur Anwendung kom-
men —, dann durfte man einen solchen Vertrag 
nicht jetzt und so nicht abschließen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Dann wurde nicht einmal im menschlichen Bereich 
eine echte Friedenstat gesetzt. 

Ich gebe zu: wenn Sie auch nicht die früheren 
Vertreibungstatbestände als legitim anerkannten — 
das rechne ich Ihnen an, aber wir mußten viele Stun-
den und Sitzungen mit Ihnen darum ringen —, so 
haben Sie doch die Folgen dieser Vertreibung ins-
besondere für die Zukunft ohne Rechtsverwahrung 
hingenommen und damit für die Zukunft die Folgen 
legalisiert. Die Aufarbeitung des Unrechts der Mas-
senvertreibung und der Ansatz zur zumutbaren 
Wiederherstellung der Menschenrechte in Freiheit 
fehlen jedenfalls! 

Meine Damen und Herren, das ist ein einmaliger 
Vertrag in der deutschen Vertragsgeschichte, weil 
mehr als 100 000 qkm als Ausland festgestellt wur-
den und für die betroffenen Menschen im Vertrag 
nichts vereinbart worden ist, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

weder für diejenigen, die nach der Vertreibung 
hier leben, noch für diejenigen, die sich als Deut-
sche dort befinden. Wird nicht durch den Wandel der 
Inlandsqualität das bisher nur durch Gewalt der Be-
satzungsmacht behinderte Menschenrecht der Frei-
zügigkeit im deutschen Inland, wie es bisher war, 
für hiesige Heimatvertriebene, wie es in der Euro-
päischen Menschenrechtskonvention und im Zusam-
menhang damit auch in Art. 1 unseres Grundge-
setzes garantiert wird, abgeschrieben, da ein Men-
schenrecht auf Freizügigkeit im Ausland bisher 
trotz der Menschenrechtskonvention nicht kodifi-
ziert ist? Soll für einen hier lebenden Deutschen, der 
seine in den Oder-Neiße-Gebieten lebenden deut-
schen Verwandten nach 1972 beerbt, nur das pol-
nische konfiskatorische Erbrecht gelten, oder ist die-
ses polnische Erbrecht schon seit 1945 bindend? Gab 
es die klare, das Faustrecht — das Wort stammt 
von Ihnen, Herr Wehner — nicht hinnehmende 
Rechtsverwahrung gegen die Massenvertreibung als 
Verwahrung gegen eine schwere Verletzung des 
Besatzungsrechts und des Völkergewohnheitsrechts 
oder als eine Rechtsverwahrung nur gegen eine in-
nerstaatliche Ausweisung aus Polen? Warum sollen 
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die hiesigen Gerichte nur nach polnischem öffent-
lichem und privatem Recht gegenüber hier befind-
lichen Deutschen, die Anliegen drüben zu vertreten 
haben, urteilen? 

Meine Damen und Herren, vorrangig verlangen 
die betroffenen Menschen die schrittweise und zu-
mutbare Wiederherstellung aller verletzten per-
sonalen Rechte. Viele fragen aber auch, was die 
Regierung bei der jetzt geforderten Ratifizierung 
oder bei weiteren langen Verhandlungen mit der 
Entschädigung der Vermögensverluste der Ostdeut-
schen vorhabe. In der Präambel des Lastenaus-
gleichsgesetzes sind der Übergangscharakter und 
der Vorbehalt der Rückgabe der Entschädigung des 
verlorenen Vermögens verankert. Solange die Bun-
desrepublik sich nicht selbst ihrer politischen und 
Rechtspositionen in bezug auf unsere Heimat be-
gibt, mag dies gelten. Wenn sie dies aber tut und 
nicht gleichzeitig ihre Schutzpflichten für das in der 
Heimat entzogene Eigentum erfüllt, muß sie für die 
unterlassene Schutzpflicht entschädigen, und zwar 
vor allen anderen bestehenden wesentlichen Leistun-
gen an das Ausland. 

Wie steht es um die mehr als eine Million Deut-
schen in den Oder-Neiße-Gebieten? Hat man die 
Durchsetzung der Schutzpflicht nunmehr, da man 
einen Vertragszustand will, erreicht? Nein, man hat 
sie nicht erreichen können. Die Antwort auf die 
Anfrage der CDU/CSU über die Folgen der Ost-
verträge gibt zu, daß für die Zeit nach einer even-
tuellen Ratifikation überhaupt keine vertraglichen 
Schutzmöglichkeiten für deutsche Staatsangehörige 
in diesen Gebieten bestehen. Wenn das so ist, dann 
hätte man so weder politisch noch sittlich, noch ver-
fassungsmäßig die Berechtigung gehabt, Inland zu 
Ausland zu machen. Es gibt auch eine Treuepflicht 
des Staates, seinen Bürgern bei so fundamentalen 
Verträgen diplomatischen Schutz zu sichern. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ohne die Festschreibung dieser Gebiete als Aus-
land gab es fast besser funktionierende Handelsab-
kommen als jetzt. Für die Lieferung von Getreide 
durften 1957 über 100 000 Deutsche aussiedeln. Da-
mals hat man auf Oberregierungsrats- und Ministe-
rialratsebene verhandelt. Das war das Vierfache von 
1971. 1958 waren es 120 000 Deutsche, also das 
Fünffache der jetzigen Zahl. Auch danach waren die 
Zahlen noch beachtlich. Sie gingen 1969/70 im Vor-
feld dieser Verhandlungen zurück, damit dann für 
1971 — nicht von unserer, sondern von anderer 
Seite — etwas vorgezeigt werden konnte. 

Seit Oktober 1971 gehen die Zahlen wieder rasch 
zurück. Die Familienzusammenfuhrung erfuhr keine 
Verankerung im Vertragswerk. Man beschränkte 
sich, wie es in der Denkschrift wörtlich heißt, auf 
eine einseitige Information. Dabei ist die Wieder-
herstellung grundlegender Menschenrechte keiner-
lei Vorleistung. Keine Option, kein Recht auf freie 
Entfaltung der kulturellen Interessen des deutschen 
Lebens, der einzelnen und der Volksgruppe! Kein 
Recht auf freien Gebrauch der Muttersprache in der 
Erziehung, in der Öffentlichkeit, im religiösen Be-
reich! Kein freier Zusammenschluß in den Vereinen,  

kein Recht auf freie Berufswahl, kein Recht auf 
Freizügigkeit und freies Zusammenleben der Fa

-

milien, keinerlei Wahrung deutscher Grundrechte! 

Meine Damen und Herren, was antworten wir auf 
die Tausende von Briefen derer, die zum 10. oder 
15. Mal Antrag auf Aussiedlung gestellt haben, 
denen das aber abgelehnt wurde, die arbeitslos 
gemacht wurden, die keine Arbeitsabgabebescheini-
gung bekommen, die in der Öffentlichkeit und im 
Gottesdienst nicht deutsch reden dürfen, die aber 
Spießruten laufen müssen, um sich zu rechtfertigen, 
daß sie sich als Deutsche zur Aussiedlung bekannt 
haben? 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wie wollen Sie nach der Ratifikation jenen dort 
lebenden Deutschen, die, wie unser Innenminister 
angibt, unter Zwang die polnische Staatsangehörig-
keit beantragen müssen, den Besitz der deutschen 
Staatsangehörigkeit wie bisher sichern? Ist es nicht 
die vorrangige sittliche und politische Pflicht, bei 
Abschluß internationaler Verträge die am meisten 
bedrängten Staatsangehörigen zu schützen? Können 
wir zu einem neuen übersteigerten Nationalismus 
deshalb schweigen, weil der Nationalsozialismus 
noch viel Furchtbareres und viel Brutaleres began-
gen hat, zu dem ich nie geschwiegen habe, gegen 
das ich mich damals, als es einzutreten galt, gestellt 
habe? Ich habe dann auch das Recht, nicht zu schwei-
gen, wenn deutsche Rechte und Menschenrechte 
gebrochen werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Das Stiften von Frieden kann man nicht von der 
Verwirklichung der Menschenrechte trennen. Zum 
Friedenstiften trägt jener bei, der auch zur Ver-
wirklichung der Menschenrechte beiträgt. Wäre es 
für den humanitären Bereich nicht sinnvoll gewe-
sen, mit Polen den Wortlaut der UNO-Konvention 
über die bürgerlichen und politischen Menschen-
rechte als vorerst zweiseitig geltenden Vertrag 
schon jetzt zu vereinbaren? 

Ich wollte noch auf das Verhältnis zwischen unse-
ren Bündnisverträgen und den jetzt zur Debatte ste-
henden Verträgen eingehen. Dazu fehlt die Zeit. Ich 
möchte nur die Frage aufwerfen: Müßten wir nicht 
täglich, wie es Adenauer noch tat, unsere Verbün-
deten daran erinnern, daß auch in Zukunft ohne Ein-
fügung berechtigter deutscher Interessen und einen 
für die Deutschen tragbaren Ausgleich in das Werk 
europäischer Einigung eine echte, auf Dauer beste-
hende europäische Befriedung nicht aussichtsreich 
erscheint? 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wenn 
ich so gegen die politischen und die rechtlichen 
Tendenzen dieses Vertrages gesprochen habe, so 
lehnen wir keineswegs den glaubwürdigen, dauer-
haften, tragbaren und gerechten Ausgleich mit dem 
polnischen Volk ab. 

(Abg. Konrad: Ja, was ist das?) 

Ein Vertrag, der dem einen alles gibt und dem an-
deren alles nimmt, ist ein reiner Siegfrieden und 
auch fur das polnische Volk nicht glaubwürdig. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 
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Nirgends in Polen herrschte Begeisterung über die 
Unterschrift. Acht Tage danach kam es zu Unruhen 
wegen der wirtschaftlichen Existenznot. Diese Exi-
stenznot wurde also nicht überschattet durch die Be-
geisterung über einen nationalen Erfolg. Viele Po-
len wollen auch nicht ihren Staat wie eine Schach-
figur von Ost nach West verschoben sehen. Viele 
in Polen fürchten, daß sich ihre großen Nachbarn 
wieder über die Köpfe des polnischen Volkes hin-
weg diesmal unter russischer Führung geeinigt ha-
ben. Alle an dem Vertrag mitwirkenden Politiker 
in Polen sind inzwischen in der Versenkung ver-
schwunden. Es ist kein gutes Omen für diesen Ver-
trag. Dem polnischen Volk ist mehr mit der Über-
zeugung geholfen, daß viele Deutsche eingesehen 
haben, daß sie ebenso um ihre eigenen Rechte rin-
gen müssen, wie sie gleichzeitig — das tue ich, und 
dazu bekenne ich mich ja wiederholt öffentlich — 
des  Nachbarvolkes Würde, Lebens- und Entfaltungs-
rechte und sein Sicherheitsbedürfnis zu achten ha-
ben. 

Vielleicht ist für beide nicht eine nationalstaat-
liche Restauration in alten Formen möglich. Viele 
Ostdeutsche wissen, daß einmal eine in Freiheit 
denkbare Zusammenarbeit der Deutschen in ihren 
Heimatgebieten nur möglich ist in Formen der ge-
meinsamen Wiederaufbauarbeit und schrittweisen 
Ausschaltung früherer Irrtümer und Gegensätze. Im 
Augenblick ist aber für Polen eine eindeutige, von 
breitesten Schichten der Bevölkerung getragene Ga-
rantie gegen jede Gewalt — auch da möchte ich mich 
offen zu einer Frage von Herrn Ehmke bekennen —, 
verbunden mit einer rascheren wirtschaftlichen und 
technologischen Hilfe — ich sage das sehr bewußt, 
und ich sage das nur auf meine Verantwortung —, 
auch unter finanziellen Opfern, aber nicht nur zu 
Lasten der Ostdeutschen, glaubwürdiger als dieser 
Vertrag. Die Heimatvertriebenen, die besonders 
unter dem Grauen des Krieges gelitten haben, wol-
len einen wirklichen Frieden. Wir wissen auch um 
die Großmachtstellung Rußlands; wir achten seine 
Interessen, jedenfalls solche, die die Selbstbestim-
mung und die Freiheit anderer und unseres eige-
nen Volkes nicht bedrohen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, wenn eine wirkliche 
Befriedung und nicht nur eine Hegemonie unter 
dem Zwang der weltpolitischen Ereignisse an die-
ser europäischen Flanke Rußlands einmal im ur-
eigensten Interesse dieser Großmacht liegen würde 
— ich glaube, das ist möglich —, könnte Mittelost-
europa und Ostdeutschland ein Raum gesicherten 
und in Freiheit sicheren Zusammentreffens und 
Wettbewerbs vieler Interessen werden. 

Durch diese Verträge wird das Buch der Geschich-
te für eine wirkliche Aufarbeitung jahrhunderte-
alter Gegensätze, für eine enge Zusammenarbeit in 
einer wirklich freiheitlichen europäischen Friedens-
ordnung zwischen Deutschen und Polen nicht ge-
schlossen. Wir werden uns, solange uns die Freiheit 
gegeben ist, um die Ablehnung ungerechter Ver-
träge, aber auch um Recht und Gerechtigkeit für die 
anderen und für die Deutschen bemühen. Wir wer-
den — komme es bei der Ratifizierung wie immer —  

im legalen Ringen um eine friedliche Wendung zu 
einem wirklichen, zu einem tragbaren, zu einem ge-
rechten und ehrlichen Ausgleich verharren; denn, 
meine Damen und Herren — das sage ich in Realis-
mus: nichts ist endgültig geregelt, es sei denn für die 
beteiligten Völker einigermaßen gerecht geregelt! 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Meine Damen und Herren, ich möchte zum Ablauf 
der Plenarsitzung noch mitteilen, daß wir die De-
batte bis etwa 15 Uhr weiterführen. Anschließend 
findet die Fragestunde statt. 

Das Wort hat nunmehr der Herr Abgeordnete 
Dorn . 

Dorn (FPD): Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Lassen Sie mich zu Beginn 
meiner Ausführungen sehr deutlich einen Satz zu-
rückweisen, der vorhin hier ausgesprochen worden 
ist, nämlich den Satz, daß nunmehr zum zweiten 
Male Russen und Deutsche über das Schicksal Polens 
entschieden. Meine Damen und Herren, wer die Ent-
scheidung dieser Bundesregierung, Verträge mit der 
Sowjetunion und mit Polen abzuschließen, vergleicht 
— wie das gestern schon einmal getan wurde — 
mit dem Abkommen, daß damals zwischen Herrn 
Ribbentrop und seinen Gesprächspartnern geschlos-
sen wurde, hat den Sinn dieses Abkommens in sei-
nem materiellen und seinem moralischen Inhalt 
überhaupt nicht verstanden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Herr Kollege Czaja hat gesagt, die Grundlagen 
der Friedensordnung von 1944 seien hier so schnell 
abgeschrieben worden und über die Grenzen von 
1937, so hat er gesagt, würde hier nicht diskutiert. 
Herr Kollege Czaja, Herr Strauß hat gestern den 
Satz gesagt: 

Diese Verträge sind der Bruchpunkt auf der 
Straße des Unheils. 

Wenn man Ihre Ausführungen unter demselben 
Aspekt sähe, käme man sehr wahrscheinlich zu dem 
gleichen Ergebnis. Nur wäre es, glaube ich, sinn-
voll, daß Herr Strauß und Sie sich dann auch an 
das erinnerten, was der Kollege Strauß am 5. Juli 
1970 in einem Interview mit der „Welt am Sonn-
tag" zu dieser Frage geäußert hat. Der Journalist 
fragte ihn: 

Herr Abgeordneter Strauß, und wie ist es mit 
der Oder-Neiße-Linie? Glauben Sie, daß sich 
daran noch etwas ändern läßt? 

Herr Strauß antwortete folgendermaßen: 

Eine neue Vertreibung von Menschen kommt 
für mich nicht in Frage. 

(Abg. Dr. Jahn [Braunschweig] : Für uns 
auch nicht!) 

Außerdem ist diese Frage gegenstandslos. 
Wenn heute Gomulka und Husak den vertrie-
benen Deutschen die Rückkehr in die Heimat 
anbieten würden, ohne daß sich an den dorti-
gen Verhältnissen etwas ändert, dann käme 
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doch keiner außer einer Handvoll Desperados 
oder Schwärmer. 

(Abg. Stücklen: „Ohne daß sich etwas 
ändert" I) 

— Herr Kollege Stücklen, richtig! Ohne daß sich 
daran etwas ändert! Nun frage ich Sie ernsthaft: 
Können wir daran etwas ändern? Glauben Sie, daß 
die Bundesrepublik an den innenpolitischen Verhält-
nissen Polens etwas ändern könnte? Oder wollen 
Sie es? 

(Abg. Stücklen: Hat gar keiner behauptet!) 

Wenn Sie es wollen, dann sagen Sie es! Ich meine 
also, daß das, was hier in den letzten zwei Tagen 
mehrfach geschehen ist und was auch heute morgen 
bei der Rede des Kollegen Barzel wieder anklang, 
doch mehr als problematisch ist. 

Der Kollege Eppler hat gefragt: Was soll eigent-
lich die Methode der dauernden Unterstellung von 
Behauptungen und Argumenten gegenüber dem, 
was die Bundesregierung hier ausgesagt hat? Ich 
meine, hierin liegt ein eindeutiges System. Die 
Opposition will, daß die Bevölkerung in diesem 
Staate überhaupt nicht konkret erfährt, was in die-
sen Verträgen steht. Denn sonst würde sie, wie der 
Kollege Achenbach das gestern deutlich gemacht 
hat, sehr schnell zu der Überzeugung kommen, daß 
von all den Unterstellungen der Oppositionsfrak-
tion zu diesem Abkommen nichts mehr übrig bleibt. 
Und die Opposition weiß das auch; denn sie kann 
ja auch lesen. Sie kann also auch nicht über das 
hinweglesen, was in diesen Verträgen steht. Ich 
meine also, die Koalitionsfraktionen und diese Bun-
desregierung werden im Laufe der Beratungen im 
Ausschuß und auch bei der zweiten und dritten 
Lesung keinen anderen Weg beschreiten können, 
als sie ihn in den letzten zwei Tagen und heute be-
schritten haben, nämlich deutlich zu machen, daß 
gegenüber der Initiative dieser Friedens- und Ent-
spannungspolitik eine Alternative nicht vorhanden 
und auch nicht sichtbar geworden ist. 

Nun, meine Damen und Herren, könnte man na-
türlich, wenn man sich die Argumente der Kollegen 
Amrehn und von Weizsäcker noch einmal vergegen-
wärtigt, vielleicht auf die Idee kommen — auch 
wenn man an die Rede des Kollegen Stücklen 
denkt —, es gäbe so etwas wie einen Ansatz von 
politischer Alternative zu diesen Verträgen. Ihr 
Kollege Strauß hat einige Ideen dazu geäußert. 
Aber zu einem Antrag der Fraktion der CDU/CSU 
ist es ja wohl nicht gekommen, vielleicht auch des-
wegen, weil man sehr schnell erkannt hat, wie we-
nig realistisch das ist, was Sie selber ausgearbeitet 
und dann der staunenden Öffentlichkeit verkündet 
haben. 

(Beifall bei der FDP. — Zuruf des Abg. 
• Stücklen.) 

— Ach, Herr Kollege Stücklen, Sie können doch auf 
Dauer einfach nicht mit diesen Unterstellungen ar-
beiten wollen, weil jedem sichtbar wird, daß all 
das, was angeblich nach Ihren dauernden Zwischen-
rufen in diesem Vertrag nicht drinsteht, eindeutig 
im Vertragstext und in den Anlagen des Vertrages 

enthalten ist. Sie arbeiten doch ständig mit Unter-
stellungen, die an der Sache völlig vorbeigehen. 

(Abg. Stüdclen: Ach, lassen Sie doch diese 
Polemik!) 

— Herr Kollege Stücklen, das ist keine Polemik, 
sondern das ist eine Feststellung, die ich auch noch 
einmal durch ein Zitat des  sowjetischen  Außenmini-
sters Gromyko — damit es nicht nur die einseitige 
Feststellung der Bundesregierung bleibt, sondern 
auch die Bestätigung durch die Sowjetunion noch 
einmal deutlich wird — vortragen will. Gromyko 
hat zur Frage des Interventionsanspruches gesagt: 

Die zweite ... Frage, in der wir Ihnen entge-
gengekommen sind, ist der Gewaltverzicht un-
ter Berücksichtigung der UNO-Satzung. Wir 
verstehen Ihr Interesse an dieser Frage. Die 
Geschichte kann man nicht widerrufen. Aus 
ihr folgte eine Bestimmung der UNO-Satzung. 
Wir haben uns trotzdem entschlossen, mit Ihnen 
einen Gewaltverzicht abzuschließen, d. h. die 
Verpflichtung zu übernehmen und sie zu ratifi-
zieren. In dem von uns angenommenen Text 
steht das Wort „ausschließlich" (mit friedlichen 
Mitteln). Wir haben keinerlei Ausnahmen vor-
gesehen. Das ist unsere Antwort auf Ihre innen-
politische Diskussion. Ich betone erneut das 
Wort „ausschließlich". Glauben Sie, daß das 
für uns nur ein Fetzen Papier ist? Das ist es 
nicht. 

Das, was die Bundesregierung durch den Kanzler 
und den Außenminister hier vorgetragen hat, ist 
also auch von dem Vertragschließenden auf der an-
deren Seite noch einmal deutlich bestätigt worden. 

Und nun, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, haben einige Ihrer Sprecher ihr ganzes Engage-
ment spürbar gemacht, indem sie hier immer vorge-
tragen haben — sowohl der Kollege Marx wie der 
Kollege Amrehn —, daß der Einfluß der Sowjet-
union auf die Bundesrepublik Deutschland, auch in 
der Frage des Generalkonsulats in West-Berlin, aber 
auch der Einfluß der Kommunisten innerhalb der 
Bundesrepublik Deutschland durch diese Vertrags-
abschlüsse gestärkt worden sei. Nun, meine Damen 
und Herren, ich kann nur noch einmal feststellen, 
daß das weder für Berlin noch für die Bundes-
republik Deutschland stimmt. Hier spreche ich den 
Kollegen Barzel an, der sich entschuldigt hat, daß er 
im Moment nicht hier sein kann; trotzdem möchte 
ich es noch einmal vortragen. Ich habe schon einmal 
von dieser Stelle hier mit ihm darüber diskutiert. 

Wer von dieser Stelle aus nach Abschluß dieser 
Verträge erklärt, daß der Einfluß der Sowjetunion 
durch die Errichtung eines Generalkonsulats in 
West-Berlin enorm gestärkt worden sei, muß sich die 
Frage gefallen lassen, ob nicht seine eigenen politi-
schen Vorstellungen, die er am 17. Juni 1966 in 
Washington und New York vortragen wollte, dies 
noch vielmehr in die Diskussion werfen können, als 
es mit dem Generalkonsulat geschehen sein kann. 
Der Kollege Barzel wollte damals in Amerika — in 
seinem Redeentwurf steht es — sagen: - 
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Auf dem Boden eines wiedervereinigten 
Deutschlands könnte im Rahmen eines europä-
ischen Sicherheitssystems Platz auch für die 
Truppen der Sowjetunion bleiben. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wer 
eine solche Erklärung abgibt, wer eine solche Kon-
zeption hat, der muß sich doch einfach die Frage 
gefallen lassen, ob die Unterstellung mit dem politi-
schen Einfluß des Generalkonsulats in West-Berlin 
nicht nur noch eine Begründung sein kann, um das 
eigene schlechte Gewissen in dieser Frage zu über-
tönen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich möchte noch mit einem weiteren — so hoffe 
ich — Mißverständnis, wenn nicht mit einem gefähr-
lichen Beispiel einer Verfälschungsmethode auf-
räumen. Der Kollege Marx hat gestern ein typisches 
Beispiel dafür geliefert, mit welcher Methode die 
Opposition hier vorgeht. Er hat gesagt: 

In unserer Großen Anfrage ... haben wir auf die 
sehr ernste Situation aufmerksam gemacht, die 
sich aus dem ganz unterschiedlichen Verständnis 
der Verträge in Moskau und in Bonn ergibt. 

Und dann hat er gesagt: entweder sei das „kein 
Dissens" — dann sei es „objektiv falsch" —, oder 
es sei eine bewußte Irreführung der Öffentlichkeit. 
Und er sagte weiter, es sei eine Zweideutigkeit des 
Bundesaußenministers. 

Nun, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
wenn das Methode wird, dann darf ich Ihnen an die-
ser Stelle für uns Liberale sagen, daß zusammen 
mit der jetzigen Opposition auch die Fraktionen der 
Koalition — und dabei waren die Sozialdemokraten 
noch viel aktiver als manche anderen, die heute 
lauthals in dieser Richtung tönen —, dafür gesorgt 
haben, daß der rote Marxismus aus der DDR nicht 
in die Bundesrepublik übertragen werden konnte. 
Aber ich sage Ihnen: Wir werden uns genauso da-
gegen wehren, daß der schwarze Marxismus aus 
Kaiserslautern hier politische Grundfesten beziehen 
kann. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Dr. Marx [Kaiserslautern] : Wollen wir uns 
einmal über Ihre eigene Vergangenheit un

-

terhalten? — Weitere Zurufe von der CDU/ 
CSU.) 

Denn, Herr Kollege Marx, was Sie hier mit bewußter 
Irreführung, mit Unterstellung, mit Zweideutigkeit 
in Ihrer Rede angesprochen haben, 

(Abg. Dr. Jahn [Braunschweig] : Heuchelei!) 

— ist Heuchelei — da haben Sie völlig recht, Herr 
Kollege Jahn —, ist eine vollkommene Heuchelei. 
Denn das, was Sie hier angesprochen haben, hat ja 
die Oppositionsfraktion in ihrer Großen Anfrage ge-
fragt. Sie hat dort im zweiten Absatz der ersten 
Frage geschrieben: 

Wird die Bundesregierung in Verhandlungen 
mit der sowjetischen und polnischen Regierung 
diesen Dissens über den wesentlichen Inhalt 
der Verträge vor der Einleitung des Ratifika-
tionsverfahrens ausräumen? 

Die Antwort der Bundesregierung war Ihnen ja früh 
genug bekannt, so daß Sie hier diese Unterstellung 
eigentlich gar nicht mehr hätten vornehmen können. 
Die Bundesregierung hat nämlich geantwortet: 

Über die Auslegung der Verträge von Moskau 
vom 12. August 1970 und von Warschau vom 
7. Dezember 1970 besteht zwischen den Ver-
tragspartnern kein Dissens, der die Bundesregie-
rung veranlassen könnte, 
(Abg. Dr. Marx [Kaiserslautern] : Genau das 

habe ich zitiert!) 

in erneute Verhandlungen mit der sowjetischen 
und der polnischen Regierung einzutreten. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter Dorn, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Abgeordneten Dr. Jaeger? 

Dorn (FDP) : Nein, ich gestatte keine Zwischen-
frage. Ich möchte zum Ende meiner Rede kommen. 

(Abg. Dr. Jaeger: Mehr Demokratie! — 
Abg. Dr. Marx [Kaiserslautern] : Wir könn

-

ten uns dann noch über seine eigene Ver

-

gangenheit unterhalten!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, da 
kommt der zweite Gesichtspunkt, der immer wieder 
anklingt, indem Sie sagen, was zwischen der Bun-
desregierung und den westlichen Verbündeten an 
Vereinbarungen bestehe, sei gar nicht so. Es wird 
dann immer in Zweifel gezogen. Wenn ich die Er-
widerung des  Kollegen Barzel auf das, was der 
Bundeskanzler vorgetragen hat, noch recht in Er-
innerung habe, hat er die Dinge auch dabei wieder 
zweimal in Zweifel gezogen. Ich möchte daher an 
dieser Stelle noch einmal ein Wort sehr neuen 
Datums aufgreifen, damit diese Dinge endgültig 
ausgeräumt werden. Pompidou hat in seiner Ab-
schlußrede beim deutsch-französischen Konsulta-
tionstreffen am 11. Februar 1972 in Paris, also vor 
nicht allzu langer Zeit, folgendes erklärt: 

In der Frage .der Beziehungen zum Osten haben 
wir festgestellt, daß es zwischen der Politik 
der Bundesregierung und der französischen 
Politik in diesem Bereich einen vollkommenen 
Gleichklang gibt. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es wird 
weder Ihnen hier in diesem Hause noch außerhalb 
dieses Hauses möglich sein, uns und unsere Bünd-
nispartner des Westens durch Ihre Argumentation 
auseinanderzudividieren. 

Ich möchte, nachdem ich die Debatte zwei Tage 
lang aufmerksam verfolgt habe, zu dem, was zum 
Schluß für mich als Erkenntnis übrigbleibt, sehr 
deutlich etwas sagen: Sie, meine Damen und Herren 
von der Opposition, haben versucht, die Argumente, 
die seit vielen Monaten in der Öffentlichkeit be-
kannt sind, noch einmal zu wiederholen — es ist 
Ihr gutes Recht, das zu tun —, aber  die  Argumente 
sind auch durch ständiges Wiederholen nicht über-
zeugender und glaubwürdiger geworden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie haben etwas 
ganz Originelles gesagt!) 
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Wir, Herr Kollege, haben uns bemüht, nicht nur 
auf Ihre Große Anfrage eine Antwort zu geben, 
sondern wir haben darüber hinaus die Argumen-
tationen, die für die Begründung der Verträge not-
wendig sind, noch einmal wie auch in den vergan-
genien Monaten, und wie es auch im Bundesrat der 
Fall gewesen ist — da bin ich mit Ihnen einig —, 
in aller Deutlichkeit vorgetragen. Übrig bleibt 
eigentlich eines: für uns alle gemeinsam, meine 
sehr verehrten Damen und Herren, bleibt übrig, 
uns an die Drucksache zu erinnern, die Grundlage 
der  Beratung  dieser letzten Tage gewesen ist. In 
dieser Drucksache steht auf dem Vorblatt: 

A. Zielsetzung 
Der Vertrag ist ratifizierungsbedürftig ... 

B. Lösung 
Der Entwurf trägt diesem Erfordernis Rechnung. 
Er enthält das Vertragsgesetz mit Begründung, 
den Text des Vertrages in deutscher und rus-
sischer Sprache sowie die Texte der dazu ge-
hörigen Urkunden (Brief zur deutschen Einheit, 
Notenwechsel mit den drei Westmächten) und 
die Denkschrift zum Vertrag nebst Anlagen. 

Und jetzt kommen zwei vielleicht auch für die Oppo-
sition noch interessante Bemerkungen auf diesem 
Vorblatt: 

C. Alternativen 
keine 

Das ist in den letzten zwei Tagen noch einmal sehr 
deutlich geworden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu

-

ruf des Abg. Baron von Wrangel.) 

— „D. Kosten", Herr Kollege von Wrangel — auch 
das ist vom Bundeskanzler und vom Außenminister 
noch einmal deutlich gemacht worden —: entgegen 
den ständig erhobenen Unterstellungen innerhalb 
und außerhalb dieses Hauses: „keine". 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

— Ja, Herr Kollege Becher, wir wissen das. Wir 
wissen das, und Sie bestätigen das durch Ihren Zwi-
schenruf noch einmal sehr deutlich. All das, was an 
Unterstellungen in diesem Bereich auch in Zukunft 
von Ihnen erhoben wird — etwas anderes erwarten 
wir von Ihnen gar nicht —, wird dadurch nicht 
glaubwürdiger. Was hier vereinbart worden ist, ist 
' klar und deutlich. Es ist für unser Volk vertretbar, 
weil es die einzige Chance bietet, Frieden und Zu-
kunftserhaltung für dieses Volk und für diese Nation 
zu garantieren. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu

-

rufe von der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Katzer. 

Katzer (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich möchte noch 
einige Bemerkungen zu dem machen, was der Herr 
Kollege Eppler vorhin gesagt hat. Er meinte, es 
wäre für ihn bedrückend, wenn er die Diskussion 

über das Selbstbestimmungsrecht verfolge. Er fügte 
hinzu: Es gibt kein Volk ohne Selbstbestimmungs-
recht. Herr Kollege Eppler, ich bin erschrocken über 
die mögliche Wirkung Ihrer Aussage, denn ich 
kenne ein Volk ohne praktisches Selbstbestim-
mungsrecht, nämlich das in Mitteldeutschland. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Uber diese Position möchte ich Klarheit. 

Herr Kollege Eppler, Sie haben als zweites gesagt, 
durch diesen Vertrag würde keine Kompanie weni-
ger in Deutschland stehen. Allerdings weiß ich nicht, 
ob Sie das sehr freut, denn wenn ich Ihre bisherige 
Politik verfolge, so komme ich zu der Meinung, 
daß Sie sich darüber gefreut hätten, wenn es eine 
weniger gäbe. So war doch Ihre bisherige Politik im 
Hinblick auf diese Fragen. 

Als drittes, Herr Kollege Eppler, haben Sie ge-
sagt: Stimmt denn eigentlich das noch, was vor vier 
Jahren in der Denkschrift der Evangelischen Kirche 
in Deutschland gesagt worden ist? Stimmt denn das 
noch, was vor vier Jahren war? Herr Kollege Eppler, 
ich muß Ihnen leider sagen: Nein, es stimmt nicht 
mehr mit der Politik der Bundesregierung überein; 
denn die Bundesregierung, die sich — mit den Stim-
men  der SPD — noch am 30. Mai 1969 klar und ein-
deutig für das Selbstbestimmungsrecht ausgespro-
chen hat, geht heute von dieser Linie ab. Das ist das 
Ergebnis der Diskussion. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter Katzer, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Herrn Abgeordneten Eppler? 

Katzer (CDU/CSU) : Ja, selbstverständlich! 

Dr.  Eppler (SPD) : Herr Kollege Katzer, wollen 
Sie in allem Ernst sagen, daß die Deutschen in der 
DDR kein Selbstbestimmungsrecht hätten, 

(Abg. Rawe: Das fragt er noch!) 

oder sind Sie nicht vielmehr mit mir der Meinung, 
daß sie dieses Selbstbestimmungsrecht genauso ha-
ben wie wir, daß" es ihnen nur im Augenblick ver-
wehrt ist? 

(Lachen bei der CDU/CSU.) 	- 

Katzer (CDU/CSU) : Aber Herr Kollege Eppler, 
sie haben praktisch dieses Selbstbestimmungsrecht 
nicht. Das ist doch der entscheidende Punkt in die-
ser Diskussion, um den es geht. 

iAbg. Seiters: Herr Eppler, werden  Sie  doch 
nicht spitzfindig! — Abg. Dr. Marx [Kaisers

-

lautern]: Das heißt mit anderen Worten: 
Können sie es ausüben oder nicht?) 

Herr Bundeskanzler, Sie haben in Ihrer Zwischen-
bilanz eine Offerte an die Opposition gerichtet. Herr 
Außenminister, vielleicht können Sie in Vertretung 
des Bundeskanzlers diese Fragen aufnehmen. Die 
Art, wie der Bundeskanzler die Dinge dargestellt 
hat, war zwar an sich ganz sympathisch, aber die 
Ermahnungen, die an die Adresse der Opposition 
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gerichtet wurden, waren für mein Empfinden etwas 
einseitig. Ich meine, wenn der Bundeskanzler diesen 
oder jenen Kollegen von der Opposition bittet, 
dieses oder jenes gesprochene Wort zu überdenken, 
sollte er auch den Mut haben, seine eigenen Frak-
tionskollegen zu ermahnen, wenn sie hier unsere 
Fraktion diffamieren, indem sie sie in die Nähe von 
Deutschnationalen bringen, von denen wir wissen, 
was für eine unheilvolle Rolle sie gespielt haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich hätte sehr gewünscht, daß der Herr Bundes-
kanzler dazu ein klares Wort gefunden hätte — und 
ebenso zu dem Zwischenruf, den Sie, Herr Kollege 
Wehner, sich gestern erlaubt haben und der meines 
Erachtens über das hinausgeht, was im Parlament 
statthaft ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich hätte es sehr gern gesehen, wenn dieser Zwi-
schenruf vom Sportpalast nicht gekommen wäre, 
der die schmerzliche Erinnerung wachruft für uns 
alle, für Sie noch mehr als für uns, die wir damals 
jünger waren; nur darin liegt der Unterschied. Da 
er gefallen ist, hätte ich es gern gesehen, wenn man 
in hätte korrigieren können. 

Der Bundeskanzler hat zu Beginn seiner Ausfüh-
rungen dann davon gesprochen, man solle in dieser 
Debatte keine Vermischung von Innen- und Außen-
politik vornehmen. Ganz abgesehen davon, daß das 
im Gegensatz zu dem steht, was der Herr Außen-
minister in seiner Rede dargetan hat, der ausdrück-
lich auf eine Rückwirkung von Innen- und Außen-
politik hingewiesen hat, hat der Herr Bundeskanzler 
offenbar auch übersehen, daß in dieser Sitzung auch 
das Thema „Bericht zur Lage der Nation" ansteht, und 
dazu gehört selbstverständlich auch die Situation in 
unserem Deutschland. Herr Kollege Schmidt hat in 
seiner bemerkenswerten Rede von gestern einen 
Satz gesagt, der eigentlich zu meiner großen Unbe-
friedigung von seiten der Regierungskoalition nicht 
richtig gewertet wurde, nämlich den Satz, daß er 
diese Politik zwar aus voller Überzeugung unter-
stütze, daß dies alles aber. eine sehr wesentliche 
Voraussetzung habe: daß die freiheitlich-demokra-
tische Grundordnung in unserem Lande gefestigt 
werde. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Das scheint mir in der Tat ein wesentlicher Aspekt 
zu sein, der in der bisherigen Diskussion noch zu 
kurz gekommen ist. 

Wenn ich das Fazit der bisherigen Diskussion 
ziehe, dann werden politische Ziele durch die Hoff-
nung auf einen sich gleichsam automatisch abspie-
lenden zukünftigen Prozeß ersetzt. Die Theorie 
vom Wandel durch Annäherung, die sogenannte 
Konvergenztheorie, glaubt, daß sich durch eine Ver-
stärkung der Beziehungen mit den kommunisti-
schen Ländern auch eine Veränderung der gesell-
schaftlichen Verhältnisse ergeben könne, die auf 
lange Sicht auch zu einer Annäherung der Staaten 
führe. Ich möchte — ich habe das früher schon ge-
tan und möchte das heute nachdrücklich wieder-
holen — vor dieser These warnen. Gesellschafts-
ordnungen sind bei aller Anerkennung des Einflus

-

ses von Faktoren, die wenig steuerbar sind, wie 
etwa der technologische Fortschritt, doch im wesent-
lichen durch bewußte und gewollte Entscheidungen 
geprägt. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ludwig Erhard ist das lebendige Symbol für eine 
so gewollte und bewußte Entscheidung. Das gilt für 
unsere Ordnung, die ein Höchstmaß an persönlicher 
Freiheit, Gerechtigkeit und Gemeinschaftlichkeit er-
strebt. Und auch für die Gesellschaftsordnung im 
anderen Teil unseres Deutschlands gilt, daß sie das 
Ergebnis einer bewußten und gewollten Entschei-
dung ist, freilich nur von wenigen. Ich wehre mich 
also gegen die etwas naive Vermutung, zwei Gesell-
schaftssysteme würden sich mehr oder weniger von 
selbst 

(Abg. Dr. Marx [Kaiserslautern] : Sehr gut!) 

auf einer dritten Ebene treffen, 

(Abg. Dr. Eppler: Wer sagt denn das?) 

so wie eine rote und eine blaue Flüssigkeit violett 
ergeben, wenn man sie nur richtig miteinander 
mischt. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wenn wir eine gesellschaftliche Ordnung wollen, so 
meinen wir mehr Freiheit, mehr Chancengleichheit, 
mehr Gerechtigkeit für den einzelnen Bürger unse-
res Landes. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wir meinen nicht die Gleichheit auf Kosten der 
Freiheit; darin liegt der Qualitätsunterschied zum 
System im anderen Teil unseres Vaterlandes. 

Diese Besinnung auf die Grundlagen unserer Ge-
sellschaftsordnung in einem objektiven, d. h. wirk-
lichkeitsbezogenen Vergleich der Systeme scheint 
mir in dieser Stunde not zu tun, denn die Politik 
der Bundesregierung, die von der These „Wandel 
durch Annäherung" ausgeht, trifft zeitlich zusammen 
mit ersten beachtlichen Erfolgen neomarxistischer 
Gruppen, die den langen Marsch durch die Institu-
tionen angetreten haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich möchte hier nicht die Frage eines Ursachen- und 
Wirkungszusammenhangs untersuchen. Es gibt ja 
auch andere Länder mit ähnlichen Erscheinungen, die 
nicht die nationalen Probleme unseres L andes haben. 
Aber wahr bleibt: unsere gesellschaftliche Ordnung 
wird nur dann bestehen, wenn alle demokratischen 
Kräfte die Grundpositionen der freiheitlichen Demo-
kratie anerkennen, ausbauen und stärken. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Das scheint mir das, was in dieser Stunde nottut. 

Herr Kollege Scheel, wenn ich den Schluß Ihrer 
Eingangsrede, die ich sehr gut verfolgt habe, lese 
und wenn ich mir dann Ihre Feststellung vor Augen 
halte: „Wenn ich heute schon wieder Flugblätter in 
die Hand gedrückt bekomme, in denen ein größerer 
Lebensraum für Rumpfdeutschland, wie es heißt, ge-
gen Polen verlangt wird, schaudert midi" — Herr 
Bundesaußenminister, verehrter Herr Kollege Scheel, 
mich schaudert auch, wenn ich das sehe —, dann, 
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entschuldigen Sie bitte höflich, muß ich Ihnen sagen: 
mir graut noch mehr vor der Einseitigkeit der Be-
trachtung des Außenministers, der diese Flugblätter 
von doch lächerlichen Gruppen unseres Volkes als 
ernst erwähnt und die Realitäten in unseren Betrie-
ben und Hochschulen einfach unausgesprochen läßt. 
Das scheint mir eine Disparität zu sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wer den offenen Brief von Karl Steinbuch — — 
Es  ist ja hier immer wieder gesagt worden: Gott, die 
Christlichen Demokraten zitieren mit Vorliebe ver-
storbene Sozialdemokraten und FDP-Leute. Umge-
kehrt geschieht es ja auch; ich habe Worte Konrad 
Adenauers nodi nie so oft auf den Lippen der SPD-
Kollegen gehört wie in dieser Debatte. Das braucht 
ja gar nicht schlimm zu sein, das finde ich sehr gut, 
das finde idi gar nicht schlecht. Aber jetzt zu den 
Lebenden. Wer den offenen Brief von Karl Stein-
buch an den Bundeskanzler gelesen hat — ich bin 
sehr traurig, daß die Zeit nicht mehr reicht, diesen 
Aspekt noch zu vertiefen —, der kann doch einfach 
diese Sorge nicht aus dem Auge lassen. — — Da 
wird natürlich sofort von Ihnen, Herr Außenmini-
ster, gefragt: Was hat das mit den Verträgen zu 
tun? Ist das ein ursächlicher Zusammenhang? Ich 
habe vorhin ausdrücklich betont, daß man den nicht 
so unbedingt herstellen kann, daß wir aber die zeit

-

liche Gleichmäßigkeit dieser Erscheinungen als Rea-
lität — um Ihren Sprachgebrauch aufzunehmen — 
sehen müssen und daß wir uns darauf einzustellen 
haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wer diesen Brief gelesen hat und die Entwicklung 
verfolgt, der kann doch nicht sagen, das seien Er-
findungen reaktionärer Kräfte oder was weiß ich. 
Denn soweit ich weiß, ist Herr Professor Steinbuch 
einer derjenigen gewesen, der die Wählerinitiative 
der SPD für diese Bundesregierung mit unterschrie-
ben hat. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Idi würde Herrn Ehmke also empfehlen, wenn er 
unseren verehrten Herrn Kollegen Simpfendörfer 
hier zitiert — was mich sehr freut, denn er ist ein 
alter Freund von mir, und wir sind in unserer Union 
freiheitlich genug, um jedem seine Meinung gerne zu 
lassen -, daß er dann bitte auch Herrn Professor 
Steinbuch mit auf Ihre Linie nimmt und das, was da 
gesagt ist, sehr ernst in Ihre Diskussion einbezieht. 

Ich will die Dinge nicht dramatisieren, aber ich 
glaube, es ist kein Zweifel daran erlaubt, daß es in 
der Bundesrepublik in diesem Augenblick, wo wir 
hier diskutieren, eine zunehmende Zahl von Men-
schen gibt, die ihre Vorstellungen von der Ordnung 
unserer Gesellschaft nicht mehr mit den von unserer 
Verfassung vorgesehenen Mitteln durchsetzen wol-
len, sondern mit Gewalt und mit Druck. Wer die Be-
triebsratswahlen, die Vorbereitungen und das, was 
sich in den Betrieben alles tut, in diesem Zusammen-
hang sieht, wer die zunehmende Aktivität kommuni-
stischer Betriebsgruppen verfolgt, der könnte sich 
eigentlich nur wünschen — das sage ich sehr deut-
lich an die Adresse der sozialdemokratischen Frak-
tion —, daß wir bei aller Unterschiedlichkeit der 
Auffassungen, die in den Grundsatzpositionen hier 

heute dargestellt sind, in dieser Frage zusammen-
stehen; ich meine das Zusammenstehen der demo-
kratischen Kräfte, wenn es darum geht, die Radika-
linskis von rechts und von links zu bekämpfen 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

und dies als eine gemeinsame Aufgabe ansehen. 
Wenn es Gewalt statt demokratischer Verfahren 
heißt, sind alle Demokraten zu einem gemeinsamen 
klaren Nein aufgerufen. Aber mehr noch als die Me-
thoden dieser Radikalen beunruhigt im Zeitpunkt 
dieser ostdeutschen Debatte das Ziel dieser radika-
len Aktivität, gleicht doch die von diesen Gruppen 
erstrebte gesellschaftliche Ordnung der kommunisti-
schen Ordnung oft wie ein Ei dem anderen, und hier 
liegt nach meinem Empfinden die Gefahr der Paral-
lelität dieser innenpolitischen Entwicklung mit der 
außenpolitischen Öffnung nach dem Osten. Diese 
Gefahr müssen wir rechtzeitig sehen; ihr müssen, 
wenn es auf uns ankommt, alle Demokraten gemein-
sam rechtzeitig zu begegnen wissen. 

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Professor 
Schmid. 

Dr. Schmid (Frankfurt) (SPD) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Es ist kein Vergnügen, 
am Ende einer Debatte, in der so viele bedeutende 
Redner gesprochen haben und von beiden Seiten 
Beachtenswertes gesagt worden ist und ein erstaun-
liches Ausmaß von Detailkenntnissen entfaltet 
wurde, noch zu sprechen. Ich komme mir vor wie 
jemand, der das Schlachtfeld aufzuräumen hat. Auch 
das hat seine Ehre; nur ist sie ein bißchen melan-
cholischer als anders zu erwerbende. 
Nun, ich will nicht — idi kann es aus gar nicht 

— den bisher vorgebrachten Argumenten neue hin-
zufügen. Alles Für und Wider ist wohl gesagt wor-
den. Aber vielleicht empfiehlt es sich doch, an 
einiges zu erinnern, was dazu geführt hat, daß wir 
heute zu dieser Debatte gezwungen sind. Ich will 
dabei nicht Kreml-Astrologie entwickeln. Idi will 
auch keine neuen Zitate bringen. Apropos Zitate: 
Sie können von jedem von uns, von mir auf jeden 
Fall, eine Menge Zitate bringen, die anders lauten 
als das, was idi Ihnen heute zu sagen habe. Denn 
das Leben ist kein Gang durch freies Feld, die Poli-
tik noch weniger. Man kann sein Ziel frei aufstek-
ken und alles tun, um auf das Ziel zuzugehen; aber 
auf diesem langen Marsch schwemmt einem die 
Geschichte Treibsand, Gestein und Geröll vor die 
Füße, das uns zwingt, den geraden Weg zum Ziel 
nicht für den kürzesten und besten mehr zu halten, 
sondern für einen Weg, der ins Nichts führen 
könnte; das veranlaßt uns — mich jedenfalls hat es 
veranlaßt, gelegentlich um diese Steine herumzu-
gehen, die den Weg zum Ziel versperren, um einen 
besseren Ansatz zu finden, um das Ziel nun doch 
nicht zu verfehlen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

In dieser Debatte sind viele Kassandra-Rufe laut-
geworden. Manche haben wie ein neuer Laokoon 
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die Verträge als das „hölzerne Pferd" bezeichnet, 
das die Mauern Trojas aufbrechen sollte. Ich hoffe, 
es wird sich keine Schlange finden, die diese 
Laokoone erwürgen wird. 

Beim Herrn Kollegen Zimmermann hatte ich den 
Eindruck, daß er gerade erst vorgesten noch einmal 
die Schrift des alten Schlieffen über Cannae gelesen 
hat. Ich bin kein Stratege und kenne mich nicht so 
gut aus wie er. Aber mir erschien es manchmal doch 
so, als wäre das eher ein Schlieffen aus einer Offen-
bachschen Operette, dessen Weisheit er glaubte 
vortragen zu sollen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Sehr beeindruckt haben mich die Worte unseres 
Kollegen Katzer, weil ich weiß, daß seine Worte 
immer aus einem Fundus kommen, einem mora-
lischen, einem politischen Fundus, daß er ein vater-
ländischer Mensch ist in allem, was er tut und sagt, 
mit all dem Willen, zu verantworten, was er sagt 
und was er will. Herr Kollege Katzer, ich habe Ihre 
Sorgen auch. Ich sehe mit Schrecken, daß man in 
Deutschland mancherorts meint, Demokratie sei so 
etwas wie Libertinage. Eine schlimmere Verkennung 
der Demokratie gibt es wohl kaum. Demokratie ist 
eine strenge Angelegenheit. Lesen Sie doch einmal 
nach, was die Väter des demokratischen Gedankens 
in dieser Welt über Regierung des Volkes durch 
das Volk und für das Volk gesagt haben! 

Der oberste Grundsatz, den es da gibt, die Frei-
heit, setzt das Ernstnehmen' des Gesetzes, des 
demokratisch zustande gekommenen Gesetzes, vor-
aus. Es ist die Quintessenz des demokratischen Ge-
dankens, daß dieses Gesetz für alle und gegen alle 
verwirklicht werden muß. 

(Allgemeiner Beifall.) 

Freilich setzt das voraus, daß man bereit sein muß, 
eine Reihe von Dingen zu beseitigen, die manchen 
Katilinariern oder ernst bewegten jungen Leuten als 
Anlaß und als Vorwand dienen, zu sagen: Mit die-
ser Demokratie ist nicht zu machen, was gemacht 
werden muß, damit Menschen wirklich menschen-
würdig und in wahrer Freiheit leben können. 

Der Mut zu tiefgreifenden Reformen und nicht 
bloß zu Arabesken und Verzierungen ist die Vor-
aussetzung dafür, daß dieser Anspruch der Demo-
kratie, daß das Gesetz für alle und gegen alle gilt, 
durchgesetzt werden kann, ohne daß nur Polizei-
aktionen daraus werden. 

(Beifall.) 

Das wollte ich hier noch sagen, und ich glaube, 
Herr Katzer, Sie geben mir recht in dem, was ich 
gesagt habe. Bei uns gibt es wohl noch einiges zu 
tun, um solche Vorwände — nicht nur Vorwände, 
sondern auch Anlässe — zu beseitigen, sie zumin-
dest gegenstandslos zu machen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr richtig!) 

Meine Damen und Herren, ich will zu den Dingen, 
von denen wir heute handeln, als ein Zeuge sprechen. 
Ich glaube, daß ich in diesem Hohen Hause der 
Älteste bin, der sie miterlebt hat und an ihnen un-
mittelbar beteiligt gewesen ist. Ich kann vielleicht  

einiges ins Gedächtnis zurückrufen, das weithin ver-
gessen worden ist. Die Menschen sind vergeßlich. 
Das ist ganz gut für den einzelnen; aber die Völker 
sollten nicht so vergeßlich sein wie die einzelnen 
Menschen. 

Zunächst eine Feststellung. Was in Deutschland, 
auf dem Gebiet Deutschland, an politischen, an 
staatsbildenden Dingen geschehen ist, ist nicht ge-
schehen, weil es die Deutschen so wollten, weder 
hier noch auf der anderen Seite, sondern dieses 
Deutschland war nach dem Krieg zunächst nichts 
anderes als ein Objekt der Siegerdiplomatie, der 
Siegerpolitik, auf beiden Seiten. Ich komme gleich 
noch darauf, daß die verschiedenen Sieger dies auf 
verschiedene Weise gehandhabt haben. Aber im 
Grundansatz waren wir Objekt der Machtpolitik der 
Sieger. Das hatte bestimmte Ursachen. Es gab gute 
Gründe dafür, - um es gleich zu sagen. Sie hatten 
ja von einem Groß-Deutschland einiges Bittere er-
lebt. Wenn es auch ein pervertiertes Deutschland 
gewesen ist, so konnten sie doch immerhin argu-
mentieren: Diese Deutschen haben sich diese Per-
version ihres Wesens gefallen lassen. 

Halten Sie mich nicht für eine Pharisäer. Ich bin 
kein Widerstandskämpfer in dem Sinne gewesen, 
in dem das Wort allein einen Sinn hat. Ich bin nicht 
eingekerkert worden. Ich habe den Galgen nur 
sehr am Rande riskiert. 

Man hatte kein Vertrauen mehr in die Friedens-
liebe des deutschen Volkes und glaubte, man müsse 
es nach dem Krieg in einen Zustand versetzen, der 
es ihm unmöglich mache, der Welt wieder Schaden 
zuzufügen wie bisher. Das war der Ausgangspunkt 
für alle Sieger, im Osten wie im Westen. 

So hat man sich überlegt, wie man das machen 
sollte: zunächst einmal sollte Deutschland militä-
risch nichtexistent werden; dann sollte es politisch 
so eingerichtet werden, daß es nicht mehr einen 
einheitlichen Willen fassen kann, der imstande sein 
könnte, Unheil über die Welt zu bringen, und 
schließlich sollte ihm ökonomisch, d. h. industriell, 
die Möglichkeit genommen werden, wieder die 
schrecklichen Waffen herzustellen, die die Welt 
beunruhigt haben. 

Das Politische, das man uns antun wollte, war ganz 
radikal gedacht. In Teheran, Yalta usw. meinte man 
— man sollte diese Papiere manchmal nachlesen —, 
daß das, was von diesem Deutschland blieb, auf 50 
Jahre außerstande bleiben sollte, eigene Politik zu 
machen. Es sollte — 50 Jahre lang — unter der Vor-
mundschaft eines Kontrollrates stehen, in dem die 
Siegermächte säßen. Dann könne man vielleicht 
sehen, was man mit ihm anfangen werde. In der 
Zwischenzeit sollte es eine deutsche Verwaltung 
geben, an deren Spitze Staatssekretäre unter der 
Botmäßigkeit des Kontrollrates stehen sollten. Das 
waren die Absichten. 

Was ist daraus geworden? Was konnte daraus 
werden? Der Rechtsgrund, auf den sich die Sieger be-
riefen, um so zu handeln, ist ein uraltes Institut des 
Völkerrechts. Sie können das bei Hugo Grotius nach-
lesen. Es steht auch in den Völkerrechtslehrbüchern 
der neuen Zeit. Es ist das Institut der Debellatio, 
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nach dem nach einem Kriege, bei dem der Feind 
den Widerstand aufgegeben hat, weil er außerstande 
ist, sich zu wehren, oder nicht mehr willens ist, sich 
bis zum letzten zu wehren, der Sieger mit dem Land 
verfahren kann, wie es seinem Interesse entspricht. 
Das ist bitter und grausam und übersieht völlig, was 
man die Menschenrechte nennt und was Selbstbe-
stimmung ist. Aber das Völkerrecht ist ja keine 
weiche Angelegenheit, sondern trägt den Realitäten 
Rechnung, auch der Realität des Krieges, der Ultima 
ratio regum, wie man den Krieg nannte. 

So hat man zunächst einmal dieses Deutschland 
in eine Reihe von Staaten zerreißen wollen. Das hat 
man aufgegeben. Weitgehend war es Stalin, der sich 
dagegen gestellt hat mit dem bekannten Wort, das 
deutsche Volk werde weiter bestehen. Er hat das 
nicht um unserer blauen Augen willen gesagt, son-
dern weil er geglaubt hat, daß die sowjetische Idee, 
wenn sie sich einmal in einem Teil Deutschlands 
festgesetzt habe und dieser Teil Deutschlands ein 
Teil des größeren einheitlichen Deutschlands ge-
worden sei, sich mit den dahinterstehenden Macht-
ansprüchen in dem ganzen Deutschland durchsetzen 
werde. Das war ohne Frage sein Wille. Aber er kam 
nur zum Teil durch. 

Mit der Zentralverwaltung Deutschlands und deut-
schen Staatssekretariaten unter Kontrollratsaufsicht 
wurde es nichts, weil sich die Franzosen dagegen 
gewehrt haben, auch nicht um unserer blauen Augen 
willen, sondern weil sie der Meinung waren, ein 
Deutschland in der Form des deutschen Bundes von 
1815 sei für sie, sei für Europa und sei für die Welt 
besser als ein Deutschland im Stil des 19. Jahrhun-
derts oder des beginnenden 20. Jahrhunderts. So ist 
das gewesen, und das sollten wir nicht vergessen. 

Die Alliierten gingen aber weiter. Sie haben auch 
den geographischen Raum bestimmt, innerhalb des-
sen sich die Dinge, die auf Deutschland Bezug haben, 
sollten vollziehen können. Nach den Potsdamer Be-
schlüssen ging Ostpreußen an Rußland, das Land 
östlich von Oder und Neiße wurde, wie es hieß, un-
ter polnische Verwaltung gestellt. Diese Teile 
Deutschlands wurden nicht dem Kontrollrat unter-
stellt, sondern nur das Deutschland abzüglich 
dieser Teile. _ Es war von vornherein klar, daß 
„Deutschland" im Zukunftssinne nur sein sollte, was 
sich innerhalb der Grenzen, die durch das Potsdamer 
Abkommen festgelegt wurden, befand. 

Nun können Sie sagen: Das ist ein Vertrag unter 
Dritten, res inter alios acta. Das ist richtig. Aber lei-
der Gottes gilt der Vertragscharakter nur für das 
Verhältnis zwischen den Siegern, die dieses Abkom

-

men geschlossen und angenommen haben. Uns ge-
genüber ist es ein Akt hoher Hand, ein Akt der Sie-
ger auf der Grundlage des Instituts der debellatio. 
Das ist eine bittere Sache. Aber wir sollten den Ver-
such machen, die Dinge zu sehen, wie sie sind 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Dr. Gradl? 

Dr. Gradl (CDU/CSU) : Herr Kollege Professor 
Schmid, bei Ihren geschichtlichen Betrachtungen 
möchte ich Sie fragen, ob Sie in Ihre Bewertung 
der Nachkriegssituation und des Potsdamer Ab-
kommens in bezug auf die Beschreibung des deut-
schen Gebiets, mit dem man vielleicht in Zukunft 
zu rechnen haben würde, nicht einbeziehen wollen, 
daß 1. die endgültige Grenzregelung tatsächlich 
einem Friedensvertrag überlassen worden ist und 
daß 2. die westlichen Alliierten — was mir in diesem 
Zusammenhang wesentlich erscheint — einen sehr 
exakten Unterschied gemacht haben in ihrem Ver-
halten zu dem Teil Ostdeutschland, der, der Sowjet-
union zugewiesen worden ist, nämlich dem nörd-
lichen Ostpreußen, und den anderen Teilen Ost-
deutschlands. Erinnern Sie sich, daß die westlichen 
Alliierten in dem Potsdamer Abkommen ausdrück-
lich gesagt haben, daß sie bei einem Friedenvertrag 
die Überweisung des nördlichen Ostpreußens an 
die Sowjetunion unterstützen würden, daß sie es 
aber abgelehnt haben, dies auch für das ganze üb-
rige Ostdeutschland zu sagen? 

Dr. Schmid (Frankfurt) (SPD) : Herr Kollege 
Gradl, was Sie sagen, ist eine halbe Wahrheit und 
nicht die ganze Wahrheit. Es ist völlig richtig, daß 
man einen Unterschied zwischen Ostpreußen, das 
an Rußland 'kam, und den Polen zugedachten Ge-
bieten gemacht hat. Wenn Sie aber die Papiere und 
die Memoiren der Beteiligten lesen, werden Sie 
feststellen, daß die Regelung durch den Friedens-
vertrag nur den Sinn haben sollte, die Adjudikation 
vorzunehmen, d. 'h. gewissermaßen die grundbuch-
mäßige Eintragung. Keiner war der Meinung, daß 
dieses Gebiet irgendwann einmal an Deutschland 
zurückgegeben werden könnte. Sogar der Gutwil-
ligste dieser Leute, Präsident Truman, schreibt dies 
in seinen Memoiren. Ich glaube, es besteht kaum 
ein Grund, daran zu zweifeln, daß es so gemeint 
gewesen ist. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Ab-
geordneten Dr. Czaja? 

Czaja (CDU/CSU) : Könnten Sie in diesem Zu-
sammenhang, Herr Professor Schmid, aber bestäti-
gen, daß der amerikanische Außenminister Byrnes 
in seinem Buch „Offen gesagt" über diese Konferenz 
wörtlich schreibt: 

Während der Diskussion über die polnischen 
Ansprüche und die Frage der Anerkennung 
der polnischen Verwaltung dieses Gebiets wäh-
rend der Besetzung wiederholte der amerika-
nische Präsident immer wieder, daß keine 
territorialen Veränderungen vor der Friedens-
konferenz vorgenommen werden sollen und 
dürfen. 

Und können Sie unterstützen, was er weiter sagt: 

Angesichts dieser Vorgänge ist es schwer, je-
mandem guten Willen zuzugestehen, der be-
hauptet, die polnische Westgrenze sei auf der 
Konferenz festgelegt, oder ein Versprechen 
über die Art der künftigen Grenzziehung sei 
gegeben worden. 
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freuen, Herr Czaja, wenn die Mächte sich so ver-
halten hätten. Sie haben sich aber nicht so verhalten, 
sondern sie haben die Grenzziehung des Potsdamer 
Abkommens ihrer praktischen Politik unterlegt, bis 
zum heutigen Tage. Das bedauere ich sehr — glau-
ben Sie mir das. Mir ist es eine schmerzliche Sadie, 
mir vorzustellen, daß Immanuel Kant aus Kalinin-
grad sein soll und Jakob Böhme kein Deutscher, und 
Eichendorff aus Wroclaw sein soll; das ist mir sehr 
schmerzlich, glauben Sie mir das. Aber einige Le-
benserfahrung und einiges Studium der Geschichte 
haben mich gelehrt, daß die Geschichte gelegentlich 
mit einer schweren Axt in die Wunschbilder der 
Menschen und in die Rechte der Menschen hinein

-

haut und dem einen zuteilt, was den anderen Lei-
den schafft. Das gehört mit in das Tragische der Ge-
schichte. Es ist eines ihrer essentiellen Merkmale, 
daß die Dinge in ihrem Bereich nicht im Sinne der 
Vernunft zugehen, auch nicht im Sinne der Hegel

-

schen Vernunft mit der berühmten List der Idee. 

Die vier Besatzungszonen — ich sagte es schon — 
wurden der Obergewalt des Kontrollrats unterstellt; 
Ostpreußen, Oder-Neiße-Linie nicht. Alles, was 
Deutschland staatlich betreffen sollte, wurde in die-
sen Rahmen eingezwängt. 

Die Geschichte ging weiter. Die Frage war, was 
nun geschehen sollte. Im Osten hat die Besatzungs-
macht sich sofort daran gemacht, ihr Gebiet nicht 
nur zu besetzen, sondern in Besitz zu nehmen und 
daraus etwas zu machen, was eine Verlängerung 
ihrer eigenen politischen Welt werden sollte. Kein 
Zweifel, daß das nicht die Absicht der Sieger ins-
gesamt gewesen ist; daran haben sie nicht gedacht; 
sie hielten die Sowjetunion für saturiert. Ich werde 
den amerikanischen General nicht vergessen, der 
mir damals, im Jahre 1946, sagte: „Wenn sie so 
weitermachen, werden sie von uns etwas erleben! 
Die Russen sind ja schließlich unsere Verbündeten 
und sind Demokraten." So hat man damals gedacht 
— vergessen wir das nicht. Damit mußten wir leben. 
Manche haben sich darum ins Abseits begeben, in 
ihren Garten oder ihre Trümmerstadt. Andere haben 
das Geschirr in die Hand genommen und haben sich, 
obwohl sie wußten, wie die Sieger dachten, darum 
bemüht, aus ihnen und mit ihnen noch das beste, je-
denfalls ein Besseres für unser Volk zu machen. 

Dann kam der erste Einbruch in diese Welt, der 
Marshallplan, ohne den wir ohne jeden Zweifel 
verhungert wären. Aber seien wir uns klar darüber 
— das ist kein Vorwurf, denn Geschichte und Poli-
tik bestehen nun einmal darin, daß man nach seinen 
Interessen handelt —, daß die Amerikaner das in 
ihrem Interesse gemacht haben, weil sie wußten, 
daß, wenn in diesem Lande das Chaos ausbricht, sie 
letztlich als Feuerwehr würden gerufen werden müs-
sen und daß sie dann auf einen Brandstifter stoßen 
würden, was sie nicht wollten. Ich werde nicht ver-
gessen, wie mir ein amerikanischer Beamter damals 
sagte: „Unsere Lebensmittellieferungen für die Deut-
schen werden bei uns nach dem Etattitel abgerech-
net: Ausgaben, um zu verhindern, daß die Besat-
zungsarmee von ansteckenden Krankheiten befallen 
wird." Das ist das berühmte Disease-Kapitel. 

In der Ostzone hat sich der Sieger nicht so mensch-
lich verhalten. Ich brauche das nicht näher auszu-
führen. Doch durch den für uns so wohltätigen 
Marshallplan, der von der östlichen Seite abgelehnt 
wurde, ist eine Dualisierung Europas und damit auch 
Deutschlands erfolgt. 

Wie verhielt man sich nun gegenüber dem, was 
weiter kommen sollte? Die Alliierten, die westlichen 
Alliierten, die westlichen Sieger bewiesen schließ

-

lich — auch hier erzähle ich aus meinem eigenen 
Leben —, daß es schon sehr, sehr schwierig ist, sein 
eigenes Land zu regieren und praktisch unmöglich, 
daneben noch ein fremdes Land zu regieren und die 
Verantwortung dafür zu tragen. Und so meinten sie, 
es sei gut, die drei Westzonen, die zu ihrer Verfü-
gung standen, dazu zu bringen, einen eigenen Staat 
zu bilden, einen westdeutschen Staat mit allem, was 
zu den Staatsattributen gehört. 

Nun, wie verhielten wir Deutsche uns dazu? Es 
ist vielleicht der Mühe wert, noch einmal durchge-
gangen zu werden. Die einen Deutschen sagten: 
Gott sei Dank! Bilden wir doch ein Staatsgefüge, so 
fest wie möglich, so staatlich wie möglich! — Das 
waren nicht nur CDU-Leute. Ernst Reuter in Berlin 
dachte genauso, und mein Freund Wilhelm Kassen 
dachte auch so. Andere dachten anders. Man dachte 
— ich spreche jetzt von den Leuten mit dem „festen 
Staatsgefüge" —, das würde eine magnetische Wir-
kung auf den übrigen Teil Deutschlands ausüben 
und letztlich einen Zustand bei der Bevölkerung in 
der Zone schaffen, dem gegenüber die Russen nicht 
imstande sein würden, sich durchzusetzen. 

Andere — dazu habe ich gehört — waren der 
Meinung, das sei nicht der beste Weg. Ich war der 
Meinung — und andere meiner Freunde waren  es 

 auch —: Je mehr Festes wir hier im Westen schaf-
fen, desto mehr Festes wird drüben geschaffen wer-
den, und je mehr man auf beiden Seiten feste Dinge 
schafft, desto tiefer und desto breiter wird der Gra-
ben, desto schwerer wird es werden, zusammenzu-
kommen. Ich war so vermessen, damals in einer 
Rede zu sagen: Unsere Chance ist das Ungeklärte 
der Dinge in Deutschland; das gibt die Möglichkeit, 
das Eis am Treiben zu halten — ohne daß wir 
wissen könnten, wozu das führen wird; aber es ist 
die einzige Chance, auf diese Weise die deutsche 
Frage als eine innerdeutsche Frage unter Deutschen 
regeln zu können. Deswegen haben wir uns dagegen 
gewandt, daß man aus diesem Drei-Zonen-Land 
einen richtigen Staat macht, waren wir für das 
Provisorium, für ein Gebilde des Übergangs. Schade, 
daß Herr Kiesinger nicht da ist: auch ich habe dieses 
Wort „Gebilde" gebraucht, allerdings für unseren 
westlichen Teil Deutschlands, ein Gebilde des Über-
gangs, in dem viele Dinge, entscheidende Dinge 
offenbleiben. Wir wußten genau, daß wir damit 
manches für die deutsche Bevölkerung erschwerten. 
Aber wir haben damals gedacht: Vielleicht lohnt es 
sich, ist es erlaubt und notwendig, gegen das Linsen-
gericht eines Besser-Leben-Könnens das Erstgeburts-
recht der Einheit zu wahren, indem man die Chan-
cen, es erreichen zu können, nicht mindert oder 
preisgibt. ' 
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Die Präambel des Grundgesetzes trägt diesen Din-

gen Rechnung; sie spricht davon, die Einheit herzu-
stellen, den nationalen Bestand zu erhalten, die 
Wiedervereinigung zu betreiben, sei uns aufgege-
ben. 

Was dachten wir damals? Es ist ganz gut, wenn 
man sich das überlegt. Ich war mit allen meinen Kol-
legen — ohne Unterschied der Partei — der Mei-
nung: in einigen Jahren werden wir es geschafft 
haben, daß wir uns durchsetzen gegenüber dem, was 
im Osten herrscht; daß es sich der Osten nicht mehr 
wird leisten können, die Politik zu betreiben, die 
er jetzt betreibt, denn die Deutschen drüben werden 
es ihm nicht erlauben, sie werden sich dagegen-
stellen, aktiv dagegenstellen. Ich war der Meinung: 
zur Wiedervereinigung kommen wir in einigen 
Jahren dadurch, daß die Russen einsehen, daß es 
keinen Sinn mehr habe, sich so zu verhalten, wie sie 
es tun; die Übermacht des Westens, auch die mili-
tärische, das Monopol der Atombombe der Ameri-
kaner werde sie schließlich weichklopfen. Darm 

 würden sie einsehen, daß es auch für sie vorteil-
hafter sei, es den Deutschen allein zu überlassen, zu 
bestimmen, wie sie politisch leben wollen. Das war 
ein Irrtum. Der Sputnik und auch noch einiges an-
dere, das sich ereignete, hat diese Illusion beseitigt. 

Es kam dann über rol l-back und containment dazu, 
daß der Bundesrepublik angeboten wurde, sich in 
den werdenden atlantisch-europäischen Block ein-
zementieren zu lassen. Damals habe ich mich dage-
gen gewehrt. In meiner ersten Rede in Straßburg 
im Jahre 1950, die ich nach Churchill gehalten habe, 
habe ich gesagt, warum: wenn wir das halbe 
Deutschland in einen Militärblock einzementieren, 
den die Sowjetunion als feindlich gegen sich ge-
richtet betrachtet, dann werden wir niemals von den 
Sowjets das Einverständnis bekommen, daß es in 
Deutschland zu gesamtdeutschen freien Wahlen 
kommt. 

Das waren die Gedanken, aus denen heraus sich 
meine Freunde gegen gewisse europäische Vor-
haben gewandt haben, — nicht weil sie nicht euro-
päisch sind; ich glaube, keiner von uns wird sich vor-
halten lassen müssen, daß er gegen Europa sei. 

Deswegen haben wir der Montanunion wider-
sprochen. Deswegen haben wir auch den Remilitari-
sierungsplänen widersprochen, nicht weil wir gegen 
die Landesverteidigung gewesen wären, sondern 
weil wir der Meinung waren: je mehr wir uns als 
halbes Deutschland „atlantisch" verfestigen, desto 
weniger werden wir das ganze Deutschland bekom-
men. Ich vergesse nicht den Zuruf, den mir in Straß-
burg ein von mir hochgeschätzter dänischer sozial-
demokratischer Abgeordneter gemacht hat: Lieber 
Herr Schmid, wir haben lieber das halbe Deutschland 
ganz als das ganze Deutschland halb! So dachten die 
Menschen, so dachten sie noch weithin, und ich habe 
mir diese Dinge gemerkt und habe mich danach 
verhalten. 

Eine Zeitlang waren wir noch der Meinung, es sei 
vielleicht doch noch möglich, mit dem Gedanken 
„Die Deutschen machen es allein" voranzukommen. 
Es gab Versuche unsererseits. Ich habe hier von die-

sem Platz aus den Deutschland-Plan der SPD ver-
treten, von dem Gedanken ausgehend, von unten her 
den Versuch zu machen, gemeinsame Institutionen zu 
schaffen, um dann schließlich am Ende weiterzu-
kommen. Auch das hat sich als unmöglich erwiesen. 
Es kam zu einer Reihe von Verfestigungen, und 
schließlich wurde der Weg dadurch blockiert, daß 
die damalige Bundesregierung erklärte: Wir ver-
langen auf jeden Fall, daß auch ein wiederver-
einigtes Deutschland  die freie Wahl seiner Bünd-
nisse habe, es also wählen könne zwischen der 
NATO, Europa usw. 

(Abg. Rösing: Akt der Selbstbestimmung!) 

Da war es mir klar: Wenn das der Standpunkt der 
Regierung ist und sich dieser Gedanke durchsetzt, 
ist es aus mit der Hoffnung, daß die Russen je 
einmal bereit sein könnten, zuzustimmen, daß sich 
die Deutschen im Wege einer Volksabstimmung zu 
einem Staate zusammenschlössen, der eine eigene 
Politik mit dieser Eventualität macht. 

Präsident von Hassel: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage, Herr Abgeordneter? 

Dr. Schmid (Frankfurt) (SPD) : Ja, bitte! 

Dr. Gradl (CDU/CSU) : Herr Kollege Professor 
Schmid, darf ich aber auch daran erinnern, daß die 
Bundesregierungen, die diesen Standpunkt eingenom-
men haben, zugleich stets deutlich gemacht haben, 
daß ein wiedervereinigtes Deutschland fest einge-
fügt sein soll in ein europäisches — nicht westeuro-
päisches, sondern europäisches — Sicherheitssystem 
auf der Basis einer europäischen Friedensordnung? 
Stimmen Sie mir auch zu, daß damit immer gemeint 
war, auch von den vier Siegermächten z. B. bei ihrer 
letzten Gipfelkonferenz 1955, daß dies selbstver-
ständlich in sich schloß, daß dieses geeinte, für sich 
verfügungsfreie Deutschland in militärischer Hin-
sicht natürlich Beschränkungen erfahren würde? 

Dr. Schmid (Frankfurt) (SPD) : Das ist richtig. 
Nur wären eben diese Zusicherungen den Sowjets 
— oder sagen wir lieber auf gut deutsch: den Russen 
— nicht genug. Sie fanden, daß reale Pfänder für sie 
nützlicher wären als verbale Pfänder. Das war ihr 
Standpunkt. Ich billige ihn nicht, aber das war ihr 
Standpunkt, und damit mußte man rechnen, und so-
mit mußte man seine Politik so einrichten, daß man 
diese Hürde hätte überspringen können — was 
schwer genug sein würde; das wußte jeder von uns. 

Nun, es kam dann zu den Westverträgen, die, von 
heute aus gesehen, ohne jede Frage die Grundlage 
jeder möglichen deutschen Politik sind. Das bedeutet 
nicht, daß ich der Meinung wäre, unsere Art zu den-
ken sei damals verkehrt gewesen. Sie entsprach 
damals den Verhältnissen und den Aussichten, die 
zu haben man auch von der politischen Vernunft her 
ein Recht hatte anzunehmen. 

Es kam zur Reise nach Moskau und zur Aufnahme 
diplomatischer Beziehungen mit den Sowjets. — Ge-
statten Sie mir, dazu etwas vorzulesen. Herr Präsi-
dent, ich bitte, zitieren zu dürfen. Ich habe damals 
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sehr sorgfältig mitstenographiert, was dort gespro-
chen wurde —, und ich habe aus dem, was in meinem 
Block steht, auch einiges drucken lassen, so z. B. in 
der Zeitung „Die Zeit", aus der ich mit Erlaubnis 
des Präsidenten vorlesen will: 

Zwar haben die sowjetischen Unterhändler die 
Verpflichtung der Vier Mächte anerkannt, das 
Ihre für die Wiedervereinigung Deutschlands 
zu tun. Sie haben auch erklärt, daß die Wieder-
vereinigung Deutschlands ihnen nach wie vor 
als eine weltpolitische Notwendigkeit erscheint. 
Aber ehe die Vier Mächte etwas tun könnten, 
müsse eine gesamtdeutsche Vorstellung von den 
Methoden und Inhalten einer Wiedervereini-
gungspolitik geschaffen werden, was offenbar 
nur im Wege einer Vereinbarung zwischen den 
Regierungen der Bundesrepublik und der DDR 
geschehen könne. 

Und weiter: 

Von besonderer Wichtigkeit war die wieder-
holte Erklärung der Sowjetdelegierten, daß zur 
Zeit die Wiederherstellung der Einheit Deutsch-
lands für die Sowjetunion nicht aktuell sei. 
Durch die Pariser Verträge solle ein wiederver-
einigtes Deutschland ja Bestandteil des atlanti-
schen Blockes werden. Diesen Block betrachtet 
die Sowjetregierung als gegen sie gerichtet. 
Die Wiedervereinigung Deutschlands zu för-
dern würde darauf hinauslaufen, eine der So-
wjetunion gegenüber feindlich eingestellte 
Mächtegruppe zu stärken. Das könne die So-
wjetregierung mit den Pflichten nicht verein-
baren, die sie ihren Völkern gegenüber habe. 
Zwar fordere man von der Bundesregierung 
nicht, daß sie aus den Verträgen aussteige. Das 
würde einem Ultimatum gleichkommen, und 
die Sowjetregierung stelle keine Ultimaten. 
Aber die Deutschen sollten sich nicht wundern, 
daß die Sowjetregierung die durch die Pariser 
Verträge geschaffene Lage in ihre politische 
Rechnung einstelle. 

So hieß es klipp und klar auf dieser Konferenz, und 
der Briefwechsel Bulganin/Adenauer ist vor diesem 
Hintergrund zu beurteilen. 

Um im übrigen: man hat viel von „Dissens" ge-
sprochen. Wenn es einen Dissens gibt, so den zwi-
schen den Empfängern und den Schreibern dieses 
Briefes. Beide sprachen von Wiedervereinigung, 
aber jeder stellte sich darunter das Gegenteil des-
sen vor, was der andere meinte. Es war ein ver-
steckter Dissens, und der ist schlimmer als ein offe-
ner Dissens, wo man weiß, daß der andere anderes 
meint als man selber. 

Damit, in diesem Stadium, war ein Einschnitt er-
reicht, ein doppelte Einschnitt. Einmal gab es Be-
ziehungen diplomatischer Art zur Sowjetunion, zum 
andern wurde es einer Reihe von Leuten klar — 
auch mir wurde es klar —, daß damit die Phase 
einer Politik des „Deutsche an einen Tisch" — nicht 
im Sinne Ulbrichts, sondern in einem elementaren 
menschlichen Sinne — vorbei ist, daß damit das 
Problem Wiedervereinigung zu einem Problem 
einer mit diplomatischen Methoden 'geführten Poli

-

tik von Staat zu Staat geworden ist. Mit dieser Er-
kenntnis mußte man den Westen so stark wie mög-
lich machen, weil nur damit eine Verhandlungsbasis 
mit Aussicht auf Erfolg möglich war. Auf dem Wege 
einer normalen Außenpolitik von Macht zu Macht 
mußte versucht werden, eine Ordnung zu schaffen, 
vor allem in Europa, die dem Frieden Chancen gab 
und über bloß militärische Sicherheit die  Möglich-
keit von Kooperation zwischen den Beteiligten 
schuf. Seitdem konnte nur eine Politik enger Bünd-
nisse mit dem Westen deutsche Politik sein; denn 
die eine Chance, die es einmal gegeben haben mag, 
bestand nicht mehr. Da mußte man — „  

" — zu einer anderen Art, zu einem 
anderen Denkansatz übergehen. Anders ging es 
nicht mehr. 

Das kam zum Ausdruck in der großen Rede, die 
ich mich nicht scheue, eine historische Rede zu nen-
nen, die Herbert Wehner 1960 hier gehalten hat. 

(Beifall bei der SPD.) 

Man sollte das nicht, wie es manchmal geschieht, 
in hämischem Triumphgeschrei als ein Unterkrie-
chen Herbert Wehners, der Sozialdemokraten unter 
die Glocke Adenauerscher Politik bezeichnen. Nein, 
das war ein Akt staatsmännischen Sichbesinnens: 
eine Möglichkeit bestand nicht mehr, nun, dann 
muß man eben aus dem, was noch an Möglichkeiten 
bleibt, versuchen, das Beste zu machen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Dann änderte sich auch die politische Weltlage. 
Neben das Wort  von der Abschreckung — das ge-
blieben ist und bleiben muß — trat nunmehr das 
Wort von der Entspannung in den Vordergrund, 
ein Wort, mit dem man noch lange wird umgehen 
müssen. Beides steht jetzt pari passu auf dem Ka-
lendarium einer jeglichen Politik europäischer 
Mächte. Das bedeutete, daß man dem kalten Krieg 
eine Absage erteilte, daß man sich nicht mehr aus-
schließlich in Kategorien militärischer Art  bewegen 
wollte. Das bedeutete aber auch die Absage an die 
Illusion, das Rechte würde sich von selbst einstel-
len. Diese Illusion gab es ja auch und gibt es gele-
gentlich noch. 

Der Westen mußte gestärkt werden, und die 
Politik der Bundesregierung, ihre „Ostpolitik" ver-
folgt nicht zum mindesten auch den Zweck, die 
Position des Westens zu stärken, sie von gewissen 
Hypotheken zu 'befreien, unter denen seine poli-
tische Freizügigkeit bisher gelitten hat, Schranken 
aufzureißen, die immer wieder den Blick fixierten 
und es fast unmöglich machten, an anderes zu den-
ken als an Abschreckung. Dieser Abbau der Sperren 
gegenüber dem Osten, die Aufnahme eines „com-
mercium" mit dem Osten — ich meine das nicht 
kommerziell — ist etwas, das nicht den Westen 
schwächt, sondern die politischen Möglichkeiten 
des Westens stärkt und mehrt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Das sind keine Wunschbilder, sondern das ist Real-
politik. 

Wenn hier nun gesagt wird, Sie meinten das auch, 
aber Sie seien für das Liegenlassen, seien für das 
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Warten: Es gibt einen berühmten Fail in der preu-
ßischen Geschichte, wo das Warten, das Liegen-
lassen wirklich zu etwas Gutem geführt hat. Das 
war, als Friedrich der Große im Siebenjährigen 
Krieg mal hart geschlagen worden war. Da zog er 
seine Armee in das Lager von Bunzelwitz zurück 
und wartete. Da geschah es, daß die Kaiserin Elisa-
beth von Rußland, seine Hauptfeindin, starb. Zar 
wurde ein junger Mann, der viel Freude am Sol-
datenspiel mit preußischen Zinnsoldaten hatte. Ruß-
land schwenkte um. 

Ich glaube aber, das Lager von Bunzelwitz gehört 
zu den Dingen  in  der Geschichte, die sich nicht wie-
derholen, auch nicht auf dem Felde der Diplomatie. 
Ich halte nichts von dieser These des Zuwartens um 
jeden Preis. Natürlich kann es richtig sein, zu war-
ten. Wenn ich meine Reden aus den Jahren 1952, 
1953 und 1954 durchlese, finde ich dort viele Bemer-
kungen, in denen ich die damalige Bundesregierung 
aufforderte, mit ihren Vorhaben doch noch zuzuwar-
ten, bis wir mit der Wiedervereinigung weiter seien, 
bis wir Europa das ganze Deutschland zuführen 
könnten. Das waren ähnliche Argumente wie die, die 
Sie jetzt gebrauchen. Ich habe, als ich diese Reden 
aus der damaligen Zeit las, überhaupt festgestellt, 
daß ein merkwürdiges Phänomen besteht: Oppo-
sitionen operieren immer mit ähnlichen Kriterien, 
Denkkategorien und Topoi, ob sie nun da sitzen 
oder dort. Das scheint zum Menschen zu gehören, 
und vielleicht hängt es auch mit der politischen 
Dialektik zusammen. 

Aber eine alte Geschichte möchte ich hier nun 
doch ins Gedächtnis zurückrufen. Es ist die Ge-
schichte von den Sibyllinischen Büchern. Sie kennen 
sie sicher noch aus Ihrer Schulzeit. Man sagt: So 
nicht — ich bekomme es billiger — wenn ich warte. 
Man wartet, die Lage bleibt. Dann ruft die Sibylle 
wieder — aber dann kosten ihre Bücher schon das 
Doppelte. Man sagte wieder nein — da kosteten die 
Bücher schon das Zehnfache ... Dies ist es, was ich 
fürchte: Wenn man bestimmte Augenblicke verpaßt 
— der Zipfel des Mantels ist oft zitiert worden — 
dann kann es einem passieren, dann wird es sogar 
wahrscheinlich — je  nachdem, wie die Machtverhält-
nisse liegen —, passieren, daß das, was man gestern 
zum harten Preis von 100 haben konnte, übermor-
gen 10 000 kosten wird. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Was auf die veränderte Haltung der Mächte ge-
wirkt hat, ist eine Reihe von politischen Ereignissen 
in der Welt: der Konflikt im Vorderen Orient, das 
Wiederaufleben der chinesischen Weltmacht und 
anderes noch, aber auch gewisse Ermüdungsprozesse 
in den Reihen der Völker selbst. Wir dürfen doch 
nicht übersehen, daß Völker müde werden können, 
eine politische Spannung auszuhalten, die oft auf 
Leben und Tod, auf Biegen und Brechen geht. Ich 
meine damit die Völker unserer Verbündeten. Es 
sind tapfere Völker — sie haben es bewiesen —, 
aber auch sie können müde werden. Manchmal hört 
man drüben in Frankreich das Wort von den 
querelles allemandes, von den Streitereien der Deut-
schen, um derentwillen man doch nicht in Kriege 
verstrickt werden wolle. So verkehrt es ist, so zu  

denken, so natürlich ist es, daß in den Völkern ge-
legentlich so gedacht wird. Jedenfalls ist diese Er-
müdung in der öffentlichen Weltmeinung im Hin-
blick auf die — wie man sagt — Spannungsherde in 
Deutschland eine Tatsache, die man nicht übersehen 
kann. 
Wie 'müde die Völker sind, kann man doch daran 

sehen, daß kein Volk einen Finger gerührt hat, als 
im Jahre 1956 das Verbrechen Ungarn gegenüber 
geschehen ist. Ich muß gestehen, daß mich das auf 
das Tiefste 'enttäuscht und ernüchtert hat. Man hat 
sich, statt Ungarn beizustehen, um die Öffnung des 

 Suez-Kanals gestritten und dort einen Krieg riskiert! 

Schließlich muß man auch dies erkennen: Je stär-
ker der Westen wird, desto eher wird es uns mög-
lich, uns um die Öffnung der Schlagbäume im Osten 
zu bemühen — und je mehr wir die Schlagbäume im 
Osten gegenstandslos machen, um so stärker wird 
die Handlungsfreiheit des Westens werden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Letztlich hat auch der Bundeskanzler Adenauer am 
15. Dezember 1954 gesagt — er war gar nicht so 
starrköpfig, wie man oft glaubt —: Nur  im Wege 
einer allgemeinen Entspannung zwischen Ost und 
West sei die Wiedervereinigung möglich. Das setzte 
voraus, daß man  etwas für diese Entspannung tat. 
Unser Kollege Kiesinger hat als Bundeskanzler im 
Jahre 1968 davon gesprochen, m an  müsse eine Po-
litik betreiben, die zur Aufhellung der Lage führe. 
Aufhellen kann man eine Feindlage nur, wenn man 
Erkundungen vornimmt. Freilich darf es nicht beim 
Erkunden bleiben. Man  muß dann mehr tun als nur 
erkunden. Man  muß dann Situationen zu bereinigen 
versuchen. Sonst war alles in Wasser geschrieben. 

Man  muß Hürden abbauen wollen, Hürden, die 
Realitäten mit einem mächtigen emotionalen Fun-
dament sind. Auch Emotionen können Realitäten 
sein, insbesondere, wenn sie an geschichtliche Fak-
ten anknüpfen können. Vergessen wir nicht: Polen 
ist ja schon mehrmals geteilt worden. Das hat sich 
den Menschen eingeprägt. Sie wollen dem nicht 
wieder zum Opfer fallen. 

Ich glaube, daß es eine gute Sache war, daß die 
Bundesregierung aus eigenem Entschluß in Abstim-
mung mit ihren Verbündeten diesen Gang nach 
Osten getan hat, nicht, um Deutschl and preiszuge-
ben, um etwas aufzugeben, was wir hatten, son-
dern um nach dem Gebot zu handeln, das die Stunde 
der Wahrheit uns gestellt hat. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wenn geklagt wurde, wir hätten uns durch Aner-
kennung zweier deutscher Staaten Wege verbaut, 
— meine Damen und Herren, mit der Anerkennung 
von Staaten ist es so, daß, wer ein „politisches 
Gebilde" als Staat anerkennt, damit nicht anerkennt, 
daß Recht ist, was darin geschieht. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Stücklen: Bravo!) 

Es wird damit nur gesagt: Wir sind bereit, mit dir 
in Rechtsbeziehungen zu treten und mit dir politisch 
zu verhandeln. 

(Abg. Stücklen: Das wollte ich wissen!) 
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Das bedeutet die Anerkennung eines Staates und die 
Anerkennung einer Regierung. 

Nun ist es doch so — Sie können es in jedem 
Staatsrechtslehrbuch nachlesen —, daß ein Staat dort 
vorliegt, wo eine Zentralgewalt besteht, wo ein 
Staatsvolk besteht, das dieser Zentralgewalt ge-
horcht, und Grenzen da sind, die diese Zentralge-
walt zu beherrschen vermag. Das sind die Voraus-
setzungen für das Bestehen eines Staates. Wenn wir 
dem Rechnung tragen und erklären: Wir wollen mit 
dir ein Verhältnis haben, das uns erlaubt, direkt 
zu verhandeln und mit dir Verträge zu schließen, 
das es dir ermöglicht, Adressat von Völkerrechts-
normen zu sein — so heißt der technische Ausdruck 
in den Lehrbüchern —, dann tun wir doch eigentlich 
nur das, was uns nützen kann. Damit verschwören 
wir doch nichts, damit verschweigen wir doch nichts, 
damit geben wir doch nichts auf, was wir haben. 

Freilich kann man sich natürlich auch in der 
Politik verhalten wollen wie jener edle Ritter von 
La Mancha, Don Quichotte genannt, der meinte, ge-
gen Windmühlen anreiten zu müssen, weil er sie für 
Riesen hielt. Sicherlich ist es nicht gesagt, daß es 
einem edlen Ritter nicht erlaubt ist, gegen Mühlen 
anzureiten, die er für Riesen hält. Die Windmühlen-
flügel können einen ja auch zu den Sternen werfen 
und nicht nur in den Staub. Aber ich fürchte, daß 
ein weiteres Anreiten gegen solche Riesen bei Staa-
ten dahin führen könnte, daß uns die Mühlenflügel 
in einen Sumpf werfen, aus dem wir nicht mehr 
herausfinden könnten. Es kam darauf an, bei die-
ser Situation eine eigene deutsche Politik zu machen, 
eine Politik zu machen, von der die Regierung an-
nehmen konnte, daß sie der deutschen Sache zum 
Nutzen gereichen könnte. Ich sehe schon einen 
Nutzen darin, daß man mit den Verträgen das Eis 
wieder ans Treiben bringen kann. Es ist nicht gesagt, 
wohin es treiben wird. Aber es ist damit die Mög-
lichkeit gegeben, mit beweglicheren Faktoren Politik 
zu machen, als man sie bisher zur Verfügung hatte. 

Es war eine gute Sache, unseren Nachbarn einen 
Gewaltverzichtsvertrag anzubieten, der Sowjet-
union und Polen. Ich meine: in erster Linie Polen; 
denn — Sie mögen das halten wie Sie wollen — 
ich empfinde diesem Staat, diesem Volk gegenüber 
eine tiefe deutsche Schuld. Jeder von Ihnen wird 
das tun. Aber wenn wir das tun, müssen wir bereit 
sein, der Tiefe des polnischen Traumas Rechnung 
zu tragen. Dieses Trauma, mag es uns passen oder 
nicht, besteht, die Furcht, es -könnte wieder einmal 
zu einer Teilung kommen, zu einer vierten oder 
fünften oder sechsten Teilung, man könne, wenn 
von uns aus nichts geschehe, nicht sicher leben. 

Natürlich ist es moralisch nicht zu verantworten, 
die Bevölkerung ganzer Gebiete auszutreiben. Dar-
über brauchen wir uns nicht zu unterhalten. Aber um 
ein altes Wort zu variieren: Die Geschichte und die 
Natur lieben nicht zärtlich, sondern sie gehen oft 
sehr hart mit uns um. Ich sprach von den Axt

-

hieben, die die Geschichte gelegentlich in das hinein-
schlägt, was uns lieb und wert ist. Wenn wir das 
nicht verändern können, verändern können mit Mit-
teln der Gewalt — und die haben wir nicht und die 
wollen wir nicht — oder ändern können dadurch, daß 

unsere Bundesgenossen mit uns einen Druck auf an-
dere ausüben, dann bliebe nur übrig, im Schmoll

-

winkel zu bleiben oder weiter in der Mentalität 
des kalten Krieges zu verharren und schließlich zu 
verholzen und zu versteinern. Das wäre das 
schlimmste, was uns passieren könnte. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Es wird gesagt, wir hätten damit deutsches Gebiet 
weggegeben. Gewiß, dieses Gebiet war ein Gebiet, 
das Deutsche besiedelt und bevölkert haben. Ich 
halte nichts davon, daß man zurückgeht in die Vor-
geschichte und die Töpfe befragt, die man in den 
Gräbern der Vorzeit findet und verraten, ob hier 
Schnurkeramiker oder die Glockenbecherleute ge-
siedelt haben; das nehmen die Polen für sich in An-
spruch. Ich bin der Meinung, daß man zu den Zeiten 
zurückgehen muß, die man übersehen kann, die 
sichtbar weiterwirken. Ohne jede Frage ist dies 
deutsches Land gewesen. Aber es ist eben abgehackt 
worden mit dieser schlimmen Axt, von der ich 
sprach. Das Recht darauf, das wir haben, das mora-
lisch-historische Recht ist eben, wie die Juristen 
des Römischen Rechts sagten, ein Jus nudum ge-
worden, ein Recht, das noch der Idee nach besteht, 
aber dem kein Substrat mehr zugrunde liegt. Auf 
ein Jus nudum zu verzichten ist kein Verzicht. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Nun die Frage: Was ist denn daraus an Nutzen 
für uns entstanden? Es ist schwer, darauf eine Ant-
wort zu geben; denn das meiste dieser Frage kann 
nur die Zukunft beantworten. Es ist bei solchen 
Entschlüssen so, daß sie nie ohne Risiko gefaßt wer-
den können. Ich halte nichts davon, daß man der 
Hoffnung die Kraft zutraut, allein durch sich selbst 
die Dinge so einzurichten, wie wir es gern haben 
möchten, ganz und gar nicht. Aber ich gehöre auch 
nicht zu denjenigen, die der Meinung sind, man 
müsse eine gewisse Hoffnung haben, um ans Werk 
zu gehen, und Erfolg, um am Werk zu bleiben. Ich 
halte es da mit dem Wort des Taciturnus, des 
Oraniers: „Es ist nicht nötig, wo man ans Werk 
gehen muß, eine Hoffnung zu haben, um ans Werk 
zu gehen, noch Erfolg, um am Werk zu bleiben." 

So ist diese Regierung ans Werk gegangen, und 
man wird nun sehen müssen, was sie mit den neuen 
Verhältnissen anfangen wird und was dann gesche-
hen wird. 

Zunächst einmal kam es zum Berlin-Abkommen. 
Davon wurde gelegentlich recht geringschätzig ge-
sprochen. Ich halte das für eine kapitale Angelegen-
heit ersten Ranges, 

(Beifall bei den Regierungsparteien) 

nicht nur wegen der Erleichterungen für die Be-
völkerung, so wichtig sie auch sind, sondern des-
wegen, weil durch dieses Abkommen Berlin end-
lich aus der Geiselhaft erlöst worden ist, in die es 
die Nachkriegsverhältnisse geworfen haben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Das ist doch das Entscheidende. Wir sollten doch 
nicht vergessen, daß für Berlin jetzt endlich eine 
Garantie besteht, daß es zu diesem Teil Deutsch- 
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lands gehört — wenn auch nur mit Hypotheken, 
mit Servituten —, in dem wir Deutsche frei bestim-
men können, und daß die Chruschtschowsche These 
zu Ende ist, daß Berlin ein Stück Territorium der 
DDR sei, das man nur aus Respekt vor den Kontroll-
ratsmächten in einer Vier-Sektoren-Stadt verwan-
delt habe. 
Nun die Wiedervereinigung, die ein Gebot des 

Grundgesetzes ist. Die Bemühungen darum würde 
ich auch dann für eine Pflicht halten, wenn davon 
nichts im Grundgesetz stünde. 

(Von der Zuhörertribüne wirft ein Mann 
unter Zurufen Flugblätter in den Saal; er 

wird von Ordnern entfernt.) 

Präsident von Hassel: Bitte, fahren Sie fort. 
Das ist lediglich ein kleiner Zwischenfall. — Bitte 
schön, Herr Abgeordneter! 

Dr. Schmid (Frankfurt) (SPD) : Auch wenn das 
Grundgesetz in seiner Präambel nichts davon er-
wähnte, wäre es unsere Verpflichtung, alles zu tun, 
um sie herbeizuführen. Wenn man es mit der Demo-
kratie ernst meint, gehört dazu die Vorstellung, 
daß es das gesamte Volk, die Nation als Ganzes 
ist, die ihre Ordnung zu bestimmen hat. Wenn man 
das nicht will und nur einen Teil das bestimmen 
lassen will, separiert man sie. Einer der Gründe, 
weswegen ich mich seinerzeit im Parlamentarischen 
Rat so leidenschaftlich dagegen gewehrt habe, daß 
wir nach dem Willen der Alliierten einen West-
staat mit einer durch Volksabstimmung sanktionier-
ten Verfassung machen, war: Eine Verfassung kann 
nur das Gesamtvolk beschließen; ein Teil kann ein 
Organisationsstatut schaffen, sich eine rechtliche 
Grundordnung geben, ein Grundgesetz für die Art 
und Weise, wie es in den Zeiten der Diaspora, 
hüben und drüben, einigermaßen menschenwürdig 
leben kann. 

Doch die Wiedervereinigung ist heute aus dem 
Bereich der Möglichkeiten, die wir einmal für mög-
lich halten durften, nicht mehr zu schaffen. Die Mög-
lichkeit, daß sie durch die Deutschen allein gemacht 
wird — durch eine Volksabstimmung etwa — gibt 
es so nicht mehr. Eine Volksabstimmung kann statt-
finden, wenn die Mächte, die die Hand auf Deutsch-
land liegen haben, es den Deutschen gestatten, ab-
zustimmen, wohin sie gehören wollen. Das ist die 
Lage, die aus dem Krieg hervorgegangen ist. Zu 
diesen Mächten gehört auch die Sowjetunion. 

Die Gestalt Deutschlands, das, was aus Deutsch-
land einst werden wird, kann letzten Endes nur auf 
Grund eines Akkords der Mächte geschaffen wer-
den, die an diesem Deutschland so oder so inter-
essiert sind. Mit anderen Worten: es ist eine ganz 
ähnliche Lage — Herr Kiesinger, Sie werden mir 
zustimmen — wie 1814 auf dem Wiener Kongreß, 
wo sich die Mächte gefragt haben, ob es möglich 
sei, es den Deutschen zu überlassen, ein einheit-
liches Deutschland zu schaffen. Sie meinten, dies 
könne, wenn man es den Deutschen allein über-
ließe, das Gleichgewicht in Europa entscheidend 
stören. 

So ist es auch heute: Die Mächte — die des 
Westens gehören mit dazu — werden es uns Deut-
schen nicht allein überlassen, die politische Gestalt 
unseres Landes zu bestimmen — sie werden an 
ihre Interessen denken. 

Wir müssen also eine Politik betreiben — die 
Bundesregierung, jede Bundesregierung wird sie 
betreiben müssen, alle Deutschen müssen eine sol-
che Politik betreiben —, die die Voraussetzungen 
dafür verbessert, daß die Staaten es auch als in 
ihrem Interesse liegend betrachten können, daß im 
Herzen Europas Gesamtdeutschland wiederentsteht: 
daß die Deutschen unter einem Dach zusammen-
leben und einen gemeinsamen deutschen politischen 
Willen bilden können. Dieser Gedanke mag nicht 
allen Völkern sympathisch sein — aber wir wer-
den darauf bestehen müssen, daß man uns den Weg 
dahin öffnet. 

Gegen ein russisches Veto wird sich das nie 
machen lassen. Wenn Sie glauben, Sie könnten mit 
einer betont schneidigen Haltung dem Osten gegen-
über dieses Veto unwahrscheinlicher machen, täu-
schen Sie sich gründlich, meine Damen und Herren. 
Nur wenn es uns gelingt, auch die Russen davon 
zu überzeugen, daß sie von einem wiedervereinigten 
Deutschland nichts zu befürchten haben, werden 
diese vielleicht bereit sein, ihr Veto gegen eine 
Volksabstimmung aller Deutschen zurückzuziehen. 
Das ist die Situation, und an dieser Erkenntnis geht 
nichts vorbei. 

Die Frage lautet also: Verbietet der Moskauer 
oder der Warschauer Vertrag einer deutschen Regie-
rung, eine Politik des Inhalts zu betreiben, andere 
Mächte davon zu überzeugen, daß ein wiederver-
einigtes Deutschland auch in ihrem Interesse liegen 
könnte? Die Frage stellen, heißt ihre Absurdität 
feststellen. 

Das zweite ist: Was kann getan werden, um die 
anderen Staaten, alle Staaten, die es angeht, davon 
zu überzeugen, daß sie gut beraten wären, wenn sie 
ihre bisherige Haltung aufgäben? Ich meine damit 
nicht Zyniker wie Mauriac, der gesagt hat: Ich liebe 
Deutschland so, daß ich gar nicht genug Deutsch-
lands haben könnte. Solche meine ich nicht, sondern 
ich meine die ernsthaften, die seriösen Leute, die 
Befürchtungen haben, und die gibt es überall. Es 
ist hier sehr viel von Gleichgewicht gesprochen 
worden. Ein wiedervereinigtes Deutschland verän-
dert in der Tat die Gleichgewichtsfaktoren beträcht-
lich. Die politische Aufgabe ist nun nicht, darauf zu 
verzichten, es anzustreben, sondern, sich so zu ver-
halten, daß man auf den anderen Seiten begreift, 
daß die Veränderung dieser Gleichgewichtssituation 
ihnen nicht zum Schaden gereichen wird. 

Das andere, was im Grundgesetz vorgesehen ist, 
ist die Wahrung der Einheit der Nation. Ich möchte 
dazu einige Worte sagen; denn ich glaube, daß für 
uns Deutsche gerade heute wenige Dinge wichtiger 
sind als das eine, sich darauf zu besinnen, was es 
eigentlich heißt, eine Nation zu sein. Viele meinen, 
daß man einige Schlachten gewonnen hat, mache 
eine Nation. Andere meinen, die gemeinsame deut-
sche Sprache mache für sich allein die Nation, oder 
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daß eine Krone im tiefen Rhein liegt, mache die 
Nation. Das alles ist schön, ist gut und gehört mit 
dazu, aber das Entscheidende ist es nicht. 

Der bedeutendste augenblickliche Historiker Frank-
reichs, Gaxotte, läßt sein lesenswertes Buch „Ge-
schichte der Deutschen" mit dem Satz beginnen: 
„Die Deutschen sind eine unglückliche Nation. Kaum 
je in ihrer Geschichte haben sie in einem Staate 
vereinigt leben können. Aber aus welchen Grün-
den?" Wir sind in der Tat eine unglückliche Nation. 
Daß man überhaupt die Frage stellen konnte: Was 
ist des Deutschen Vaterland?, daß man die Frage 
stellen kann: Wie steht es denn eigentlich mit der 
Nation, mit der Möglichkeit einer deutschen Na-
tion?, zeigt, wie anders wir dran sind als andere. 

Wir haben uns schließlich darauf zurückgezogen, 
zu sagen: Na gut, wir sind keine politische Nation, 
aber eine Kulturnation. Meine Damen und Herren, 
das reicht nicht aus. Auf die Dauer blaßt so etwas 
ab und läßt allen möglichen Dingen freien Raum, 
die nicht gut wären für unser Land und unser Volk 
und auch nicht für dieses Europa. Man muß schon 
mehr sein wollen als eine bloße Kulturnation, wo-
bei der Gegensatz nicht eine Militärnation wäre, 
sondern etwas ganz anderes, von dem ich jetzt 
reden will. 

Mein Großvater, der 1866 bei Tauberbischofsheim 
gegen die Preußen gekämpft hat, hatte in seinem 
Arm noch eine Bleikugel, die aus einem preußischen 
Zündnadelgewehr stammte. Das hat ihn nicht daran 
gehindert, ein deutscher Patriot zu sein und sich 
zur deutschen Nation zu rechnen, wie die Preußen 
auch, die auf ihn geschossen haben. Spaltung durch 
Grenzen braucht für sich allein die Nation noch nicht 
in Frage zu stellen. Es sind andere Dinge, die das 
tun können. Wenn die Menschen anfangen, den 
Sinn des Lebens verschieden zu beurteilen, gegen-
sätzlich zu beurteilen, dann bilden sich Abspaltun-
gen im Denken, die schließlich auch zu Abspaltun-
gen im Wesen führen können. 

Niemand zweifelt daran, daß es eine Nation der 
Briten gibt trotz der schweren Kämpfe, die die Bri-
ten innerhalb ihres Landes gegeneinander geführt 
haben, die Walliser und die Schotten, die Angel-
sachsen und die Normannen. Niemand bezweifelt, 
daß es eine franzöissche Nation gibt, obwohl es 
Basken gibt und Bretonen gibt und obwohl dort, 
wo ich geboren bin, Katalanisch und nicht Franzö-
sisch im Volk gesprochen wurde. Niemand bezwei-
felt, daß die United States eine Nation sind, obwohl 
sie großenteils aus Immigranten und zu der Zeit, 
in der sie sich gebildet haben, fast nur aus Immi-
granten bestanden. 

Das kommt daher, daß in diesen Ländern etwas 
wie ein Contrat social stattgefunden hat, eine Eini-
gung innerhalb der Völker, sich vergemeinschaftet 
fühlen zu wollen, weil man bestimmte hohe Mensch-
heitswerte für sich verbindlich anerkennt und auf 
dem zugeordneten Gebiet verwirklichen will. 

Das ist die Definition dessen, was eine Nation ist. 
Damit Sie nicht glauben, daß ich mir das aus dem 
Ärmel schüttele, sage ich: Ich plagiiere hier nur 
einen großen Mann, den heiligen Augustinus, den 

Bischof von Hippo, der in seinem Buch vom „Got-
tesstaat" schreibt, nur der Staat sei ein richtiger 
Staat und keine Räuberhöhle, in dem sich ein Volk 
darstelle. Und was sei ein Volk? 

(Abg. Dr. Barzel: Und wie geht das dann 
weiter?! Was sei ein Staat ohne Gerechtig

-

keit!) 

— Genau, selbstverständlich! 

(Abg. Dr. Barzel: Ja, das ist das Thema, das 
wir hier behandeln!) 

— Ich kenne sein Buch. Ein Staat ohne pax et justitia 
ist ihm nicht besser als eine Räuberhöhle. Seine 
Definition der Nation lautet: „Populus coetus ratio-
nalis hominum communi amore rerum, quas diligunt, 
consociatus", d. h. ein der Vernunft zugänglicher 
Verband von Menschen, die sich vergemeinschaftet 
haben, weil sie identische Werte lieben. 

Präsident von Hassel: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Abgeordneten Dr. Jenninger? 

Dr. Jenninger (CDU/CSU) : Herr Kollege Pro-
fessor Schmid, ich habe mir unlängst einmal die Mühe 
gemacht, nachzulesen, was Sie alles damals im Parla-
mentarischen Rat gesagt haben. Da fand ich die sehr 
interessanten Ausführungen — das interessiert mich 
— zu dem Gedanken des „contrat social". Damals 
haben Sie gesagt: Der Geltungsbereich des Grund-
gesetzes geht weit über das Gebiet der Bundesrepu-
blik hinaus, und zwar von Königsberg bis Lörrach. 
Ich wäre interessiert, zu erfahren, ob Sie diese Mei-
nung auch heute in diesem Zusammenhang noch 
vertreten. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Dr. Schmid (Frankfurt) (SPD) : Nein, verehrter 
Herr Kollege! In der Zwischenzeit sind einige Dinge 
geschehen, die mich als einen absurden Tölpel hin-
stellen würden, wenn ich noch so dächte. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Abg. Dr. Czaja: Hat sich das Grundgesetz 

geändert?) 
— Nein! Aber die Vorstellung, die ich hatte, als wir 
das Grundgesetz machten, hat sich geändert, ;daß 
es nämlich für einen kurz währenden Interimszu-
stand da sei und nicht etwas Endgültiges zu nor-
mieren habe. Die Absicht war, bei uns eine deut-
sche Lebensform in rechtliche Formen zu bringen, 
die auch drüben möglich sein könnte und sollte. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident von Hassel: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Abgeordnete Dr. Czaja? 

Dr. CzaJa (CDU/CSU) : Herr Professor Schmid, 
haben Sie aber nicht gerade auf Grund dieser Aus-
führungen den Text, der auch heute noch in Art. 23 
des Grundgesetzes steht, beantragt, und ist er nicht 
so verabschiedet worden? Deshalb die Frage: Was 
hat sich im Grundgesetz seither geändert? 
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Dr. Schmid (Frankfurt) (SPD) : Stellen Sie doch 
keine solchen Fragen! Gut, es hat sich nicht geän-
dert. Es ist so, wie es ist, 'geblieben. Aber die Ver-
hältnisse haben sich geändert. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Nun, welches sind die Grundwerte, die dieses 
deutsche Volk haben zur Nation  werden lassen? 
Eine Nation ist nämlich etwas anderes als eine bloße 
Bevölkerung und sogar etwas anderes als das, was 
man zu Recht unter „Volk" versteht. Nation ist kein 
Wachstumsprodukt, sondern ein Produkt des Wil-
lens, Nation zu sein. Das Volk ist geschichtsträchtig, 
die Nation ist geschichtsmächtig. Aber um das sein 
zu können, muß man den Willen haben, es zu sein. 

Was die Deutschen veranlaßt, mehr als eine Be-
völkerung, als ein Volk zu sein, nämlich Nation, 
ist der gemeinsame Wille aller, die Freiheit zum 
Grundgesetz der Existenz des Ganzen und des ein-
zelnen zu machen, die Mitmenschlichkeit, Brüder-
lichkeit genannt, als die Grundlage der Moral zu 
betrachten, nach der wir uns in unserem Volke 
verhalten und anderen gegenüber verhalten wol-
len. Dazu kommt die Erinnerung an einige der 
Dinge, die dieses deutsche Volk auch in der Ach-
tung der Menschen in der Walt groß gemacht haben. 
Da gibt es eine Menge aufzuzählen, die noch im Be-
wußtsein der Deutschen lebt. Damit meine ich so 
weit zurückliegende Dinge wie die große, in der 
Volkssage noch unvergessene, Zeit des hohen Mit-
telalters.  

Dazu gehört das „hier stehe ich, ich kann nicht 
anders" Martin Luthers — das gilt über die Konfes-
sionen hinaus —, das für einen Glauben Stehen. 
Dazu gehört gleichzeitig die Coincidentia oppo-
sitorum des Nikolaus von Cues, das Wissen darum, 
daß auch das Entgegengesetzte unter einem gemein-
samen Gesetze stehen kann. 

Dazu gehört auch die Erinnerung an einen gewis-
sen Friedrich II. von Preußen, der Große genannt, 
in erster Linie an jenen Friedrich, der die Folter ab-
geschafft hat und der Aufklärung den Weg nach 
Deutschland hinein bahnte. 

(Beifall bei den Regierungsparteien und bei 
Abgeordneten in der Mitte.) 

Dazu gehört die Erinnerung an die große Zeit der 
deutschen Klassik, Goethe und Schiller bis hinein in 
den heiligen Wahnsinn Hölderlins, dazu gehört das 
hohe Pathos, das die Menschen der Paulskirche be-
seelte, 

(Beifall bei der FDP) 

die versuchte Nationwerdung der Deutschen, die 
durch Kleingläubigkeit gescheitert ist und aus Grün-
den dynastischen Machtwillens. Dazu gehört auch 
die Erinnerung an eine andere deutsche Revolution, 
die scheiterte und die man fast vergessen hat, die 
des Bauernkriegs zu Beginn des 16. Jahrhunderts, 
wo es nicht nur um Butterpreise ging, sondern wo 
es darum ging, daß die Menschen frei leben wollten 
und nicht mehr als Knechte, 

(Beifall bei den Regierungsparteien) 

und diese Bauern wollten, daß das Reichsregiment 
endlich, endlich Wirklichkeit werden sollte und nicht 
mehr nur als bloße Idee und Rechtsanspruch in alten 
Pergamenten. 

Dazu gehört noch etwas anderes, das mit der Re-
formation zusammenhängt: der Drang der Deutschen 
nach Reformen, verstanden als Verpflichtung, wert-
volles Bestehendes dadurch lebenswert zu erhalten, 
daß man es an die gewandelten Bedürfnisse der Zeit 
anpaßt. Auch das ist eine deutsche Vorstellung; Sie 
brauchen nur Fichte zu lesen. 

Schließlich meine ich, daß wir bei den Dingen, die 
uns Deutschen hüben und drüben gemeinsam sein 
könnten und in denen wir uns alle integriert fühlen 
können, nicht übersehen sollten den Mut und die 
Kraft, mit der die Ausgeschlossenen so vieler Jahr-
hunderte, die durch die industrielle Revolution lange 
Ausgeschlossenen, ihr Schicksal in die Hand genom-
men haben, um als Deutsche ihr Vaterland finden zu 
können. Sie haben es gefunden und bewiesen, daß 
sie bereit sind, dafür zu stehen. 

Nun will ich etwas sagen, das manche von Ihnen 
erschrecken wird: auch Karl Marx ist ein Stück 
Deutschland! Ich glaube, daß diese Dinge Bestand 
haben, und lebendig sind. Eine Nation kann man 
nicht durch Vertragsartikel dekretieren und auch 
nicht durch Vertragartikel wegdekretieren. Das Ent-
scheidende ist, nicht Verträge von Staat zu Staat 
schaffen die Nation, sie wird zu sich selber dadurch, 
daß die Menschen eines Landes als Nation leben 
wollen, daß sie entschlossen sind, als Gemeinschaft 
zu handeln und zu leiden, weil sie gemeinsam ihre 
Seele in bestimmten Menschheitswerten entdecken 
und diese auf ihrem Gebiet verwirklichen wollen. 
Das macht die Nation aus; sie ist ein Plebiszit, daß 
sich jeden Tag wiederholt. 

Diese Frage ist uns allen gestellt, uns hier und an 
die Deutschen drüben. Und ich will Ihnen sagen, 
daß ich oftmals entsetzt war, daß, wenn ich in mei-
nem Kolleg von Nation und von Vaterland gespro-
chen habe, die Studenten zum Teil grinsten, als 
spräche ich von irgendwelchen Ammenmärchen oder 
als sei ich ein verkappter Nazi. 

(Abg. Stücklen: Schmidt würde sagen — der 
andere Schmidt —: Sie sind ein Deutsch

-

nationaler! — „Deutschnational", das ist es, 
was uns beleidigt!) 

— Ich bin nicht deutschnational, nein, nein, ich bin 
ein deutscher Patriot. 

(Abg. Stücklen: Ja, ja, das verwechselt 
man sehr leicht!) 

Ich bin ein deutscher Patriot, ein Mann, der einmal 
die Möglchkeit hatte, zwischen zwei Nationen zu 
wählen, und der seine Wahl getroffen hat. 

(Abg. Stücklen: Einverstanden!) 

Meine Damen und Herren, es ist eine schwere 
Aufgabe für unser Volk wieder zu entdecken, was 
eine Nation ausmacht, daß sie mehr ist als das Er-
gebnis der Schlacht bei Sedan und die Kaiserprokla-
mation in Versailles. 
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Präsident von Hassel: Verehrter Herr Kollege 
Professor Schmid, wir kommen mit unseren zeit-
lichen Vereinbarungen sehr ins Gedränge. Ich 
glaube, daß ich im Namen des Hauses bitten darf, 
langsam zu einem Schluß zu kommen. 

Dr.  Schmid  (SPD) : Ich bitte um Vergebung. 

Nun, meine Damen und Herren, man sprach da-
von, wir müßten endlich die Idee des National-
staates überwinden. Natürlich müssen wir dies; na-
türlich müssen wir zu Europa kommen. Aber wenn 
dieses Europa wirklich Europa sein soll, wird es 
eines schönen Tages eine Nation Europa geben müs-
sen. Bis dahin wird es nur ein Zusammenschluß, ein 
Verband von Staaten sein können, um eine wirk-
lich geschichtsmächtige politische Kraft werden zu 
können, wird es die „Nation Europa" brauchen. 

Wir müssen dahin kommen. Aber man glaube 
nicht, daß man dorthin kommen kann, indem man 
sich an der Nation vorbeischleicht. Ich bin der Mei-
nung — und ich meine, wir können es alle sein —, 
daß es sich nicht nur für uns, sondern daß es sich für 
die Welt lohnen könnte, daß es Deutschland und die 
deutsche Nation gibt, freilich eine deutsche Nation, 
die nicht untergehen wird, wenn sie in eine höhere 
Form von Gemeinschaft über- und eingeht. Dazu 
müssen wir die Nation auf unsere Schulter nehmen 
mit allem, was zu ihr gehört, in dieses Europa, das 
die Mitte unserer Vaterländer ist, einbringen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien und Ab

-

geordneten der CDU/CSU.) 

Präsident von Hassel: Meine Damen und Her-
ren, wir fahren fort und nehmen zunächst die Be-
gründung der beiden Anträge, die Sie vorliegen 
haben. 

Den Antrag Umdruck 260 *) begründet der Ab-
geordnete Dr. Schulz (Berlin). 

Dr. Schulz (Berlin) (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Nach 
diesem eindrucksvollen Ausflug in die Höhen und 
Tiefen von Geschichte und Philosophie, der für uns 
alle etwas genußreicher ausgefallen wäre, wenn 
er weniger lang gewesen wäre, muß ich schleunigst 
in die Niederungen des politischen Alltags zurück-
kehren. Aber bevor ich den Antrag der Fraktion 
der CDU/CSU auf Umdruck 260 zur Deutschland- 
und Außenpolitik begründe, gestatten Sie mir eini-
ge Bemerkungen über den Ablauf dieser großen 
Debatte. 

Ich halte die Erarbeitung eines Standpunktes des 
Deutschen Bundestages zu den Ostverträgen für 
die weitaus wichtigste politische Entscheidung, die 
der Deutsche Bundestag in seinem Bestehen seit 
über 22 Jahren gefällt hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich muß darum dem Vergleich widerstreben, den der 
Herr Bundesaußenminister vorgestern im Plenum 
und noch ausführlicher am 9. Februar im Bundesrat 

1 Siehe Anlage 2 

angestellt hat, in dem er auf eine Parallelität des 
jetzigen Entscheidungsprozesses mit den Entschei-
dungsprozessen der fünfziger Jahre hingewiesen 
hat. 

Die Entscheidungsprozesse der fünfziger Jahre im 
Zusammenhang mit dem Deutschland-Vertrag, der 
Europäischen Verteidigungsgemeinschaft, dem Bei-
tritt der Bundesrepublik zur NATO vollzogen sich 
in einem Lager, in dem die demokratischen Spiel-
regeln unbestritten waren, vollzogen sich in einem 
Lager, in dem der alte völkerrechtliche Grundsatz 
„pacta sunt servanda" von keinem Partner, weder 
formal noch inhaltlich, bestritten worden ist und 
wo es bei der Auslegung dieser Pakte keine Dissen-
se und keine Hintergedanken gab. Mit den Ostver-
trägen betreten wir alle jene Sphäre, in der wir, 
was auch die Bundesregierung zugeben muß, Ele-
mente des Ungewissen und des Unberechenbaren 
antreffen, eine Sphäre, in der 'demokratische Spiel-
regeln schon deswegen nicht funktionieren können, 
weil es dort  keine Demokratie gibt und nach dem 
Willen der jetzigen Machthaber auch niemals eine 
geben soll. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

In diesen Sphären herrscht das Prinzip der Dialektik, 
das zwar den meisten im westlichen Lager theore-
tisch bekannt ist, aber dessen nahtloses, permanen-
tes Funktionieren viele im Westen aus den Augen 
verloren haben oder aus den Augen verlieren woll-
ten. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

In diesem Licht oder, 'besser gesagt: in diesem 
Zwielicht harter Tatsachen, meine sehr verehrten 
Damen und Herren, scheint mir der Herr Bundes-
außenminister vorgestern ein allzu großes Wort 
allzu gelassen ausgesprochen zu haben, als er sagte: 
Regieren heißt Voraussehen. Ich wünsche Ihnen 
aufrichtig, Herr Außenminister, daß es Ihnen das 
Schicksal ersparen möge, vor der Geschichte einmal 
dafür Zeugnis ablegen zu müssen, ob Ihre heutige 
Sicht der 'Dinge die richtige Voraussicht gewesen 
ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wenn mich etwas an dieser Debatte tief beein-
druckt hat — leider in einem negativen Sinn —, 
wenn ich etwas nicht vergessen werde von dieser 
ersten Beratung, dann ist es der — entschuldigen 
Sie, ich finde kein gelinderes Wort — geradezu 
schreckliche Optimismus, der fast alle Reden der 
Sprecher der Koalitionsparteien durchzogen hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich kann hier leider den Herrn Bundesaußenminister 
nicht ausnehmen, auch den Herrn Bundeskanzler 
nicht und vor allem zu meinem Bedauern nicht den 
Herrn Verteidigungsminister, von dem man doch 
aus seiner Sicht der Dinge etwas mehr Nüchtern-
heit, etwas mehr Skepsis, etwas mehr Zweifel an 
zukünftigen Entwicklungen und ihren immanenten 
Gefahren erwartet hätte. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Aber die Herren sind ja von der Richtigkeit ihrer 
Sache so durchdrungen, von der Vortrefflichkeit, ja, 
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Dr. Schulz (Berlin) 
von der Unfehlbarkeit nicht etwa der Motive — 
das wäre ja legitim, das wäre ein psychologisch 
einfühlbarer Vorgang —, sondern von der Unfehl-
barkeit ihres Tuns so überzeugt, daß auch mir ein 
Dichterzitat eingefallen ist. Gestern hat sich der Herr 
Kollege Ehmke auf Emanuel Geibel aus Lübeck be-
rufen. Ich möchte einen bedeutenderen Dichter 
Schweizer Ursprungs zitieren, Gottfried Keller, der 
ein großartiges Sonett typischerweise überschrieben 
hat: „Den Zweifellosen" und dessen letzten Vers 
idi der Bundesregierung und den Koalitionsparteien 
ins Stammbuch schreiben möchte: 

Und dennoch kränzt Ihr schon mit Stroh das 
Haar, 
Als Eintagsgötter stolz Euch zu begrüßen. 
Der Zweifel fehlt, der alte Wanderstab. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wenn Sie in den letzten Tagen die Opposition 
immer wieder bedrängt haben mit der Frage: wo 
ist denn eure Alternative?, dann haben Sie schein-
bar nicht hingehört, wenn viele Sprecher der Oppo-
sition 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 

anschaulich, konkret und verantwortungsvoll ihre 
Alternativen begründet haben. Sie haben vielleicht 
deswegen nicht hingehört, weil Sie ja den St and-
punkt vertreten, für Ihre Politik gebe es keine Alter-
native. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der CDU/ 
CSU.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, eine 
solche Politik muß — ganz gleich, wie ihre Konstel-
lationen und ihre Inhalte sind — eine schlechte Poli-
tik sein, weil sie alternativlos angelegt ist, weil 
sie sich selber nicht in Zweifel zieht, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

weil sie die Möglichkeit eines Mißerfolgs, eines 
Scheiterns nicht einkalkuliert. 

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich möchte bei der Begründung des Umdrucks 260 
ganz kurz das erwähnen, was der Bundeskanzler, 
der leider nicht im Raum ist, heute früh gesagt hat. 
Er hat die Opposition gefragt, ob denn die Verab-
redung der Westpolitik, wie sie die Bundesrepublik 
mit ihren westlichen Partnern getroffen hat, völlig 
falsch sein könne. Unsere Antwort lautet selbstver-
ständlich: Nein, sie ist nicht völlig falsch. Aber auch 
etwas Richtiges kann u. U. den Bedürfnissen der 
Aktualität nicht genügen und nicht entsprechen, 
kann nicht der Beweis sein für die von der Bundes-
regierung immer wieder behauptete „contre-ba-
lance" der Westpolitik gegenüber einer doch immer-
hin abenteuerlichen und waghalsigen Ostpolitik. 

Der Herr Bundeskanzler hat — ich glaube, vor-
gestern — in diesem Zusammenhang verärgert dar-
auf hingewiesen, man möge doch respektieren, daß 
sich in den letzten Jahren eine Erweiterung und 
Vertiefung der europäischen Gemeinschaften voll-
zogen habe. Was die Erweiterung anbetrifft, be-
streite ich das gar nicht. Ich habe nichts von dem 

zurückzunehmen, was ich über dieses Thema und 
über das Verhalten des Herrn Bundeskanzlers auf 
der Gipfelkonferenz in Den Haag im Dezember 1969 
hier an dieser Stelle am 18. Juni 1970 gesagt habe. 
Dazu stehe ich — bei allem, was mich inzwischen 
politisch und persönlich von dem Herrn Bundes-
kanzler trennt. 

(Zuruf des Abg. Wehner.) 

Aber eine Erweiterung der Gemeinschaften ist doch 
noch keine Vertiefung, wie es der Herr Bundeskanz-
ler in Anspruch genommen hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Zu der Vertiefung gehört doch der entschlossene 
und radikale Abbau des westeuropäischen Provin-
zialismus, gehört der Durchbruch zur Supranationali-
tät, gehört die demokratische Kontrolle der euro-
päischen Institutionen, 

(Abg. Stücklen: Sehr richtig!) 

gehören vor allen Dingen gesetzgeberische Befug-
nisse für die in den Römischen Verträgen vorge-
sehene Versammlung. Diese gesetzgeberischen Be-
fugnisse sind notwendig, weil sie den nationalen 
Parlamenten im weiteren Konsolidierungsprozeß der 
europäischen Gemeinschaften Stück für Stück ent-
zogen werden. 

Solange diese Elemente nicht sichtbar werden — 
und im Umdruck 261 der Koalitionsfraktionen zu 
dem gleichen Thema werden sie kaum angedeu-
tet —, besteht nicht nur der Verdacht, sondern ist 
der Sachverhalt gegeben, daß eine Ostpolitik weiter-
hin mit großen Schritten gemacht wird — eine 
Politik, für die man sich sogar Siebenmeilenstiefel 
angezogen zu haben scheint —, daß es aber in der 
Westpolitik bei jenen kleinen Schritten bleiben soll, 
die ja als Begriff in die öffentliche Diskussion der 
Herr Bundeskanzler, glaube ich, vor einigen Jahren 
eingeführt hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wenn die Koalition diesen Eindruck zerstreuen will, 
sollte sie den unzulänglichen Antrag auf Umdruck 
261 gar nicht erst begründen, meine Damen und 
Herren. 

(Zustimmung. bei Abgeordneten der CDU/ 
CSU.) 

Ich weiß gar nicht, ob die Zeit, die Sie dafür in An-
spruch nehmen können, noch ausreicht, aber wie 
auch immer: prüfen Sie doch einmal unbefangen den 
Text der Umdrucke 260 und 261 *) und vergleichen 
Sie. 

Versuchen Sie doch — und das ist ein sehr ernst-
hafter Appell, 

(Abg. Wehner: Ja!) 

ein sehr ernsthaftes Angebot, meine Damen und 
Herren von der Koalition —, das in  der  Ostfrage zer-
strittene Hohe Haus in der Westpolitik zu einem 
einmütigen europäischen Bekenntnis zusammenzu-
bringen, indem Sie den Umdruck 260 der Fraktion 
der CDU/CSU annehmen, in dem all die politischen 
Elemente enthalten sind, die ich hier kurz charak- 

*) Siehe Anlage 3 
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Dr. Schulz (Berlin) 
terisiert habe und die im Umdruck 261 vollkommen 
fehlen. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zuruf von 
der SPD: Wie sich das anhört!) 

Ich möchte diese Unzulänglichkeit nur an zwei 
Beispielen deutlich machen. Das politische Element 
ist sehr klar in Forderungen auf dem Umdruck 260 
der CDU/CSU angesprochen, wo die Schaffung einer 
politischen Union gleichzeitig mit der  Wirtschafts- 
und Währungsunion nach einem klar festzulegen-
den Zeitplan gefordert wird. In dem Koalitions-
papier heißt es: Konkrete Zielpunkte werden unter 
anderem — als letztes — für die Verstärkung der 
politischen Zusammenarbeit benötigt. Und wenn es 
dann abschließend in dem Papier der Koalitions-
parteien, im Umdruck 261, heißt, daß im Hinblick 
auf die Direktwahl des Europäischen Parlaments 
dieser Bundestag die Bundesregierung auffordern 
soll, sich im Ministerrat der Gemeinschaften dafür 
einzusetzen, daß unverzüglich Vorschläge für diese 
Wahl entwickelt werden, die dem jetzigen Stand 
der Integration Rechnung tragen, und daß hierbei 
der Wahlentwurf des Europäischen Parlaments aus 
dem Jahre 1960 als Grundlage dienen soll, dann—
entschuldigen Sie, meine Herren — muß der Kenner 
der Materie diese Zumutung wie einen politischen 
Witz empfinden. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wir alle wissen doch, daß das seit zwölf Jahren 
ausgebliebene politische Wohlverhalten des Mini-
sterrats in der entscheidend wichtigen Frage der 
Direktwahl auch heute nicht zu gewinnen sein wird 
durch noch so beschwörende Appelle eines nationa-
len Parlaments, sondern daß die einzige Souveräni-
tät, die leinzige Vollmacht, die ein nationales Parla-
ment nach den Römischen Verträgen ausüben kann, 
die Direktwahl der eigenen Abgeordneten ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Mit diesem Gesetzentwurf werden wir uns ja heute 
in einer Woche in erster Lesung befassen. 

Ich hätte gerne noch einige andere Bemerkungen 
gemacht; die Zeit gestattet es nicht. Ich möchte aber 
abschließendeinen letzten Appell an meine ehe-
maligen politischen Freunde richten. 

(Lachen bei Abgeordneten der SPD.) 

Ich habe über 40 Jahre !der Sozialdemokratischen 
Partei Deutschlands angehört. Ein Moment, der 
für 'Sie gestern mittag sehr unangenehm war, meine 
Damen und Herren von der SPD, als der Herr Kol-
lege Marx zitiert hat, war für mich ein bewegender 
Moment, weil ich noch einmal meine politische Ver-
gangenheit vor meinem Auge habe vorüberrollen 
sehen. Ich bekenne auch und heute aus diesem An-
laß, daß ich stolz darauf war, der Partei Ernst Reu-
ters, Kurt Schumachers und Fritz Erlers angehört zu 
haben. Ich habe nur mit Ernst Reuter niemals per-
sönliche Kontroversen gehabt, wohl mit Kurt Schu-
macher, wohl mit Fritz Erler in den 50er Jahren; 
nur habe ich damals in der Sozialdemokratischen 
Partei Deutschlands immer den archimedischen 

Punkt des Vertrauens gefunden: „Gebt mir einen 
Punkt, wo ich fest stehe, und sich werde die Welt aus 
den Angeln heben" — 

  —, unid dieser archimedische Punkt ist durch 
die Tatsache verlorengegangen, daß man neuer-
dings nicht mehr weiß, ob das, was diese Partei 
gestern feierlich als ihren Standpunkt proklamiert 
hat, heute noch gilt, oder ob es nicht abgelegt wird 
wie ein getragenes Hemd, das in die große Wäsche 
geht. Das  ist das Bestürzende an der Entwi cklung. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU. — 
Abg. Löffler meldet sich zu einer Zwischen

-

frage.) 

— Herr Kollege Löffler, so gern ich Ihre Zwischen-
frage gestatten würde: ich muß zum Ende kommen. 
Ein andermal. 

(Zuruf des Abg. Löffler.) 

— Ich muß zum Ende kommen, meine Damen und 
Herren, und ich möchte folgendes hinzufügen. 

(Zurufe von der SPD: Wie stehen Sie zur 
Oder-Neiße-Grenze?) 

— Darüber können wir uns gern ein andermal 
unterhalten. Vielleicht bei der zweiten und dritten 
Beratung. 

(Abg. Mattick: Hier ist der Platz! — Weitere 
Zurufe von der SPD: Wie stehen Sie zur 

Oder-Neiße-Grenze?) 

Tch werde Ihnen gerade zu diesem Thema die Ant-
wort nicht schuldig bleiben! Ich warte darauf. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Machen auch Sie sich auf einiges gefaßt, wenn es so 
weit ist. 

(Fortgesetzter Beifall bei der CDU/CSU. — 
Weiterer Zuruf des Abg. Mattick.) 

— Ich bin immer der Auffassung gewesen — — 

(Anhaltende Zurufe von der SPD: Stehen 
Sie zur Oder-Neiße-Grenze?) 

— In zweiter und dritter Beratung werde ich Ihnen 
darauf Auskunft geben. Heute kein Wort mehr dar-
über! 

(Abg. Mattick: Hier ist der Platz!) 

Ich bin immer der Auffassung gewesen, daß ein 
demokratischer Politiker nicht allzuviel Prinzipien 
haben soll, aber einige, die für ihn nicht kompromiß-
fähig sind. Für mich sind dies das Recht, die Selbst-
bestimmung, die Freiheit und noch einmal die Frei-
heit. Weil ich meine Gesinnung in dieser Beziehung 
nicht gewechselt habe, 

(Lachen bei der SPD) 

habe ich die Partei und meinen Platz in diesem 
Hause gewechselt. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wollen, Sie, meine Damen und Herren von der 
Koalition und insbesondere von der SPD, bedenken, 
daß für uns alle der unauflösliche Zusammenhang 
zwischen Frieden und Freiheit auch gegeben sein 
müßte, wenn wir in einigen Monaten unsere Ent-
scheidung über diese Verträge fällen. Die Segnun- 
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gen der Freiheit kann derjenige nicht genießen, der 
den Frieden entbehren muß. 

(Abg. Dr. Marx [Kaiserslautern] : Sehr gut!) 

Aber eine Friedensordnung, die auch nur mit einer 
geringen Relativierung von Freiheitsrechten erkauft 
wird, bringt einen Frieden der Angst. Mögen die Be-
fürworter dieser Verträge nicht aus den Augen ver-
lieren, ob bei ihrem Ja nicht auch ganz wesentliche 
Elemente dieser Freiheit für unser Volk und für 
Europa zur Disposition gestellt werden. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU. — 
Abg. Wehner: Gute Weiterreise!) 

Präsident von Hassel: Das Wort hat der Ab-
geordnete Behrendt. 

Behrendt (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Lassen Sie mich zu den Ausführungen 
des Kollegen Schulz nur eines sagen. Wer als einer 
der ersten die Oder-Neiße-Grenze anerkennen 
wollte und aus diesen Gründen als Berliner hier her-
geschickt wurde, der hat kein Recht, der Sozialdemo-
kratie zu unterstellen, man wisse nicht, ob das, was 
heute für sie gelte, auch morgen noch gelte. 

(Beifall bei der SPD.) 

Damit ist das erledigt. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Bevor ich auf die Umdrucke 260 und 261 zu spre-
chen komme — das wird sehr interessant sein —, 
möchte ich einige Bemerkungen unter dem Gesichts-
punkt des Zusammenhangs zwischen der Westinte-
gration und den hier behandelten Verträgen machen. 

(Unruhe.) 

Präsident von Hassel: Darf ich Sie einen 
Augenblick unterbrechen. Meine Damen und Herren, 
es häufen sich in.  meinem Büro die Anrufe von Fern

-sehzuschauern und Rundfunkhörern, die darüber 
Klage führen, daß es im Plenum zu laut sei. Ich fühle 
mich verpflichtet, Ihnen das zu sagen. Die Klage 
wird an den Präsidenten gerichtet. Ich bitte Sie also, 
den Rednern, die noch das Wort ergreifen, zuzu-
hören. 

Behrendt (SPD) : Herr Dr. Barzel, unter den drei 
Bedingungen, die Sie nannten und bei deren Erfül-
lung das Vertragswerk für Sie zustimmungsfähig — 
so  drüdcten Sie sich aus — werden könnte, stand ein 
Punkt obenan, der sich unmittelbar auf die Euro-
päische Gemeinschaft bezog. Herr Ehmke hat gestern 
etwas dazu gesagt. Ich will auch noch einige Dinge 
dazu sagen. Sie haben gesagt, daß diese erste Be-
dingung für Sie erst dann erfüllt sei — ich zitiere 
wörtlich —, wenn eine positive Einstellung der So-
wjetunion zur Europäischen Gemeinschaft erreicht 
sei; nicht weniger als dies sei Voraussetzung für 
Ihre Zustimmung zum Moskauer Vertrag. Andere 
Kollegen der Opposition haben von der Forderung 
nach Anerkennung der Gemeinschaft durch die So-
wjetunion gesprochen. Lassen Sie mich dazu kurz 
etwas sagen. 

Die Juristen mögen darüber streiten — ich gehöre 
nicht zu ihnen —, durch welche Rechtsakte eine völ-
kerrechtliche Anerkennung bewirkt wird. Fest steht 
jedenfalls, daß man Völkerrechtssubjekt nicht durch 
einen eigenen Willensakt wird, sondern dadurch, 
das andere Staaten oder internationale Organisa-
tionen in einer Weise tätig werden, die als Aner-
kennung zu verstehen ist. Bei der Gemeinschaft fin-
den wir zwei Möglichkeiten für eine solche Aner-
kennung. Man kann die Gemeinschaft erstens da-
durch anerkennen, daß man einen Botschafter bei der 
Gemeinschaft akkreditiert. Viele Staaten haben die-
sen Weg gewählt, wahrscheinlich weniger bestimm-
ter diplomatischer Gepflogenheiten wegen, die im 
Verkehr zwischen Staaten üblich sind, sondern um 
ganz konkrete Handelsvorteile zu erreichen. Eine 
zweite Möglichkeit, die Gemeinschaft anzuerken-
nen, besteht darin, daß man Verträge mit ihr ab-
schließt, wobei natürlich in erster Linie an Handels-
verträge zu denken ist. 

Wie ist nun die Lage der Sowjetunion in diesem 
Zusammenhang? Es wird Ihnen nicht entgangen sein, 
verehrter Kollege Barzel, daß die Sowjetunion han-
delspolitisch nicht mit unseren westlichen Handels-
partnern zu vergleichen ist, sondern daß sie einer 
besonderen Kategorie zuzurechnen ist, nämlich der 
Kategorie der Staatshandelsländer. Der Handel mit 
diesen Ländern unterliegt besonderen Bedingungen, 
da Zölle im Osthandel eine untergeordnete Rolle 
spielen. Der harte Kern des Osthandels selbst ist 
noch nicht von der Gemeinschaft geregelt. Wir sind 
hier in einer Übergangsphase, die noch von dem 
Vorherrschen bilateraler Handelsverträge gekenn-
zeichnet ist. Wir haben aber noch nicht — dies ist 
der springende Punkt — multilaterale Handelsver-
träge. 

Andererseits werden Sie nicht bestreiten, daß das 
Geschäft mit dem Osten weitgehend ein Geschäft der 
Lieferungs- und Kreditbedingungen geworden ist. 
Die Staatshandelsländer sind damit in der vorteil-
haften Lage, sich im Westen von Land zu Land die 
besten Bedingungen aussuchen zu können. Dies kann 
man bedauern, aber man kann diesen Tatbestand 
nicht dieser Bundesregierung zum Vorwurf machen. 
Nur als Nebenbemerkung: Aus der Wi rtschaft 
kommt eher der entgegengesetzte Vorwurf, die Bun-
desregierung beteilige sich nicht ausreichend an die-
sem Kreditwettlauf. 

Nun kommt meine konkrete Frage an Sie, Herr 
Dr. Barzel: Wenn die Sowjetunion sich noch handels-
politisch in der geschilderten Lage befindet, wie ich 
sie eben darstellte, und, grob gesagt, noch den einen 
gegen den anderen ausspielen kann — was wir 
sicherlich alle gemeinsam überwinden wollen —, 
warum sollte dann die Sowjetunion ohne Not diese 
Gemeinschaft anerkennen? Warum sollte sie von 
sich aus auf Vorteile verzichten, die ihr der wirt-
schaftliche Egoismus der westlichen Industriestaaten 
verschafft? Wie stellen Sie sich vor, daß die Bundes-
regierung in einer Lage, die noch durch diese be-
dauerlichen Egoismen gekennzeichnet ist, ohne Man-
dat ihrer Partner dieses Problem der Harmonisie-
rung — ich betone ausdrücklich: das ist ein Problem 
der Harmonisierung der westlichen Pa rtner! — an- 
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Behrendt 
läßlich der Aushandlung eines bilateralen politischen 
Vertrages zu lösen versuchen soll? 

Wenn Sie mich fragen, wie da die Lösung aus-
sehen soll, dann gibt es darauf eben nur eine Ant-
wort: Wir müssen in Zukunft kräftig schrittweise die 
Einführung der gemeinsamen Handelspolitik gegen-
über den Staatshandelsländern durchzusetzen ver-
suchen, möglichst schon ab 1973, und zwar durch 
multilaterale Verträge. Die Sowjetunion, die sich 
sehr realitätsbezogen und auf ihren Vorteil bedacht 
verhält, wie ich eben darstellte, wird dann mit der 
neuen Realität konfrontiert werden. 

Dies gilt auch für die Vorbereitung der Konferenz 
über die Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa. 
Diese Konferenz — und ich schließe ihre äußerst 
wichtige Vorbereitungsphase mit ein — muß für 
uns ein Anlaß sein, die Gemeinschaft beschleunigt 
zusammenzuschließen und auf wichtigen Gebieten zu 
festigen. Wie Sie wissen — das ist doch hier auch 
ein springender Punkt —, fanden schon erste Kon-
takte unter den Sechs im Rahmen der politischen 
Zusammenarbeit statt, übrigens auch unter Teil-
nahme der Europäischen Kommission. 

Aber, Herr Kollege Barzel, was war hierbei wich-
tig? Nicht alle EWG-Staaten wollten die unmittel-
bare Vertretung der Gemeinschaft auf dieser Kon-
ferenz befürworten. Einer der sechs Staaten soll so-
gar die Auffassung vertreten haben — nicht diese 
Bundesregierung —, eine sehr lockere vorherige Ab-
stimmung würde durchaus genügen. 

Ich nenne das aus zwei Gründen. Erstens. Zu-
nächst möchte ich Ihre Auffassung unterstreichen, 
daß die Gemeinschaft auf der genannten Konferenz 
mit einer gemeinsamen Haltung vertreten sein 
sollte. Über die Form müßte man noch reden. Ich 
glaube, darüber könnte man in diesem Hause Einig-
keit erzielen. Der zweite Grund ist folgender. Die 
Ausführungen der Opposition erwecken bei mir den 
Eindruck, als schlage vor allem die Bundesregierung 
die Werbetrommel für die Sicherheitskonferenz, 
und zwar, so könnte man leicht folgern, als eine Art 
Gegenleistung gegenüber der Sowjetunion. Aber 
wie verträgt sich das dann mit Ihrer Argumentation, 
wenn Sie — Sie als Opposition — selber sagen, die 
Regierung habe schon einseitig alles in den Ver-
trägen selbst verschenkt. Dann wäre doch nicht ein-
zusehen, wieso sie sich dann noch zusätzlich ver-
pflichten sollte, etwas zu propagieren, wovon sie 
keinen Nutzen hat. Vielleicht wird umgekehrt ein 
Schuh daraus: ist es nicht so, daß eine Reihe anderer 
Staaten — ich denke da vor allen Dingen an Frank-
reich — die Abhaltung einer derartigen Konferenz 
schon vor der Bundesregierung begrüßt haben, und 
ist es nicht so, daß dann die Fragestellung lautet, ob 
die Bundesrepublik es sich leisten kann, im Schmoll

-

winkel zu stehen und keinen Einfluß auf den The-
menkatalog, den Zeitpunkt der Abhaltung und die 
Art  der Vorbereitung zu nehmen? Sollen etwa die 
deutschen Interessen durch Abseitsstehen vertreten 
werden? Wir meinen das nicht. 

(Abg. Dr. Marx [Kaiserslautern] : Wir haben 
unsere Meinung dazu doch eindeutig ge

-

sagt!) 

In diesem Zusammenhang möchte ich noch kurz 
auf ein weiteres Argument der Opposition eingehen. 
Es wird gesagt, die Ostverträge beeinrächtigten die 
westpolitische Handlungsfreiheit der Bundesrepu-
blik. Hier muß ich hart und klar sagen: die deutsche 
Politik wird hier in der Bundesrepublik gemacht und 
nirgendwo anders. Niemand in dieser Koalition 
denkt daran, sich irgendwelchen Spekulationen dar-
über hinzugeben, welche Reaktion etwa die Sowjet-
union auf irgendeine Initiative im Bereich der west-
lichen Integration haben könnte. Ich meine, es ist 
unwürdig, irgendeiner deutschen Regierung unter-
stellen zu wollen, sie würde künftige Entscheidun-
gen in der Gemeinschaftspolitik von irgendwelchen 
Gesten Moskaus abhängig machen. Es ist ein merk-
würdiges Verständnis deutscher Außenpolitik, das 
aus diesen Unterstellungen der Opposition heraus

-

klingt. Für uns sind die Ostverträge eine Frage der 
Normalisierung, und Normalisierung bedeutet für 
uns nicht, daß wir uns in die Rolle eines Hundes be-
geben, der angestrengt in das Grammaphon nach der 
Stimme seines Herrn hineinlauscht. Nein, das ist es 
also nicht. 

Zu den Einwendungen zu diesem Punkt von Herrn 
Barzel lassen Sie mich also kurz zusammenfassen. 
Erstens. Die Frage der Anerkennung der EWG durch 
die Sowjetunion, die Herr Barzel so hochgespielt 
hat, ist völlig falsch gestellt. Sie ist eine Frage aller 
Mitglieder der EWG und ihrer gemeinsamen Politik. 
Zweitens. Ebenso ist die Frage der Teilnahme der 
Gemeinschaft an der KSZE eine Frage der gemein-
samen Vorbereitung. Auch hier kann die Bundes-
regierung nicht ohne Auftrag für die Sechs handeln. 
Drittens. Die außenpolitischen Bedenken des Dr. 
Barzel haben mit den vorliegenden Verträgen nicht 
das geringste zu tun. Sie gehören in den Zusammen-
hang der Weiterentwicklung der Politik der Gemein-
schaft. Hierzu liegt ein Entschließungsantrag der 
Koalitionsfraktionen dem Hohen Hause vor. 

Gestatten Sie hierzu nun noch einige wenige Be-
merkungen. Dieser Antrag ist auf Umdruck 261 ver-
teilt worden. Unser Text, der jetzt vorliegt, begrüßt 
in einer ersten Ziffer den erfolgreichen Abschluß der 
Beitrittsverhandlungen der Gemeinschaft. Er fordert 
in einer zweiten Ziffer von der vorgesehenen Gipfel-
konferenz weitere Impulse für die Entwicklung der 
Gemeinschaft. Er präzisiert anschließend die Forde-
rungen u. a. auch im Hinblick auf die Institutionen 
in der Gemeinschaft einschließlich der Direktwahl 
für das Europäische Parlament. Ich bin sicher, daß 
dieser Antrag in den Ausschußberatungen allge-
meine Zustimmung finden wird. Dies gilt vor allem 
für die Opposition, die ihre Zustimmung vorab schon 
auf eine allerdings etwas eigenartige Weise be-
kundet hat. Wenn Sie nämlich die Texte des Ent-
schließungsantrages der Koalitionsfraktionen und 
des Entschließungsantrages der Opposition mitein-
ander vergleichen, gewinnen Sie den Eindruck, hier 
müssen magische Kräfte wirksam gewesen sein. Die 
beiden Entschließungsanträge gleichen sich nicht nur 
in ihrem Aufbau, sondern sie stimmen in weiten 
Passagen sogar im Wortlaut fast überein. 

(Abg. Dr. Barzel: Aber wo sie nicht über

-

einstimmen, da wird es interessant!) 
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— Ich möchte so sagen, Herr Dr. Barzel: die poli-
tische Werkspionage der Opposition hat wieder ein-
mal ausgezeichnet geklappt. 

Aber leider ist Ihnen, meine Damen und Herren 
von der Opposition, dabei ein kleiner Fehler unter-
laufen, Wir haben es uns mit diesem Antrag nicht 
leicht gemacht. Wir haben ihn sehr gründlich be-
raten. Wir haben immer wieder überlegt, ob der 
Antrag nicht noch verbessert werden könnte, ob er 
nicht geändert, noch präziser gefaßt werden sollte. 
Was Ihnen, meine Damen und Herren von der Oppo-
sition, von uns in die Hände fiel, das war leider die 
vorletzte Fassung unseres Entwurfs. Wir haben unse-
ren Entwurf noch an verschiedenen Stellen verbes-
sert. Aber das konnten Sie nicht abwarten; Sie hat-
ten es ein wenig zu eilig. 

Über eines muß ich mich allerdings wundern. Der 
Kollege Barzel hat in der Vergangenheit sehr häufig 
und sehr engagiert über Europa gesprochen. Die 
europaische Entwicklung mußte sogar herhalten, 
einen, wenn auch ziemlich fadenscheinigen Vorwand 
für Ihr Nein zu den Verträgen zu liefern. Da hätte 
ich doch von Ihnen erwartet, daß Sie selbständig 
eine Entschließung zustande bekommen hätten und 
nicht darauf angewiesen gewesen wären, unseren 
noch nicht ganz fertigen Entwurf nur etwas variiert 
einzureichen. 

Präsident von Hassel: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Herrn Abgeordneten Wagner (Trier)? 

Behrendt (SPD) : Bitte sehr. 

Dr. Wagner (Trier) (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Behrendt, sind Sie nicht der Auffassung, daß Nicht-
übereinstimmung in wichtigen Fragen gerade da-
durch deutlich gemacht werden kann, daß Über-
einstimmung in anderen Passagen auch wörtlich zum 
Ausdruck kommt, und sollte es Ihnen bei Ihrer Sach-
kenntnis der europäischen Probleme in der Tat ent-
gangen sein, daß in allen wichtigen Punkten, die die 
innere und äußere weitere Entwicklung dieser Ge-
meinschaften betreffen, schwerwiegende Unter-
schiede zwischen den beiden Entschließungsanträgen 
bestehen und daß der Antrag der  SPD und der FDP 
sich durch besondere Allgemeinheit und geringe 
Aussagekraft in diesen entscheidenden Punkten aus-
zeichnet, während der Antrag der CDU/CSU sehr 
konkret in allen Punkten sagt, worauf es ankommt? 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Behrendt  (SPD):  Herr Kollege Wagner, dieser 
Auffassung kann ich nicht zustimmen. Es gibt zwei 
Punkte, die Sie tatsächlich anders formuliert haben. 
Das ist einmal Ihre Lieblingsidee. Sie schreiben: 
„parallel dazu die Schaffung der Politischen Union 
der westeuropäischen Staaten nach einem klar fest-
zulegenden Zeitplan". Dazu muß ich Ihnen sagen, 
meine Damen und Herren von der Opposition: Sie 
haben doch Erfahrung mit der europäischen politi-
schen Gemeinschaft gehabt; Sie kennen doch den 
Fouchet-Plan I und II. Wenn man das in einen Zeit-
plan hineinpackt, muß man doch Schiffbruch erlei-

den. Das ist durch die Geschichte der letzten zehn 
Jahre bewiesen worden. 

(Beifall bei der SPD.) 

Über diese Fragen „Direktwahl" und „nationale 
oder Gemeinschaftlösung" wird es möglicherweise 
nächsten Freitag eine Diskussion geben. Dazu will 
ich heute hier nicht Stellung nehmen. 

Ich möchte nur noch sagen: wenn Sie auf Papiere 
unsererseits angewiesen sind, kann ich für meine 
Fraktion und sicherlich auch für die FDP-Fraktion 
erklären, daß wir Sie dann sehr gern in unseren 
internen Verteilerkreis mit aufnehmen, damit Sie 
auch immer die letzte und nicht nur die vorletzte 
Fassung bekommen. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Bis jetzt haben wir in der Diskussion über die Ost-
verträge keine Alternative zur Ostpolitik von Ihnen 
gehört. Nunmehr ist auch klar, daß Sie keine Alter-
native zu unserer Westpolitik haben. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Das haben Sie bewiesen, indem Sie sich mit Ihrem 
Entschließungsantrag dem unseren im Aufbau und 
in der Diktion praktisch angeschlossen haben. Aber 
ich halte das keineswegs für eine schlechte Sache, 
denn es zeigt, daß die Opposition wenigstens in der 
westeuropäischen Politik, der Integrationspolitik, mit 
dieser Bundesregierung und den Koalitionsparteien 
übereinstimmt. Wenigstens darüber sollten wir uns 
alle gemeinsam freuen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident von Hassel: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Mende. 

Dr. Mende (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die Ausführungen eines der 
Senioren unseres Parlaments, des verehrten Kolle-
gen Carlo Schmid, veranlassen mich zu einem kurzen 
Beitrag und zu einer doppelten Fragestellung an die 
Bundesregierung. Professor Carlo Schmid ist einer 
der Mitverfasser des Bonner Grundgesetzes. Mir ist 
bei seinen Darlegungen aufgefallen, daß er auf die 
zentrale, die fundamentale Frage unseres Grund-
gesetzes nicht eingegangen ist, nämlich auf die Men-
schenrechte, die damals aus gutem Grund an die 
Spitze unserer Verfassung gestellt wurden: 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu 
achten und zu schützen ist Verpflichtung aller 
staatlichen Gewalt. 
Das deutsche Volk 

— so heißt es dann weiter — 

bekennt sich darum zu unverletzlichen und un-
veräußerlichen Menschenrechten als Grundlage 
jeder menschlichen Gemeinschaft, des Friedens 
und der Gerechtigkeit in der Welt. 

Meine Damen und Herren, 20 Jahre lang waren 
diese fundamentalen Aussagen die Orientierung, 
die Maxime der deutschen Politik für alle demokra-
tischen Fraktionen dieses Hauses, ob in der Regie- 
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rung oder in der Opposition. Heute stellt sich die 
Frage: Gilt diese Maxime, gelten die Menschenrechte 
noch als d e r Orientierungspunkt der deutschen 
Innen- und Außenpolitik, oder sind sie auf den schie-
fen Weg geraten, der Anerkennung der Macht und 
der Kapitulation vor der Gewalt mehr einzuräumen 
als den Menschenrechten? 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich hatte in meiner Eigenschaft als Bundesminister 
für gesamtdeutsche Fragen im September 1966 den 
ehrenvollen Auftrag, in New York  am  Beginn der 
Vollversammlung der Vereinten Nationen eine Do-
kumentation in englischer, französischer, spanischer 
und portugiesischer Sprache vielen Abgeordneten 
und vielen Botschaftern insbesondere der Dritten 
Welt zu überreichen, eine Dokumentation, die den 
Titel trägt: „Aufzeichnung über die Verletzung der 
Menschenrechte in der sowjetischen Besatzungszone 
Deutschlands." Damals lag den Vereinten Nationen 
ein Antrag auf Aufnahme des anderen Teils 
Deutschlands in die Vereinten Nationen vor. Unter 
selbstverständlicher Mitbeteiligung der sozialdemo-
kratischen Opposition, mit einstimmiger Zustim-
mung des Bundestagsausschusses für gesamtdeut-
sche und Berliner Fragen und nach einstimmiger 
Verabschiedung im Bundeskabinett ist in dieser 
Dokumentation aufgezählt worden, warum eine 
Aufnahme des anderen Teils Deutschlands in die 
Vereinten Nationen nicht erfolgen könne. Für die-
jenigen, die nicht die Zeit hatten, diese Dokumen-
tation zu lesen, waren die erschütternden Bilder 
von dem an der Mauer verblutenden Peter Fechter, 
von der vermauerten Versöhnungskirche in der 
Berliner Bernquer Straße Beweise dafür, daß es ein-
fach unmöglich ist, einen Staat in die Vereinten 
Nationen aufzunehmen, der sichtbar für alle Welt 
die Menschenrechte so mißachtet und mit Füßen 
tritt. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Unter einstimmiger Billigung der zuständigen Aus-
schüsse und unter Zustimmung auch der publizisti-
schen Öffentlichkeit hier in Bonn, der nach dem 
Besuch in New York diese Dokumentation auf einer 
Pressekonferenz übergeben wurde, stellte diese 
Dokumentation fest — ich zitiere, Herr Präsident —: 

Dieser Schritt 
— d. h. der Versuch Ulbrichts, in die Vereinten 
Nationen aufgenommen zu werden — 

stellt einen Versuch 'dar, durch den Eintritt in 
die Vereinten Nationen mitten in Deutschland 
und gegen den Willen des deutschen Volkes 
gewaltsam errichtete Machtverhältnisse durch 
eine Organisation legalisieren zu lassen, zu 
deren weltweit erklärten Zielen die Verhält-
nisse in Mitteldeutschland und die Maßnahmen 
sowie Absichten der Regierung in der sowjeti-
schen Besatzungszone Deutschlands im offenen 
Widerspruch stehen. 

Ich frage 'die Bundesregierung und ich frage die die 
Bundesregierung tragenden Koalitionsparteien: Was 
hat sich bezüglich der Verletzung der Menschen-
rechte im anderen Teil Deutschlands geändert, 

(Zurufe von der CDU/CSU: Nichts!) 

daß man heute bereit ist, die DDR in die Verein-
ten Nationen aufzunehmen? 

(Beifall 'bei der CDU/CSU. — Abg. Wehner:  
Wer Geld einzahlt, kriegt es auch zurück, 

das gilt nicht mehr!) 

Gilt also nicht mehr die Maxime der Orientierung 
unserer Politik an den Menschenrechten, sondern 
hat man sich der Macht und der Gewalt bereits so-
weit mit großen Schritten genähert? 

Meine Damen und Herren, eine zweite Frage be-
trifft die Menschenrechte in den Gebieten ostwärts 
der Oder-Neiße-Linie. In dem deutsch-polnischen 
Vertrag und in den Verhandlungsunterlagen, die 
auch hier in unseren Papieren liegen, hat man sei-
nerzeit von einigen Zehntausend gesprochen, die 
eine Umsiedlung beantragen würden. Inzwischen 
liegen fast 300 000 Registrierungen vor. Deutsche 
und internationale Beobachter schätzen diejenigen, 
die sich in Schlesien, Ostpreußen, Pommern, West-
preußen zum Deutschtum noch bekennen, auf etwa 
eineinhalb Millionen Menschen. 

Am Vorabend dieser Debatte haben wir in einer 
Rede Eduard Giereks, des Chefs der Kommunisti-
schen Partei Polens, am 21. Februar 1972 in Katto-
witz folgendes vernommen. Diese Rede fand unmit-
telbar nach Ihrem Zusammentreffen, Herr Kollege 
Wehner, in Warschau mit Eduard Gierek statt. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU.) 

Sie werden sicher Gelegenheit haben, das Zitat, das 
ich jetzt bringe, aus Ihren Gesprächen mit Gierek 
zu widerlegen oder zu bestätigen. Denn nur eines 
kann gelten, entweder ist noch alles offengehalten, 
oder es ist es nicht. Herr Gierek sagt: 

Zu den entscheidenden Fragen, die wir gemein-
sam mit den anderen Ländern unserer Gemein-
schaft ständig vorgetragen haben, gehört auch 
die Forderung nach der Anerkennung der Nach-
kriegsgrenzen in Europa, insbesondere der 
Oder-Neiße-Grenze. Der letzte, in der Tat ein-
zige Staat, der diese Grenze in Frage stellte, 
nämlich die Bundesrepublik Deutschland, hat 
diese nun in den Verträgen von Moskau und 
Warschau anerkannt. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU.) 

Das, meine Damen und Herren, ist die polnische 
und sicher auch die sowjetische Auslegung dieser 
Verträge von Moskau und Warschau. 

Es erhebt sich hier die Frage: Wie will die Bun-
desregierung ihrer Fürsorge- und Obhutspflicht ge-
genüber den Menschen gerecht werden, die drüben 
in den ostdeutschen Gebieten nicht die Erlaubnis 
zu einer Umsiedlung erhalten werden, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die schikaniert 
werden!) 

die dort also verbleiben müssen? Analog zu den 
Menschenrechten, für Minderheiten, die in allen 
kommunistischen Staaten des Ostens außer in Polen 
eingeräumt werden, muß doch das Mindeste sein, 
daß das Menschenrecht, die deutsche Sprache zu 
gebrauchen, deutsche Schulen zu besuchen, deutsche 
Gottesdienste zu veranstalten, deutsche kulturelle 
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Institute zu gründen, jetzt nachträglich durch Ver-
handlungen den in den Ostgebieten verbleibenden 
heimattreuen Schlesiern und Ostpreußen zuteil wird, 
damit wenigstens auf diesem Gebiet das menschlich 
Erträgliche für die dort Verbleibenden erreicht wer-
den kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Denn, meine Damen und Herren, wie sehr die 
Deutschen, die herauswollen, bereits Schikanen, 
Nötigungen, Erpressungen und Diffamierungen un-
terworfen werden, wissen Sie alle. Dieses Thema 
hier zu erörtern würde der Sache nicht dienlich sein. 

Wir hoffen noch auf die bessere Einsicht der pol-
nischen Behörden. Es ist besser, Einsicht zu zeigen 
und sich an den Menschenrechten der Charta der 
Vereinten Nationen auch gegenüber den dort ver-
bleibenden polnischen Staatsbürgern deutschen 
Volkstums zu orientieren, als es erst so weit kom-
men zu lassen, wie es leider in Danzig und Stettin 
durch Versäumnisse und mangelnde Einsicht des 
Gomulka-Regimes gekommen ist. 

Ein letztes! Dieser Debatte, Herr Wehner, hören 
auch meine Landsleute in Schlesien zu. Ich bekenne 
mich zu meiner Heimat Schlesien. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich bekenne mich zur Geschichte Schlesiens! Ich bin 
im Schatten des heiligen Berges, des Annabergs in 
Groß-Strehlitz, aufgewachsen, und in meine Kind-
heitserinnerungen fallen, im Jahre 1921, die groß-
artige Abstimmung für Deutschland und der Terror 
der polnischen Aufständischen. Ich sage hier, von 
diesem Platz, meinen Landsleuten, die uns hören und 
die über unsere Verhältnisse besser Bescheid wis-
sen, als mancher hier glauben mag, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

ich sage den Landsleuten, die uns über den Rund-
funk hören: Die größte Partei der Bundesrepublik 
Deutschland, die hier mit fast der Hälfte der Abge-
ordneten des Deutschen Bundestages vertreten ist, 
wird ihre Fürsorge- und Obhutspflicht für die Lands-
leute in Schlesien, für unsere Deutschen in Schle-
sien, Ostpreußen, Pommern niemals preisgeben, 
weil wir den Menschenrechten mehr verpflichtet 
sind als der Macht und dem Opportunismus. 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der 
CDU/CSU. — Zurufe von der FDP. — Ge

-

genrufe von der CDU/CSU.) 

Präsident von Hassel: Das Wort hat der Herr 
Bundesminister des Auswärtigen. 

Scheel, Bundesminister des Auswärtigen: Herr 
Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren Kollegen! Ich möchte zunächst einmal den Herrn 
Bundeskanzler entschuldigen, der, wie Sie gesehen 
haben, vorhin aufbrechen mußte. Aber das hing 
damit zusammen, daß er eine unaufschiebbare Ver-
pflichtung eingegangen war. 

(Lebhafte Zurufe von der CDU/CSU: Wahl

-

kampf! Wahlkampf! Wahlkampf! — Abg. 
Haase [Kassel] : Wahlkampf in Ulm, Herr 

Scheel! Wir haben es gelesen!) 

Präsident von Hassel: Ich darf Sie für einen 
Augenblick unterbrechen, Herr Bundesaußenmini-
ster. 

Meine verehrten Kollegen, der Herr Bundes-
kanzler hat mir ausdrücklich den Grund gesagt. Er 
hat mir zur Kenntnis gegeben, daß nach der Ver-
längerung der Debatte die Möglichkeit, hier zu ver-
bleiben, nur bis etwa 13.30 Uhr gegeben war. Er 
hat es mir als dem amtierenden Präsidenten aus-
drücklich mitgeteilt. Ich bitte, das zur Kenntnis zu 
nehmen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Pfui-Rufe und weitere Zurufe von der 

Mitte.) 

Scheel, Bundesminister des  Auswärtigen: Herr 
Präsident, ich danke dafür, daß diese Mitteilung 
hier offiziell gemacht werden konnte. Ich glaube, es 
liegt gar keine Veranlassung vor, sich über diese 
Mitteilung zu erregen. Es ist eine nüchterne, ge-
schäftsordnungsmäßige Mitteilung. Ich glaubte nur, 
es den Kollegen schuldig zu sein, hierzu ein Wort 
zu sagen. 

Nun lassen Sie mich versuchen, Herr Präsident, 
ein Fazit dieser Debatte am Schluß der dreitägigen 
Diskussion zu ziehen. Ich meine, es war eine De-
batte — wenn wir von der hier und da eingetre-
tenen Erregung etwas absehen —, die von allen 
Seiten dieses Hauses mit Verantwortungsbewußt-
sein und auch mit dem Bemühen um Sachlichkeit 
und Fairneß geführt worden ist. Ausrutscher in 
einer solchen Debatte sollten wir weiß Gott nicht 
auf die Goldwaage legen; denn es geht ja hier — 
das fühlt doch jeder von uns — um Dinge, die uns 
nach allen schmerzlichen Erfahrungen und angesichts 
der großen Opfer unseres Volkes für eine verbre-
cherische Politik, die wir jetzt erst erkennen, tief 
berühren und aufwühlen, und zwar jeden von uns, 
meine Damen und Herren. 

Trotz der großen Differenzen zwischen Regierung 
und Opposition haben wir einige wesentliche Ge-
meinsamkeiten festhalten können. Dafür danke ich 
u. a. auch Herrn Kollegen Dr. Schröder, wenn er 
— ich formuliere es etwas frei — in seiner Rede 
gesagt hat, daß die Bundesregierung den Willen 
hat, wie er ihr zugesteht, eine konstruktive Politik 
zu treiben, daß sie bei der Aushandlung der Ver-
träge im Rahmen des Grundgesetzes gehandelt hat 
und daß sie die Kontinuität der Ziele und der 
Grundelemente der deutschen Außenpolitik gewahrt 
hat. Ich meine, mit dieser Aussage ist auch ein An-
knüpfungspunkt für weitere Gemeinsamkeiten ge-
geben, die wir im Interesse unseres Volkes, im 
Interesse des Friedens aufbauen sollten, die wir 
nicht ungenutzt liegen lassen sollten. Ich meine, daß 
die Diskussionen im Auswärtigen Ausschuß noch Ge-
legenheit bieten, hier anzusetzen, wenn wir den 
Willen dazu aufbringen können. 

Wir sind uns natürlich andererseits bewußt, daß 
sich die Konzeption der Bundesregierung und auch 
ihrer Verbündeten in entscheidenden Punkten von 
dem unterscheidet, was die Opposition hier als ein 
— ich darf wohl mit Ihrer Erlaubnis sagen — recht 
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schillerndes Bild ihrer Vorstellungswelt dargeboten 
hat. Ich will jetzt nicht auf Einzelheiten eingehen. 
Ich möchte nur noch einmal betonen, daß keine 
Frage der Opposition unbeantwortet bleiben soll. 
So, wie wir im Bundesrat alle Fragen, die dort ge-
stellt worden sind, mit großer Sorgfalt beantwortet 
haben, werden wir es auch im Bundestag tun, und 
zwar hier und natürlich in den Ausschüssen, in de-
nen wir uns in den nächsten Monaten über diese 
schwierigen Probleme beraten wollen. Wenn es der 
Auswärtige Ausschuß des Bundestages wünschen 
sollte — ich habe dem Herrn Vorsitzenden ent-
sprechende Anregungen gegeben —, so wird die 
Bundesregierung auch bereit sein, ebenso wie im 
Fall des Bundesrates an bestimmte Vertreter der 
Fraktionen zusätzliche vertrauliche Informationen 
im Auswärtigen Amt über die Niederschriften der 
Verhandlungen und der Vorgespräche, die zu die-
sen Verhandlungen geführt haben, zu geben. 

Meine Damen und Herren, was bleibt am Schluß 
der Debatte? Zunächst ist einmal festzustellen, daß 
die Bundesregierung dem Deutschen Bundestag mit 
den beiden Verträgen gleichzeitig ein geschlossenes 
Konzept, ein Gesamtkonzept ihrer West-Ost-Politik 
dargelegt hat. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Die beiden Verträge sind keine Überraschungspro-
dukte, sie sind aus einer langen Meinungsbildung 
in der Bundesrepublik und einer langen Meinungs-
bildung auch in der Allianz hervorgegangene erste 
Verhandlungsergebnisse, und zwar in einem an-
dauernden Ausgleichsprozeß zwischen West und 
Ost in Europa. Das Berlin-Abkommen hat hierbei 
eine zentrale Funktion, weil es das erste Nach-
kriegsabkommen der vier Großmächte über einen 
der kritischsten Konfrontationspunkte in Mittel-
europa darstellt. 

Die Opposition hat 'diesem Gesamtkonzept, so 
meine ich, auch in dieser Debatte nichts Überzeu-
gendes entgegenstellen können. In dieser Debatte 
hat sich nicht einmal den Eindruck einer gemeinsa-
men Überzeugung in den eigenen Reihen gemacht. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU.) 

Sie 'hat keine glaubwürdige Alternative zur Konzep-
tion der Bundesregierung vorgelegt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu

-

rufe von der CDU/CSU.) 

Ich werde gleich erklären, warum. Auf der einen 
Seite haben wir — wenn ich ein paar Namen nen-
nen darf — Herrn Strauß, auch den Kollegen Stück-
len und Herrn Windelen, die wohl niemanden 
unter uns und in der Welt davon überzeugen konn-
ten, daß sie überhaupt wirklich verhandeln wollen. 

(Abg. Windelen: Dabei habe ich das Ge

-

genteil gesagt, Herr Außenminister!) 

— Aber doch nicht mit den Grundlagen, die Sie hier 
vorgetragen haben. 

(Abg. Windelen: Haben Sie das nicht gele

-

sen?) 

Ihre Darlegungen waren doch eine Anhäufung von 
Scheinargumenten, die zu der Schlußfolgerung füh-
ren müssen, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ach, unsere 
Argumente sind Scheinargumente, was?) 

daß Verhandlungen — und  das bedeutet doch not-
wendigerweise Kompromisse — mit kommunisti-
schen Ländern — so  haben diese Herren doch ge-
sagt — in fatalistischer Weise den  Weg — ich wie-
derhole jetzt wörtlich, was hier gesagt worden ist 
— zum Unheil bedeuten. 

(Abg. Windelen: Wer hat  das gesagt?) 

— Ich habe nicht von Ihnen gesprochen. Aber hier 
ist es wörtlich gesagt worden als letzter Satz einer 
Darlegung. 

Für diese Vertreter der Opposition ist die Ver-
handlung mit kommunistischen Regierungen gleich-
bedeutend mit einem Verrat an den Völkern dieser 
Staaten: Vertrage mit ihnen müssen angesichts des 
Übergewichts der Sowjetunion und der weltrevolu-
tionären und expansiven Pläne der Kommunisten 
einer Einwilligung zum Selbstmord 'gleichkommen 
— nach der Meinung dieser Kollegen. 

(Abg. Windelen: Welcher Kollegen?) 

Herr Barzel hingegen 'hat uns gesagt, für den Fall 
des Scheiterns der Verträge hat er eine Lösung in 
Aussicht, nämlich Frieden und Zusammenarbeit. Und 
Herr Barzel will auch mit der DDR verhandeln, 'denn 
er 'leugnet nicht mehr, daß die DDR auf ihrem Ge-
biet Staatsgewalt ausübt. Er will die DDR sogar 
dazu bringen, mit ihm einen Stufenplan über Frei-
zügigkeit in Deutschland auszuhandeln. Da muß ich 
doch fragen: Woher nimmt man denn eigenlich den 
Optimismus, daß eine Opposition, wie sie sich durch 
die soeben 'genannten Beiträge und auch noch an-
dere — ich konnte nicht alle erwähnen —

(Abg. Windelen: Überhaupt keine halben 
Sie erwähntl) 

manifestiert hat, eine Aussicht auf Verhandlungen 
haben könnte, auf Verhandlungen mit der DDR? 
Sie berauben sich doch selbst dieser Möglichkeit, 
wenn Sie hier proklamieren — und Sie halben es 
proklamiert —, wenn man mit den Regimen ver-
handle, falle man dem Volk in den Rücken. Ja, mit 
wem wollen Sie denn verhandeln, meine Damen 
und Herren? 

Bei Herrn Schrader weiß man nicht genau, ob er 
verhandeln oder nur formale Rechtspositionen auf-
rechterhalten will. Er hat zwar die Politik der  Bun-
desregierung kritisiert, aber er hat auch keine Mög-
lichkeiten für Verhandlungen in seinem Beitrag auf-
gezeigt. Seine ganze Sorge gilt der Gefahr, daß men 
bei Verhandlungen — gleich welchen — Rechts-
positionen zur Disposition oder zur Diskussion stel-
len könnte, von denen doch manche, wie wir wis-
sen, schon lange auf Sand gebaut sind. 

Ich frage die Opposition, wie sie 'bei diesem etwas 
schillernden Bild ihrer eigenen Vorstellungen über-
haupt in der Lage sein kann, einmal — denn da 
muß es ja sein — harte Entscheidungen zu treffen. 
Denn wenn man Verhandlungen führen will, dann 
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bedarf es vorher natürlich harter Entscheidungen; 
denn Verhandlungen sind nur auf der Basis der 
Kompromißbereitschaft zu führen. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Dann muß ich vorher genau wissen, was ich will. 

(Bei'fa'll bei den Regierungsparteien.) 

Die einzige Geschlossenheit, meine verehrten Kol-
legen, von der die Opposition in dieser Debatte 
einen Eindruck vermittelt hat, ist die Geschlossen-
heit zum Nein zu diesen Verträgen, d. h. die Ge-
schlossenheit auf der Grundlage des kleinsten ge-
meinsamen Nenners. 

Ich darf mich nun mit drei Aspekten, vornehm-
lich der Ausführungen von Herrn Dr. Barzel und 
Herrn Dr. 'Schröder, etwas ausführlicher befassen. 
Es handelt sich erstens um die Einschätzung unserer 
Position im Bündnis, zweitens um die Einschätzung 
der Realitäten in der Deutschlandfrage und drittens 
um die Beurteilung unseres Verhältnisses zum 
Osten. 

Zunächst zur Einordnung unserer Politik in.  dieses 
Bündnis. Wir wissen, daß die letzten Deutschland- 
und Berlin-Verhandlungen der Vier Mächte 1959 
stattgefunden haben, und sie offenbarten einen 
unüberbrückbaren Gegensatz zwischen West und 
Ost in der .Deutschlandfrage. Die Dinge in Deutsch-
land haben sich danach noch verhärtet. Die Mauer 
wurde gebaut, die  Resignation nahm zu. 

Im August 1962 'hat dann die Bundesregierung 
unter starkem persönlichen Anteil des damaligen 
Bundesaußenministers Dr. Schröder den drei West-
mächten den Vorschlag gemacht, eine neue Deutsch-
landinitiative vorzubereiten und auch in Gespräche 
darüber mit der Sowjetunion einzutreten. Es setzte 
damals — die (Kollegen, die das miterlebt haben, 
werden sich erinnern — ein mühsames und wenig 
erfreuliches Tauziehen um diese Deutschlandinitia-
tive zwischen den westlichen Regierungen, insbeson-
dere aber auch zwischen den drei Westmächten und 
der Bundesregierung ein. Der deutsche Plan wurde 
immer wieder zu erneuter Prüfung hin- und herver-
wiesen, und er erhielt am Ende in der gemeinsamen 
Deutschland-Erklärung der drei Westmächte vorn 
12. Mai 1965 ein — nun lassen Sie mich das ruhig 
einmal etwas hart sagen — peinliches Begräbnis, 
noch nicht einmal erster Klasse. In dieser Deutsch-
land-Erklärung nämlich hieß es, die drei Westmächte 
hätten mit der Bundesregierung das deutsche Pro-
blem und die Aussichten für eine Wiederaufnahme 
von Erörterungen dieser Frage mit der sowjetischen 
Regierung erneut geprüft. Dann folgt der Satz, der 
wichtig ist: 

Die Möglichkeiten, 

— so sagen die drei Westmächte — 

in  dieser Frage an die sowjetische Regierung 
heranzutreten, werden unter Berücksichtigung 
der Aussichten, dabei zu nützlichen Ergebnis-
sen zu gelangen, weiterhin geprüft. 

Auf deutsch hieß das doch, meine verehrten Damen 
und Herren: Die Vorstellungen der Bundesregierung 
in ihrer .Deutschlandinitiative wurden von den drei 

Westmächten als unrealistisch angesehen. Die Bun

-

desregierung hat damals sehr viel Energie darauf 
verwandt, die Drei Mächte zu einer Unterstützung 
ihrer Politik zu bewegen, und es kam sogar zu 
Spannungen und auch offenen Friktionen. Ich will 
das hier nicht im einzelnen erwähnen. Damals ge-
lang es nicht, eine Ostpolitik in Gang zu setzen, die 
im Westen abgestützt war. Heute ist das gelungen, 
meine Damen und Herren. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Erlauben Sie mir die ganz zurückhaltende Frage: 
Wessen Weg war mit Illusionen gepflastert, der 
Weg,  'der  zu dieser Deutschland-Erklärung damals 
geführt hat, oder der Weg, der zur Berlin-Regelung 
und zu den ersten Vereinbarungen mit der DDR 
über Erleichterungen für die  Menschen geführt hat? 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Abg. Dr. Barzel: Waren Sie nicht in 
der Regierung Erhard, die Passierscheine 

hatte?) 
— Ja. 

(Abg. Dr. Barzel: Danke!) 

Dann will ich nur noch einen letzten Punkt aus 
der Rede des Kollegen Schröder hier nennen. Herr 
Kollege Schröder, das Wort von der unsoliden 
Außenpolitik; so meine ich, hätten Sie besser nicht 
gebraucht. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Rawe: Aber das war so richtig!) 

Ich hätte das, offen gestanden, aus Ihrem Mund am 
wenigsten erwartet. Wir haben ja zusammen in 
einem Kabinett gesessen, in dem Sie Außenminister 
waren; und vorgestern hat der Kollege Wehner ja 
auf die Bedeutung der Kabinettsdisziplin hingewie-
sen. 

(Abg. Dr. Marx [Kaiserslautern] : Wie ist 
das denn heutzutage, Herr Außenminister?) 

Ich werde mich auch deswegen bei meiner Erwide-
rung sehr kollegial verhalten. Darüber hinaus sollte 
ja auch eine Krähe der anderen nicht die Augen 
aushacken; das ist ein sehr bewährtes Sprichwort. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Aber wenn Sie schon von solider Außenpolitik 
sprechen, so darf ich doch nur einmal sehr behutsam 
an drei Komplexe erinnern. Da waren die bereits 
erwähnten Verhandlungen mit China im Jahre 1964; 
und wir kennen die Gründe, warum sie scheiterten. 
Da war unsere damalige Nahostpolitik, die zum 
Abbruch der Beziehungen zu den meisten arabischen 
Ländern geführt hat; jedermann weiß, wie diese Re-
gierung jetzt darum bemüht ist, diese Scharte wie-
der auszuwetzen. Und da war schließlich diese 
atombewaffnete Flotte, die Gespensterflotte, die 
man MLF nannte, an der der damalige Außenmini-
ster noch erbittert weiterbastelte, als die Amerika-
ner schon längst nichts mehr davon wissen wollten; 
von den anderen Verbündeten will ich in diesem 
Zusammenhang gar nicht reden. 

Ich weiß nicht, Herr Kollege, ob Sie von mir je-
mals pauschale Urteile, pauschale Beurteilungen wie 
„solide" oder „unsolide" gehört haben, und ich will 
solche Urteile auch jetzt nicht abgeben. 
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Meine Damen und Herren, die bisherige Debatte 

hat eine wichtige Gemeinsamkeit unterstrichen. Wir 
müssen mit unserer Politik fest im Bündnis veran-
kert bleiben, nicht nur, weil wir die Sicherheit des 
Bündnisses benötigen, sondern auch, weil wir das 
Gewicht des Bündnisses für die Verhandlungen mit 
dem Osten brauchen. Deutsche Alleingänge sind 
zum Scheitern verurteilt. Wer aber gemeinsame Po-
litik im Bündnis betreiben muß und betreiben will, 
der muß natürlich auch Rücksichten nehmen, der 
kann die Bündnispartner nicht außer acht lassen. 

Hier muß ich auf eine bedeutsame Fehlbeurteilung 
unserer Vertragspolitik durch die Opposition auf-
merksam machen. Die Kritik der CDU/CSU sieht die 
Dinge zu eng, sieht sie zu sehr allein aus unserer 
besonderen Lage. Die Verträge und die dazu gehö-
rende Berlin-Regelung sind abet die ersten Ergeb-
nisse eines umfassenden Verhandlungsprozesses, 
der zwischen West und Ost auf der Ebene der bei-
den Supermächte, in der neuen Dreierkonstellation 
USA—Sowjetunion—China, zwischen den vier 
Deutschland- und Berlin-Mächten, auf der zwischen-
europäischen und auch auf der zwischendeutschen 
Ebene im Gange ist. Weitere Ergebnisse dieses gro-
ßen, vielschichtigen Verhandlungsprozesses werden 
folgen. 

Die Verträge und die Berlin-Regelung sind von 
allen Teilnehmern — von allen Teilnehmern! — die-
ses Prozesses bereits als wichtige Zwischenergeb-
nisse und Orientierungspunkte akzeptiert. Jeder hat 

 sie in seine eigenen Kalkulationen mit eingestellt. 
Hier geht es insgesamt um die allmähliche Heraus-
bildung normalerer, natürlicherer Verhältnisse zwi-
schen Staaten und Völkern in Europa, 

Zunächst mußte es um die Ausräumung akuter 
Krisenherde — wie Berlin und die Frage der Gren-
zen in Europa — gehen. Es geht um  die  Ermög-
lichung eines längerfristigen evolutionären Prozes-
ses, der sich kontrolliert und auf der Basis verein-
barter Grundregeln vollzieht. Die Verträge sind des-
halb nicht der Schlußpunkt einer Entwicklung; sie 
sind der Ausgangspunkt einer Entwicklung. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Meine Damen und Herren, die Verhandlungen, die 
zu solchen Verträgen führen, und die Verhandlun-
gen, die wir noch führen müssen; müssen von der 
wirklichen Lage ausgehen — wovon denn sonst? 

Diese unsere Politik — und das kann nicht einmal 
die Opposition bestreiten — ist nicht nur in dem bis 
jetzt Erreichten, den beiden Verträgen und der Ber-
lin-Regelung, sondern auch in ihrer langfristigen 
Anlage im Bündnis des Westens verankert. Das 
konnte man eben leider von den Versuchen aus den 
Jahren 1962 bis 1965, als die Drei Mächte für Ver-
handlungen in der Deutschlandfrage bemüht worden 
sind, nicht sagen. Darin besteht der entscheidende 
Unterschied. Damals waren diese Verhandlungen 
auf der Basis der Vorstellungen der damaligen Re-
gierung nicht im westlichen Bündnis abzusichern. 

Meine Damen und Herren, der zweite Aspekt, wo 
ich wesentliche Differenzen zwischen Opposition und 
Bundesregierung sehe, sind die Realitäten in 
Deutschland. Die DDR ist nun einmal da, ob wir es 

mögen oder nicht mögen. Eine Politik, die sie igno-
riert oder ausklammert, ist eine Politik, die auf 
einem mit Illusionen gepflasterter Weg geht. 

Bis zur Großen Koalition, meine Damen und Her-
ren, wurde die DDR juristisch als ein „nullum" an-
gesehen. In der Großen Koalition mußte die CDU/ 
CSU allerdings zugeben, daß man keine Gespräche 
und keine Verhandlungen mit einem „nullum" füh-
ren kann. Das ist schlechthin undenkbar. Aus dem 
„nullum" wurde dann ein „Phänomen" 

(Zuruf von der FDP: Ein „Gebilde"!) 

oder auch ein „Gebilde". 

(Zuruf des Abg. Dr. Marx [Kaiserslautern].) 

Aber auch mit einem Partner, der nur als Phäno-
men akzeptiert wird, meine Damen und Herren, 
kann man keine Verträge schließen, denn wer 
schlösse schon Verträge, wenn sie nicht verbindlich 
sind. Die Deutschlandpoiltik der Großen Koalition 
mußte sich an dieser Zwielichtigkeit ihrer Haltung 
gegenüber der DDR festfahren; daran ging kein Weg 
vorbei. Die CDU/CSU hat damals durch ihre Haltung 
etwas verhindert, was in der Regierungserklärung 
und in der Regierungsabmachung 1966 offenbar ver-
einbarte Politik gewesen war. Sie hat es durch ihre 
Weigerung verhindert, die DDR in diesen Prozeß 
mit einzubeziehen, und zwar in der Form, in der 
man das nur konnte. 

Herr Schröder meinte vorgestern abend — Herr 
Barzel hat es heute wiederholt —, in der Regie-
rungserklärung vom 28. Oktober 1969 hätte die 1 

 Bundesregierung mit der Formulierung von den 
zwei Staaten in Deutschland die bis dahin gemein-
sam verfolgte Linie der Ost- und Deutschlandpolitik 
ohne Fühlungnahme und ohne Übereinstimmung 
mit der Opposition verlassen. Das stimmt, meine 
Damen und Herren! Aber das war ja nötig, daß wir 
das taten, denn sonst hätten wir gar nichts in der 
Osteuropapolitik machen können. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wir haben doch aber auch gleichzeitig die Grenzen 
klargemacht, deutlich gezogen, 

(Zuruf des Abg. Dr. Jahn [Braunschweig]) 

in denen wir die DDR als Verhandlungs- und Ver-
tragspartner akzeptieren können. Die Grenzen lie-
gen nämlich dort, wo unser Verhältnis zueinander 
zu einem Verhältnis ausländischer Staaten zuein-
ander würde. Die Politik, nach der man mit der DDR 
verhandeln wollte, ohne ihr einen Status einzuräu-
men, war von Illusionen gekennzeichnet. Unsere 
Politik ist realistisch und wahrt gerade wegen ihres 
Realismus den Auftrag, den uns das Grundgesetz 
gegeben hat. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Herr Schröder hat die Frage nach der internatio-
nalen Anerkennung der DDR aufgeworfen und sie 
mit unserer Politik verknüpft. Diese Frage, Herr 
Dr. Schröder, war in der Zeit, als wir die DDR als 
„nullum" bezeichneten, kritischer als heute. 1967, 
1968 und 1969 war die grobe Nichtanerkennungs-
politik oder gar die Politik des Alleinvertretungs- 
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anspruches in weiten Kreisen der Staatenwelt ein-
schließlich des Bündnisses am Ende ihrer Glaub-
würdigkeit angelangt. Es war die Politik dieser Re-
gierung, die die Staatengemeinschaft veranlaßte, 
weiterhin Zurückhaltung zu üben und uns die 
Chance einzuräumen, die Probleme in Deutschland 
unter den Beteiligten, d. h. den beiden deutschen 
Seiten und den Vier Mächten, unmittelbar zu regeln. 

Erst nach einer Regelung des Modus vivendi wird 
für unsere Freunde draußen in der Welt der Weg 
frei sein, ihre eigenen Beziehungen zur DDR zu 
regeln. Das haben wir schon in unserer Regierungs-
erklarung gesagt. Wir haben dann eine Ordnung 
der Dinge, die durch Verhandlungen erzielt wurde. 
Ohne diese Politik hätte der Gang der internatio-
nalen Etablierung der DDR für die Bundesrepublik 
eine Kette diplomatischer Niederlagen gebracht. 
Meine Damen und Herren, anders wäre es nicht 
verlaufen. 
Das Machtgefälle zwischen uns und der Sowjet-

union, von dem hier immer wieder geredet wurde, 
wird durch eine starre Haltung der Abwehr, durch 
einen Antikommunismus steriler Art nicht abge-
schwächt. Es wird durch die Stärkung des Bünd-
nisses und durch die Sicherung eines machtpoli-
tischen Gleichgewichts aufgehoben. Es wird durch 
die Schaffung eines politischen Klimas entschärft, 
in dem der Osten ein aufrichtiges Interesse an der 
Zusammenarbeit mit Westeuropa 

(Abg. Dr. Becher [Pullach] : An der Welt

-

revolution!) 

gewinnt. Die Opposition verkennt nicht die Reali-
täten unserer Ausgangslage, sie verkennt, daß eine 
neue rind bessere Ordnung in Europa nicht mit blo-
ßen Forderungen erreicht werden kann. Meine ver-
ehrten Damen und Herren, Ihr Verhandlungspro-
gramm schreckt schon vor der ersten Schwelle zu-
rück, nämlich vor der Wirklichkeit, daß ein zweiter 
Staat in Deutschland besteht und daß man mit die-
sem Staat reden muß, wenn man Zugang zu seinen 
Menschen haben will. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Meine Damen und Herren, man kann nicht die Kon-
frontationspolitik der 50er Jahre fortsetzen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Um auf dem Weg der Verhandlungen voranzukom-
men, muß ein Mindestmaß an Vertrauen aufgebaut 
werden; es muß eine Grundlage an gegenseitiger 
Achtung geben, und zwar trotz aller Vorbehalte 
moralischer und ideologischer Art. 

Sehen Sie doch auf das Beispiel, das unser großer 
Verbündeter in diesen Tagen setzt. Präsident Nixon 
stößt mit vollem persönlichen Einsatz aus jahr-
zehntelang gehaltenen Positionen vor 

(Abg. Dr. Jahn [Braunschweig] : Und gibt 
sie auf!) 

und macht den Übergang von der Konfrontation zur 
Tat. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU. — Abg. 
Dr. Marx [Kaiserslautern] : In diesem 

Hause: zur Konfrontation!) 

Herr Kollege Strauß, Sie haben uns vorgeworfen, 
wir würden unseren Frieden mit den kommunisti-
schen Gewaltherren anstatt mit dem Volk machen. 
Natürlich verhandelt der amerikanische Präsident 
in Peking nicht mit dem Volk, sondern mit den 
dort nun einmal herrschenden Führern dieses Vol-
kes. Herr Dr. Barzel, Sie haben sich in Moskau, wie 
Sie uns hier gesagt haben, doch auch darüber ge-
einigt, daß Frieden und Zusammenarbeit zwischen 
uns und dem Osten wünschenswert seien. Das ha-
ben Sie in Moskau doch natürlich mit den sowjeti-
schen Führern abgesprochen. Mit wem hätten Sie 
es denn sonst tun sollen? 

Der Herr Kollege Strauß wirft uns vor, die Gewalt-
verzichtsverträge seien von gestern und vorgestern; 
wir befänden uns aber jetzt in der Welt in einer 
neuen Konstellation. Hoffentlich meint er damit nicht 
eine neue Konfrontation mit einer Rückkehr zu 
Druck und Gegendruck. 

Meine Damen und Herren, ich fasse zusammen. 
Erstens. Zwischen Opposition und Regierung be-
stehen Gemeinsamkeiten hinsichtlich der Zielsetzung 
der Ostpolitik. Auch die Opposition wünscht Ent-
spannung, Frieden und Zusammenarbeit mit den 
osteuropäischen Staaten. Lediglich einzelne ihrer 
Vertreter sehen in einer solchen Zusammenarbeit 
eine Stärkung der dortigen Regierungen zu Lasten 
ihrer Völker. 

(Abg. Dr. Jahn [Braunschweig] : Das ist bös

-

artig! — Abg. Dr. Barzel: Stimmt nicht! — 
Abg. Rawe: Gar nicht wahr! Hat niemand 

gesagt!) 

Zweitens. In den Methoden, um zu diesem Ziel zu 
gelangen, besteht zwischen Opposition und Regie-
rung eine grundlegende Meinungsverschiedenheit. 
Die Opposition will die Verträge liegenlassen 

(Zuruf des Abg. Dr. Barzel) 

oder überhaupt den Sinn solcher Verträge leugnen. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Wir haben ge-
sagt: „Nicht so". — Sie haben nicht zuge

-

hört!) 

Drittens. Die Motive der Opposition für das War-
ten, für das Liegenlassen, sind verschieden. Einige 
wollen auf die innerdeutsche Vereinbarung warten, 
andere auf eine Änderung der westlichen Politik, 
andere wieder auf eine veränderte Weltlage im Ge-
folge dies chinesisch-sowjetrussischen Konflikts. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU.) 

Das ist nicht die Auffassung der Bundesregierung. 
Sie ist der Meinung, daß die gegenwärtige inter-
nationale Konstellation die Verträge jetzt erforder-
lich macht. Die Erfahrungen der deutschen Nach-
kriegsentwicklung 'stützen sie in dieser Auffassung. 

Viertens. Manche Äußerungen in der Debatte, 
manche Zwischenrufe in der Debatte, 

(Aha-Rufe bei der CDU/CSU) 

die interessanter waren als manche Äußerungen, die 
man als Freudsche Fehlleistungen bezeichnen 
könnte, bestätigen die Bundesregierung in der Über-
zeugung, daß es nicht zu früh, sondern allerhöchste 
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Zeit ist, einen Teil unseres Volkes mit den realpoliti-
schen Verhältnissen unserer Welt vertraut zu ma-
chen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Fünftens. Die Debatte hat auch gezeigt, wie schwer 
es für manche Vertreter der Opposition ist, Anschluß 
zu finden an den Gang und die Veränderungen un-
serer Welt. 

(Lachen und Zurufe von der CDU/CSU. — 
Abg. Dr. Jahn [Braunschweig] : Wie über

-

heblich, Herr Scheel!) 

Vieles, was wir hier gehört haben, und alle Zwi-
schenrufe, die ich in den letzten zehn Minuten ge-
hört habe, bestätigen das voll. Vieles hat uns zu-
rückversetzt in die frühen 50er Jahre. Nur aus der 
Sicht der damaligen Zeit werden solche Ausführun-
gen verständlich. Faustregeln des kalten Krieges tun 
es einfach heute nicht mehr; 

(lebhafter Beifall bei den Regierungspar

-

teien — Zurufe von der CDU/CSU) 

ich habe es zu Beginn gesagt. — Sie mögen da so 
viel schreien, wie Sie wollen, meine Damen und Her-
ren! Diese Faustregeln tun es nicht mehr in einer 
Welt, in der es zwei große Mächte ganz allein in 
der Hand haben, ob sie mit ihren Mitteln — jeder 
für sich — diese Welt zerstören wollen oder nicht. 

(Lebhafte Zurufe von der CDU/CSU.) 

Ich wiederhole noch einmal: Eine dieser Mächte ist 
ein kommunistisches Land; Sie werden daran nicht 
vorbeikommen, daß sich diese beiden Großen mit-
einander einigen müssen, um den Weltfrieden ge-
meinsam zu erhalten. Das ist die Grundlage unserer 
Politik, meine Damen und Herren! 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wer daran vorbeigeht, ist nicht nur ein Illusionist, 
sondern er nimmt nicht die Verantwortung wahr, 
die er unserem Volke gegenüber wahrnehmen 
müßte. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Wi

-

derspruch bei der CDU/CSU — Zuruf von 
der CDU/CSU: Unglaublich!) 

Die Staatsmänner der westlichen Welt, bei den Ver-
nigten Staaten angefangen, und die Westeuropas 
haben das erkannt, nur in diesem Hause noch nicht 
alle Mitglieder. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Pfui

-

Rufe und weitere Zurufe von der CDU/CSU.) 

Sechstens. Wir müssen uns gegen das Überhand-
nehmen eines gewissen provinziellen Denkens in 
unserem Lande wehren. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie wollten hier 
doch sachlich reden!) 

Da ist uns mit Monumentalgemälden der internatio-
nalen Lage, wie sie Kollege Strauß uns hier vorge-
führt hat, nicht geholfen. 

(Abg. Rawe: Nein, wir brauchen eine neue 
Regierung! Da haben Sie völlig recht!) 

Wir müssen die Daten der weltpolitischen Lage ob

-

jektiv und präzise analysieren, ja, aber wir müssen 

sie in unserer Politik berücksichtigen, meine Damen 
und Herren! 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu

-

ruf von der CDU/CSU: Das tun Sie allein?!) 

Siebtens. Die Opposition wird es in der nächsten 
Zeit nicht leicht haben, 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

sie wird erst einmal ihre internen Widersprüche 
auflösen müssen, wenn sie nach innen und nach 
außen ihren Wert als Gesprächspartner behalten 
will. 

(Abg. Dr. Marx [Kaiserslautern] : Klären Sie 
erst einmal die Widersprüche auf zwischen 
dem, was Sie vor und nach der Wahl gesagt 

haben!) 

— Nun, ich bin nicht so pessimistisch, was die Oppo-
sition angeht, weil die sich doch in gewisser Weise 
auf die Elastizität ihres Parteivorsitzenden verlas-
sen kann. Es wird, so meine ich, Ihnen manchmal 
Schwierigkeiten machen, seine Züge alle nachzuvoll-
ziehen. 

(Abg. Rawe: Aber er hält das, was er ver

-

spricht, anders als Sie vor und nach der 
Wahl!) 

— Ja, das kann er leicht halten. Wir werden es 
gleich sehen. Er wird jedoch von seinem Vielleicht 
vor der Berlin-Regelung über sein Nein nach der 
Berlin-Regelung und dem „So nicht" vor dieser 
Debatte über ein mögliches „Hier auch" nach der 
Ratifizierung weiter bis hin zu einem Ja gehen 
können. 

(Abg. Dr. Barzel: Nein!) 

Wir unsererseits werden hingegen hier und jetzt in 
Verantwortung ja sagen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Rawe: Sie ärgern sich doch nur, weil wir 

hier so geschlossen stehen!) 

Es ist nicht unser Problem, selbstverständlich. Aber 
die Opposition wird sich die Frage stellen müssen, 
wie sie diese Schwierigkeiten überwindet. 

Demgegenüber hat die Konzeption der Bundes-
regierung sich auch in dieser Debatte behaupten 
können, ja sie ist gefestigt aus der Debatte heraus-
gegangen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — La

-

chen und Zurufe von der CDU/CSU. — Abg. 
Rawe: Gucken Sie mal Ihre paar Männekes 
an! — Abg. Windelen: Fröhlicher Mensch, 

nicht!?) 

Diese Konzeption beruht auf folgendem. 

Erstens. Die Verwirklichung des Gewaltverzichts 
auf der Grundlage des territorialen Status quo ent-
spricht dem Wunsch unseres Volkes, das nicht nur 
den Frieden, sondern auch Klarheit über die Aus-
gangsgrundlage seiner Politik wünscht. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu

-

rufe von der CDU/CSU.) 

Zweitens. Die Unverletzlichkeit der Grenzen ge-
winnt im Zeitalter der nuklearen Konfrontation 
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grundlegende Bedeutung für die Erhaltung des Frie-
dens. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Drittens. Praktische Zusammenarbeit zwischen 
Staaten unterschiedlicher Gesellschaftsordnung er-
öffnet für die Beziehungen der Staaten und Völker 
eine neue Dimension. Sie schafft Vertrauen, wo vor-
her Mißtrauen herrschte. 

(Abg. Dr. Stark [Nürtingen] : Haste gedacht!) 

Sie schafft gegenseitiges Interesse, wo vorher nur 
Rivalität herrschte. Sie hebt den Lebensstandard der 
Völker und hilft damit den Menschen. 

Viertens. Das Problem der Teilung Deutschlands 
ist eingebettet in diese Zusammenhänge. Es ist der 
Kern unserer Ost-West-Politik in Europa. Ziel bleibt 
das Recht auf Selbstbestimmung aller Deutschen. 
Der praktische Weg dahin ist Entkrampfung, mensch-
liche Erleichterung und Zusammenarbeit, ausgehend 
vom Status quo. 

(Abg. Dr. Stark [Nürtingen] : Siehe Honecker!) 

Wenn die Teilung Europas gemildert wird, dann 
kann die Teilung Deutschlands nicht vertieft werden. 

(Abg. Dr. Stark [Nürtingen] : Schöne Illusion!) 

Fünftens. Die Bundesrepublik Deutschland be-
zieht die Stärke für eine solche Politik aus ihrer 
freiheitlichen demokratischen Ordnung. Diese wird 
sie mit den ihr zur Verfügung stehenden Mitteln 
nicht nur verteidigen — hier stimme ich ganz dem 
Kollegen Katzer zu —, sondern in  der friedlichen 
Konkurrenz mit anderen zu höchsten Leistungen 
entwickeln. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Sechstens. Die zügige Entwicklung der Euro-
päischen Gemeinschaften und ihre Erweiterung sind 
eine Voraussetzung für den Erfolg dieser Politik. 
Die Bundesregierung wird wie bisher die Politik der 
europäischen Einigung aktiv vorwärtstreiben. 

Siebtens. Die Ost-West-Politik der Bundesregie-
rung bleibt eingebettet in die Verteidigungskraft der 
Atlantischen Allianz und die gemeinsame Politik der 
Allianzpartner. 

Meine Damen und Herren, die Bundesregierung 
geht mit dieser politischen Konzeption vertrauens-
voll in die weiteren Beratungen in den Ausschüssen 
hinein. Sie ist überzeugt, daß diese Politik schließ-
lich nicht nur im Volke, sondern auch im Parlament 
die notwendige Mehrheit findet. Dem Frieden der 
Welt zu dienen — auch dies ist eine Verpflichtung 
der Präambel des Grundgesetzes —, ist das Gebot 
der Stunde. Man erfüllt dieses Gebot, in dem man 
etwas dafür tut, und mit der Annahme der vorlie-
genden Verträge ist uns Gelegenheit gegeben, dafür 
etwas zu tun. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu

-

rufe von der CDU/CSU.) 

Präsident von Hassel: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Gerhard Schröder. 

Dr.  Schröder (Düsseldorf) (CDU/CSU) : 
(mit Beifall der CDU/CSU begrüßt) 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Erlauben 
Sie mir zunächst eine Bemerkung, die unsere Rechts-
situation angeht. Nach dem Grundgesetz hat die 
Bundesregierung das Recht, hier in diesem Hohen 
Hause, einmal sooft sie will, aber auch zu der Zeit, 
zu der sie es möchte, das Wort zu ergreifen. Ich habe 
das als Minister immer als eines der allerstärksten 
Rechte der Bundesregierung angesehen. Sie hat da-
von in dieser Debatte mit verschiedenen Ministern 
reichlich Gebrauch gemacht. Es tut mir leid, daß wir 
jetzt ein bißchen in zeitliche Bedrängnis geraten. 

Es ist sehr schwer — das habe ich aus dem ge-
merkt, was Herr Kollege Scheel vorgetragen hat —, 
selbst in einer zweieinhalbtägigen Debatte wörtlich 
ganz genau klarzumachen, was wir nun eigentlich 
wollen, wo sich unsere Auffassungen unterscheiden, 
und das vor einer großen Öffentlichkeit genügend 
plastisch zu machen. Ich habe dabei einen Trost. Dies 
ist ein Gefecht oder eine Schlacht, aber dies ist noch 
nicht der Feldzug. Der Feldzug dauert länger, und 
wir werden uns ja hier in einiger Zeit wiedersehen 
und dann versuchen, all das noch klarzumachen, was 
jetzt, jedenfalls in der Darstellung vom Herrn Kol-
legen Scheel, unklar geblieben ist. 

Ich möchte auf eines zurückkommen, was ich neu-
lich gesagt habe. Ich habe gesagt: Diese Situation, in 
der sich unser Land befindet, verlangt von uns eine 
sachliche Härte, nicht eine persönliche Härte. Herr 
Kollege Scheel,  es  täte mir sehr leid, wenn trotz 
allem der Eindruck persönlicher Härte aufgekommen 
sein sollte. Ich werde nicht vergessen, daß wir fünf 
Jahre zusammen in demselben Kabinett gesessen 
haben und daß Sie der Vertreter des Außenministers 
waren. Jeden persönlichen Respekt und jede persön-
liche Hochachtung möchte ich hier sehr gern be-
kunden. 

Sie haben etwas gesagt, was ich nun nicht ganz so 
schön finde. Das war die Sache mit der Krähe. Da 
gibt es wohl ein Sprichwort. Ich hoffe, Sie werden 
sich nicht mit der Krähe vergleichen wollen; ich 
habe wirklich nicht die Absicht, das zu tun. Ich 
werde keinen Augenblick vergessen, daß daß Porzel-
lan, das wir hier in der Hand haben, Qualität besitzt 
und eine, sehr vorsichtig zu behandelnde Ware ist. 
Es ist das Porzellan von uns allen, das Porzellan des 
ganzen deutschen Volkes. 

Sie irren sich aber, wenn Sie glauben, daß wir im 
Augenblick hier wären, um nun eine komplette 
Alternative, wie es so schön heißt, vorzutragen. Es 
handelt sich darum, daß Sie die Verträge abgeschlos-
sen haben, 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

und diese Verträge untersuchen wir in der härte-
sten, klarsten und kritischsten Weise. Das ist der 
Punkt. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wenn Sie wollen, daß ich meine Befürchtungen, 
die die Befürchtungen von sehr, sehr vielen hier im 
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Hause, auch - das wage ich zu sagen — von vielen 
innerhalb der Regierungskoalition sind, 

(Abg. Dr. Marx [Kaiserslautern] : Sehr wahr!) . 

kurz resümiere, so würde ich sagen — wohlge-
merkt: ich spreche von unseren Befürchtungen —: 
Wir haben die Befürchtung, daß die beiden Vertrags-
werke, die uns vorgelegt worden sind, die Teilung 
unseres Landes vertiefen und unsere Sicherheit ver-
ringern könnten. Darum geht es. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Darüber haben wir nicht nur in diesen drei Tagen 
gesprochen, sondern darüber werden wir mit großer 
Intensität weiter sprechen. 

Sie haben drei Themen genannt, zu denen Sie der 
Meinung waren, daß die vergangene Außenpolitik 
Mängel gehabt haben könnte. Natürlich hat die 
Politik von uns allen etliche Mängel. Diese drei 
Themen — ich wiederhole sie eigentlich nur, damit 
es nicht vergessen wird; ich werde in diesem Hause 
ganz bestimmt darauf zurückkommen — sind China 
— darauf komme ich mit allergrößtem Vergnügen 
zurück, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

auch auf das, was wir in dieser Sache getan ha-
ben —, der Nahe Osten — auch darüber werden wir 
in aller Offenheit sprechen —, und das dritte Thema 
ist von Ihnen mit einem Wort bezeichnet worden, 
das eine jener scheußlichen Abkürzungen und eines 
jener Schlüsselwörter ist, also MLF; sagen wir 
lieber Nuklearpolitik. Alle Standpunkte, die ich zu 
diesen drei Themen eingenommen habe, halte ich 
unverändert für richtig. Wenn es interessant und 
wichtig genug sein sollte, will ich meine Meinung 
dazu gern später vortragen. 

Nun haben Sie, Herr Kollege Scheel, die Meinung 
vertreten, daß wir uns in dem großen Kreis der 
Opposition nicht in allen Punkten einig oder daß 
wir gelegentlich sogar dissonant wären. Sie täu-
schen sich — bitte, tun Sie das nicht! — im Kern 
der Sache. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU.) 

Es gibt drei Dinge, ganz gleich, welche Worte wir 
dabei verwenden, in denen wir unter allen Umstän-
den einig sind, und diese heißen: Frieden, Zusam-
menarbeit, wenn nur irgendwie möglich, und Ge-
waltverzicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich bin ausdrücklich autorisiert worden, das noch 
einmal nachdrücklich für alle Teile der Fraktion zu 
sagen. Das möchte ich hiermit getan haben. 

Ich sagte schon, es geht nicht darum, daß hier 
und heute über eine Konzeption von uns gesprochen 
werden soll, sondern es wird über Ihre Konzeption 
und Ihre Vorlagen gesprochen. Ich möchte eines 
sagen: Wir sind nicht an einer Stelle, wo wir igrend-
ein Anzeichen dafür erkennen könnten, daß die 
Sowjetunion - um vor allen Dingen von ihr zu 
sprechen — tatsächlich bereit ware, einen konstruk-
tiven Kompromiß einzugehen. Dieser Augenblick 
ist offensichtlich noch nicht gekommen. Nach meiner 
Überzeugung wird dieser Augenblick kommen. Wir 

werden jedenfalls alles tun, um die Entwicklung 
dafür offenzuhalten. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, ich habe mich dafür 
ausgesprochen — das tue ich auch im Blick auf den 
Auswärtigen Ausschuß —, daß wir uns in dieser 
Sache so offen wie möglich, aber auch so fair wie 
möglich äußern sollten. Wie schwer das ist, habe ich 
leider in dieser Debatte als Zuhörer — ich kann dar-
über jetzt nicht ausführlich sprechen — erfahren 
müssen. Ich bin, u. a. von einem sehr prominenten 
Sprecher, kritisiert worden, ich hätte nicht über 
Berlin gesprochen. Der Kollege Mattick hat das 
kritisiert, der Kollege Heyen hat darüber gespro-
chen, und einer der Sprecher von der Ministerbank 
desgleichen. Meine Damen und Herren, im ersten 
Satz meiner Rede habe ich mich bereits mit diesem 
Stichwort beschäftigt. Der Kollege Borm hatte vor 
mir gesprochen. Herr Kollege Borm, ich hätte von 
der Ministerbank aus gesehen vielleicht einen an-
deren Augenblick für meine Rede gewählt. Jeden-
falls habe ich nach dem vorgesehenen geschäfts-
ordnungsmäßigen Ablauf gleich nach Ihnen gespro-
chen. Ich habe erklärt: Das, was wir dazu zu sagen 
haben, wird ein bißchen später — morgen, habe ich 
gesagt — einer von unseren Berliner Kollegen — ich 
habe an die Kollegen Gradl und Amrehn gedacht — 
ausführen. Kollege Amnrehn hat gestern unseren 
gemeinsamen Standpunkt ausführlich dargelegt. 
Mich dann anzugreifen, weil ich nicht über Berlin 
gesprochen hätte, verstehe ich, ehrlich gesagt, nicht. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Das ist Me

-

thode! — Weitere Zurufe von der CDU/ 
CSU und Gegenrufe von der SPD.) 

— Herr Kollege Jahn, ich nehme an, es ist verse-
hentlich geschehen. Aber es wäre gut, wenn sich 
diese Art von Versehen nicht wiederholen würde. 

Was nun Berlin angeht, mochte ich doch jetzt 
noch zwei, drei Worte mehr sagen. Meine Damen 
und Herren, für mich ist völlig selbstverständlich 
-- wollen wir doch darüber nicht lange streiten —, 
daß Berlin im Mittelpunkt der Deutschlandpolitik 
steht, gestanden hat, stehen wird, stehen muß 
und daß wir von diesem Mittelpunkt her das Thema 
weiter behandeln werden. Aber daß Berlin auch nur 
ein Ausschnitt —, ein sehr wesentlicher und wichti-
ger Ausschnitt — aus der Gesamtthematik ist, liegt 
doch wohl auf der Hand. Wie wichtig wir ihn neh-
men, können Sie aus etwas ersehen, was für die 
Opposition durchaus schwierig und vielleicht gar 
nicht unbedingt richtig war, wenn sie auf das große 
Verständnis abhebt, das sie in der Öffentlichkeit 
braucht. Die Opposition hat gesagt, sehr wohl über-
legt, sehr vorsichtig, daß sie ihr letztes Wort zu 
den Verträgen nicht eher sagen werde, als eine Ber-
lin-Regelung — damals verhandelten die Vier 
Mächte bereits — vorliege. Das hat uns in mancher-
lei Schwierigkeiten und Mißverständnisse gebracht. 
Aber es war eine sehr, sehr patriotische Handlung, 
meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Auf diese Weise hat die Opposition bewiesen, daß 
sie bemüht war, alles zu tun, um die Viermächte- 
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verhandlungen über Berlin nicht etwa zu stören, 
sondern die Bundesregierung bei ihren Konsultatio-
nen mindestens mit den drei Westmächten nach-
drücklich zu unterstützen und ihr einen höchstmög-
lichen Einfluß zugunsten einer möglichst akzeptab-
len Berlin-Regelung zu geben. Wie die Berlin-Re-
gelung ist und daß sie noch nicht in Kraft gesetzt 
ist, wissen wir alle. Was wir dazu kritisch zu sagen 
haben, hat der Herr Kollege Amrehn vorgetragen. 
Ich will das jetzt nicht weiter vertiefen. Aber wir 
werden die Unterhaltung darüber hier im Hohen 
Hause fortsetzen. 

Ich habe vorgestern an die Regierung ein paar 
Fragen gerichtet, die leider jetzt durch den Kollegen 
Scheel nicht beantwortet worden sind. 

(Abg. Dr Marx [Kaiserslautern] : Wie vie

-

les andere! — Weitere Zurufe von der 
CDU/CSU: War nicht anders zu erwarten!) 

— Nicht alles wird sofort beantwortet. Wir werden 
auf die wichtigsten Fragen zurückkommen. Aber was 
ich angeführt habe, belegt die  Sorge,  die wir hin-
sichtlich des möglichen Tieferwerdens der Teilung 
unseres Landes haben. Es war dies : Nicht die Frage 
der Anerkennung der DDR durch die Zentralafrika-
nische Republik ist der entscheidende Punkt, son-
dern die Frage, was sich durch die jetzige Politik 
der Bundesregierung bis hin zu den Vereinten Na-
tionen etwa an der Teilung unseres Landes vertie-
fen, ändern mag. Meine Damen und Herren, das ist 
eine Frage, die nicht leichtzunehmen ist. Ich habe 
dem Sinne nach gesagt — das waren meine ersten 
Sätze —: Wenn eines Tages tatsächlich ein franzö-
sischer Botschafter in Ost-Berlin sitzt, vielleicht et-
was später ein britischer Botschafter und vielleicht 
noch etwas später ein Botschafter der Vereinigten 
Staaten von Amerika, wenn das eintreten sollte, 
meine Damen und Herren, dann ist das nicht etwa 
der unabwendbare Gang der Geschichte, dem wir 
uns hier anzupassen hätten, sondern dann ist es 
eine klare Folge der Politik der heutigen Bundes-
regierung. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Die Zeit ist zu kurz, um gründlich genug auf alles 
einzugehen, was hier vorgetragen worden ist. Ich 
möchte nur noch ganz wenige Anmerkungen ma-
chen. Zu dem Kollegen Schmidt, der leider im 
Augenblick nicht da ist, möchte ich sagen, daß ich 
ihn um .den Optimismus beneide, den er hier aus-
gedruckt hat. Ich sage das bei aller Respektierung 
von gutem Willen usw. usw. Trotzdem beneide ich 
ihn um den Optimismus. Ich vermag diesen Opti-
mismus nicht zu teilen. 

(Beifall 'bei der CDU/CSU.) 

Das Problem, um das es geht, ist die Frage: Wie 
können wir ein mühseliges, prekäres Gleichgewicht 
erhalten, ohne Substanz zu opfern? Das ist doch 
die Frage, um die es geht und über die eingehen-
der wird gesprochen werden müssen. 

Ich unterstreiche, was Kollege Zimmermann heute 
morgen gesagt hat. Er hat in, wie ich glaube, sehr 
eindrucksvoller Weise einen Teil der notwendigen 

Zahlen beigebracht, die wir eigentlich gestern hät-
ten hören sollen 

(Sehr gut! bei 'der CDU/CSU) 

und die man lesen muß, nachlesen muß, meine 
Damen und Herren, um wirklich zu sehen, wie es 
denn mit diesem prekären Gleichgewicht und der 
Möglichkeit seiner Erhaltung steht. 

Wenn wir — die Bundesregierung ist optimisti-
scher; einer der Kollegen hat 'das vorhin noch ein-
mal gesagt — vor 'der Frage der Zukunft stehen, 
so stehen sich natürlich vielleicht ein Zuviel an 
Hoffnungen und Erwartungen und Befürchtungen 
gegenüber. Es liegt an uns, das wirklich genau zu 
analysieren. Tadeln Sie uns bitte unter gar keinen 
Umständen, daß unsere Befürchtungen vielleicht zu 
groß seien. Meine Damen unid Herren, ich bin mir 
darüber klar, daß der Gegenstand, über den wir 
hier sprechen — der Gegenstand, nicht die Ver-
trage —, wirklich ein Anliegen von 'uns allen ist. 
Wir können dieses Anliegen nur dann wirklich ver-
treten, wenn wir in dieser Sache vernünftig und 
richtig zusammenhalten. 

Für mich bedeuten die Befürchtungen, die wir 
haben, nicht, 'daß wir sozusagen davorsäßen und 
sitzenbleiben mußten wie ein gelähmtes Kaninchen 
vor der Schlange. Die Befürchtungen sind für uns 
vielmehr Aufrufe, Aufrufe zum Handeln, Aufrufe 
zum Handeln auch an die Bundesregierung. 

Die Diskussion geht weiter. Zunachst wird sie in 
den Ausschüssen weitergeführt. Dann werden wir 
uns hier wiedersehen. Hoffentlich wird es möglich 
sein, daß dann die vorzüglichen Beiträge vieler Kol-
legen, die für diese Debatte präpariert waren, wirk-
lich voll zur Entfaltung kommen. Wir können dem 
deutschen Volk nicht ersparen, daß diese Ausein-
andersetzung, wenn sie hier glücklicherweise auch 
nur eine mit Worten und Gedanken ist, schwierig 
und langwierig ist. Aber wir werden und müssen 
das Äußerste tun,  um die Dinge und die Auffassun-
gen, die sich gegenüberstehen, so klar wie nur 
irgend möglich zu machen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich glaube, ich würde eine Pflicht als Vorsitzender 
des Auswärtigen Ausschusses verletzen, wenn ich 
nicht auf einen Gedanken einginge, den Herr Kol-
lege Scheel ausgesprochen hat. Er hat unter Be-
zugnahme auf einen Brief, den ich inzwischen noch 
einmal angesehen habe, gesagt, er wurde bereit 
sein, uns in das, was „Verhandlungsprotokolle" 
oder „Aufzeichnungen" oder wie immer es heißt — 
er hat auch ausdrücklich die Phase, sagen wir ein-
mal: die Vor-Unterschrifts-Phase oder Vor-Verhand-
lungs-Phase genannt —, Einsicht zu geben. 

(Abg. Dr. Jahn [Braunschweig] : Aber ganz!) 

— Ja, Herr Kollege, das kommt, das kommt! Wir 
werden erst einmal abwarten, 'das werden Sie ver-
stehen —, was der Bericht des Bundesrats, .der im 
Moment mit dieser Sache 'befaßt ist, darüber ergibt. 
Dann werden wir sehen, welche möglicherweise 
weitergehenden Beschlusse wir zu fassen haben. Ich 
rechne auf Ihr Verständnis dafur — Sie haben sich 
auf diesen Weg eingelassen —, daß, nachdem diese 
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Sache — also ob Aufzeichnung, Protokoll usw. — 
so kontrovers geworden ist, wir wirklich nicht abge-
speist werden möchten mit einer Vorlesung über 
bestimmte Fragen, sondern daß wir tatsächlich die 

 Chance einer Einsichtnahmehaben möchten. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, ich denke, daß alle, 
die in dieser Debatte gesprochen haben, von sich 
jedenfalls die Überzeugung haben, daß sie keinem 
anderen Ziele dienen als idem Frieden für unser 
Land. Wenn ich sage  „für unser Land", meine ich 
„für unser ganzes Land". 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident von Hassel: Das Wort hat der Herr 
Bundesminister des Auswärtigen. 

Scheel, Bundesminister des Auswärtigen: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Herr Kollege 
Schröder, zunächst einmal darf ich Ihnen als dem 
Vorsitzenden des Auswärtigen Ausschusses des 
Bundestages sagen, daß sich die Bundesregierung 
zweifellos in dem Umfang, wie es überhaupt nur 
möglich ist, bemühen wird, den Mitgliedern — — 

(Lachen und Zurufe von der CDU/CSU. — 
Abg. Dr. Stark [Nürtingen] : In vollem Um

-

fang!) 

— Meine Damen und Herren, verlassen Sie sich 
darauf: Sie werden besser informiert als jede andere 
Opposition vor Ihnen! 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Rawe: Wer schreit, der hat es nötig! — 

Weitere Zurufe.) 

Ich halte es für geradezu abwegig, der Bundesregie-
rung vorzuwerfen, sie würde die Opposition nicht 
informieren. Wo hat es das denn schon an Infor-
mationsgrad gegeben, dessen Sie sich hier erfreuen? 
Ich habe doch Erfahrungen auf diesem Gebiete. Glau-
ben Sie vielleicht, ich hätte jemals etwas zu sehen 
oder zu hören bekommen? Andere Kollegen haben 
hier auch Erfahrungen. Ich habe Erfahrungen auf bei-
den Seiten; ich weiß ganz genau, womit die Opposi-
tion in der Vergangenheit bedient worden ist und 
womit nicht, Herr Kollege Schröder. Verlassen Sie 
sich darauf: Sie werden besser bedient werden! 

(Abg. Dr. Schröder [Düsseldorf]: Na ja gut, 
wir werden es sehen! — Abg. Dr. Stark 
[Nürtingen] : Wird der Herr Moersch vor

-

lesen?) 
— Wenn Sie sich einen besonderen Vorleser wün-
schen, können Sie bei mir selbstverständlich Bitten 
und Anregungen einbringen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Überhaupt keinen 
Vorleser!) 

Meine Damen und Herren, ein zweiter Punkt. Ich 
stimme Herrn Kollegen Schröder vollkommen zu, 
wenn er sagt, daß wir hier nicht über die Alterna-
tivvorstellungen der Opposition verhandeln. Natür-
lich nicht. Wir verhandeln hier über die Ratifika-
tionsgesetze, die wir eingebracht haben. 

(Abg. Windelen: So ist es!) 

Aber Sie werden mir doch zugeben: die Argumente, 
die die Opposition gegen die Politik der Bundes-
regierung vorgetragen hat, würden glaubwürdiger 
werden, wenn dahinter eine realisierbare Alter-
native sichtbar werden würde. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wenn Sie eine hätten, meine Damen und Herren, 
ich bin sicher, dann hätten Sie sie hier vorgetragen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu

-

ruf von der CDU/CSU: Sie haben nicht zu

-

gehört! — Weitere Zurufe.) 

Sie würden sie uns doch nicht vorenthalten haben, 
weil Sie sie noch aufbewahren wollen, etwa für 
spätere Zeiten, nach Ihrer Methode: besser ist noch 
länger warten. Damit hätten Sie sicherlich nicht län-
ger gewartet, wenn Sie uns hier vor der deutschen 
Öffentlichkeit eine glaubwürdige Alternative hätten 
vorweisen können. 

(Abg. Rawe: Haben Sie zweieinhalb Tage 
geschlafen?) 

Das Warten ist eine gute Eigenschaft, 

(Abg. Dr. Stark [Nürtingen] : Treten Sie 
doch erst einmal zurück, dann kennen Sie 

die Alternative!) 
aber eben nicht immer — ich will da nicht ganz be-
stimmte Personen in diesem Saal ansehen —, War-
ten führt natürlich nicht unter allen Umständen zum 
Erfolg. 
Meine Damen und Herren, man muß natürlich 

auch handeln können, wenn es die Zeit gebietet. Ich 
habe zu Beginn dieser Debatte gesagt, warum wir 
und auf welchem weltpolitischen Hintergrund wir 
gehandelt haben. Aber zum Handeln gehört eben 
die Entschlossenheit und auch die Kraft, eine Ent-
scheidung zu treffen. 

(Zuruf von der CDU/CSU.) 

Von dieser Kraft, eine Entscheidung zu treffen, näm-
lich zum konstruktiven Handeln, hat man bei Ihnen 
nicht so viel festgestellt, wohl aber haben Sie ge-
meinsam — ich muß Ihnen das zugestehen — wäh-
rend dieser ganzen Debatte sehr diszipliniert ins-
gesamt im Block zum Nein applaudiert. Das muß 
Ihnen zugestanden werden. 

Aber ich will einen dritten Punkt nennen, weil 
der Herr Kollege Schröder gesagt hat, er habe eine 
Antwort auf seine Frage vermißt, die Frage näm-
lich, ob die Teilung Deutschlands durch diese Ver-
träge und die damit verbundene Politik nicht in der 
Folgewirkung auf dem internationalen Feld vertieft 
würde. Ich darf dem Sinne nach etwas wiederholen, 
was Sie hier in Ihrer Rede zitiert haben, etwas, was 
ich im Bundesrat gesagt habe. Idi darf wiederholen: 

Die Teilung Deutschlands wird nicht dadurch 
gekennzeichnet, daß irgendein Land in Zentral-
afrika die DDR anerkennt oder nicht oder die 
Anerkennung wieder aufhebt, sondern die Tei-
lung Deutschlands vollzieht sich hier in Deutsch-
land. 
(Abg. Dr. Barzel: Glauben Sie, daß das un

-

seren Sorgen gerecht wird, was Sie hier 
sagen? — Beifall bei der CDU/CSU.) 
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— Applaudieren Sie nicht zu früh! Seit 25 Jahren hat 
sie sich hier vollzogen, und diese Bundesregierung 
hat eine Politik entwickelt, die uns eine Basis geben 
soll, 

(Abg. Dr. Stark [Nürtingen] : Für was?) 

um diese Teilung in der ersten Phase zumindest 
einmal zu mildern, 

(Abg. Dr. Stark [Nürtingen]: Mit was denn? 
— Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

d. h. die Grenze und die Mauer durchlässiger zu 
machen, als sie es bisher war. Niemand von uns hat 
den Eindruck erweckt, als ob wir durch die Ver-
träge mit der Sowjetunion die Wiedervereinigung 
vereinbaren könnten. Wer könnte das denn? Diese 
Verträge stehen am Anfang einer Entwicklung. Sie 
sind in sich ausgewogen. Sie bringen uns schon man-
chen Vorteil direkt, z. B. eine Berlin-Regelung, aber 
sie sind der Ausgangspunkt einer Politik, die, so 
bin ich sicher, mehr Ergebnisse zeitigen wird, als 
sie uns die Politik der letzten 20 Jahre auf diesem 
Gebiet gebracht hat. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident von Hassel: Das Wort hat der Ab-
geordnete Dr. von Weizsäcker. 

Dr. Freiherr von Weizsäcker (CDU/CSU) : 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wenn 
ich den Auftrag habe, als letzter meiner Fraktion 
am Ende dieser Debatte noch einmal das Wort zu 
ergreifen, so tue ich es im Bewußtsein der Geduld, 
die damit bei Ihnen und auch außerhalb des Hauses 
in Anspruch genommen wird. 

Ich will es tun zunächst mit einer Vorbemerkung 
zu unserer Nation und ihrer Lage. Es gibt gute und 
schlechte Deutsche, Herr Eppler. Daran kann gar 
kein Zweifel sein. Aber das war nicht und ist nicht 
mein Thema, und das unterliegt auch gar nicht mei-
nem Urteil. Nicht, daß wir gute oder daß wir 
schlechte Deutsche sind, ist das, was uns hier zu-
sammenbindet, sondern daß wir alle miteinander 
Deutsche sind, und mein Thema war und ist, ob 
wir in der Politik das Nötige und Richtige tun, um 
es auch bleiben zu können. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Daß wir hier in der Bundesrepublik und im ande-
ren Teil Deutschlands sagen: wir sind Deutsche, 
daß aber etwa ein Wiener sagt, er sei Osterreicher, 
das war das Ergebnis der einzigen Form des deut-
schen Nationalstaates, die die Geschichte für uns 
bereitgehalten hat im Jahre 1871. Es war eine min-
destens dem Scharfsinn des Kollegen Ehmke — den 
ich hier nicht mehr sehe — nicht würdige Verände-
rung meines gestrigen Beitrages, wenn er diesen 
so wiedergegeben hat, als beschränkte ich die Be-
deutung der Nation auf das Jahr 1871. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Denn ich habe gestern gesagt, und ich sage heute: 
1871 brachte uns eine Nation mit allem Licht und 
allem Schatten. Ich sage nicht: es war die beste, 
sondern ich sage: es war die einzige Form des deut

-

schen Nationalstaates. Sie ist es, die unser Bewußt-
sein geprägt hat, und keine andere. Dieses Be-
wußtsein ist es, an das angeknüpft werden muß 
von dem, welcher sagt, seine Politik wolle die staat-
liche Einheit der Nation wahren. Das sagt doch Ihre 
Regierung. Mit diesem Bewußtsein müssen wir 
pfleglich umgehen, sonst gefährden wir das Ziel, 
das Ihre Regierung verkündet und das wir unter-
stützen, nämlich, die Einheit der Nation zu wahren. 

Da ist es nun meine Erfahrung und meine Mei-
nung, daß bei Ihnen, bei der Sozialdemokratie, die 
Neigung besteht, die Nation, wie sie nun einmal 
ist, weniger zu würdigen als zu kritisieren, und 
zwar als Nation zu kritisieren, weil sie diese oder 
jene ihrer gesellschaftlichen Zielsetzungen noch 
nicht oder nicht erfüllt, und das empfinde ich eben 
als eine Gefahr für die Nation. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Herr Eppler, wenn Sie es schon für richtig be-
funden haben, über die Entstehung einer kirchlichen 
Denkschrift über Deutschland hier vor dem Deut-
schen Bundestag zu berichten, einer Denkschrift, an 
der niemand so intensiv wie wir beide gearbeitet 
hat, dann lassen Sie mich nur noch eines ergänzen. 
Den Streitpunkt, den ich eben hier erwähne, hatten 
wir beide auch schon damals. Sie und ich hatten 
jeder seine Wünsche und seine Vorschläge zur Be-
urteilung dessen, was die Nation ausmacht. Sie 
waren schon damals, wie ich fand, in der Gefahr, 
die Nation mit zuviel gesellschaftspolitischer Kritik 
und Zielsetzung zu befrachten. Aber wir wollten 
gemeinsam der deutschen Nation nützen und nicht 
schaden. Deshalb haben wir uns damals geeinigt, 
und jeder hat vom anderen ein Stück übernommen. 
Wir werden in diesem Haus der Nation und dem 
Deutschsein dann wieder nützen, wenn wir wieder 
den Weg dorthin finden, eine Politik für diese 
deutsche Nation im ausdrücklichen Willen dieser 
Gemeinsamkeit zu suchen und zu tragen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Und damit bin ich beim Hauptthema dieser zwei-
einhalbtägigen Debatte, bei den Ostvertragen. Ich 
will noch einmal unseren Standpunkt zusammen-
fassen. 

Unser Ziel ist wie das  Ihrige eine Aussöhnung mit 
unseren ehemaligen Kriegsgegnern im Osten. Aus-
söhnung meine Damen und Herren, ist eine Sache 
der Menschen und der Völker, nicht der Regierun-
gen, und die Menschen in Deutschland, in Polen und 
in Rußland wollen diese Aussöhnung. Die Sache 
der Regierungen ist es, hierfür Voraussetzungen 
zu schaffen. Dazu gehören an erster Stelle Sicherung 
des Friedens und Wahrung der Menschenrechte. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Der Weg dorthin, meine Damen und Herren, ist 
die nüchterne Suche nach einem vernünftigen Aus-
gleich. Ohne Bereitschaft zum Ausgleich gibt es 
keinen Frieden, keine Aussöhnung und auch keine 
Menschenrechte. 

Deshalb steht vieles, aber eben nicht alles zur Dis-
position für einen Kompromiß. Bedingungsloser 
Verzicht auf Gewalt z. B. gehört dazu, und die prä- 
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Dr. Freiherr von Weizsäcker 
genden Grundüberzeugungen unseres Gemeinwe-
sens stehen nicht zur Disposition. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Je fester und je unbeirrbarer wir vor dem Vertrags-
partner diese Grundpositionen vertreten, je fester 
wir von ihm davor Respekt verlangen, desto fester 
wird auch der Respekt dieses Vertragspartners vor 
uns sein 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

und desto sicherer kann der politische Ausgleich 
gefunden und der Weg zur Aussohnung der Völker 
geebnet werden. 

Wir sind uns dessen wohl bewußt, Herr Scheel, 
daß dies im Einklang mit der Entwicklung der Welt 
und mit der Bereitschaft zu einer Politik der Bewe-
gung und nicht der politischen Schützengräben er-
folgen muß, und ich empfinde es einfach als unred-
lich, wenn mir und uns hier gestern nachgesagt 
wurde, wir gäben resigniert eine Durchhalteparole 
zu Lasten der  Menschen druben aus. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zuruf von  der 
 CDU/CSU: Unglaublich!) 

Auf diesem Weg und zu diesem Ziel waren wir in 
den von der CDU/CSU geführten Regierungen unter-
wegs. 

Aber es ist eben nicht dieser Weg, dier hier und 
heute zur Debatte steht. Denn mit einer nur schein-
baren Kontinuität, die Sie zu verantworten haben, 
haben Sie  eine entscheidende Kurve genommen. 
Heute geht es nun um Ihre Vertragspolitik. Diese 
Vertragspolitik empfinden wir — Herr Scheel, ich 
muß es wiederholen — als nicht solide, weil sie nicht 
eindeutig und nicht vollständig ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Drei Punkte dazu: 

Erstens. Wenn Selbstbestimmung und staatliche 
Einheit Ihr Ziel sind, dann durfen Sie  in keinem Ver-
trag und in keiner Absichtserklärung daran Zweifel 
aufkommen lassen. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Diese Zweifel werden aber eher größer als kleiner, 
wenn Sie einem Vertrag einen dazu noch nie be-
stätigten Brief hinterherschreiben mussen, und zwar 
doch offenbar gerade deshalb, weil Sie darüber ver-
handelt haben, es aber nicht moglich geworden ist, 
dies zum Vertragsinhalt selbst werden zu lassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wenn Selbstbestimmung und Einheit Ihr Ziel sind, 
dann müssen Sie jeder Interpretation — zumal bei 
unseren Verbündeten — entgegentreten, wenn sie 
davon abweicht. Und das 'ist nicht geschehen. 

Es ist nicht unser Vorwurf, daß Sie die Unter-
stützung der Alliierten für Ihre Politik suchen, um 
sich vor dem eigenen Volk darauf stützen zu kon-
nen. Das ist ja Ihre Pflicht. Unser Vorwurf aber ist, 
daß diese Unterstützung u. a. mit einer Politik ge-
wonnen werden soll, die Sie dann vor der eigenen 
Öffentlichkeit anders darstellen, als sie, wie Sie 

ganz genau wissen, zuvor bei dien Verbündeten ver-
standen worden ist. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. 
Ollesch: Das, was Sie sagen, ist unredlich! 
— Abg. Dr. Marx [Kaiserslautern] : Gehen 
Sie nicht auf Herrn Ollesch ein! — Weitere 

Zurufe von der CDU/CSU.) 

Zweitens. Mit dem Moskauer Vertrag sollen die 
Beziehungen zwischen der Sowjetunion und der 
Bundesrepublik normalisiert werden. Das ist auch 
unser Ziel. Aber eine solche Normalisierung muß 
doch in dem Bewußtsein geschehen, daß die poli-
tische Zukunft dier Bundesrepublik untrennbar mit 
der politischen Zukunft der Europäischen Gemein-
schaft verknüpft ist. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Und es ist nun einmal nicht möglich, unser Verhält-
nis mit einem Vertragspartner zu normalisieren, so-
lange dieser gleichzeitig eben diese Gemeinschaft 
für eine Anomalie erklärt. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Drittens. Daß Sie den Willen haben, mit der Rege-
lung innerdeutscher Beziehungen den Menschen 
drüben zu helfen, den Menschen, die von der Tei-
lung besonders betroffen sind, das bezweifelt hier 
niemand. Aber wir sehen nicht, daß Sie hierzu den 
richtigen Weg gehen. Denn Sie haben dieses Kern-
stück jeder deutschen Politik — anders überdies als 
von Ihnen angekündigt — von Ihren übrigen Schrit-
ten gelöst, und nun sind Sie  in dier Gefahr, einen 
Vertrag zur Regelung der Rechtsbasis für den Beitritt 
zweier deutscher Staaten in die UNO schließen zu 
müssen, ohne zugleich verbindliche Fortschritte für 
die Freizügigkeit von Menschen, Ideen und Infor-
mationen zu erzielen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Es gibt kein entspanntes und normalisiertes Europa, 
solange in seiner Mitte die Abgrenzung bleibt und 
wächst. 

Dies sind unsere entscheidenden Bedenken. 

Meine Damen und Herren, das Ziel, den Frieden 
zu sichern, der Selbstbestimmung Geltung zu ver-
schaffen, die Einheit der Nation zu wahren, bleibt 
— dies ist meine bestimmte Hoffnung — uns allen 
hier gemeinsam. Der richtige Weg aber ist Gegen-
stand harten Streites, und das darf bei aller Sach-
lichkeit in keiner Hinsicht vertuscht werden, gerade 
um der Ziele willen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

In diesem Sinne, meine Damen und Herren, gehen 
wir den Ausschußberatungen und den Schlußabstim-
mungen in diesem Hause entgegen. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident von Hassel: Das Wort hat der Herr 
Bundesminister des Auswärtigen. 

Scheel, Bundesminister des Auswärtigen: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Ich will nach 
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Bundesminister Scheel 
den Schlußworten von Herrn Weizsäcker für die Re-
gierung nicht wieder die Debatte aufnehmen, 

(Abg. Rising: Das sieht aber ganz so aus!) 

aber ich bin gezwungen, in aller Zurückhaltung einen 
Satz zu einer Behauptung zu sagen, die Herr von 
Weizsäcker aufgestellt hat und die, wenn ich sie 
richtig verstanden habe, lautete, ich wisse — das 
haben Sie dazugesagt —, daß unsere Verbündeten 
die Verträge und die damit zusammenhängende Poli-
tik anders verstünden, als die Bundesregierung sie 
hier darstelle. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Wenn ich das richtig verstanden haben sollte, darf 
ich nur einen Satz sagen: Ich weise eine solche Un-
terstellung mit aller Entschiedenheit zurück. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Mattick: Das war unglaublich!) 

Ich glaube, das muß der Ordnung der auswärtigen 
Politik der Bundesrepublik wegen gesagt werden. 

Präsident von Hassel: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Herrn Abgeordneten Dr. von Weiz-
säcker? 

Dr. Freiherr von Weizsäcker (CDU/CSU) : 
Herr Kollege Scheel, sind Sie sich dessen bewußt, 
daß ich mich auf einen Vorgang bezogen habe, den 
ich hier gestern in extenso geschildert habe, den 
nämlich, daß der französische Präsident Pompidou 
in seiner Pressekonferenz nach dem Krim-Besuch 
gesagt hat, er habe keinen Grund, darüber zu kla-
gen, daß die Bundesregierung den Weg der Aner-
kennung der DDR ansteuere, ganz egal, welchen 
Namen sie dieser Politik gebe, und daß Sie vor der 
eigenen Öffentlichkeit immer wieder versichert ha-
ben, daß Sie den Weg der Anerkennung nicht gehen, 
obwohl Sie sich einerseits auf die Zustimmung des 
französischen Präsidenten berufen und andererseits 
niemandem von uns bisher darüber Mitteilung ge-
macht haben, daß Sie diese Äußerung des französi-
schen Präsidenten je öffentlich oder amtlich intern 
dementiert hätten? 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Scheel, Bundesminister (des Auswärtigen: Herr 
Kollege Weizsäcker, das Verhältnis der Bundesrepu-
blik Deutschland und Frankreichs zu der Frage der 
DDR ist Gegenstand vertraglicher Abmachungen, 
die die Bundesrepublik Deutschland mit Frankreich, 
Großbritannien und den Vereinigten Staaten hat, 
nämlich in den Deutschlandverträgen, wo genau ge-
regelt ist, welche gemeinsamen Entscheidungen im 
Verhältnis zur DDR zu treffen sind. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Ich habe auch nicht einen Augenblick daran ge-
zweifelt, und ich zweifle nicht einen Augenblick dar-
an, daß sich unser französischer Partner genau auf 
dem Boden dieser gemeinsamen Verträge bewegt. 

(Weitere Zurufe von der CDU/CSU.) 

Ich bin nicht in der Lage, Erwägungen in Presse-
konferenzen auf Zwischenfragen jetzt zu analysie-
ren. 

(Lachen bei der CDU/CSU.) 

Es ist auch ganz unüblich, das zu tun. 

(Abg. Rawe: Das ist keine Beantwortung 
der Frage!) 

Ich wiederhole noch einmal das, was hier zu sa-
gen ist: Unsere Partner, nicht nur Frankreich, son-
dern überall in der Welt, sind über die Verträge, 
die wir abgeschlossen haben, und die Politik, die 
sich damit verbindet, aufs genaueste informiert. Es 
kann überhaupt nirgendwo in der Welt die geringste 
Mißdeutung geben. Diese Information und diese 
Vorstellung über die Verträge und die damit zu-
sammenhängende Politik deckt sich genau mit dem, 
was die Bundesregierung hier vor diesem Hohen 
Hause zu den Verträgen und zu dieser Politik ge-
sagt hat. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Abg. Dr. Stark [Nürtingen] : Herr Scheel, 
das glauben Sie doch selbst nicht! — Abg. 
Rawe: Diese ausweichende Antwort be

-

weist, wie recht Weizsäcker hat! — Weitere 
Zurufe von der CDU/CSU.) 

Präsident von Hassel: Das Wort hat der Ab-
geordnete Wehner. 

Wehner (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Es ist keineswegs meine Absicht, hier 
aufzutreten, um Zusammenfassungen und Wertun-
gen zu geben. Ich bin viel zu lange in diesem Hause, 
um noch enttäuscht zu sein darüber, daß hier keiner-
lei Abmachungen interfraktioneller Art am Ende 
wirklich eingehalten werden. Das ist auch so hier 
der Fall. Das ist aber eine alte Krankheit, und an 
der sind wohl alle in irgendeiner Weise mit schuld. 

(Lautes Lachen und Beifall bei der CDU/ 
CSU.) 

— Alle in irgendeiner Weise mit schuld! Sie brau
-chen sich gar nicht vorher aufzuregen. Ich weiß auch, 

wo die Fehler bei uns liegen. Aber diese grimmigen 
Mienen haben doch keinen Sinn. 

(Große Heiterkeit bei der CDU/CSU.) 

— Endlich habe ich Ihnen einmal Freude gemacht! 

Hier ist weniger über Verträge gesprochen wor-
den als über Hypothesen und Thesen. Ich schelte das 
nicht, aber das sollten Sie nicht vergessen. Wenn 
über Verträge zu sprechen ist, reicht es nicht aus, 
über Hypothesen und Thesen zu reden. 

Es ist leider bei dem, was darüber hinaus zu be-
sprechen war und worum auch zu ringen war, kaum 
über das erreichbare Höchstmaß guter und unserem 
Volk in der Lage, in der es sich nun eben befindet, 
bekömmlicher Beziehungen, sondern eigentlich mehr 
über Lagebeschreibungen gesprochen worden, die 
Sie so düster wie möglich zeichnen und die unsere 
Seite sich natürlich etwas aufzuhellen bemüht. 
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Wehner 
Was dem alten Skeptiker auch bei dieser langen 

Debatte wieder auffällt, ist, daß kaum Antworten 
auf Fragen gegeben, 

(demonstrativer Beifall bei der CDU/CSU 
— Abg. Dr. Stark [Nürtingen] : Von der Re

-

gierung! Wer hat hier zu antworten und 
wer zu fragen?) 

sondern sozusagen vorgeformte Texte vorgetragen 
wurden. 

Ich habe es z. B. heute — das sage ich hier offen, 
obwohl ich es in Abwesenheit des Bundeskanzlers 
tun muß, der Fragen gestellt hat — bedauert, daß 
der Bundeskanzler Fragen gestellt hat, weil ich 
wußte, daß Sie auf die Fragen pfeifen würden, ob-
wohl jede dieser Fragen geeignet war, deutlichere 
und bessere Ausgangspositionen sowohl für die 
Erörterungen der Regierung, die diese weiterzufüh-
ren hat, als auch im Hinblick auf die Verträge her-
beizuführen. Aber das ficht Sie nicht an. Das ist 
Ihre Art, mit diesem Staat, mit den Teilen dieses 
Staates und seinen Organen umzugehen, wenn Sie 
die Regierung nicht gerade selbst stellen. Auch das 
ist eine alte Erfahrung. Darüber brauchen wir uns 
nicht mehr aufzuregen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Meine Damen und Herren, ich kann es wohl ver-
stehen, daß Sie, wenn Sie über die Situation im ge-
trennten Deutschland in zum Teil padcenden Wor-
ten sprechen, damit etwas ausdrücken, was Sie inner-
lich erschüttert. Nur ist das zu einem großen und 
entscheidenden Teil etwas, was zu den Folgen der 
jahrzehntelangen Behandlung der Deutschland-
politik und der deutschen Frage gerechnet werden 
muß. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich hielt es nie für große Stunden dieses Hauses in 
der Vergangenheit, wenn die eine Seite die andere 
Seite sozusagen in die Pfanne gehauen hatte, wenn 
es darum ging, wer in einer bestimmten Frage wor-
an schuld wäre; das ist nämlich immer sehr relativ. 
Sie ziehen die gegenteilige Methode vor, wie ich in 
dieser Debatte gemerkt habe, denn Sie möchten 
sich — das kann ich verstehen — von der Belastung 
der Folgen der Behandlung der deutschen Frage 
freimachen, indem Sie nämlich so tun, als ergäben 
sich diese Folgen, die Sie richtig sehen, aus den Ver-
trägen, d. h. als führten die Verträge zu diesen Fol-
gen. Es ist ganz anders. 

(Beifall bei der SPD.) 

Die Verträge sind auch keine Wunderwaffe. 

(Abg. Ott: Aber Siel — Heiterkeit bei der 
CDU/CSU.) 

— Ich auch nicht! Dieser Zwischenruf war so dumm 
wie jener Ausspruch eines derjenigen, die in dieser 
Debatte so oft genannt und bewundert worden sind, 
der besagt, der Sieg der Sozialdemokraten bedeutete 
den Untergang Deutschlands. Auf Ihrer Seite ist 
offenbar eine solche Haltung besonders stark ausge-
prägt. Freilich gibt es so etwas manchmal auch auf 
unserer Seite. Schönen Dank für diese Belehrung in 
Kontinuität des Hochmutes derer, die sich immer im 

Recht fühlen und die, wenn sie merken, wie es aus-
geht, die Last den anderen aufbürden wollen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wir glauben doch nicht daran, daß die Verträge ein 
Schlüssel zur Lösung aller Fragen sind. Aber wir 
wollen diese Verträge, weil mit ihnen ein redlicher 
Ansatz gefunden werden kann, um schrittweise das 
zu überwinden, von dem Sie heute so tun, als könn-
ten sie es uns anlasten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident von Hassel: Das Wort hat der Ab-
geordnete Dr. Marx. 

Dr. Marx (Kaiserslautern) (CDU/CSU) : Herr Prä-
sident! Meine Damen und Herren! Es  war,  wenn 
ich das recht verstanden habe, vereinbart, daß wir, 
die wir die Große Anfrage im Oktober eingebracht 
haben, in dieser Debatte das Schlußwort sprechen. 
So habe ich das verstanden, was unser Kollege von 
Weizsäcker hier gesagt hat. Wir waren davon aus-
gegangen, daß er von Ihnen allen die Möglichkeit 
erhält, in einem sehr ruhigen und klaren Ton noch 
einmal grundsätzliche Prinzipien unserer Politik 
hier vorzutragen und dabei zugleich einige der 
ihm und uns gestern vorgehaltenen Unterstellungen 
zurückzuweisen. Herr Bundesaußenminister, Sie 
haben daraufhin geantwortet: Es ist die Übung die-
ses Hauses, daß, wenn ein Minister spricht, die 
Debatte neu eröffnet ist. Daraufhin hat offenbar 
Herr Kollege Wehner geantwortet. 

Einige wenige Anmerkungen noch zum Ende! Sie 
haben gesagt, Herr Kollege Wehner, es handele 
sich eigentlich darum, daß es zwei verschiedene 
Lagebeschreibungen in diesem Hause gebe, die eine 
sei düsterer und die andere versuche mehr aufzu-
hellen. Es mag sein, daß dies der Eindruck ist, den 
Sie gewonnen haben. Ich gehe davon aus, daß wir 
uns alle miteinander große Mühe geben, den Versuch 
zu machen, die schlimmen und vielfältigen Wirklich-
keiten genau zu erörtern und miteinander Wege zu 
suchen, wie wir die gefundene Realität durch eine 
bessere ersetzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Sie haben zweitens darauf hingewiesen, Herr 
Wehner, daß der Herr Bundeskanzler hier Fragen 
gestellt hat. Der Bundeskanzler wird auf diese Fra-
gen ebenso klare und präzise Antwort hier und 
in den Ausschüssen bekommen, wenn endli ch  die 
Regierung bereit ist — und dies ist die Sache, die 
der Kollege Schröder gesagt hat —, die Verträge, 
die sie vorgelegt hat, die sie unseren Fragen aus-
gesetzt hat, auch mit entsprechenden Antworten und 
Verdeutlichungen zu begleiten. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Dr. Jahn 
[Braunschweig] : Mit dem Protokoll!) 

Meine Damen und Herren, es könnte noch sehr 
vieles kommen, und wenn der Außenminister will, 
setzen wir die Debatte fort. Es könnte sehr vieles 
noch zu vielen Problemen und Fragen gesagt wer-
den. Wir haben in zweieinhalb Tagen — ich glaube, 
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Dr. Marx (Kaiserslautern) 
auf allen Seiten — den Versuch gemacht, in einiges, 
was dunkel ist, Licht zu bringen. Einiges andere ist 
im Halbdunkel, Herr Wehner, und anderes in einer 
halben Helligkeit geblieben. Es kommt jetzt darauf 
an, daß wir uns in den Ausschüssen die größte Mühe 
geben, die vielen hier nicht beantworteten Fragen 
immer wieder der Regierung zu stellen, weil wir 
das Recht haben, daß wir die Regierung fragen, weil 
wir die Pflicht dazu haben und die Regierung das 
Recht und die Pflicht hat, auf diese Fragen zu an-
worten. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident von Hassel: Meine Damen und Her-
ren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Dann 
schließe ich die Aussprache. 

Wir stimmen ab über die Überweisungsvorschläge 
des Ältestenrates. Er schlägt vor, den Bericht der 
Bundesregierung zur Lage der Nation 1972 — Tages-
ordnungspunkt 2 — an den Ausschuß für inner-
deutsche Beziehungen — federführend —, den Aus-
wärtigen Ausschuß und darüber hinaus — das ist 
neu — auch an den Rechtsausschuß, die beiden Ge-
setzentwürfe unter Punkt 3 und 4 der Tagesordnung 
an den Auswärtigen Ausschuß — federführend — 
und an den Rechtsausschuß sowie den Antrag unter 
Tagesordnungspunkt 6 an den Auswärtigen Aus-
schuß — federführend — und den Ausschuß für 
innerdeutsche Beziehungen zu überweisen. Ferner 
sollen zu Punkt 5 der Tagesordnung die Umdrucke 
260 und 261 an den Auswärtigen Ausschuß überwie-
sen werden. — Ich stelle fest, daß das Haus damit 
einverstanden ist, gebe jedoch zur Überweisung 
noch das Wort an den Herrn Abgeordneten Wagner. 

Wagner (Günzburg) (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Die Fraktion der CDU/ 
CSU hält es für erforderlich, die Verträge von 
Moskau und von Warschau auch im Ausschuß für 
innerdeutsche Beziehungen zu beraten. Die Frage 
der Einheit, die Frage der Grenzen und ihrer Durch-
lässigkeit und die Frage der Selbstbestimmung — 
um  nur drei Themen zu nennen — sind unzweifel-
haft Themen, die klar und eindeutig mit in die Zu-
ständigkeit dieses Ausschusses gehören. Ich möchte 
hier die mehrfachen erfolglosen Besprechungen im 
Ältestenrat des Deutschen Bundestages nicht wieder-
holen. Es gab keine Einigung über unseren Vor-
schlag. Bei dieser Sachlage geht die CDU/CSU-Frak-
tion davon aus, daß dem Ausschuß für innerdeutsche 
Beziehungen während der weiteren Beratungen die 
Möglichkeit gegeben wird, sich gutachtlich zu den 
Verträgen zu äußern. Eine andere Behandlung hier 
im Hause wäre nicht sachgerecht. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident von Hassel: Das Wort hat Herr Ab-
geordneter Wienand. 

Wienand (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Herr Kollege Wagner hat 'das korrekt 
wiedergegeben, was wir am 15. Dezember 1971 aus-
gehandelt halben. Wir sind uns heute einig gewor

-

den, daß die Verträge an den Auswärtigen Aus-
schuß — federführend — und an den Rechtsausschuß 
— mitberatend — überwiesen werden. Wir waren 
uns einig geworden — das ist die einzige Anmer-
kung, die ich als Korrektur anzubringen habe —, 
daß es Sache der Ausschüsse ist, welcher Ausschüsse 
sie sich dann für sachkundige oder andere Stellung-
nahmen bedienen. Mir lag daran, dies festzustellen, 
damit nicht ein Dissens bleibt. 

Präsident von Hassel: Meine Damen und Her-
ren, ich sehe keinen Widerspruch. Dann sind die 
Überweisungen so beschlossen. 

Lassen Sie mich aber am 'Ende unserer Debatte 
einige Worte des Dankes sagen, des Dankes zu-
nächst einmal an unsere zahlreichen Mitarbeiter, die 
wir aber Gebühr drei Tage lang strapazieren muß-
ten, 

(allseitiger Beifall) 

einen Dank der Presse, insbesondere dem Rund-
funk und dem Fernsehen, die die gesamte Aus-
sprache übertrugen und  so  mitwirkten, daß alle 
Deutschen in Deutschland an 'der Aussprache teil-
nehmen konnten. 

(Beifall.) 

Lassen Sie mich auch einen Dank an alle Mitglieder 
des Hohen Hauses sagen,  die  uns, den Präsidenten, 
die Leitung der Sitzungen so erleichtert haben. Las-
sen Sie mich vor allen Dingen den Kollegen danken, 
die diese wichtige Debatte durch so beachtliche Bei-
träge 'geprägt haben. Art und Stil der Aussprache 
sind ein Zeichen 'für •die Starke des Parlamentaris-
mus in unserem Lande. 

Wir schließen damit die Beratung der Punkte 2 
bis 6 der Tagesordnung. 

Ich rufe die 

Fragestunde 

— Drucksache VI/3165 — 

auf. — Meine Damen und Herren, damit wir zügig 
beginnen können, darf ich Sie bitten, soweit Sie 
nicht an der Fragestunde beteiligt sind, den Plenar-
saal zu verlassen. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Auswärtigen 
Amts auf. Die Frage 119 wird schriftlich beantwor-
tet; 'die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Die Fragen 120, 121 und 122 sind von den Frage-
stellern zurückgezogen worden.  

Die Frage 123 wird beim 'Geschäftsbereich des 
Bundesministers für Jugend, Familie und Gesund-
heit behandelt werden. 

Ich rufe die Frage 124 des Abgeordneten Niegel 
auf: 

Billigt die Bundesregierung die Haltung der von ihr finanziell 
unterstützten Zeitschrift ,,Afrika heute" gegenüber dem mit der 
Bundesrepublik Deutschland befreundeten und in der NATO ver-
bündeten Land Portugal bezüglich der Afrikapolitik und der in 
dieser Zeitschrift wiederholt herausgestellten Unterstützung der 
„Frelimo"-Revolutionsbewegung? 

Zur Beantwortung der Parlamentarische Staats-
sekretär Moersch. 
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Moersch, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Herr Präsident, 
ich beantworte die Frage wie folgt: Die Zeitschrift 
„Afrika heute", die von der Deutschen Afrikagesell-
schaft, Bonn, herausgegeben wird, ist kein Sprach-
rohr der Bundesregierung oder des Auswärtigen 
Amts. Die Bundesregierung übt hinsichtlich dieser 
Zeitschrift keine Zensur aus. Berichterstattung und 
Kommentierung in „Afrika 'heute" können daher 
nicht mit der 'Haltung der Bundesregierung gleich-
gesetzt werden. 

Die Grundzüge der Afrikapolitik der Bundesregie-
rung hat der Bundesminister des Auswärtigen erst 
vor kurzem, nämlich am 25. Januar, auf dem Afrika

-

Informationstag des Afrika-Vereins Hamburg in 
Bonn dargelegt. Ich verweise hier auf den Abdruck 
dieser Darlegungen im „Bulletin" Nr. 12 vom 
28. Januar 1972. 

Hinsichtlich der Haltung der Bundesregierung zu 
den sogenannten Befreiungsorganisationen verweise 
ich auf die Drucksache VI/1443 vom 19. November 
1970, in der der Bundesminister fur wirtschaftliche 
Zusammenarbeit eine Kleine Anfrage in diesem 
Zusammenhang wie folgt beantwortet hat — ich 
zitiere wörtlich —: 

Die Bundesregierung erwägt nicht, Organisa-
tionen Hilfe zu gewähren, die mit militärischen 
Mitteln den gewaltsamen Umsturz bestehender 
Ordnungen betreiben. Sie hat keine Bedenken, 
wenn notleidenden Menschen über karitative 
oder über andere geeignete deutsche Organisa-
tionen humanitäre Hilfe gewährt wird, sofern 
die zweckentsprechende Verwendung dieser 
Hilfe sichergestellt ist. Im übrigen respektiert 
die Bundesregierung die Autonomie dieser Or-
ganisationen. 

Präsident von Hassel: Eine Zusatzfrage, der 
Abgeordnete Niegel. 

Niegel (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, Sie 
haben meine Frage insofern nicht beantwortet, als 
Sie nicht sagten, ob das Auswärtige Amt oder die 
Bundesregierung schlechthin der Institution „Afrika

-

Gesellschaft" bzw. der Zeitschrift „Afrika heute" 
Gelder zur Verfügung stellen. 

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Diese Frage haben 
Sie nicht gestellt, entschuldigen Sie bitte, Herr Ab-
geordneter. Ich kann die Frage selbstverständlich 
beantworten. Ein Blick in den Haushaltsplan, den 
dieses Hohe Haus zur Zeit berät, und den letzten, 
den Sie zuvor in diesem Hohen Hause verabschiedet 
haben, zeigt Ihnen, daß die Afrika-Gesellschaft aus 
Mitteln des Bundeshaushalts unterstützt wird. 

Präsident von Hassel: Eine zweite Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Niegel. 

Niegel (CDU/CSU) : Ist es dann sinnvoll, Herr 
Staatssekretär, dieser Gesellschaft und der Zeit-
schrift Gelder zu geben, wenn sie indirekt die Afri

-

kapolitik der Bundesregierung mit ihren Aufsätzen 
und Artikeln unterhöhlt bzw. moralisch diese Revo-
lutionsbewegungen unterstützt? 

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Her Abgeordne-
ter, Sie haben meine Antwort — entschuldigen 
Sie — offensichtlich nicht ganz korrekt aufgenom-
men. Ich habe gesagt: die Afrika-Gesellschaft wird 
unterstützt. Die Bundesregierung unterstützt eine 
Gesellschaft, die der frühere Präsident dieses Hau-
ses sehr lange Zeit geleitet hat. Ob es sinnvoll ist, 
eine Gesellschaft zu unterstützen, die in Publikatio-
nen der Außenpolitik der Bundesregierung Schwie-
rigkeiten macht, ist Gegenstand von Erörterungen 
auch im Haushaltsausschuß und gehört mit zu den 
Haushaltsberatungen. Herr Kollege Niegel, ich 
möchte Sie darauf aufmerksam machen, daß ich in 
diesen Haushaltsberatungen eine kritische Haltung 
eingenommen habe und dabei von Ihren Fraktions-
kollegen kritisiert worden bin. 

Präsident von Hassel: Zu einer Zusatzfrage 
der Herr Abgeordnete Matthöfer. 

Matthöfer (SPD) : Herr Staatssekretär, ist sich 
die Bundesregierung darüber im klaren, daß die 
Haltung der Zeitschrift „Afrika heute" überein-
stimmt mit der Resolution 5 der Interparlamentari-
schen Union, die im September letzten Jahres in 
Paris verabschiedet wurde, übrigens auch überein-
stimmt mit der Haltung der Vertreter der Fraktionen 
dieses Hauses, mit der Haltung aller Regierungen 
Schwarzafrikas, mit der Haltung des Weltkirchen-
rats, mit der Haltung der schwedischen Regierung 
und mit der Meinung von großen Teilen in diesem 
Volke, so daß insofern eine Zensur durch die Bun-
desregierung gegenüber dieser Zeitschrift wohl nicht 
angebracht wäre? 

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Herr Abgeordne-
ter, ich bedauere, Ihre Frage in dieser Form nicht 
zustimmend beantworten zu können. Die Bundes-
regierung hat ihre Kriterien nicht danach auszurich-
ten, ob eine Zeitschrift ihrem Inhalt nach mit Resolu-
tionen oder Organisationen oder sonst wem über-
einstimmt. Die Bundesregierung hat ihre Politik 
an den Interessen der Bundesrepublik Deutschland 
auszurichten. Ich möchte nicht verschweigen, daß Sie 
mich hier nicht zu einer positiven Würdigung be-
stimmter Inhalte dieser Zeitschrift bringen können, 
weil ich glaube, daß in dieser Zeitschrift nicht immer 
mit dem nötigen Takt und, wenn ich so sagen darf, 
auch nicht mit dem nötigen Geschmack Äußerungen 
gefallen sind. 

(Beifall des Abg. Niegel.) 

Präsident von Hassel: Zu einer weiteren Zu-
satzfrage der Herr Abgeordnete Brück. 

Brück (Holz) (SPD) : Herr 'Staatssekretär, ist es 
nicht so, daß die Bundesregierung auch andere Zeit-
schriften, die mit der Bundesregierung nicht über- 
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Brück (Holz) 
einstimmen und in ihrer politischen Haltung der 
Opposition näher sind, finanziell unterstützt? 

Moersch, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminster des Auswärtigen: Herr Abgeordne-
ter, das ist sicherlich richtig. Aber Sie geben mir 
Gelegenheit, hier eine Sache klarzustellen, die in 
anderer, mißverständlicher Form kürzlich von der 
Opposition vorgebracht worden ist, allerdings mit 
dem gleichen Inhalt. Man muß hier zweierlei unter-
scheiden: Es geht nicht darum, daß Bundesmittel nicht 
an Zeitschriften gegeben werden — das werden sie 
zweifellos —, die etwa die Politik der Opposition 
in diesem Lande vertreten und die Bundesregierung 
kritisieren. Es geht überhaupt nicht um Kritik an der 
Bundesregierung, sondern es geht darum, daß hier 
Publikationen erscheinen, die uns in den Beziehun-
gen zu dritten Staaten in Schwierigkeiten bringen. 
Diese Staaten erwarten bei Publikationen, die direkt 
oder indirekt aus dem Bundeshaushalt finanziert 
werden, von der Bundesregierung — sie verkennen 
die Presse- und Informationsfreiheit in diesem Lande 
— eine Art Einflußnahme. Das ist ein sehr schweres 
Problem für die Bundesregierung. 

Es gibt Organisationen bzw. Institutionen, die 
nach dem Haushalt verpflichtet sind, die Politik der 
Bundesregierung zu unterstützen, aber gleichzeitig 
noch anderen Gesetzen verpflichtet sind. Ich denke 
etwa an die Deutsche Welle. Hier besteht eine stän-
dige Spannung zwischen diesen beiden Forderungen, 
nämlich einmal den Haushaltstiteln und den Haus-
haltsbestimmungen gerecht zu werden und auf der 
anderen Seite das Grundrecht der freien Meinungs-
äußerung ebenfalls zu respektieren. Es geht aber 
bei all dem nicht um innenpolitische Angelegen-
heiten — das möchte ich noch einmal deutlich 
sagen —, sondern um unsere Beziehungen nach 
außen. 

Wenn soeben der Kollege Niegel hier zu einer 
Antwort Beifall gegeben hat, so muß ich ihm sagen, 
daß eine intensive Beschäftigung mit dieser Frage 
auch in seiner eigenen Fraktion sicherlich der Ob-
jektivierung all dieser Tatbestände dienen könnte. 

Präsident von Hassel: Ich rufe die Frage 125 
des Abgeordneten Dr. Sperling auf. — Der Frage-
steller ist nicht im Saal. Die Frage wird schriftlich 
beantwortet; die Antwort wird als Anlage abge-
druckt. 

Damit sind wir am Ende Ihres Geschäftsbereichs; 
ich danke Ihnen, Herr Parlamentarischer Staats-
sekretär. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministers für Bildung und Wissenschaft. Die Fra-
gen 11 bis 20 sind zurückgezogen worden. Die 
Fragen 21 und 22 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Probst werden schriftlich beantwortet; die Antwor-
ten werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 23 des Abgeordneten Dr. 
Bechert (Gau-Algesheim) auf. — Ich sehe ihn nicht 
im Saal; die Frage wird schriftlich beantwortet. Die 
Antwort wird als Anlage abgedruckt. Dasselbe gilt 
für die Frage 24. 

Die Fragen 25 und 26 des Abgeordneten Wohlrabe ' 
sind zurückgezogen. 

Idi rufe die Frage 27 des Abgeordneten Dr. Hau-
ser (Sasbach) auf: 

Treffen Meldungen zu, nach denen eine Reihe von Universi-
täten im letzten Semester 85 und mehr Prozent der Studienplätze 
für Pharmazie auf Grund der neuen Studienordnung an frische 
Abiturienten des Jahrgangs 1971 vergaben und hochstens 15 Pro-
zent der Studienbewerber berücksichtigten, die entsprechend der 
für sie nodi vorgeschriebenen, vor dem Studium zu absolvieren-
den zweijährigen Praktikantenzeit ihr Vorexamen, also ein beruf

-

liches Examen abgelegt haben? 

Zur Beantwortung der Herr Parlamentarische 
Staatssekretär. 

Dr. von Dohnanyi, Parlamentarischer Staats-
sekretär beim Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft: Herr Kollege, auf Grund der neuen 
Approbationsordnung für Apotheker vom 23. Au-
gust 1971 treffen seit dem Wintersemester 1971/72 
bei der Zulassung zum Studium zwei Gruppen von 
Bewerbern zusammen: Abiturienten, die die bislang 
erforderliche pharmazeutische Vorprüfung abgelegt 
haben, und solche, die sich unmittelbar nach der 
Reifeprüfung bzw. dem Wehrdienst bewerben. 

(V o r sitz : Vizepräsident Dr. Jaeger.) 

Dadurch vermindert sich naturgemäß die  Zahl der 
Studienplätze, die an Vorexaminierte vergeben 
werden können. Die Zulassungschancen haben sich 
für diese Gruppe jedoch nicht in dem Maße ver-
schlechtert, wie es in den erwähnten Meldungen 
dargestellt wird. Die Zentrale Registrierstelle für 
Studienbewerber in Hamburg hat zum Winterse-
mester 1971/72 den Bewerbern des Abiturjahrgangs 
1971, also den von Ihnen so genannten frischen 
Abiturienten, weniger als 25 % der Studienplätze 
im Fach Pharmazie — und nicht etwa 85 %, wie 
gesagt worden ist — nachgewiesen. Dieser Anteil 
entspricht in etwa dem Anteil der Abiturienten 
dieses Jahrgangs an der Gesamtzahl der Bewerber. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Hauser. 

Dr. Hauser (Sasbach) (CDU/CSU) : Stimmt nach 
Ihren Feststellungen, Herr Staatssekretär, die Zahl, 
die in  der  „Deutschen Apotheker-Zeitung" vom 10. 
Februar dieses  Jahres genannt worden ist, wonach 
es gegenwärtig etwa 7 000 Vorexaminierte gibt und 
bis  1974 etwa 9 500 geben wird, und stimmt es, daß 
davon jährlich insgesamt nur 750 Studenten  zum 
Apothekerstudium an den Universitäten zugelassen 
werden sollen? 

Dr. von Dohnanyi, Parlamentarischer Staats-
sekretär beim Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft: Ich kann die von Ihnen soeben ge-
nannten Zahlen, Herr Kollege, jetzt weder bestäti-
gen noch widerlegen. Sie sind mir im Augenblick 
nicht geläufig. Ich bin gern bereit, auch diese Zah-
len noch einmal zu prüfen. In diesem Zusammen-
hang kann ich nur wiederholen, daß es sich, was 
die Frage, die Sie gestellt haben, betrifft, nicht um 
eine Größenordnung von 85 %, wie Sie sagten, 
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Parlamentarischer Staatssekretär Dr. von Dohnanyi 
handelt, sondern etwa um die gleiche Größenord-
nung, die  diese  Gruppen anteilsmäßig an der Ge-
samtzahl ohnehin haben. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine zweite Zusatz-
frage. 

Dr. Hauser (Sasbach) (CDU/CSU) : Muß ange-
sichts der überaus beschränkte Zahl von Studien-
plätzen und der dadurch bedingten geringeren Zu-
lassungsquote zum Apothekerstudium, Herr Staats-
sekretär, nicht besonders auf den Gleichheitsgrund-
satz des Art. 3 GG geachtet und für die Vorexami-
nierten eine Ausnahmeregelung von der Sechs-
jahresfrist getroffen werden, so daß ihnen zumin-
dest ihre pflichtmäßige zweijährige Praktikanten

-

zeit nicht auf diese sechs Jahre angerechnet wird, 
um sie nicht gegenüber den  frischen Abiturienten 
irgendwie zu benachteiligen? 

Dr. von Dohnanyi, Parlamentarischer Staats-
sekretär beim Bundesminister für Bildung und Wis-
senschaft: Herr Kollege, ich möchte an dieser Stelle 
unterstreichen — ich hätte das im Zusammenhang 
mit der Beantwortung der zweiten von Ihnen ge-
stellten Frage ohnehin getan —, daß für den ge-
samten Komplex in erster Linie die Länder zustän-
dig  sind. Der Gleichheitsgrundsatz, den Sie zitiert 
haben, kann hier zu den unterschiedlichsten Bewer-
tungen führen. Die Kriterien, die angewandt werden, 
sind Kriterien der Zulassungstelle und führen — ich 
kann das nur wiederholen — zu Relationen, die in 
etwa den Größenordnungen entsprechen, die die 
verschiedenen Gruppen anteilsmäßig an der Ge-
samtzahl ohnehin haben. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Keine Zusatzfrage. 

Frage 28 des Herrn Abgeordneten Dr. Hauser 
(Sasbach) : 

Wird sich die Bundesregierung für eine Verbesserung der 
Studienmoglichkeiten dieser Vorexaminierten in der Weise ein-
setzen, daß das Ergebnis des Vorexamens, wie es noch bis 1971 
als unabdingbare Voraussetzung fur eine Zulassung zum Phar-
maziestudium nachgewiesen sein mußte, gebuhrend bewertet 
wird, damit diese Studenten in erster Linie ihr Studium auf-
nehmen konnen und nidit Gefahr laufen, vom Studium ganz aus-
geschlossen zu werden, sofern sechs Jahre seit Abiturabschluß 
verflossen sind, ohne zum Studium zugelassen zu sein? 

Dr. von Dohnanyi, Parlamentarischer Staats-
sekretär beim Bundesminister für Bildung und Wis-
senschaft: Die Zulassungsrichtlinien, die bekanntlich 
— ich wiederhole das jetzt — voll in die Zuständig-
keitsbereiche der Länder gehören — werden von 
den Ländern bzw. mit ihrer Genehmigung von den 
jeweiligen Hochschulen erlassen. Danach werden 
40 %  der Studienplätze nach dem Jahrgang des 
Reifezeugnisses vergeben, kommen also im Regelfall 
den Absolventen des Praktikums voll zugute. Die 
restlichen 60 % der Plätze werden nach Leistung 
vergeben, wobei die Note der Vorprüfung mehrfach 
gewichtet und durch einen Bonus berücksichtigt 
wird. Da die Noten der Vorprüfung in der Regel 
besser ausfallen als die Noten des Reifezeugnisses, 
verbessern sich insofern die Zulassungschancen der 
Vorexaminierten. 

Die Bundesregierung hält diese Verbesserung der 
Zulassungschancen für gerechtfertigt, da die Vor

-

examinierten eine studienfachbezogene Leistung 
nachweisen können und bereits mit der Ausbildung 
begonnen haben. Sollte sich in den folgenden Se-
mestern die Situation dieser Gruppen über das bis-
herige Maß hinaus — das sehr viel kleiner ist, als 
Sie angenommen hatten, Herr Kollege — verschlech-
tern, wird die Bundesregierung bei den zuständi-
gen Ländern anregen, hierfür die Zulassungsricht-
linien zu überprüfen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Hauser. 

Dr. Hauser (Sasbach) (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, Sie respektieren also etwa das Urteil 
des Bundesverfassungsgerichts vom Juli des vergan-
genen Jahres, in dem den Altvorexaminierten be-
sondere Rechte bescheinigt worden sind und in dem 
es heißt, daß die Erwägungen des Gerichts im Er-
gebnis nicht nur für die Altvorexaminierten bis 1949 
gelten sollten, sondern für alle Vorexaminierten zu 
gelten hätten? 

Dr. von Dohnanyi, Parlamentarischer Staats-
sekretär beim Bundesminister für Bildung und Wis-
senschaft: Herr Kollege, es ist nicht meine Sache, 
hier Gerichtsurteile zu interpretieren. Aber es ist 
selbstverständlich, daß wir sie respektieren. Ich 
kann nur unterstreichen, was sich vorhin sagte: Wenn 
sich die Verhältnisse für die betroffenen Gruppen 
verschlechtern sollten, wird die Bundesregierung 
entsprechende Anregungen an die zuständigen Lan-
desregierungen geben. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Keine Zusatzfrage. 

Ich rufe die Frage 29 des Abgeordneten Storm 
auf. — Der Abgeordnete Storm ist nicht im Saal. 
Die Frage wird schriftlich beantwortet. Die Antwort 
wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 30 des Abgeordneten Dr. Jahn 
(Braunschweig) auf: 

Ist die Bundesregierung in der Lage, eine Ubersicht zu er-
stellen über die Unterrichtung der jungen Generation in der 
Frage der politischen Integration und der Institutionen Europas 
in den Schulen der Bundesrepublik Deutschland und sie dem 
Deutschen Bundestag zu unterbreiten? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär! 

Dr. von Dohnanyi, Parlamentarischer Staats-
sekretär beim Bundesminister für Bildung und Wis-
senschaft: Herr Präsident, ich würde die beiden 
Fragen 30 und 33 gerne im Zusammenhang beant-
worten, wenn die Möglichkeit besteht. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Dann rufe ich auch 
die Frage 33 des Abgeordneten Dr. Jahn (Braun-
schweig) auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, uber die Kultusministerkonfe-
renz auf die Lander einzuwirken, daß obligatorische Unterrichts-
stunden in der Volks-, Mittel- und Oberschule geschaffen wer-
den, in denen die Sch iller über die europaischen. Institutionen, 
die europaische Integration und die Bemühungen um die politi-
sche Union unterrichtet werden? 
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Dr. von Dohnanyi, Parlamentarischer Staats-
sekretär beim Bundesminister für Bildung und Wis-
senschaft: Die Bundesregierung setzt, was den Bun-
desländern bekannt ist, als selbstverständlich vor-
aus, daß die Schüler der verschiedenen Schularten in 
den dafür vorgesehenen und geeigneten Unterrichts-
fächern wie z. B. Geschichte, Geographie und Ge-
meinschaftskunde über dieses Thema oder diesen 
Themenkreis unterrichtet werden. Die Bundeszen-
trale für politische Bildung bietet zu diesem Unter-
richt Hilfen durch Bereitstellen entsprechenden Ma-
terials. Die Bundesregierung hält daher leine Initia-
tive in der von Ihnen angegebenen Richtung, Herr 
Kollege, bei der Kultusministerkonferenz 'im Augen-
blick nicht für erforderlich. Sie ist jedoch gern bereit, 
falls Sie dies wünschen, bei der zuständigen Konfe-
renz der Kultusminister eine Ubersicht über diesen 
Unterricht zu erbitten und sie dem Bundestag vor-
zulegen. Ich möchte nur sagen, daß solche Zusam-
menstellungen natürlich einmal eine Menge Arbeit 
machen und zum anderen auch eine gewisse Zeit 
beanspruchen. Das sollte man bei den Wünschen be-
rücksichtigen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Erste Zusatzfrage, 
Herr Dr. Jahn. 

Dr: Jahn ('Braunschweig) (CDU/CSU) : Herr 
Staatssekretär, ist Ihnen bekannt, daß eine Unter-
suchung der EWG ergibt, daß in den Lehrplänen der 
deutschen Schulen keine Unterrichtsfächer zur euro-
päischen Integration 'enthalten sind und auch nur in 
geringem Umfang in Unterrichtsfächern wie Ge-
schichte, Geographie und Staatsbürgerkunde über 
die Aufgabe unserer Zeit, nämlich die europäische 
Einigung, unterrichtet wird bzw. Informationen ge-
geben werden? Das hat eine Diskussion im Euro-
päischen Parlament nach einer einjährigen Unter-
suchung in allen sechs Ländern der Gemeinschaft er-
geben. 

Dr. von 'Dohnanyi, Parlamentarischer Staats-
sekretär beim Bundesminister für Bildung und Wis

-

senschaft: Die Bundesrepublik, Herr Kollege, hat 
bei dieser Untersuchung, soweit ich mich erinnern 
kann, nicht schlecht abgeschnitten. Richtig ist aller-
dings, daß es kein besonderes Unterrichtsfach dieser 
Art gibt. Aber die Gegenstände werden eben in an-
dere Fächer einbezogen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Teilweise I) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine zweite Zu-
satzfrage. 

Dr. Jahn (Braunschweig) (CDU/CSU) : Herr 
Staatssekretär, sind Sie mit mir der Meinung, daß 
wir mit unserer Europapolitik glaubhafter werden, 
wenn wir durch Einrichtung entsprechender Unter-
richtsfächer in den einzelnen Schulsystemen, und 
zwar durch eine Initiative über die Kultusminister-
konferenz, die junge Generation in den Schulen mit 
Ideen und Institutionen Europas vertrauter machen 
als bisher? 

Dr. von Dohnanyi,. Parlamentarischer Staats-
sekretär beim Bundesminister für Bildung und Wis-
senschaft: Herr Kollege, ich kann Ihre Meinung trotz 
mangelnder Zuständigkeit der Bundesregierung für 
diese Frage nicht teilen. Es wäre nicht zweckmäßig, 
für Aufgaben, die sich z. B. im Bereich der politi-
schen Bildung stellen, jeweils neue Unterrichts-
fächer zu schaffen. Wenn man das tun wollte, wur-
den die Lehrpläne unserer Schulen sehr bald in eine 
sehr große Unordnung geraten. Aber wie gesagt, die 
Anregung, diese Punkte in die dafür zutreffenden 
Fächer aufzunehmen, ist sicherlich wichtig. Ich sagte 
Ihnen schon: davon wird auch eine Menge bereits 
getan. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine dritte Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Jahn. 

Dr. Jahn (Braunschweig) (CDU/CSU) : Herr 
Staatssekretär, sind Sie dann bereit, der Kultusmini-
sterkonferenz vorzuschlagen, daß für den Unterricht 
über die Thematik Europa vielleicht durch eine ent-
sprechende Studiengruppe Studienpläne vorbereitet 
werden, die als Richtlinien für die Unterrichtung in 
den Volks-, Mittel- und Oberschulen aller Länder 
gelten, besonders auch über den institutionellen Be-
reich, weil Diskussionen ergeben, daß das Wissen, 
das vorhanden ist, sehr gering ist? 

Dr. von Dohnanyi, Parlamentarischer Staats-
sekretär beim Bundesminister für Bildung und Wis-
senschaft: Herr Kollege, ich glaube nicht, daß ich 
diesen Vorschlag machen kann, weil es, wie gesagt, 
nicht Aufgabe der Bundesregierung ist, dies zu tun. 
Ich will aber gerne der Kultusministerkonferenz von 
dieser Fragestunde und von Ihren Sorgen berichten 
und auf diese Weise vielleicht die Anregung geben, 
daß die von Ihnen genannten Gegenstände verstärkt 
in bestimmte Unterrichtsfächer aufgenommen wer-
den. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine letzte Zusatz-
frage. 

Dr. Jahn (Braunschweig) (CDU/CSU) : Herr 
Staatssekretär, sind Sie bereit, da wir ja über das 
Hochschulrahmengesetz auf die Länderkulturpolitik 
Einfluß zu nehmen in der Lage sind, dahin zu wir-
ken, daß, so wie es im Europäischen Parlament und 
in den Ausschüssen für alle Länder gefordert wird, 
Lehrstühle zum Thema europäische Integration, eu-
ropäische Institutionen usw. an den Universitäten 
errichtet werden? 

Dr. von Dohnanyi, Parlamentarischer Staats-
sekretär beim Bundesminister für Bildung und Wis-
senschaft: Herr Kollege, ich bedaure wirklich die 
unbefriedigende Situation,  die  ich hier für Sie da-
durch schaffe, daß ich jedesmall sagen muß, Ihren 
Wünschen nicht Rechnung tragen zu können. Das 
Hochschulrahmengesetz bezieht sich auf Art. 75 
Abs. 1 Nr. 1 a des Grundgesetzes. Dort steht, daß 
„die allgemeinen Grundsätze des Hochschulwesens" 
geregelt werden können. Es kann ganz ohne Zwei- 
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Parlamentarischer Staatssekretär Dr. von Dohnanyi 
fel nicht zu den allgemeinen Grundsätzen des Hoch-
schulwesens gezählt werden, wenn es darum geht, 
bestimmte Lehrstühle einzurichten. Es tut mir leid, 
daß ich also auch da nichts tun kann. Aber insge-
samt wird ein Bericht über diese Fragestunde die 
Kultusminister sicherlich anregen, Ihren großen Sor-
gen Rechnung zu tragen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Zu einer Zusatz-
frage Herr Abgeordneter Dr. Slotta. 

Dr. Slotta (SPD) : Herr Staatssekretär, können 
Sie bestätigen, daß es in keinem europäischen 
Staat das Unterrichtsfach „Europa — Europaintegra-
tion" gibt und daß es sich bei der europäischen 
Integration im wesentlichen um eine Frage des 
Engagements der Lehrer und der Umsetzung in 
dann vorhandene Inhalte handelt? 

Dr. von Dohnanyi, Parlamentarischer Staats-
sekretär beim Bundesminister für Bildung und Wis-
senschaft: Ich kann Ihnen hier nicht bestätigen, daß 
es dieses Lehrfach nirgends gibt. 

(Abg. Slotta: Es ist sol) 

Es ist schon schwer, zu überschauen, was in elf Bun-
desländern geschieht. Es ist mir kaum möglich, hier 
in dieser Beziehung Auskunft über alle euro-
päischen Staaten zu geben. Aber ich vermute, daß 
Sie recht haben. 

Sicherlich ist eines richtig: Es kommt eben darauf 
an, den politischen Unterricht, den Gesellschafts-
kundeunterricht so zu gestalten, daß auch diese 
wichtige Aufgabe einbezogen wird. Ich glaube, die 
Fragestunde hat dazu gedient, dieses Problem, wie 
man heute  so  schön sagt, bewußt zu machen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Noch eine Zusatz-
frage? — Nicht der Fall. 

Die Frage 31 des Abgeordneten Lenzer wird auf 
Wunsch des Fragestellers schriftlich beantwortet. 
Die Antwort wird alt Anlage abgedruckt. 

Die Frage 32 des Abgeordneten Werner wird 
schriftlich beantwortet, weil der Fragesteller nicht 
im Saal ist. Die Antwort wird als Anlage abge-
druckt. 

Die Frage 33 des Abgeordneten Dr. Jahn (Braun-
schweig) haben wir soeben erledigt. 

Die Frage 34 wurde von der Antragstellerin, der 
Abgeordneten Frau Dr. Walz, zurückgezogen. 

Die Fragen 35 und 36 des Abgeordneten Dr. 
Hubrig werden auf Wunsch des Fragestellers schrift-
lich beantwortet. Die Antworten werden als Anlage 
abgedruckt. 

Damit sind 'die Fragen aus diesem Geschäftsbe-
reich erledigt. Ich danke Ihnen, Herr Staatssekretär. 

Wir kommen zu den Fragen aus dem Geschäfts-
bereich des Bundesministers der Verteidigung. 

Die Fragen 93 und 94 des Abgeordneten Damm 
sowie die ,Fragen 95 und 96 des Abgeordneten 
Josten wurden von den Fragestellern zurückgezo-
gen. 

Für die Fragen 97 unid 98 des Abgeordneten 
Mursch (Soltau-Harburg) sowie für die Fragen 99 
und 100 des Abgeordneten Dr. Kreile wurde um 
schriftliche Beantwortung gebeten. Die Antworten 
werden als Anlage abgedruckt. 

Dann kommen wir zu den Fragen aus dem Ge-
schäftsbereich des Bundesministers für Verkehr und 
für das Post- und Fernmeldewesen.  

Die Fragen 101 und 102 des Abgeordneten Peters 
(Norden) werden schriftlich beantwortet, da der 
Fragesteller nicht im Saal ist. Die Antworten werden 
als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Fragen 103 und 104 des Abgeordneten 
Ollesch auf: 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß das Fuhren 
eines Elektrofahrzeugs nicht mehr Kenntnisse und Fahrver-
mogen erfordert als das Führen eines vergleichbaren Kraftfahr-
zeugs mit Otto-Motor? 

Ist die Bundesregierung bereit, den § 5 der StVZO dergestalt 
zu andern, daß die Aufteilung nach Betriebsarten gestrichen 
wird, wie dies international üblich ist, um den Fahrern von 
Fahrzeugen mit Elektromotoren eine zusatzliche Fahrprüfung zu 
ersparen? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär! 

Haar, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr und für das Post- und 
Fernmeldewesen: Der Herr Bundesminister des 
Innern hat auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten 
Hirsch, Dichgans, Mertes und Genossen Drucksache 
VI/2731 im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
für Verkehr am 18. Oktober 1971 u. a. folgende Ant-
wort gegeben: 

Die Beibehaltung der besonderen Fahrerlaubnis 
für Elektrofahrzeuge ist nicht nur historisch zu 
erklären, sondern hat ihren Grund in dem un-
terschiedlichen Fahrverhalten und den unter-
schiedlichen Anforderungen an den Führer sol-
cher Fahrzeuge, liegt also im Interesse der Ver-
kehrssicherheit. Schon jetzt werden bei der Um-
schreibung bestehender langjähriger Fahr-
erlaubnisse in Fahrerlaubnisse zum Führen von 
Elektrofahrzeugen weitgehend Erleichterungen 
gewährt. Die Bundesregierung prüft darüber 
hinaus zusammen mit den zuständigen obersten 
Landesbehörden und technischen Beratungsgre-
mien die Möglichkeit, noch weitergehende Er-
leichterungen für den Erwerb dieser Fahrerlaub-
nis zu schaffen. 

Ich darf noch sagen, Herr Kollege: Die erwähnte 
Prüfung ist noch nicht abgeschlossen. Sollten sich 
nach Abschluß der Prüfung Gesichtspunkte ergeben, 
die eine Änderung der bisherigen Auffassung zu-
lassen, wird eine Änderung des § 5 der Straßen-
verkehrs-Zulassungs-Ordnung in Ihrem Sinne sicher 
möglich sein. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Zu einer Zusatz-
frage Herr Abgeordneter Ollesch. 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode — 173. Sitzung. Bonn, Freitag, den 25. Februar 1972 	10009 

Ollesch (FDP) : Herr Staatssekretär, können Sie 
sich vorstellen, daß die Antwort für mich unbefrie-
digend ist, wenn ich daran denke, daß wegen der 
technischen Eigenart des Elektromotors das Führen 
eines mit ihm betriebenen Fahrzeugs unvergleichlich 
leichter ist als das Führen eines Wagens mit einem 
Otto- oder einem Dieselmotor? 

Haar, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr und für das Post- und 
Fernmeldewesen: Herr Kollege, ich hoffe, daß unser 
Haus die bereits angedeutete Prüfung möglichst 
rasch abschließt, damit wir — ich habe es in meiner 
Antwort bereits angedeutet — zu einer befriedigen-
den Lösung im Sinne ihrer Frage kommen können. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Keine Zusatzfrage 
mehr. 

Die Fragen 105 und 106 des Abgeordneten Folger 
werden schriftlich beantwortet, da der Fragesteller 
nicht im Saal ist. Die Antworten werden als Anlage 
abgedruckt. 

Die Frage 107 des Abgeordneten Storm wird eben-
falls schriftlich beantwortet, weil der Fragesteller 

nicht im Saal ist. Die Antwort wird als Anlage ab-
gedruckt. 

Die Fragen 108 und 109 des Abgeordneten Schrö-
der (Wilhelminenhof) werden auf Wunsch des Fra-
gestellers schriftlich beantwortet. Die Antworten 
werden als Anlage abgedruckt. 

Die Fragen 110 und 11 des Abgeordneten Schmidt 
(Niederselters) werden schriftlich beantwortet, weil 
der Fragesteller nicht im Saal ist. Die Antworten 
werden als Anlagen abgedruckt. 

Bei allen weiteren Fragen aus dem Ressort ist 
schriftliche Beantwortung beantragt worden. Die 
Antworten werden als Anlage abgedruckt. 

Ich danke Ihnen, Herr Staatssekretär. 

Ich stehe am Ende der Fragestunde. Ich berufe 
die nächste Sitzung des Deutschen Bundestages auf 
Mittwoch, den 1. März 1972, 9 Uhr, ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 16.56 Uhr.) 
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Anlage I 

Liste der beurlaubten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) 	beurlaubt bis einschließlich 

Dr. Böhme 25. 2. 
Bredl 4. 3. 
Dasch 3. 3. 
Dr. Dittrich 25. 2. 
Draeger *** 25. 2. 
Freiherr von und zu Guttenberg 4. 3. 
Frau Dr. Henze 18. 3. 
Kahn-Ackermann *** 26. 2. 
Lenze ( Attendorn) *** 25. 2. 
Mertes 25. 2. 
Frau Dr. Orth * 25. 2. 
Pöhler *** 25. 2. 
Richarts 25. 2. 
Rinderspacher *** 25. 2. 
Schulte (Schwäbisch Gmünd) 25. 2. 
Seefeld * 25. 2. 
Dr. Seume 25. 2. 
Springorum * 25. 2. 
Werner 25. 2. 

* Für die Teilnahme an Ausschußsitzungen des Euro-
päischen Parlaments 
*** Für die Teilnahme an Ausschußsitzungen der Ver-
sammlung der Westeuropäischen Union 

Anlage 2 	 Umdruck 260 

Antrag der  Fraktion der CDU/CSU zur Beratung 
der Großen Anfrage der Fraktion der CDU/CSU 
betr. Deutschland- und Außenpolitik (Drucksachen 
VI/2700, VI/2828). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der erfolgreiche Abschluß der Beitrittsverhand-
lungen der Gemeinschaft mit Großbritannien, 
Dänemark, Norwegen und Irland sowie die wäh-
rungs- und handelspolitischen Vereinbarungen 
mit den USA haben für den europäischen Zu-
sammenschluß eine breitere Grundlage geschaf-
fen. Der Beitritt neuer Länder bringt jedoch eine 
Reihe von politischen und institutionellen Pro-
blemen mit sich, die im Interesse einer gedeih-
licheren Weiterentwicklung der Europäischen Ge

-

meinschaft gelöst werden müssen. 

2. Die für den Herbst d. J. vorgesehene Gipfelkon-
ferenz der sechs bisherigen und der vier künfti-
gen Mitgliedstaaten der Europäischen Gemein-
schaft muß neue politische Impulse für die seit 
Jahren stagnierende innere Entwicklung der Ge-
meinschaft geben. Als konkrete Ziele muß die 
Gemeinschaft sich vor allem die weitere wirt-
schafts- und währungspolitische Integration, die 
Förderung des sozialen Fortschritts und die stu-
fenweise Errichtung einer Politischen Union set-
zen. 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

3. Die hierzu erforderlichen Schritte sind ohne Ver-
zögerung einzuleiten. Der Deutsche Bundestag 
geht davon aus, daß das freie Europa sich ohne 
Zusammenschluß zu einer politisch handlungs-
fähigen Gemeinschaft die Selbstbestimmung über 
sein Schicksal und seine Freiheit nicht bewahren 
könne. Er ist ferner davon überzeugt, daß eine 
Wirtschafts- und Währungsunion ohne gleich-
zeitige Fortschritte bei der Schaffung der Poli-
tischen Union auf die Dauer nicht funktionsfähig 
ist. 

4. Bei der Vorbereitung der Gipfelkonferenz sind 
folgende Ziele vorrangig anzustreben: 

a) die stufenweise Errichtung der Wirtschafts- 
und Währungsunion, auf der Grundlage des 
Werner-Plans, also nach einem verbindlichen 
Zeitplan, mit Maßnahmen zur Verstärkung 
des institutionellen Systems und dem Ziel 
einer Stabilitätsgemeinschaft; 

b) parallel dazu die Schaffung der Politischen 
Union der westeuropäischen Staaten nach 
einem klar festzulegenden Zeitplan; 

c) ein institutionalisierter permanenter Dialog 
mit den Vereinigten Staaten von Nord-
amerika und eine Verständigung mit den 
übrigen überseeischen Ländern des GATT 
über die notwendige Weiterentwicklung der 
Regeln des Welthandels und über die inter-
nationalen Währungsfragen; 

d) eine gemeinsame Politik gegenüber den Ent-
wicklungsländern, die der hohen Verantwor-
tung der erweiterten EWG als dem größten 
Welthandelspartner entspricht; 

e) eine gemeinschaftliche Handelspolitik gegen-
über der Sowjetunion und den osteuro-
päischen Ländern, die gleichermaßen die Ge-
schlossenheit der erweiterten EWG wie die 
Kooperation mit diesen Ländern sicherstellt. 

5. Unter Berücksichtigung der Erfahrungen der letz-
ten Jahre und im Hinblick auf die größere Kom

-

plexität der Probleme in einer erweiterten Ge-
meinschaft ist der Deutsche Bundestag der Auf-
fassung, daß die vorstehend genannten Ziele mit 
den derzeitig in der Gemeinschaft praktizierten 
Entscheidungsverfahren nicht erreicht werden 
können. Er fordert daher die Bundesregierung 
auf, sich bei der Gipfelkonferenz mit Nachdruck 
für die Stärkung der Gemeinschaftsinstitutionen 
einzusetzen. 

Dies heißt vor allem: 

a) Die Entscheidungsfähigkeit des Ministerrats 
ist erheblich zu verbessern, vor allem durch 
die Anwendung des in den Verträgen vorge-
sehenen Mehrheitsprinzips. 

b) Die Europäische Kommission muß wieder in 
die Lage versetzt werden, ihre politische 
Rolle als Vertreter des Gemeinschaftsinter-
esses in vollem Umfange wahrzunehmen; dies 
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bedeutet, daß sie nicht nur die Vorschläge 
zur Weiterentwicklung der Gemeinschaft vol-
ler Eigenverantwortung und Unabhängigkeit 
vorlegen, sondern daß sie auch weitgehende 
Befugnisse zur Durchführung der Gemein-
schaftsbeschlüsse und für die Vertretung der 
Gemeinschaft nach außen erhalten muß. 

c) Die unzulänglichen Rechte des Europäischen 
Parlaments sind durch stufenweise Übertra-
gung von Legislativ- und Kontrollbefugnissen 
sowie durch Ausbau der ihm bereits zustehen-
den Haushaltsbefugnisse auszuweiten. Im Zu-
sammenhang hiermit muß die demokratische 
Legitimation des Europäischen Parlaments 
durch die direkte Wahl seiner Mitglieder 
verstärkt werden. 

Der Deutsche Bundestag bekundet seine Ab-
sicht, die Voraussetzungen für die direkte 
Wahl der deutschen Abgeordneten im Euro-
päischen Parlament gemeinsam mit der Wahl 
zum 7. Deutschen Bundestag zu schaffen; 
diese Regelung soll so lange gelten, bis das in 
Artikel 138 III EWGV vorgesehene Verfah-
ren der allgemeinen Direktwahl in Kraft ge-
treten ist. 

Bonn, den 24. Februar 1972 

Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 

Anlage 3 	 Umdruck 261 

Antrag der Fraktionen der SPD, FDP zur Gro
-ßen Anfrage der Fraktion der CDU/CSU betr. 

Deutschland- und Außenpolitik (Drucksachen VI/2700, 
VI/2828). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der erfolgreiche Abschluß der Beitrittsverhand-
lungen der Gemeinschaft mit Großbritannien, 
Dänemark, Norwegen und Irland, der Beschluß 
über die Verwirklichung der Wirtschafts- und 
Währungsunion, die handelspolitischen Verein-
barungen mit den USA, die weltweite Regelung 
der Währungsprobleme sowie die Vertiefung 
der politischen Zusammenarbeit zwischen den 
EWG-Ländern haben seit der Haager Gipfelkon-
ferenz im Dezember 1969 den Integrationsprozeß 
in Westeuropa spürbar vorangebracht. Gleich-
zeitig wurde aber eine Reihe von Wachstums- 
und Zukunftsproblemen sichtbar, die Anlaß für 
die verstärkte Aktivität der Bundesregierung in 
der Europapolitik sind. 

2. Die für den Herbst dieses Jahres vorgesehene 
Gipfelkonferenz der sechs bisherigen und der 
vier künftigen Mitgliedstaaten der Europäischen 
Gemeinschaft muß weitere Impulse für die Ent-
wicklung dieser Gemeinschaft geben. Die Ge-
meinschaft benötigt konkrete Zielpunkte für die 
weitere wirtschaftliche Integration, die Regelung 

ihrer Außenbeziehungen sowie für die Verstär-
kung der politischen Zusammenarbeit. Sie 
braucht vor allem auch konkrete Beschlüsse zur 
Sicherung des sozialen Fortschritts ihrer Länder 
und zur stetigen Besserung der Lebens- und Be-
schäftigungsbedingungen ihrer Völker. 

3. Der Deutsche Bundestag hält es für eine Aufgabe 
höchster Priorität, ohne Verzögerung und mit. 
Nachdruck die dazu erforderlichen Schritte ein-
zuleiten. Er geht hierbei von der Erkenntnis 
aus, daß eine handlungsfähige Europäische Ge-
meinschaft neben dem Atlantischen Bündnis die 
unverzichtbare Grundlage jeder nach außen ge-
richteten Politik der Bundesrepublik Deutschland 
darstellt. 

4. Der Deutsche Bundestag unterstützt das Bemü-
hen der Bundesregierung, bei der Vorbereitung 
der Gipfelkonferenz sicherzustellen, daß folgende 
Ziele vorrangig angestrebt werden: 

a) Die stufenweise Errichtung der Wirtschafts- 
und Währungsunion, die schließlich zu einer 
gemeinsamen Wirtschaftspolitik auf der Basis 
von Stabilität und Wachstum führen muß. 
Diese ist auch im Hinblick auf die gemein-
same Agrarpolitik notwendig, weil nur so 
zu verhindern ist, daß die gemeinsame Agrar-
politik durch Währungsveränderungen zer-
stört wird. 

b) Ein institutionalisierter permanenter Dialog 
mit den USA sowie eine Intensivierung der 
Kontakte mit den GATT-Partnern zur Wei-
terentwicklung des Welthandels einschließ-
lich der internationalen Währungsfragen. 

c) Weiterer Ausbau des Systems allgemeiner 
Präferenzen gegenüber Entwicklungsländern, 
der in seinem politischen Ansatz der hohen 
Verantwortung der erweiterten EWG als dem 
künftig größten Welthandelspartner ent-
spricht. 

d) Die Verwirklichung der gemeinsamen auf 
Kooperation angelegten Handelspolitik auch 
gegenüber den Staatshandelsländern als wich-
tige Ergänzung zu einer Politik der Entspan-
nung und des Friedens in Europa. 

5. Der Deutsche Bundestag erwartet von der Bun-
desregierung, daß sie sich auf der Gipfelkonfe-
renz mit Nachdruck zugunsten von konkreten 
Beschlüssen für die Stärkung der Institutionen 
der Gemeinschaft einsetzt, wobei Effizienz der 
Beschlußfassung und demokratische Mitwirkung 
Hauptkriterien sind. 

Dies heißt im Hinblick auf die neuen Aufgaben 
der Gemeinschaft vor allem: 

a) Größere Entscheidungsfähigkeit des Minister-
rates, um ihn in die Lage zu versetzen, den 
zu erwartenden erhöhten Anforderungen ge-
recht zu werden. 

b) Erhaltung und Stärkung der Europäischen 
Kommission als politisches und als sachlich 
qualifiziertes Organ, das in der Lage ist, durch 
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Vorlage nicht nur von Einzelvorschlägen, son-
dern von koordinierten Programmen, die Mit-
gliedstaaten vor eine gemeinsame Verant-
wortung zu stellen. 

c) Erheblicher Ausbau der bislang unzulängli-
chen Rechte des Europäischen Parlaments, ins-
besondere durch stufenweise Übertragung le-
gislativer Befugnisse im Rahmen der Gesetz-
gebung der Gemeinschaft. 

6. Der Deutsche Bundestag befürwortet die direkte 
Wahl des Europäischen Parlaments auf der 
Grundlage des Artikels 138 Nr. 3 des EWG-Ver-
trages. Er fordert die Bundesregierung auf, sich 
im Ministerrat der Gemeinschaft dafür einzuset-
zen, daß unverzüglich Vorschläge für diese Wahl 
entwickelt werden, die dem jetzigen Stand der 
Integration Rechnung tragen. Hierbei sollte der 
Wahlentwurf des Europäischen Parlaments aus 
dem Jahre 1960 als Grundlage dienen, damit nach 
der Erweiterung der EWG im nächsten Jahre ge-
meinsame Beschlüsse zur Direktwahl des Euro-
päischen Parlaments erreicht werden. 

Bonn, den 24. Februar 1972 

Wehner und Fraktion 
Mischnick und Fraktion 

Anlage 4 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Doh-
nanyi vom 23. Februar 1972 auf die Mündlichen Fra-
gen des Abgeordneten Dr. Probst (CDU/CSU) (Druck-
sache VI/3165 Fragen A 21 und 22) : 

Welche deutsch-französischen Abkommen über wissenschaftlich

-

technische Zusammenarbeit bestehen z. Z. (1972), und welche Ab-
sichten hat die Bundesregierung über den weiteren Ausbau der 
deutsch-franzosischen Zusammenarbeit im wissenschaftlich-tech-
nischen Bereich? 

Welche Abkommen über wissenschaftlich-technische Zusammen-
arbeit bestehen z. Z. zwischen deutschen staatlichen Behorden, 
Organisationen und überwiegend vom Bund geförderten For-
schungseinrichtungen und entspredienden osteuropaischen Insti-
tutionen? 

Zur ersten Frage: 

Die deutsch-französische Zusammenarbeit im wis-
senschaftlich-technischen Bereich findet zu einem 
großen Teil im Rahmen europäischer und internatio-
naler Organisationen statt, wie insbesondere EWG 
(Euratom), CERN, ELDO, ESRO, ESO und EMBC. 

Im bilateralen Rahmen gibt es aber ebenfalls 
zahlreiche Einzelabmachungen, die im Sinne des 
deutsch-französischen Vertrages vom 22. Januar 
1963 geschlossen wurden und den Geschäftsbereich 
fast aller Bundesressorts berühren. 

Die wichtigsten aus dem Bereich des Bundesmini-
steriums für Bildung und Wissenschaft sind: 

Abkommen vom 19. Januar 1967 über die gemein-
same Errichtung und den Betrieb des deutsch-fran

-

zösischen Höchstflußreaktors des Max von Laue

-

Paul Laggeoin-Instituts in Grenoble; 

Abkommen vom 6. Juni 1967 irber den Bau, den 
Start und die Nutzung eines experimentellen Fern-
meldesatelliten (Symphonie) ; 

Vertrag vom 1. Dezember 1971 zwischen Max-
Planck-Gesellschaft und Centre National de la 
Recherche Scientifique über Ausbau und gemein-
same Benutzung des französischen Hochfeld-Magnet-
labors in Grenoble. 

Zu erwähnen sind ferner Vereinbarungen auf 
dem Gebiet der Bodenforschung (Austausch von 
Geologen, Kartenaufnahme etc.) und der Meeres-
forschung (gemeinsame Messungen und Auswer-
tung) sowie Verträge zwischen Forschungsorganisa-
tionen und großen Industriefirmen beider Länder. 

Forschungsfragen werden schließlich auch z. B. 
durch die Vereinbarung vom 5./6. Juli 1971 über 
die Einsetzung eines deutsch-französischen Arbeits-
ausschusses für Umweltfragen mit einer Reihe von 
Expertengruppen und die Vereinbarung vom 9. März 
1971 über die Bildung eines deutsch-französischen 
Sachverständigengremiums für Städtebau, städte-
bauliche Forschung, Rationalisierung und Industria-
lisierung des Bauwesens berührt. 

Auch künftig wird die Bundesregierung die zahl-
reichen Ansätze für eine technisch-wissenschaftliche 
Zusammenarbeit mit Frankreich fördern und dabei 
je nach dem Interesse weiterer Staaten teils die 
bilaterale, teils die multilaterale Zusammenarbeit 
suchen. 

Zur zweiten Frage: 

Die Bundesregierung hat bisher mit osteuro-
päischen Staaten noch keine Abkommen geschlos-
sen, die sich schwerpunktmäßig mit Fragen der wis-
senschaftlich-technischen Zusammenarbeit befassen. 
Folgende Abkommen beschäftigen sich jedoch unter 
anderem auch mit einer wissenschaftlichen Koopera-
tion: 
1. Abkommen über kulturelle und wissenschaftliche 

Zusammenarbeit zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Sozialistischen Föderation 
Republik Jugoslawien vom 28. Juli 1969. 
(Schwerpunkt: kulturelle Zusammenarbeit) 

2. Langfristige Abkommen zwischen der Regierung 
der Bundesrepublik Deutschland und der Regie-
rung der Tschechoslowakischen Sozialistischen 
Republik über den Warenverkehr und die Ko-
operation auf wirtschaftlichem und wissenschaft-
lich-technischem Gebiet vom 17. Dezember 1970. 
(Schwerpunkt: wirtschaftliche Zusammenarbeit) 

3. Langfristiges Abkommen zwischen der Regierung 
der Bundesrepublik Deutschland und der Regie-
rung der Volksrepublik Polen über den Waren-
verkehr und die Zusammenarbeit auf wirtschaft-
lichem und wissenschaftlich-technischem Gebiet 
vom 15. Oktober 1970. 
(Schwerpunkt: wirtschaftliche Zusammenarbeit) 

Während mit Jugoslawien noch für dieses Jahr 
erste konkrete Maßnahmen einer Zusammenarbeit 
im wissenschaftlich-technischen Bereich beabsichtigt 
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sind, befinden sich die diesbezüglichen Kontakte zur 
UdSSR, zu Polen, zur CSSR und anderen osteuro-
päischen Ländern noch in einer exploratorischen 
Phase. 

Zwischen nichtstaatlichen Stellen bestehen zur 
Zeit folgende schriftliche Vereinbarungen: 

1. Vereinbarung über die wissenschaftliche Zu-
sammenarbeit zwischen der Deutschen For-
schungsgemeinschaft (DFG) und der Akademie 
der Wissenschaften der UdSSR vom 28. Septem-
ber 1970. 
(Schwerpunkt: Wissenschaftleraustausch) 

2. Vereinbarung zwischen dem Deutschen Akade-
mischen Austauschdienst (DAAD) und der Polni-
schen Akademie der Wissenschaften über einen 
Wissenschaftleraustausch und die Vergabe von 
Forschungsstipendien vom 10. Oktober 1970. 

3. Vereinbarung zwischen dem Deutschen Akade-
mischen Austauschdienst (DAAD) und der Tsche-
choslowakischen Akademie der Wissenschaften 
über Wissenschaftleraustausch vom 15. April 
1965. 

Anlage 5 

Schriftliche Antwort 

I des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von 
Dohnanyi vom 25. Februar 1972 auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Dr. Dr. h. c. Bechert 
(Gau-Algesheim) (SPD) (Drucksache VI/3165 Fragen 
A 23 und 24) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, da das stillgelegte Salzberg-
werk Asse II bei Wolfenbuttel für die Entlagerung von Atom-
mull aus der Bundesrepublik Deutschland vorgesehen ist, daß die 
ebenfalls bei Wolfenbuttel gelegenen stillgelegten Salzschächte 
Asse I und Asse III, der eine 1906, der  andere 1924, ersoffen 
sind? 

Welche Maßnahmen sind vorgesehen, wenn Atommull in gro-
ßerem Umfang in Asse II gelagert ist und das Bergwerk eben-

falls zu ersaufen droht? 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß bei der 
Schachtanlage Asse I im Jahre 1906 infolge unsach-
gemäßen Abbaus der sogenannten Hutsalze am Salz-
spiegel ein Wassereinbruch aufgetreten ist, so daß 
die Anlage aufgegeben werden mußte. Die Schacht-
anlage Asse III ist im Rahmen der in den zwanziger 
Jahren durch das Reichskaligesetz begünstigten 
Stillegung von Salzbergwerken im Jahre 1926 — 
nicht 1924 — aufgegeben worden, also nicht auf 
Grund eines 4 Jahre vorher (1922) erfolgten Laugen-
einbruchs. Nach der Stillegung im Jahre 1926 ist 
die Anlage Asse III mit Wasser vollgelaufen. 

Ein Wassereinbruch in das stillgelegte Salzberg-
werk Asse II kann, wie mehrere wissenschaftliche 
Gutachten ergeben haben, mit an Sicherheit gren-
zender Wahrscheinlichkeit ausgeschlossen werden. 
Die Wasser- bzw. Laugeneinbrüche in die Anlagen 
I und III sind während des Abbaus erfolgt. Im Salz-
bergwerk Asse II ist der Salzabbau indessen bereits 
im Jahre 1964 eingestellt worden. 

Im Fall eines — äußerst unwahrscheinlichen — 
sehr starken Wasssereinbruchs in das Salzbergwerk 
Asse II würde die Grube allmählich mit Wasser ge-
füllt und als Endlager für die weitere Einlagerung 
radioaktiver Abfälle aufgegeben werden müssen. 
Es ist vorgesehen, den Schacht dann durch Setzen 
eines Betonpropfens zu verschließen und die bereits 
bestehende Überwachung des Grundwassers, der 
Quellen, Oberflächengewässer und Trinkwasser-
versorgungsanlagen durch 56 Meßstellen sowie die 
Überwachung der Aktivität der Luft in der Um-
gebung der Anlage — wegen der in der Grube ver-
bleibenden radioaktiven Abfälle — weiterzuführen. 

Die in der vollgelaufenen Grube befindlichen ra-
dioaktiven Abfälle stellen keine Gefahr für die Um-
gebung des Salzbergwerks dar, da insbesondere 
eine Verseuchung des Grundwassers durch folgende 
Vorsorgemaßnahmen ausgeschlossen ist. 

1. Die in dem Salzbergwerk gelagerten radioakti-
ven Abfälle sind alle in einen festen Zustand 
überführt worden. 

2. Sämtliche Abfälle befinden sich überdies in einer 
Metallverpackung. 

Eine zusätzliche natürliche Sicherheit stellt die 
Tatsache dar, daß die sich bei einem Wassereinbruch 
allmählich bildende gesättigte Salzlösung die vor-
handenen Hohlräume der Grube verfüllt und ab-
dichtet, so daß die Lösung nicht ins Grundwasser 
gelangen kann. Die Abdichtung beruht auf dem 
spezifischen Verhalten der gesättigten Salzlösung. 

Anlage 6 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von 
Dohnanyi vom 25. Februar 1972 auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Storm (CDU/CSU) (Druck-
sache VI/3165 Frage A 29) : 

Kann die Bundesregierung angeben, wie sie der prekaren 
Finanzsituation der Deutschen Studentenkrankenversicherung 
(DSKV) im Sommersemester 1972 begegnen wird? 

Die Hauptversammlung der Deutschen-Studenten-
Krankenversorgung hat am 1. Februar 1972 den 
Semesterbeitrag je vollversicherter Student auf 
115 DM festgesetzt. Dieser inzwischen vom Bundes-
aufsichtsamt für das Versicherungs- und Bauspar

-

wesen genehmigte Tarif sichert eine leistungsfähige 
Krankenversorgung im Sommersemester 1972. 

Anlage 7 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Doh-
nanyi vom 24. Februar 1972 auf die Mündliche Frage 
des Abgeordneten Lenzer (CDU/CSU) (Drucksache 
VI/3165 Frage A 31) : 
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Wie beurteilt die Bundesregierung die Forschungsergebnisse 
des Atomschiffes Otto Hahn", und welche Plane bestehen fur 
die Zukunft auf dem Sektor reaktorangetriebener Schiffe? 

Im 3. Deutschen Atomprogramm heißt es zum 
Thema „Schiffsreaktoren": Sobald ausreichende Be-
triebserfahrungen mit der „Otto Hahn" vorliegen 
und die Entwicklung von Kernreaktoren für Schiffs-
antriebe einen Stand erreicht hat, der den Betrieb 
von Kernenergieschiffen für die deutsche Handels-
schiffahrt kommerziell interessant erscheinen läßt, 
wird eine den Demonstrationskraftwerken vergleich-
bare Förderung eines Schiffes erwogen werden. 
Studien zur Weiterentwicklung von Schiffsreaktoren 
sollen auf besonders aussichtsreich erscheinende Bau-
linien konzentriert werden. 

Die bisherigen Betriebserfahrungen mit der „Otto 
Hahn" sind technisch voll zufriedenstellend. Das 
Schiff hat bisher rd. 60 Reisen, davon etwa 25 Fracht-
fahrten, unternommen und rd. 170 000 Seemeilen zu-
rückgelegt. Dabei sind keine Schäden an der An-
triebsanlage beobachtet worden, die zu einem Ab-
schalten der Anlage und einem Zurückgreifen auf 
den Hilfsantrieb geführt hätten. Der Erstkern des 
Reaktors wird in Kürze planmäßig durch einen 2., 
weiterentwickelten Kern höherer Leistungsdichte er-
setzt werden. 

Der Betrieb des Schiffes hat das Reaktor-Konzept 
des fortgeschrittenen Druckwasserreaktors bestätigt; 
für seine Fortentwicklung zum integrierten Druck-
wasserreaktor konnte bereits eine Lizenz nach Ja-
pan vergeben werden. 

Anlage 8 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von 
Dohnanyi vom 24. Februar 1972 auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Werner (CDU/CSU) 
(Drucksache VI/3165 Frage A 32) : 

Wird die Bundesregierung, soweit sie darauf Einfluß nehmen 
kann, der Tendenz an den Universitäten, die sogenannten klei-
nen Fadier zugunsten technischer oder sogenannter „wichtigerer" 
Facher einzuschranken, entgegentreten, oder ist sie der Meinung, 
daß wir uns in Deutschland den Luxus leisten konnen, diese 

,,kleinen Fallher" verkümmern zu lassen? 

Die Bundesregierung — Sie deuten das auch schon 
in Ihrer Frage an — hat nur wenig Einfluß auf den 
Umfang, in dem einzelne Fächer an den Hochschulen 
in der Bundesrepublik angeboten werden. Sie hält 
aber die von den Ländern vertretene Ansicht, daß 
gerade in den „kleineren Fächern" eine Konzentra-
tion notwendig sei, für wichtig und für einen guten 
Weg, der „Verkümmerung" dieser Fächer entgegen-
zuwirken. Angesichts der Knappheit an wissenschaft-
lichem Personal und an finanziellen Mitteln ist es 
nicht mehr möglich, künftig jede Hochschule in allen 
Fachrichtungen in gleicher Weise komplett auszu-
statten. Es ist vielmehr erforderlich, daß zwischen 
Universitäten eine Arbeitsteilung durch Beschrän-
kung auf Forschung- und Lehrschwerpunkte erfolgt. 

Anlage 9 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Doh-
nanyi vom 25. Februar 1972 auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Dr. Hubrig (CDU/CSU) 
(Drucksache VI/3165 Fragen A 35 und 36) : 

In welcher Hohe und zu welchem Zweck hat die Firma Infra-
test in Munchen seit 1969 von der Bundesregierung Gutachten und 
Forschungsauftrage zur Bearbeitung übernommen? 

Trifft es zu, daß die Firma Infratest vom Bundesministerium 
fur Bildung und Wissenschaft 1m Januar 1972 einen Forschungs-
auftrag zum Problem der Effizienz der Forschungsprojekte der 
Gesellschaft fur Kernforschung (GfK) in Karlsruhe erhalten hat? 

Es ist nicht möglich, kurzfristig verbindlich fest-
zustellen, welche Aufträge die Firma Infratest von 
der Bundesregierung erhalten hat. Vom BMBW hat 
die Firma Infratest seit 1969 einen Auftrag erhalten: 
1971 hat Infratest eine statistische Voruntersuchung 
für eine Erhebung erhalten, die möglicherweise die 
Gründe ermitteln soll, was ausgebildete Lehrer ver-
anlasse, ihren Beruf nicht anzutreten, aufzugeben 
oder nicht wieder aufzunehmen. Die Kosten betra-
gen 13 300 DM. Über den Hauptauftrag wird erst 
nach der Voruntersuchung entschieden. Der Eingang 
des schriftlichen Berichts der Voruntersuchung wird 
in den nachsten Wochen erwartet. 

Einen im zweiten Teil Ihrer Frage angesprochenen 
Auftrag hat die Firma Infratest vom BMBW nicht 
erhalten. 

Anlage 10 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Genscher vom 24. Februar 1972 
auf die Mündlichen Fragen des Abgeordneten Dr. 
Schmitt-Vockenhausen (SPD) (Drucksache VI/3165 
Fragen A 39 und 40) : 

Trifft es zu, daß mit der Eroffnung des Terminals Mitte die 
personelle Lage des Grenzschutz-Einzeldienstes im Flughafen 
Frankfurt/Main noch schwieriger fur die dortigen Mitarbeiter 
wird und daß auch bei anderen Dienststellen des Grenzschutz-
Einzeldienstes über die schwierige Personalsituation geklagt 
wird? 

Was kann Zug um Zug zur Beseitigung dieser Schwierigkeiten 
geschehen? 

Mit dem Ausbau des Flughafens Frankfurt/Main 
soll die Flugabfertigung u. a. dadurch erleichtert 
werden, daß die Wege für die Fluggäste verkürzt 
werden. Das zwingt zu einer Dezentralisation der 
grenzpolizeilichen Kontrolle, die wesentlich perso-
nalaufwendiger ist.  

Die Bundesregierung ist sich bewußt, daß dadurch 
eine weitere personelle Verstärkung der Grenz-
schutzstelle auf dem Flughafen Frankfurt/Main not-
wendig wird. Diese Grenzschutzstelle war schon in 
den vergangenen Jahren wegen des ansteigenden 
Verkehrsaufkommens laufend zu Lasten anderer 
Grenzschutzstellen verstärkt worden. Bis zur Zu-
weisung neuer Stellen muß auf weitere Beamte von 
anderen Grenzübergängen zurückgegriffen werden. 
Der Bundesregierung ist darüber hinaus bekannt, 
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daß die personelle Ausstattung des Grenzschutzein-
zeldienstes generell unzureichend ist. Seine Aufga-
ben sind in den vergangenen Jahren durch den star-
ken Anstieg des grenzüberschreitenden Verkehrs 
wesentlich gestiegen, ohne daß zusätzliche Planstel-
len geschaffen worden sind. Das lag daran, daß zeit-
weilig der Weiterbestand des Grenzschutzeinzel-
dienstes in Frage gestellt worden war. Nachdem je-
doch Übereinstimmung über die Notwendigkeit des 
Fortbestandes des Grenzschutzeinzeldienstes erzielt 
ist, gehe ich davon aus, daß in den kommenden 
Haushalten der personelle Nachholbedarf abgebaut 
werden kann. 

Anlage 11 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Berkhan vom 
24. Februar 1972 auf die Mündlichen Fragen des 
Abgeordneten Mursch (Soltau-Harburg) (CDU/CSU) 
(Drucksache VI/3165 Fragen A 97 und 98) : 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß es zweckmäßig 
ist, vor dem Kasernentor ein Offiziersheim, ein Unteroffiziers-
heim und ein Soldatenheim in verhältnismäßig kurzen Abstan-
den voneinander zu bauen? 

Was halt die Bundesregierung von der Moglichkeit, in solchen 
Fallen Offiziersheim, Unteroffiziersheim und Soldatenheim in 
einem Heim mit getrennten Raumen, aber mit einheitlichem 
Wirtschaftsbetrieb, zu erstellen? 

Bei den Unteroffizier- und Offizierheimen handelt 
es sich um dienstliche Betreuungseinrichtungen, die 
vor allem dazu dienen sollen, das Zusammengehörig-
keitsbewußtsein der Unteroffiziere und Offiziere zu 
festigen. Soldatenheime — die außerdienstliche Be-
treuungseinrichtungen sind — dienen dagegen vor

-

nehmlich der Kontaktpflege zur Zivilbevölkerung. 
Sie sind für Soldaten aller Dienstgrade bestimmt. 

Ich stimme Ihnen zu, daß es nicht zweckmäßig ist, 
diese Heime in verhältnismäßig kurzen Abständen 
voneinander vor dem Kasernentor zu bauen. 

Der in Ihrer 2. Frage anklingende Gedanke, Un-
teroffizier-, Offizier- und Soldatenheime in einem 
Gebäude zu vereinigen, läßt sich nicht verwirklichen, 
da Soldatenheime, wenn sie ihren Zweck erfüllen 
sollen, nur außerhalb des Kasernenbereichs errichtet 
werden können. 

Die Zweckmäßigkeit der Zusammenlegung aller 
innerhalb eines Kasernenbereichs zu errichtenden 
Betreuungseinrichtungen in einem Gebäude, wird 
zur Zeit noch geprüft. 

Anlage 12 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Berkhan vom 
24. Februar 1972 auf die Mündlichen Fragen des 
Abgeordneten Dr. Kreile (CDU/CSU) (Drucksache 
VI/3165 Fragen A 99 und 100) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, ob die für die Einberufung 
zum Wehrdienst zustandigen Dienststellen der US-Streitkrafte den 
von einem Wehrpflichtigen amerikanischer und gleichzeitig deut-
scher Staatsangehorigkeit in der Bundesrepublik Deutschland 
geleisteten Grundersatzdienst mit befreiender Wirkung fur den 
Wehrdienst in der US-Armee anerkennen? 

Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregierung gegebenen-
falls zu ergreifen, um die Anerkennung eines in der Bundes-
republik Deutschland geleisteten Grundersatzdienstes durch die 
zuständigen US-Militardienststellen ebenso , sicherzustellen wie 
die Ableistung des Wehrdienstes? 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, wie sich 
die Einberufungsstellen der US-Streitkräfte in einem 
solchen Falle verhalten würden. Bisher sind Fälle 
dieser Art nicht an die Bundesregierung herange-
tragen worden. Es bestand daher kein Anlaß, Über-
legungen wegen der Anrechnung des Grundersatz-
dienstes auf den in den US-Streitkräften zu leisten-
den Wehrdienst anzustellen. 

Anlage 13 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar vom 
25. Februar 1972 auf die Mündlichen Fragen des 
Abgeordneten Peters (Norden) (SPD) (Drucksache 
VI/3165 Fragen A 101 und 102) : 

Wieweit sind die Bemühungen der Bundesregierung und der 
beteiligten Bundesländer konkretisiert worden, zur Abwehr der 
permanenten Ölverschmutzung der Nordsee und zur Bekämpfung 
der Auswirkungen von Tankerunfallen entsprechend den Empfeh-
lungen des Ölunfallausschusses See/Kuste einen routinemäßigen 

Überwachungsdienst und ein Melde- und Alarmsystem an der 
deutschen Nordseekuste einzurichten? 

Welche Hilfsmittel stehen gegenwärtig den zuständigen deut-
schen Dienststellen unmittelbar zur Verfügung, um bei Tank-
schiffunfallen sofort wirkungsvolle Schutzmaßnahmen gegen Öl-
verseuchung der Kuste einleiten zu können? 

Entsprechend dem Übereinkommen zur Zusam-
menarbeit bei der Bekämpfung von Ölverschmut-
zungen der Nordsee vom 22. Oktober 1969 (Bundes-
gesetzblatt II, Seite 2066) ist vom Ölunfallausschuß 
See/Küste in der Radarzentrale des Wasser- und 
Schiffahrtsamtes Cuxhaven eine zentrale Melde-
stelle für größere Ölunfälle in  der  Nord- und Ostsee 
eingerichtet worden. 

Die  beteiligten Bundesstellen und Küstenländer 
haben die für den Alarmplan vorgesehenen Mit-
glieder und deren Stellvertreter benannt. 

Diese , Bundes- und Länderbevollmächtigten bil-
den die für die Bekämpfungsmaßnahmen notwen-
dige Einsatzleitungsgruppe, die bei Bedarf sofort 
zusammengerufen wird. 

Ein routinemäßiger Überwachungsdienst ist nicht 
vorgesehen, da sich gezeigt hat,  daß größere Öl-
unfälle durch Meldungen von Handelsschiffen oder 
Seeschiffen im öffentlichen Dienst sowie von  den. 

 Anliegerstaaten .der Norsee in jedem Fall  sofort 
und unverzüglich bekanntwerden. 

Darüber hinaus hat die Bundesrepublik Deutsch-
land zur Abwehr der  Gefahren, die von Tankern 
nach einer Kollision oder Strandung ausgehen, bei 
der Zwischenstaatlichen Beratenden Seeschiffahrts-
Organisation (IMCO) in London beantragt, die Ein- 
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richtung eines besonderen Schiffahrtsweges für Tan-
ker in der südlichen Nordsee zu billigen. 

Ein einfaches Sprühsystem für Dispergatoren, 
welches auf einigen seegängigen. Schiffen der Was-
ser- und Schiffahrtsverwaltung installiert werden 
kann, steht zur Verfügung. Chemikalien für den 
Sofort-Einsatz lagern in Cuxhaven. 

Eine Bestandsaufnahme der Geräte (Ölsperren, 
-absauger) und Bekämpfungsmittel (Bindemittel, 
Chemikalien) liegt dem Ölunfallausschuß See/Küste 
vor. 

Anlage 14 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar vom 
25. Februar 1972 auf die Mündliche Frage des Abge-
ordneten Storm (CDU/CSU) (Drucksache VI/3165) 
Frage A 107): 

Kann die Bundesregierung sagen,  welches  die Gründe sind für 
die vier- bis funfmonatige Dauer bel der Bearbeitung von Fahr-
gelderstattungsantragen bei der Deutschen Bundesbahn, und 
ware es aus Grunden der Zeitersparnis nicht besser und kosten-
sparender, die Fahrgelderstattungsbetrage an allen Bahnhofen der 
Deutschen Bundesbahn bar auszuzahlen, ähnlich wie es bei den 
TEE/IC-Gutscheinen gehandhabt wird? 

Nach Auskunft der Deutschen Bundesbahn wurde 
die Bearbeitung der Anträge auf Fahrgelderstattung, 
die vorher auf zahlreiche Stellen verteilt war, der 
Zentralen Verkaufsleitung in Frankfurt/Main über-
tragen. Da sich die Verkaufsleitung im vergangenen 
Jahr im Aufbau befand und die Besetzung mit dem 
erforderlichen Personal auf Schwierigkeiten stieß, 
hat sich zunächst die Bearbeitung der Anträge ver-
zögert. Die Bundesbahn bedauert dies. Sie hat in-
zwischen für Abhilfe gesorgt. 

Bei 'der Behandlung der Anträge ist jeweils die 
Rechtslage zu prüfen. Es ist, soweit gesetzliche An-
sprüche nicht bestehen, darüber zu entscheiden, 
ob aus Billigkeitsgründen ganz oder teilweise er-
stattet werden soll. Diese Aufgabe kann den Bedien-
steten an den Fahrkartenschaltern schon deshalb 
nicht übertragen werden, weil sonst die flüssige 
Bedienung der Kunden beeinträchtigt würde. Eine 
Ausnahme gilt nur für ganz problemlose Fälle. 

Anlage 15 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar vom 
25. Februar 1972 auf die Mündlichen Fragen des 
Abgeordneten Schröder (Wilhelminenhof) (CDU/ 
CSU) (Drucksache VI/3165) Fragen A 108 und 109) : 

Wann rechnet die Bundesregierung mit dem Ausbau der 
Bundesautobahn Bonn—Emden in ihren wichtigsten Strecken-
abschnitten, nachdem im Haushaltsplan 1972 fur den Ausbau 
dieser Autobahn keine Mittel ausgewiesen sind? 

Halt es die Bundesregierung unter den gegebenen finanziellen 
Umstanden nicht für zweckmäßig, vordringlich die Bundesstraße 
72 auszubauen, um damit einen Anschluß an die Hansa-Linie zu 
erreichen? 

Die Bundesautobahn Bonn—Emden, die mit mehr 
als 50 % ihrer Streckenlänge in die 1. Dringlichkeit 
des Bedarfsplanes für die Bundesfernstraßen einge

-

stuft wurde, ist keine Schwerpunktmaßnahme des 
1. Fünfjahresplanes 1971 bis 1975. Entsprechend der 
Einplanung im 1. Fünfjahresplan und dem Stand der 
planerischen Vorbereitungen für die wichtigen Teil-
abschnitte Wermelskirchen—Bottrop und Papenburg 
—Leer wird mit dem Neubau voraussichtlich gegen 
Ende des 1. Fünfjahresplanes begonnen werden kön-
nen. 

Seit der Aufstufung des Straßenzuges Hesel-
Friesoythe—Cloppenburg—Schneiderkrug zur B 72 
im Jahre 1961/62 hat sich die Bundesregierung um 
die Verbesserung der B 72 als sog. Ostfrieslandzu-
bringer zur Bundesautobahn Hansalinie im Rahmen 
der finanziellen Möglichkeiten besonders bemüht. 
So sind die Abschnitte von Cloppenburg/ Varrel-
busch bis Sedelsberg und von Filsum bis südlich 
Hesel schon ausgebaut worden, 

Der Ausbau wird systematisch fortgesetzt. Des-
halb sind die noch fehlenden Abschnitte Varrel-
busch—Schneiderkrug mit Ortsumgehung Cloppen-
burg sowie Sedelsberg—Strücklingen (B 438) —Fil

-

sum im „Ausbauplan für die Bundesfernstraßen in 
den Jahren 1971 bis 1985" in Dringlichkeit I einge-
stuft worden. Zwischen Sedelsberg und Scharrel sind 
bereits umfangreiche Bauarbeiten im Gange; für die 
übrigen Teilstrecken sind Planfeststellungsverfah-
ren nach §§ 17/18 Fernstraßengesetz in Durchführung 
begriffen. Fast durchweg muß die B 72 auf neue 
Trasse gelegt werden. 

Zur Beseitigung der Abseitslage Emdens im Bun

-

desfernstraßennetz ist die neue B 72 a Hesel-
Emden vorgesehen. Die Teilstrecke Hesel—Neer-
moor ist seit 1964 unter Verkehr. Im anschließenden 
Neubauabschnitt Neermoor—Simonswolde laufen 
umfangreiche, wegen des sehr ungünstigen Unter-
grundes technisch höchst schwierige und finanziell 
kostspielige Bauarbeiten. 

In der Öffentlichkeit wurden die bisher erzielten 
Verbesserungen der Verkehrsverhältnisse Ostfries-
land—Hansalinie anerkannt. 

Anlage 16 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar vom 
25. Februar 1972 auf die Mündlichen Fragen des 
Abgeordneten Schmidt (Niederselters) (SPD) (Druck-
sache VI/3165 Fragen A 110 und 111) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß jahrlich über 20 000 Ver-
kehrsunfalle durch herabfallende Ladungen, fehlerhafte Beladung 
oder Überbesetzungen verursacht werden, von denen nach einer 
offiziellen Statistik allein im Jahr 1969 fast 100 Unfalle todlich 
verliefen? 

Was hat die Bundesregierung getan oder was gedenkt sie zu 
tun, um die Eigner von Nutzlastfahrzeugen durch entsprechende 
gesetzgeberische Maßnahmen (z. B. Verpflichtung zur Anbrin-
gung von Schutznetzen) zu veranlassen, das Sicherheitsrisiko 
bei Schuttgutern, an dessen Minderung auch die Gewerbeorga-
nisationen und Haftpflichtversicherer sehr interessiert sein durf-
ten, herabzusetzen? 
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Es trifft nicht zu, daß jährlich über 20 000 Straßen-
verkehrsunfälle durch „fehlerhafte Beladung oder 
Besetzung der Fahrzeuge" verursacht wurden. 

Bei Unfällen mit Personenschaden, mit Sachscha-
den und bei Unfällen mit Getöteten hat das Stati-
stische Bundesamt diese Unfallursache im Jahre 
1969 bei Fahrzeugen aller Art insgesamt 1 995 mal 
registriert, bei Kraftfahrzeugen 1 723 mal. 

Nach § 22 Abs. 1 Straßenverkehrs-Ordnung ist die 
Ladung der Fahrzeuge verkehrssicher zu verstauen 
und gegen Herabfallen besonders zu sichern. Die 
Allgemeine Verwaltungsvorschrift zu dieser Bestim-
mung führt hierzu aus: 

„Schüttgüter, wie Kies, Sand, aber auch gebün-
deltes Papier, die auf Lastkraftwagen beför-
dert werden, sind in der Regel nur dann gegen 
Herabfallen besonders gesichert verstaut, wenn 
durch überhohe Bordwände, Planen oder ähn-
liche Mittel sichergestellt ist, daß auch nur un-
wesentliche Teile der Ladung nicht herabfallen 
können." 

Diese ins einzelne gehenden Vorschriften wurden 
zum Schutz der Verkehrsteilnehmer vor Unfällen 
in die Straßenverkehrs-Ordnung vom 16. November 
1970 und die Verwaltungsvorschriften vom 24. No-
vember 1970 aufgenommen. Die Kontrolle zur Ein-
haltung dieser Vorschriften ist Angelegenheit der 
Länder. 

Anlage 17 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar vom 
25. Februar 1972 auf die Mündliche Frage des Ab-
geordneten Büchner (Speyer) (SPD) (Drucksache 
VI/3165 Frage A 112) : 

Ist die Bundesregierung bereit, Moglichkeiten zu schaffen, daß 
die Paketzustellungsgebuhr bereits vom Absender entrichtet wer-
den kann? 

Im Laufe der Jahre sind mehrere Verfahren er-
probt worden, um die Zahlung und Verrechnung 
der Paketzustellgebühr zu vereinfachen. Darunter 
befand sich auch die von Ihnen vorgeschlagene Re-
gelung, die Paketzustellgebühr zusammen mit der 
Paketgebühr vom Absender zu erheben. Hierbei 
ergaben sich jedoch vor allem Schwierigkeiten in 
der Behandlung der Abholersendungen. Die Abholer 
verlangten die Erstattung der vorausbezahlten Zu-
stellgebühr mit der Begründung, daß die Post keine 
entsprechende Leistung dafür erbringe. Die Bear-
beitung dieser Anträge erforderte einen erheblichen 
Verwaltungsaufwand. 

Hinzu kam, daß die Absender in der Regel nicht 
wußten, ob der Empfänger Abholer ist. Sie waren 
deshalb in den meisten Fällen nicht bereit, die Zu-
stellgebühr im voraus zu entrichten. Von der Mög-
lichkeit der Vorauszahlung wurde deshalb nur bei 
etwa 4 v. H. der Sendungen Gebrauch gemacht. 

Bei dieser Sachlage sieht die Deutsche Bundes-
post keinen Vorteil darin, daß bestehende Verfah-
ren zu ändern. 

Anlage 18 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar vom 
23. Februar 1972 auf die Mündliche Frage des Ab-
geordneten Hansen (SPD) (Drucksache 111/3165 
Frage A 113) : 

Ist die Bundesregierung bereit und in der Lage, allen Inhabern 
von Telefonanschlüssen, die gegebenenfalls von einer Erhohung 
der Grundgebuhr betroffen sein werden, einen Anspruch auf Zu-
sammenlegung ihres Anschlusses mit einem anderen zu einem 
„Zweieranschluß" zu gewahren und denjenigen, die einen solchen 
Anschluß beantragen, die geringere Gebuhr fur den Zweieran-
schluß auch dann in Rechnung zu stellen, wenn aus postinternen 
Grunden die entsprechende Zusammenschaltung noch nicht vor-
genommen werden konnte? 

Zweieranschlüsse sind von ihrer Konzeption her 
ein Hilfsmittel für die Deutsche Bundespost, um vor-
übergehend vorhandene Leitungsengpässe zu über-
brücken. Ihre Besonderheit besteht darin, daß eine 
Leitung durch Einsatz besonderer Einrichtungen an 
ihren beiden Enden wechselweise von zwei Teilneh-
mern benutzt werden kann. Da sich Zweierpartner 
nicht gegenseitig anrufen können und nicht beide 
gleichzeitig telefonieren können, wurde dafür eine 
niedrigere Gebühr festgesetzt. Im Dauereinsatz sind 
die betrieblichen Kosten von Zweieranschlüssen bei 
den normalerweise in Betracht kommenden Leitungs-
längen höher als die eines Einzelanschlusses, weil 
die für Zweieranschlüsse an beiden Enden der Lei-
tung notwendigen technischen Einrichtungen teurer 
sind als das durch ihren Einsatz ersparte Leitungs-
stück. 

Die Deutsche Bundespost ist nicht in der Lage, al-
len Inhabern von Telefonanschlüssen einen Anspruch 
auf einen Zweieranschluß einzuräumen, denn die 
technisch-betrieblichen Voraussetzungen sind bei 
weitem nicht in allen Fällen gegeben und die tech-
nischen Einrichtungen für Zweieranschlüsse stehen 
nur in beschränktem Umfang zur Verfügung, wie es 
sich aus dem Einsatzzweck zur Überbrückung von 
Mangelsituationen ergibt. Es wäre unwirtschaftlich 
und daher unvertretbar, die für die Zweieranschlüsse 
erforderlichen technischen Einrichtungen in solchem 
Ausmaß vorzuhalten, daß sie in beliebiger Zahl ein-
gerichtet werden könnten. Der Zweieranschluß wird 
aber sicher noch viele Jahre im öffentlichen Fern-
sprechnetz eine wichtige Rolle spielen. Zunächst 
bestehen in den Vermittlungsstellen rd. 2 Millionen 
Zweieranschlußorgane. Weiterhin können aufgrund 
langfristiger Lieferverträge noch einige hunderttau-
send Zweieranschlüsse eingerichtet werden. Aus den 
neuen Zweierlieferungen und aus freiwerdenden al-
ten Zweieranschlüssen ergibt sich somit noch auf 
lange Sicht ein Kontingent von Zweieranschlußmög-
lichkeiten, das es je nach den örtlichen Vorausset-
zungen gestattet, interessierten Antragstellern ent-
gegenzukommen. Wenn also ohnehin an Stellen, die 
unter Leitungsengpässen leiden, neben den Einzel- 
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anschlössen auch Zweieranschlüsse geschaltet wer-
den, dann werden die örtlichen Dienststellen solche 
Antragsteller für Zweieranschlüsse vorsehen, die 
hierfür ihr Interesse bekundet haben. Dabei dürfte 
es sich gerade um den Personenkreis handeln, der 
in der Fragestunde des Deutschen Bundestages vom 
2. Februar 1972 angesprochen wurde. Die Deutsche 
Bundespost sieht sich allerdings wegen des Verwal-
tungsaufwandes im Massenbetrieb des Fernsprech-
wesens nicht in der Lage, bei der Bearbeitung der 
Anträge nach bestimmten Teilnehmergruppen zu dif-
ferenzieren. - 

Die  Berechnung der Gebühr für einen Zweier-
anschluß, der zwar beantragt ist, aber nicht einge-
richtet werden kann, wäre eine mittelbare Sozial-
maßnahme. Die Deutsche Bundespost ist jedoch als 
wirtschaftliches Unternehmen im Rahmen ihres ge-
setzlichen Auftrags nicht zur Wahrnehmung -von 
Sozialmaßnahmen berufen. Sie muß ihre Ausgaben 
aus ihren Einnahmen bestreiten und sieht keine 
Möglichkeit, direkt oder mittelbar Sozialtarife ein-
zuführen und dabei auf Einnahmen zu verzichten. 

Aus Anlaß der Behandlung dieser Angelegenheit 
in der Fragestunde am 2. Februar wurden die Dienst-
stellen nochmals entsprechend angewiesen. 

Anlage 19 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar vom 
23. Februar 1972 auf die Mündliche Frage des Ab-
geordneten Dr. Wittmann (München) (CDU/CSU) 
(Drucksache VI/3165 Frage A 114) : 

Ist es richtig, daß die Deutsche Bundespost in dem Organ der 
Sozialistischen Basisgruppe Kreuzgasse, Köln, ,,Rotes Echo", eine 
Stellenanzeige aufgegeben hat? 

Im Januar 1971 beauftragte die Deutsche Bundes-
post durch ihre Vertragsagentur eine Spezialagentur 
für Jugendwerbung mit der Einschaltung von 
2 Werbeanzeigen zur Nachwuchsgewinnung in Schü-
lerzeitschriften. Der in Köln erscheinenden Schüler-
zeitschrift „Das Echo" wurden von dieser Spezial-
agentur Anzeigenaufträge vermittelt. 

Im Frühjahr 1971 wurde nach einem Wechsel in 
der Besetzung der Schülermitverwaltung die Schü-
lerzeitschrift „Das Echo" in „Rotes Echo" umbenannt 
und als „Organ der Sozialistischen Basisgruppe 
Kreuzgasse" bezeichnet. Durch diesen zeitlichen 
Ablauf wurde es möglich, daß eine Anzeige, die ur-
sprünglich für die Schülerzeitschrift „Das Echo" be-
stimmt war, in der Zeitschrift „Rotes Echo" erschei-
nen konnte. Diese Zeitschrift wird inzwischen nicht 
mehr von der Spezialagentur betreut. 

Beim Medienmarkt der jugendeigenen Presse kann 
man solche Vorfälle niemals völlig vermeiden, weil 
der Wechsel in den Redaktionen relativ groß ist und 
sich oft in kurzen Abständen vollzieht. Nachdem im 
Mai 1971 festgestellt wurde, daß eine Reihe von 
Schülerzeitschriften von radikalen Gruppen oder 
Personen redigiert werden, hat die Deutsche Bun

-

despost sich entschlossen, an die Spezialagentur 
oder auch an einzelne Schülerzeitschriften keine 
Anzeigenaufträge mehr zu erteilen. 

Anlage 20 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar vom 
25. Februar 1972 auf die Mündliche Frage des Ab-
geordneten Schulte (Schwäbisch Gmünd) (CDU/CSU) 
(Drucksache VI/3165 Frage A 115) : 

Ist es richtig, wie der Verband der Postbenutzer e. V. in einer 
Pressemitteilung am 15. Februar 1972 angibt, daß der Post-
scheckdienst von 1961 bis 1970 über 2 Milliarden DM Verlust ge-
bracht hat, davon im Jahre 1970 allein rund 350 Millionen DM? 

Das ist nicht richtig. Der Dienstzweig Postscheck-
dienst, der seit dem Rechnungsjahr 1968 nur noch 
den bargeldlosen Zahlungsverkehr beinhaltet, hatte 
von 1968 bis 1970 eine Kostenüberdeckung von ins-
gesamt 135 Millionen DM. 

Anlage 21 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar vom 
25. Februar 1972 auf die Mündliche Frage des Ab-
geordneten Seefeld (SPD) (Drucksache VI/3165 
Frage A 116) : 

Halt es die Bundesregierung fur gerechtfertigt, daß die im 
Unfallrettungsdienst tatigen Organisationen monatlich 5 DM als 
Gebuhren fur die Benutzung jedes ihrer beweglichen Funkgeräte 
und 25 DM fur jede feste Station und Relaisstation an die 
Deutsche Bundespost zahlen mussen und daß dadurch den Hilfs-
organisationen fur die notwendige Unterhaltung der Funkgeräte 
jahrlich etwa eine halbe Million DM von den Zuschussen,  die 

 staatliche und private Stellen leisten, wieder entzogen werden? 

Ja, die Bundesregierung hält das für gerecht-
fertigt. Die Deutsche Bundespost erhebt die Ge-
bühren für die Genehmigung von Funkanlagen als 
Entgelt für Leistungen, die sie für die Genehmi-
gungsinhaber und Benutzer solcher Anlagen erbringt. 
Diese Leistungen bestehen insbesondere im Ver-
walten und Bereitstellen der Funkfrequenzen, in 
vorsorglichen Maßnahmen der Entstörung, in der 
Unterhaltung der erforderlichen Funkmeßdienste 
und im Entstören in Einzelfällen. Die Deutsche Bun-
despost ist als wirtschaftliches Unternehmen ver-
pflichtet, ihre Ausgaben aus ihren Einnahmen zu 
bestreiten. Sie ist im Rahmen ihres gesetzlichen 
Auftrages darüber hinaus auch nicht zur finanziellen 
Unterstützung von Hilfsorganisationen berufen. 

Anlage 22 

Schriftliche Antwort  

des Parlamentarischen Staatssekretärs Moersch vom 
25. Februar 1972 auf die Mündliche Frage des Abge- 
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ordneten Schulte (Schwäbisch Gmünd) (CDU/CSU) 
(Drucksache VI/3165 Frage A 119) : 

Trifft es zu, daß Lehrkräfte an deutschen Auslandsschulen in 
der Besoldung niedriger eingestuft werden als Inlandslehrer, und 
wenn ja, halt die Bundesregierung dies für berechtigt? 

Die Bundesregierung hält es nicht für berech-
tigt, daß Lehrkräfte an deutschen Auslandsschulen 
in der Besoldung niedriger eingestuft werden als 
Inlandslehrer. 

Sie trägt dem dadurch Rechnung, daß sie unter Be-
rücksichtigung des Ersten Gesetzes zur Vereinheit-
lichung und Neuregelung des Besoldungsrechts in 
Bund und Ländern vom 18. März 1971 bei der 
Berechnung der steuerfreien Ausgleichszulage, die 
diesen Lehrkräften neben den mit den Trägern der 
Auslandsschule dienstvertraglich vereinbarten Lei-
stungen gewährt wird, die gleichen Besoldungsgrup-
pen des Bundesbesoldungsgesetzes zugrunde legt, 
die für die Einstufung der Lehrämter im Inland maß-
gebend sind. Die rückwirkend zum 1. Juli 1971 in 
Kraft tretende Änderung der Richtlinien für die Ge-
währung von Auslandszulagen wird demnächst ver-
öffentlicht. 

In Einzelfällen nach der Änderung noch fortbe-
stehende niedrigere Einstufungen gegenüber ver-
gleichbaren Lehrämtern in einzelnen Ländern mit 
höheren Einstufungen liegen außerhalb der Verant-
wortlichkeit der Bundesregierung, die weiterhin be-
strebt ist, eine Harmonisierung der Besoldung in 
Bund und Ländern herbeizuführen. 

Anlage 23 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Moersch 
vom 25. Februar 1972 auf die Mündliche Frage des 
Abgeordneten Dr. Sperling (SPD) (Drucksache 
VI/3165 Frage A 125) : 

Trifft es zu, daß Gespräche zwischen Touristen aus der Bun-
desrepublik Deutschland und griechischen Staatsbürgern Anlaß 
für willkürliche Verhaftungen und Folterungen der griechischen 
Gesprächspartner sind, und ist die Bundesregierung bereit, nach 
Griechenland reisende Touristen der Bundesrepublik Deutschland 
hierauf hinzuweisen? 

Der Bundesregierung liegen keine entsprechenden 
Erkenntnisse vor. 

Anlage 24 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Ahlers vom 23. Februar 1972 
auf die Schriftlichen Fragen des Abgeordneten 
Reddemann (CDU/CSU) (Drucksache VI/3165 Fragen 
B 1 und 2) : 

Trifft es zu, daß der Leiter des Presse- und Informationsamts 
der Bundesregierung, Conrad Ahlers, vom "Spiegel"-Verlag als 
Propagandist für das "Manager-Magazin" gebraucht wird, indem 
man eine ganzseitige überfreundliche Stellungnahme von Conrad 
Ahlers an alle potentiellen Abonnenten des Magazins versendet? 

Halt die Bundesregierung gegebenenfalls eine solche Neben-
tätigkeit ihres Staatssekretars fur angemessen? 

Es ist richtig, daß die Werbeabteilung der Ma-
nagement und Marketing Verlagsgesellschaft, in der 
das Manager-Magazin erscheint, eine kurze Bespre-
chung, die ich für den Informationsdienst Text Inte rn 

 über die erste Ausgabe des Manager-Magazin ver-
faßt habe, mit einem Exemplar Manager-Magazin 
an potentielle Abonnenten versandt hat. Dies ge-
schah ohne mein Wissen. Ich hätte eine Genehmi-
gung auch nicht erteilt. Die Management und Marke-
ting Verlagsgesellschaft hat sich inzwischen bei mir 
wegen dieser Angelegenheit entschuldigt. 

Es handelt sich 'hierbei um eine honorarfreie Ge-
fälligkeit für die Kollegen des Informationsdienstes 
Text Intern und nicht um eine Nebentätigkeit. 

Anlage 25 

Schriftliche Antwort 

dies Parlamentarischen Staatssekretärs Moersch 
vom 25. Februar 1972 auf die Schriftliche Frage des 
Abgeordneten Bauer (Würzburg) (SPD) (Drucksache 
VI/3165 Frage B 3) : 

Welche Stellungnahme bezieht die Bundesregierung zu dem 
schon vor geraumer Zeit vom tirolischen Landeshauptmann vor-
gelegten und in der Diskussion befindlichen Plan einer .Alpinen 
Superregion", die westlich bis Grenoble und Mailand, ostlich bis 
Salzburg mit moglicher Ausdehnung bis Karnten und Jugoslawien 
sowie nordlich bis Baden-Württemberg reichen und sich als per-
manente Arbeitsgemeinschaft mit regelmäßigen Sitzungen und 
dem Ziel des Niederschlags gemeinsamer Interessen in gesetz-
geberischen Maßnahmen institutionalisieren soll, und ist die Bun-
desregierung über eine sicherlich gebotene Beobachter-Position 
hinaus geneigt, sich durch offizielle Beauftragte an dieser über-
regional-europäischen Kooperation zu beteiligen, nachdem deut-
sche Interessen nicht nur durch die Forderung von Verkehrs-
wegen, wie z. B. einer Schnellstraße Ulm—Mailand, sondern auch 
uber das Gastarbeiter-Problem, Transportwesen, Tourismus, 

Ökologie-Fragen u. a. berührt werden? 

Der Bundesregierung sind die Erörterungen zur 
Schaffung 'einer überregionalen Alpenregion be-
kannt. Dieser Fragenkomplex ist vor allem während 
eines vom österreichischen College Arbeitsgemein-
schaft für Wissenschaft und Politik an der Universi-
tät Innsbruck veranstalteten Symposiums, das zum 
Thema „die europäische Aufgabe der Alpenregion" 
vom 2. bis 3. Juni 1971 in Innsbruck abgehalten 
wurde, behandelt worden. Hieraus haben sich Ini-
tiativen zu praktischer Zusammenarbeit auf regio-
naler Ebene ergeben. Im Hinblick auf die Vielfalt 
der angesprochenen Aufgaben und der sehr kompli-
zierten Zuständigkeitsfragen sieht sich die Bundes-
regierung zur Zeit noch nicht in der Lage, eine Stel-
lungnahme zur Sache abzugeben. Die Bundesregie-
rung wird den Fragenkomplex zunächst mit den an 
der Sache besonders interessierten Bundesländern 
erörtern.  

Anlage 26 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Moersch 
vom 22. Februar 1972 auf die Schriftliche Frage dies 
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Abgeordneten Dr. Sperling (SPD) (Drucksache 
VI/3165 Frage B 4) : 

Trifft es zu, daß die griechische Regierung mit einer Politik 
willkürlicher Verhaftungen und Folterungen auch das Vertrauen 
der griechischen Armee zu verlieren beginnt oder bereits ver-
loren hat, und teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
damit eine Schwächung der Verteidigungskraft der NATO her-
beigefuhrt wird? 

Die Bundesregierung kann weder den unterstell-
ten Sachverhalt noch die daraus abgeleiteten Ver-
mutungen bestätigen. 

Anlage 27 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Genscher vom 24. Februar 1972 
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Hansen 
(SPD) (Drucksache VI/3165 Frage B 5) : 

Wie vereinbart sich die Regelung des Artikels II § 13 Abs. 3 
des Ersten Gesetzes zur Vereinheitlichung und Neuregelung des 
Besoldungsrechtes in Bund und Ländern, woraus Nachteile für 
ledige Angestellte mit nichtehelichen Kindern entstehen, mit 
Artikel 6 des Grundgesetzes (insbesondere Absatz 3)? 

Dem Text Ihrer Frage ist zu entnehmen, daß es 
Ihnen um das Problem der zu berücksichtigenden 
Stufe des Ortszuschlages bei einer ledigen Ange-
stellten unter 40 Jahren mit einem kinderzuschlags-
berechtigenden nichtehelichen Kind geht, die im 
Dienst eines Landes oder einer Gemeinde usw. 
steht. 

Nach § 29 'des Bundes-Angestelltentarifvertrages 
sind bei der Bemessung des Ortszuschlages für An-
gestellte die für die Beamten ides jeweiligen Arbeit-
gebers geltenden Vorschriften sinngemäß anzuwen-
den. 

Für die Beamten im Dienst eines Landes oder 
einer Gemeinde usw. gilt folgendes: Auf Grund des 
§ 54 ides  Bundesbesoldungsgesetzes (BBesG) in der 
Fassung der Bekanntmachung 'vom 5. August 1971 
(BGBl. I S. 1281) finden die Vorschriften des Bundes-
besoldungsgesetzes über den Ortszuschlag (§'§ 12 
bis 17) unmittelbare Anwendung. Nach § 15 Abs. 3 
in Versbindung mit Abs. 2 Nr. 4 BBesG erhält eine 
ledige beamtete Person unter 40 Jahren für ein kin-
derzuschlagsberechtigendes nichteheliches Kind nur 
dann den Ortszuschlag der Stufe 3 in voller Höhe, 
wenn sie ihm in ihrer Wohnung nicht nur vorüber-
gehend Unterkunft und Unterhalt gewährt. Bei 
Nichterfüllung dieser Voraussetzungen steht ihr 
nur der Ortszuschlag der Stufe 1 zuzüglich des 
Unterschiedes zwischen 'der 'Stufe 2 und den weite-
ren Stufen zu  (§ 15 Abs. 3 Satz 2 BBesG). 

Die Gründe für diese unterschiedliche Regelung 
ergeben sich aus Abschnitt III Nr. 1.3 des Schrift-
lichen Berichtes ides Innenausschusses des Deutschen 
Bundestages zu Drucksache VI/1885. Dort wird dar-
auf 'hingewiesen, 'daß vor Inkrafttreten dieser Vor-
schrift die Zugehörigkeit zu den Stufen des Ortszu-
schlages ausschließlich von der Zahl der Kinder 
abhängig war, für die dem Beamten Kinderzu-
schlag zustand ader ohne Berücksichtigung der Kon-
kurrenzregelung des § 19 BBesG zugestanden hätte. 

Hierdurch habe eine ledige beamtete Person für ein 
nichteheliches Kind den vollen Ortszuschlag der 
Stufe 3 auch dann erhalten, wenn sie das Kind nicht 
in ihrer Wohnung aufgenommen habe. Sie sei somit 
günstiger 'gestellt worden als ein verheirateter Be-
amter, bei dem die Führung eines gemeinsamen 
Hausstandes mit 'der Ehefrau bei hieraus folgender 
höherer finanzieller Belastung als Regelfall zu-
grunde zu legen sei und idem nur der Ortszuschlag 
der Stufe 2 gewährt werde. 

Der Gesetzgeber hat demnach durch die Regelung 
des § 15 Abs. 3 Satz 2 BBesG eine sachlich berech-
tigte Differenzierung vorgenommen, die der unter-
schiedlichen Belastung der genannten Personen-
kreise Rechnung tragt. Hiernach bestehen nach mei-
ner Auffassung keine verfassungsrechtlichen Beden-
ken gegen die Vereinbarkeit der vorerwähnten 
Regelung mit Artikel 6 des Grundgesetzes. 

Anlage 28 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Genscher vom 24. Februar 1972 
auf die Schriftlichen Fragen des Abgeordneten 
Dr. Warnke (CDU/CSU) (Drucksache VI/3165 Fragen 
B 6 und 7) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß Flucht-
linge aus der "DDR", die vor ihrer Flucht den überwiegenden 
Teil ihres Vermogens in der "DDR" hatten und diesen Teil ihres 
Vermogens durch Enteignungsmaßnahmen verloren haben, in 
letzter Zeit in zunehmendem Maße wegen Verbindlichkeiten, die 
nach ihrer Flucht entstanden sind, in Anspruch genommen wer-
den? 

Ist die Bundesregierung bereit, die Bestimmungen des Bundes-
vertriebenengesetzes über den Vollstreckungsschutz fur Flucht

-

linge — entsprechend den Empfehlungen des Innenausschusses 
vom 4. März 1971 — so zu erweitern, daß eine Inanspruchnahme 
wegen der nach der Flucht entstandenen Forderungen aus dem 
zuruckgelassenen Vermögen künftig ausgeschlossen ist? 

Die Bundesregierung hat nicht feststellen können, 
daß Flüchtlinge aus der DDR, die vor ihrer Flucht 
den überwiegenden Teil ihres Vermögens in der 
DDR hatten und diesen Teil ihres Vermögens 
durch Enteignungsmaßnahmen verloren haben, in 
letzter Zeit in zunehmendem Maße wegen Verbind-
lichkeiten in Anspruch genommen wurden, die erst 
nach ihrer Flucht entstanden sind. Ich bin jedoch 
bereit, dieser Frage nachzugehen, falls Sie mir die 
Ihnen bekanntgewordenen Fälle mitteilen. 

Für eine Erweiterung der Bestimmungen des Bun-
desvertriebenengesetzes über den Vollstreckungs-
schutz für Flüchtlinge aus der DDR ist kein Bedürf-
nis erkennbar geworden. Nach den bisherigen Er-
fahrungen kann man davon ausgehen, daß die Vor-
schriften der Zivilprozeßordnung für Flüchtlinge aus 
der DDR hinreichenden Schutz gegen die Inanspruch-
nahme wegen Verbindlichkeiten gewähren, die erst 
nach ihrer Flucht hinsichtlich des von Ihnen in der 
DDR zurückgelassenen Vermögens begründet wor-
den sind. Die Bundesregierung wird die weitere 
Entwicklung jedoch aufmerksam verfolgen und die 
Frage der Zweckmäßigkeit einer Änderung des § 88 
BVFG bei einer eventuellen Novellierung dieses Ge-
setzes erneut prüfen. 
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Anlage 29 

Schriftliche Antwort 

des Bundesminister Genscher vom 24. Februar 1972 
auf die Schriftlichen Fragen des Abgeordneten 
Biechele (CDU/CSU) (Drucksache VI/3165 Fragen B 
8 und 9) : 

Haben sich die Anlagen zum Absaugen von Autoabgasen, die 
an Grenzubergangsstellen, wie z. B. Konstanz/Kreuzlinger Tor, 
zum Schutze der dort tätigen Bundesbeamten installiert worden 
sind, bewahrt, und gedenkt die Bundesregierung, solche Anlagen 
beizubehalten bzw. an allen stark frequentierten Grenzubergangs-
stellen zu errichten? 

Ist die Bundesregierung — gegebenenfalls in Zusammenarbeit 
mit der Innenministerkonferenz — bereit zu prufen, ob solche 
oder vergleichbare Anlagen zum Schutze anderer Bundesbedien-
steter gegen Autoabgase im Rahmen der Bemuhungen gegen 
Umweltverschmutzung gebaut werden sollten, und ist sie bereit, 
den Landern auf Grund ihrer Erfahrungen entsprechende Empfeh-
lungen zu geben? 

1. 

Die Anlagen zum Absaugen von Autoabgasen, 
die von der Bundeszollverwaltung zum Schutz der 
Zollbeamten und der Beamten des Bundesgrenzschut-
zes an den stark belasteten Grenzübergängen zur 
Schweiz in Konstanz—Kreuzlinger Tor und Weil-
Otterbach errichtet worden sind, haben sich nach den 
bisherigen Erfahrungen bewährt. 

Die Schadgaskonzentrationen an stark frequen-
tierten Grenzübergängen werden laufend von den 
zuständigen Zolldienststellen im Einvernehmen mit 
dem Bundesministerium für Wirtschaft und Finan-
zen überwacht. Im Auftrag der Bundesregierung 
werden außerdem an drei Grenzübergängen Mes-
sungen der Blei- und Kohlenmonoxydkonzentratio-
nen der Luft durchgeführt und die Schadgaskonzen-
trationen am deutsch/niederländischen Grenzüber-
gang Elten—Beek gemessen. 

Eine endgültige Stellungnahme zur Frage, ob wei-
tere Anlagen notwendig sind, kann erst nach Aus-
wertung der Messungen abgegeben werden. Auf 
Grund bisher vorliegender Ergebnisse besteht z. Z. 
kein Anlaß zur Errichtung weiterer Absauganlagen. 
Sollte es sich jedoch als notwendig erweisen, wird 
die Bundesregierung die erforderlichen Maßnahmen 
ergreifen. 

2. 

Die Einsatzmöglichkeiten von Absaugeinrichtun-
gen sind infolge ihrer Größe, der Geräuschentwick-
lung und der Notwendigkeit, sie in unmittelbarer 
Nähe der haltenden Kraftfahrzeuge aufzustellen, auf 
wenige Fälle begrenzt. 

Eine Prüfung, ob eine solche Anlage auch zum 
Schutze anderer Bundesbediensteter notwendig ist, 
und eingesetzt werden kann, ist daher nur im Einzel-
fall möglich. 

Die Bundesregierung wird zum Schutze aller Bür-
ger die Schadgasemissionen von Kraftfahrzeugen 
entsprechend der Zielsetzung des Umweltprogramms 
bis 1980 auf 10 % des Wertes von 1969 reduzieren. 
Ein erster Schritt ist die Begrenzung von Schadgasen 
nach Anlage XIV der Straßenverkehrs-Zulassungs-
ordnung ab 1. Oktober 1971. Die Errichtung von Ab- 

sauganlagen stellt daher eine auf wenige Einsatz-
möglichkeiten beschränkte Notlösung während einer 
Übergangszeit dar. Aus den genannten Gründen ist 
es der Bundesregierung nicht möglich, eine gene-
relle Empfehlung auszusprechen. 

Anlage 30 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Genscher vom 24. Februar 1972 
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Härz-
schel (CDU/CSU) (Drucksache VI/3165 Frage B 10) : 

Wieviel Prozent der Beamten haben 1970 und 1971 von der 
Moglichkeit Gebrauch gemacht, mit dem 62., 63. oder 64. Lebens-
jahr vorzeitig in den Ruhestand zu gehen, soweit sie nicht we-
gen Erwerbs- oder Berufsunfähigkeit ausgeschieden sind? 

Hierüber liegt dier Bundesregierung geeignetes 
Zahlenmaterial nicht vor. Ihre Frage kann daher 
nicht umfassend beantwortet werden. 

Aufgrund meiner Zusage in der Antwort auf ähn-
liche Fragen des Herrn Abgeordneten Dr. Hermann 
Götz in der Fragestunde des Deutschen Bundestages 
am 2. Dezember 1971 (Anlage 5 zum Sitzungsproto-
koll über die 154. Sitzung des Deutschen Bundes-
tages) habe ich die im Bereich der Deutschen Bun-
desbahn und der Deutschen Bundespost zur Vier-
fügung stehenden statistischen Unterlagen ausge-
wertet. 

Soweit diese für die Beantwortung Ihrer Frage 
verwertbare Angaben enthalten, sind sie in der an

-

liegenden Übersicht') zusammengestellt worden. 
Hierbei fehlen leider Aufschlüsselungen über die 
Zahl der jeweils nach Vollendung des 62., 63. und 
64. Lebensjahres áuf eigenen Antrag in den Ruhe-
stand versetzten Beamten. 

Ergänzend bemerke ich, daß im Bereich der Deut-
schen Bundesbahn nach einer im Jahre 1967 durch-
geführten Repräsentativerhebung rund 55 v. H. der 
auf eigenen Antrag nach § 42 Abs. 3 BBG in den 
Ruhestand versetzten Beamten nicht mehr dienst-
fähig gewesen sind. Im Bereich der Deutschen 
Bundespost betrug dieser Anteil im gleichen Jahre 
etwa 60 bis 70 v. H. 

*) Übersicht 
über Ruhestandsversetzungen nach I§ 42 Abs. 3 BBG 

Jahr 

Bereich der 
Deutschen 
Bundesbahn 

Bereich der 
Deutschen 
Bundespost 

Zahl der 
Ruhestands

-

versetzun

-

gen 

v. H. der 
Ruhestands

-

versetzun-

-

gen 

Zahl der 
Ruhestands

-

versetzun

-

gen 

v. H. der 
Ruhestands-
versetzun

-

gen 

1970 518 	6,1 1 053 	20,9 
1971 645 	7,1 1) 	- 

1) Es sind keine statistischen Erhebungen erstellt worden. 
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Anlage 31 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Genscher vom 24. Februar 1972 
auf die Schriftlichen Fragen des Abgeordneten 
Müller (Mülheim) (SPD) (Drucksache VI/3165 Fragen 
B 11 und 12) : 

Kann die Bundesregierung die Äußerungen des Regierungsrats 
Heix vom Wasserdezernat des Regierungsprasidenten in Dussel-
dorf bestätigen, der laut „Welt am Sonntag" vom 6. Februar 1972 
gesagt haben soll: „Die Gerichte nehmen die Sache vielfach nicht 
recht ernst. Wir verhangen meist Bußgelder zwischen 100 und 
500 Mark. Hoher zu gehen hat wenig Sinn, weil die Betroffenen 
dann vor Gericht marschieren und da auch meist die Herab-
setzung erreichen. Die Strafen der Gerichte liegen vielfach noch 
unter 100 Mark."? 

Welche Konsequenzen gedenkt die Bundesregierung aus dem 
oben geschilderten Tatbestand zu ziehen, nachdem insbesondere 
in einigen Landern bereits Staatsanwaltschaften fur Umweltschutz 
eingerichtet worden sind? 

Zur ersten Frage: 

Die Äußerungen in der Welt am Sonntag vom 
6. Februar 1972 beziehen sich auf Verunreinigungen 
des Rheins durch Ablassen von Altöl und Chemie

-

Abwasser. Nach den Bestimmungen des Wasser-
haushaltsgesetzes (WHG) können diese Handlungen 
rechtlich als Straftaten (§§ 38, 39 WHG) oder als 
Ordnungswidrigkeiten (§ 41 WHG) zu beurteilen 
und entsprechend von den Gerichten oder den Ver-
waltungsbehorden der Länder, die das WHG als 
eigene Angelegenheit vollziehen, zu verfolgen sein. 

Die Bundesregierung hat auf die Entscheidungs-
praxis der Gerichte und Landesbehörden keinen 
Einfluß. Zur Strafzumessungspraxis der Gerichte ist 
bekannt, daß die .gesetzlichen Strafrahmen allge-
mein, also keineswegs allein im Bereich des Um-
weltrechtes, zurückhaltend ausgeschöpft werden. 
Andererseits wurden in verschiedenen schweren 
Fällen von Umweltverschmutzungen durchaus er-
hebliche Strafen zuerkannt. 

Vorsorglich habe ich .das Land Nordrhein-West-
falen um Stellungnahme zu den in der Frage zitier-
ten Äußerungen gebeten. Eine Antwort liegt mir 
noch nicht vor. 

Zur zweiten Frage: 

Die Bundesregierung hat bereits in ihrem Umwelt-
programm (Drucksache VI/2710 vom 14. Oktober 1971 
— insbesondere S. 9/10) zum Ausdruck gebracht, 
daß Schädigungen der Umwelt auch mit ausreichen-
den strafrechtlichen Mitteln begegnet werden muß. 
Dazu prüft sie, ob die bestehenden Straf- und Buß-
geldvorschriften noch der Bedeutung gerecht wer-
den, die dem Schutz der Umwelt heute zukommt, 
und ob durch diese Vorschriften genügend wirksame 
Sanktionen angedroht werden. 

Für den hier besonders angesprochenen Bereich 
der Wasserwirtschaft darf ich hervorheben, daß in 
dem seit Herbst 1971 dem Bundestag vorliegenden 
Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung des 
Wasserhaushaltsgesetzes (Drucksache VI/2869) eine 
Erweiterung der Strafbarkeit auf alle schuldhaften 
Gewässerverunreinigungen und eine wesentliche 
Erhöhung der Strafrahmen vorgesehen ist. Damit 
werden ausreichende strafrechtliche Bestimmungen 
für den Gewässerschutz zur Verfügung stehen. Ent

-

sprechende Verbesserungen der Straf- und Bußgeld-
vorschriften sind auch in den Entwürfen des Abfall-
beseitigungsgesetzes und des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes enthalten. 

Die Wirksamkeit der strafrechtlichen Bestimmun-
gen hängt jedoch auch künftig entscheidend von der 
Zumessungspraxis der unabhängigen Gerichte ab. 
Deshalb begrüße ich es, daß in einigen Ländern 
bereits Sonderdezernate für Umweltdelikte einge-
gerichtet worden sind, weil ich darin entsprechend 
den guten Erfahrungen mit Sonderdezernaten in 

 anderen Schwerpunktbereichen einen geeigneten 
Weg sehe, den Umweltbelangen in der gerichtlichen 
Praxis wirksamer als bisher Geltung zu verschaffen. 

Anlage 32 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Genscher vom 24. Februar 1972 
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Wagner 
(Günzburg) (CDU/CSU) (Drucksache VI/3165 Frage 
B 13) : 

Die Bundesregierung wird um Mitteilung gebeten, bis zu wel-
chem Zeitpunkt mit dem Bericht der Kommission zur Neugliede-
rung des Bundesgebietes endgultig zu rechnen ist, nachdem der 
ursprunglich fur Mai 1972 vorgesehene Termin wohl nicht eige-
halten werden kann. 

Nach dem bisherigen Verlauf der Arbeiten der 
Kommission rechnet die Bundesregierung damit, 
daß der Bericht im Mai oder Juni dieses Jahres vor-
gelegt werden kann. 

Anlage 33 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Rutschke vom 24. Februar 
1972 auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten 
Pieroth (CDU/CSU) (Drucksache VI/3165 Frage B 14) : 

Trifft es zu, daß am Ausgleichsamt Bad Kreuznach ungefahr 
500 Entschadigungsanträge vorliegen von Antragstellern, die 

über 70 Jahre alt sind? 

Bei dem Ausgleichsamt Bad Kreuznach sind unter 
Einschluß der im Zuge der Verwaltungsreform über-
nommenen Bestände des Ausgleichsamts Birkenfeld 
insgesamt 14 696 Anträge nach dem Feststellungs-
gesetz vorhanden, von denen 96,12 v. H. abschlie-
ßend bearbeitet sind. Von den bisher eingegangenen 
940 Anträgen auf Feststellung von Vermögensver-
lusten in Mitteldeutschland nach dem Beweissiche-
rungs- und Feststellungsgesetz sind 77 v. H. noch 
nicht erledigt. 

Eine Übersicht über die Altersstruktur der Antrag-
steiler ist von dem Ausgleichsamt Bad Kreuznach 
— ebenso wie bei allen Ausgleichsämtern im Bun-
desgebiet — nicht aufgestellt worden. Ich kann da-
her gegenwärtig nicht angeben, wie viele der An-
tragsteller, deren Feststellungsanträge noch nicht 
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abschließend bearbeitet werden konnten, älter als 
70 Jahre sind. 

Ich habe den Herrn Präsidenten des Bundesaus-
gleichsamtes gebeten, Ihrer Frage nachzugehen und 
werde Sie von dem Ergebnis sobald als möglich 
unterrichten. 

Anlage 34 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Bayerl 
vom 23. Februar 1972 auf die Schriftliche Frage des 
Abgeordneten Bauer (Würzburg) (SPD) (Drucksache 
VI/3165 Frage B 15) : 

Ist die Bundesregierung bereit, durch Ruckfrage bei den Län-
der-Justizministerien festzustellen, ob aus den Reihen der 
Staatsburger bzw. seitens der Polizei bei den Staatsanwalt-
schaften Hinweise zur Frage der Gesetzwidrigkeit des von der 
Firma Constantin-Verleih" vertriebenen — auch bereits in Bonn 
gezeigten — Films ,,Addio, Onkel Tom . . ." eingegangen sind, 
und ist sie auf diesen Hinweis ferner bereit, auf dem Weg des 
Ersuchens über ein Länder-Justizministerium durch eine der zu-
standigen Länder-Staatsanwaltschaften prufen Zu lassen, ob der 
genannte Film durch die Häufung von Brutalitat und Obszonitat 
sowie wegen des entstellenden wie irritierenden Begleittextes in 
Verbindung mit allegorisch in die aktuelle Gegenwart projizier-
ten Abschlachtungs-Szenen gegen das geltende Strafrecht ver-
stoßt und darüber hinaus den Tatbestand der Rassenhetze gegen 
das Negertum erfullt? 

Mit Schreiben vom heutigen Tage habe ich die 
Landesjustizverwaltungen gebeten, mir mitzuteilen, 
ob bei einer Strafverfolgungsbehörde ein Ermitt-
lungsverfahren anhängig ist, dass den Inhalt des von 
Ihnen bezeichneten Filmes zum Gegenstand hat. 
Nach dem Eingang der Antwortschreiben der Lan-
desjustizverwaltungen werde ich auf Ihre Anfrage 
zurückkommen. 

Anlage 35 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Rohwedder vom 23. Februar 
1972 auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten 
Lenzer (CDU/CSU) (Drucksache VI/3165 Frage B 16) : 

Welche einzelnen Projekte hat der Bundesminister fur Wirt-
schaft und Finanzen aus dem Haushaltskapitel 09 02 ,,Forderung 
der elektronischen Datenverarbeitung° in den Jahren 1969 bis 
1971 gefordert, welche Mittel wurden jeweils bewilligt, und nach 
welchen Kriterien erfolgte die Auswahl der zu fordernden 
Projekte? 

Aus dem Einzelplan 09 werden im Rahmen der 
„Förderung der EDV" ausschließlich marktnahe Ent-
wicklungsvorhaben gefördert. Diese Projekte wer-
den grundsätzlich vertraulich behandelt, da den Fir-
men aus dier frühzeitigen Bekanntgabe der Entwick-
lungsziele erhebliche Wettbewerbsnachteile ent-
stehen können. Dies gilt in verstärktem Maße für 
die jeweiligen Entwicklungskosten, weil der Fach-
mann aus Entwicklungsziel und -kosten die Rele-
vanz des — noch nicht vermarkteten — Produkts 
abschätzen kann. 

Über weit fortgeschrittene und abgeschlossene 
Vorhaben können jedoch im Einvernehmen mit den 

geförderten Unternehmen Einzelheiten mitgeteilt 
werden. 

Eine Liste solcher Vorhaben, die im Rahmen der 
Aktion „Förderung der Anwendung der Elektroni-
schen Datenverarbeitung in der gewerblichen Wirt-
schaft" gefördert wurden, ist beigefügt. 

Eine entsprechende Liste mit Projekten, die im 
Rahmen der „Förderung der marktnahen techni-
schen Entwicklung von Gerät und Programmen der 
Elektronischen Datenverarbeitung" unterstützt wur-
den, wird vorbereitet. In einer vorläufigen Form 
wurde diese Liste dem Bundesministerium für Bil-
dung und Wissenschaft zur Beantwortung Ihres 
Schreibens vom 12. November 1971 übersandt; damit 
sie zur Verbreitung geeignet ist, wird sie z. Z. mit 
den betreffenden Firmen überarbeitet. 

Ich werde Ihnen auch diese Liste in ihrer endgülti-
gen Form zu gegebener Zeit zusenden. 

Da diese Zuschüsse im Verhältnis zu den tatsäch-
lichen Entwicklungskosten gewährt werden, sind 
aus den für das Einzelvorhaben bewilligten Mitteln 
Rückschlüsse auf die Entwicklungskosten möglich. 
Aus dem o. a. Grunde ist deshalb auch bezüglich der 
bewilligten Mittel vertrauliche Behandlung geboten. 
Die 1969 bis 1971 insgesamt bewilligten Mittel bitte 
ich der beiliegenden Aufstellung zu entnehmen. 

Die zu fördernden Projekte werden nach den Kri-
terien ausgewählt, die in den Richtlinien zur Förde-
rung der marktnahen technischen Entwicklung von 
Gerät und Programmen der Elektronischen Daten-
verarbeitung (Az.: IV B 4 — 40 71 10/1 vom 7. Juli 
1969) und zur Förderung der Anwendung der Elek-
tronischen Datenverarbeitung in der gewerblichen 
Wirtschaft (Az.: IV A 6 — 40 71 50/21 vom 23. Juli 
1970) niedergelegt sind. Grundprinzip ist die mög-
lichst schnelle Umsetzung wissenschaftlich-tech-
nischer Kenntnisse und Fertigkeiten in marktrele-
vante Produkte (Entwicklungsförderung bei den Her-
stellern) bzw. möglichst vielseitige Verwendbarkeit 
von Standardprogrammen bei Bedarfsträgern ver-
gleichbarer Bedarfsstruktur (Entwicklungsföderung 
im Anwenderbereich). Zu Ihrer Unterrichtung füge 
ich je ein Exemplar der Richtlinien bei. 

Anlage 36 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Rohwedder vom 23. Februar 
1972 auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten 
Dr. Sperling (SPD) (Drucksache VI/ 3165 Frage B 17) : 

Wie hoch ist die Dividende, die in den Jahren seit der 
Grundung der Ruhrkohle-Einheitsgesellschaft an die Eigentumer 
der eingebrachten Zechen gezahlt wurde, und rechtfertigt die 
Rentabilitat der eingebrachten Zechen angesichts der steigenden 
Verluste diese Dividendenzahlung? 

Nach § 9 des Vertrages zwischen der Bundesrepu-
blik Deutschland, den Muttergesellschaften der 
Ruhrkohle AG und der Ruhrkohle AG vom 18. Juli 
1969 werden für die ersten 20 Geschäftsjahre keine 
Gewinne ausgeschüttet, sondern ein etwaiger Jah- 
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resüberschuß einer Verlustausgleichsrücklage zu-
geführt. 

Da die Ruhrkohle AG seit ihrer Gründung keine 
Gewinne gemacht hat, sind Zuführungen zur Ver-
lustausgleichsrücklage bisher nicht erfolgt. 

Anlage 37 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Berkhan vom 
24. Februar 1972 auf die Schriftliche Frage des Abge-
ordneten Pieroth (CDU/CSU) (Drucksache V1/3165 
Frage B 18) : 

Trifft es zu, daß für Instandsetzungsarbeiten an den amerika-
nischen Truppenunterkunften in Baumholder die dort ansassigen 
Firmen nicht zur Angebotsabgabe aufgefordert worden sind, 
obwohl gerade in diesem wirtschaftlich schwachen und durch 
militarische Anlagen in seiner wirtschaftlichen Entwicklung beein-
trachtigten Raum die Vergabe von Auftragen zur Schaffung und 
Erhaltung guter Arbeitsplatze notwendiger ist als in den Bal-
lungsgebieten, wohin die Aufforderung an große Firmen gerichtet 
wurde? 

Mit der Erledigung der Verteidigungsbauaufgaben 
des Bundes sind nach § 6 Abs. 4 des Gesetzes über 
die Finanzverwaltung (FVG) vom 6. September 1950 
(BGBl. S. 448) und den mit den Finanzministern der 
Länder geschlossenen Verwaltungsabkommen die 
Baubehörden der Landesfinanzverwaltung beauf-
tragt. 

Im Raum Baumholder sind hierfür die Oberfinanz-
direktion Koblenz — Landesvermögens- und Bau-
abteilung — in Mainz und das Finanzbauamt Idar-
Oberstein zuständig. 

Meine Erhebungen zu Ihrer Anfrage haben erge-
ben, daß an den Renovierungsarbeiten für die in 
diesem Raum gelegenen Truppenunterkünfte in den 
vergangenen Jahren überwiegend das einheimische 
Gewerbe beteiligt wurde. Im Jahre 1970 sind vom 
Finanzbauamt Idar-Oberstein 820 Aufträge mit 
einer Auftragshöhe von 15,5 Millionen DM, das sind 
87 % der Gesamtvergabe des Amtes, an einheimi-
sche Betriebe vergeben worden. Im Jahre 1971 wur-
den die Betriebe im Raum Baumholder bei 640 Auf-
trägen mit einer Auftragshöhe von 11,4 Millionen 
DM berücksichtigt. 

Gegenwärtig werden Angebote für die Moder-
nisierung einer in diesem Raum gelegenen Kaserne 
eingeholt, die von den amerikanischen Streitkräften 
belegt ist. Auch diese Bauaufgaben werden von dem 
genannten deutschen Finanzbauamt erledigt. 

Dem verständlichen Wunsch der amerikanischen 
Streitkräfte entsprechend sollen diese Arbeiten, ins-
besondere aus Gründen der militärischen Sicherheit, 
an Generalunternehmer vergeben werden. Diese 
Verfahrensweise schließt die Beteiligung des ört-
lich ansässigen Gewerbes jedoch nicht aus. Viel-
mehr werden von den Generalunternehmern an der 
Durchführung dieser Arbeiten erfahrungsgemäß zu 
etwa 85 % einheimische Firme als Sub-Unterneh-
mer beteiligt. Hierzu ist festzustellen, daß die Kapa-
zität der im Bereich des Finanzbauamtes Idar-Ober-
stein ansässigen Betriebe u. a. durch Aufträge aus 

dem Verteidigungsbereich im vorerwähnten Um-
fange ausgelastet ist.  

Ich hoffe, sehr geehrter 'Herr  Kollege, Sie mit 
vorstehenden Ausführungen davon überzeugt zu 
haben, daß eine mangelnde Beteiligung der einhei-
mischen Betriebe an .der Durchführung von Vertei-
digungsbauaufgaben nicht gegeben und auch künf-
tig nicht zu befürchten ist. 

Anlage 38 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Hermsdorf 
vom 23. Februar 1972 auf die Schriftliche Frage des 
Abgeordneten Weigl (CDU/CSU) (Drucksache VI/3165 
Frage B 19) : 

Ist die Bundesregierung nunmehr bereit, im Rahmen der Über-
gangsregelung fur die Gewährung von Grenzlandsonderabschrei-
bungen die Frist fur die Fertigstellung der Investitionen bis 
zum 31. Dezember 1973 zu verlängern, nachdem die Landerfinanz-
minister in ihrer Konferenz vom 27. Januar 1972 einen entspre-

chenden Beschluß gefaßt haben? 

Der Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen 
hat dem Beschluß der Finanzministerkonferenz vom 
27. Januar 1972, die Auslauffrist für die Übergangs-
regelung betr. Weiteranwendung der bisherigen 
Verwaltungsregelungen über die Bewilligung von 
Sonderabschreibungen im Zonenrandgebiet um ein 
Jahr, also bis zum 31. Dezember 1973, zu verlängern, 
mit Schreiben vom 9. Februar 1972 zugestimmt und 
die obersten Finanzbehörden der Länder gebeten, 
danach zu verfahren. 

Anlage 39 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentaarischen Staatssekretärs Hermsdorf 
vom 23. Februar 1972 auf die Schriftliche Frage des 
Abgeordneten Weigl (CDU/CSU) (Drucksache VI/3165 
Frage B 20) : 

Ist es richtig, daß die Beschränkung der neuen Brennrechtsver-
gabe an landwirtschaftliche Brennereien, die bis zum 31. März 
1972 betriebsfertig hergerichtet werden, zu einer Begunstigung 
von 18 Kartoffelgemeinschaftsbrennereien in Niedersachsen und 
zu einer totalen Benachteiligung des großten Kartoffelanbau

-

landes (Bayern) führen wurde? 

Es fehlen z. Z. noch genaue Unterlagen darüber, 
wie viele Kartoffelgemeinschaftsbrennereien bis zum 
31. März 1972 betriebsfertig hergerichtet sein wer-
den. Soweit sich übersehen läßt, sind es überwie-
gend Brennereien in Niedersachsen. Das bedeutet 
aber nicht eine „totale Benachteiligung des größten 
Kartoffelanbaulandes (Bayern) ". Nach dem Gesetz-
entwurf der Bundesregierung können Brennereien, 
für deren Errichtung der Bundesminister für Ernäh-
rung, Landwirtschaft und Forsten ein besonderes 
agrarwirtschaftliches Bedürfnis anerkennt, inner-
halb eines Kontingents von 15 000 Hektoliter Wein-
geist auch dann ein Brennrecht erhalten, wenn sie 
erst zum 31. März 1972 betriebsfähig hergerichtet 
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sind. Die Möglichkeit zur Brennrechtsveranlagung 
steht hiernach auch für Brennereien in Bayern noch 
offen. 

Der Agrarausschuß des Bundesrates hat in seiner 
Sitzung am 16. Februar 1972 einem Antrag Bayerns 
zugestimmt, dieses Kontingent auf 30 000 Hektoliter 
Weingeist zu erhöhen. 

Im übrigen möchte ich darauf hinweisen, daß von 
den insgesamt etwa 415 000 Hektoliter Weingeist 
Kartoffelbrennrechten von den landwirtschaftlichen 
Brennereien im gesamten Bundesgebiet allein etwa 
59 % auf Brennereien in Bayern entfallen. Von den 
im außerordentlichen Verfahren in den Jahren 1968 
bis 1971 veranlagten 104 Kartoffelgemeinschafts-
brennereien sind 56 in Bayern ansässig. 

Allgemein ist zur Brennrechtsveranlagung noch 
zu bemerken: 

Sie steht im Schatten der noch ausstehenden EWG-
Marktregelung für Agraralkohol und ist deshalb mit 
Risiken behaftet. Es gibt Bestrebungen, die Bedeu-
tung der deutschen Brennrechte als Absatz- und 
Preisgarantie einzuschränken. Die Bundesregierung 
hält es deshalb nicht für vertretbar, daß noch unein-
geschränkt Brennereien zum Brennrecht veranlagt 
werden. Die Errichtung einer Brennerei erfordert 
erhebliche Investitionen. Eine Entwertung ,der Brenn-
rechte würde gerade die neu veranlagten Brenne-
reien besonders hart treffen. 

Außerdem ist zu berücksichtigen: Die Bundes-
monopolverwaltung für Branntwein hat auf Grund 
ihrer Bestands- und Absatzlage mit Beginn des lau-
fenden Betriebsjahres die Möglichkeit, Branntwein 
außerhalb des Brennrechts zu einem noch lohnen-
den Preis herzustellen, von 2200 und 800 Hekto-
liter Weingeist je Kartoffelgemeinschaftsbrennerei 
einschränken müssen. Dieser „begünstigte Über-
brand" wird beim Hinzutritt neuer Brennereien sehr 
wahrscheinlich noch weiter herabzusetzen sein, da 
in absehbarer Zeit mit einer nennenswerten Steige-
rung des Alkoholabsatzes nicht gerechnet werden 
kann. 

Anlage 40 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Ertl vom 21. Februar 1972 auf 
die Schriftliche Frage des Abgeordneten Dasch 
(CDU/CSU) (Drucksache VI/3165 Frage B 21) : 

Betrachtet die Bundesregierung die derzeitigen deutschen 
Milcherzeugerpreise als Ausgangspunkt für die EWG-Agrarpreis-
verhandlungen mit einer von der Bundesrepublik Deutschland 
gewunschten Erhöhung von 8 %? 

Der Rat der EG kann im Rahmen der Preisent-
scheidungen für Milch nur über die in der Markt-
ordnung festgelegten Richt- und Interventionspreise 
entscheiden. Für die tatsächlichen Milcherzeuger-
preise sind die Interventionspreise für Butter und 
Magermilchpulver Orientierung und untere Ab-
sicherung. Im übrigen entwickeln sie sich nach 

Angebot und Nachfrage. Sie sind von Land zu Land 
und von Molkerei zu Molkerei sehr unterschiedlich. 

Der Vorschlag der Kommission zur Erhöhung der 
Richt- und Interventionspreise um 8 % — der von 
mir unterstützt wird — bezieht sich selbstverständ-
lich auf das vorher festgesetzte Preisniveau. Die 
Kommission hat bei ihren Vorschlägen die über das 
Interventionspreisniveau hinausgehende Markt-
preisentwicklungen berücksichtigt. 

Anlage 41 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Rohde vom 
21. Februar 1972 auf die Schriftliche Frage des 
Abgeordneten Zebisch (SPD) (Drucksache VI/3165 
Fragen B 22 und 23) : 

Trifft es zu, daß Anträge auf Forderung der beruflichen Fort-
bildung und Umschulung bei der Bundesanstalt für Arbeit und 
den zustandigen Arbeitsämtern nur mit großer zeitlicher Ver-
zogerung bearbeitet werden konnen, und was wird die Bundes-
regierung zusammen mit der Bundesanstalt fur Arbeit unter-
nehmen, um eine schnellere Behandlung der Anträge, gege-
benenfalls durch Vorbescheide, zu erreichen, um zu vermeiden, 
daß Umschulungs- und Fortbildungswillige in finanzielle Schwie-
rigkeiten geraten? 

Wird die Bundesregierung bei der Bundesanstalt fur Arbeit 
und Sozialordnung darauf hinwirken, daß z. B. Krankenversiche-
rungsbeiträge bei Beginn der Teilnahme an Umschulungs- und 
Fortbildungslehrgängen sofort durch die Arbeitsamter übernom-
men werden, auch wenn der endgültige Bescheid zur Forderung 
der Umschulungs- und Fortbildungsmaßnahmen noch nicht erteilt 
worden ist? 

Es trifft zu, daß bei der Bearbeitung von An-
trägen auf Förderung der beruflichen Fortbildung, 
Umschulung und Einarbeitung nach dem Arbeits-
förderungsgesetz in der Anlaufzeit dieses Gesetzes 
zum Teil nicht unerhebliche Verzögerungen einge-
treten sind. Dies ist auf die außergewöhnlich starke 
Belastung der Arbeitsämter durch die sehr hohe 
Zahl der eingehenden Neuanträge zurückzuführen. 
Im Jahre 1971 sind allein mehr als 360 000 Neu-
anträge gestellt worden. Besonders stark betroffen 
wurden hiervon die Arbeitsämter, in deren Bezirk 
sich die Bildungseinrichtungen konzentrieren. 

Der Präsident der Bundesanstalt für Arbeit hat 
bereits in den Jahren 1970 und 1971 eine Anzahl 
von Maßnahmen getroffen, um die Arbeitsämter in 
die Lage zu versetzen, diesen außergewöhnlichen 
Arbeitsanfall zügig zu bewältigen. Dazu gehörte 
nicht nur die Anhebung des Personalbestandes, 
sondern auch ein interner Personalausgleich inner-
halb und zwischen den Dienststellen der Bundes-
anstalt sowie die Vereinfachung des Verwaltungs-
verfahrens. So wurde der Präsident der Bundesan-
stalt bereits durch die Änderungsanordnung vom 
30. September 1970 ermächtigt, für die im Rahmen 
der individuellen Förderung der beruflichen Bildung 
zu erstattenden Fahrkosten Pauschbeträge festzu-
setzen. 

Die bisher gemachten Erfahrungen bei der prak-
tischen Durchführung der Förderungsvorschriften ha-
ben schließlich zur Neufassung der Anordnung über 
die individuelle Förderung der beruflichen Fortbil-
dung und Umschulung am 9. September 1971 durch 
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den Verwaltungsrat der Bundesanstalt geführt. 
Diese Neufassung, die am 1. Januar 1972 in Kraft 
getreten ist, sieht u. a. die pauschale Erstattung der 
Lehrgangsgebühren sowie der Kosten für Lernmittel 
und Arbeitskleidung vor. Die Neuformulierung wei-
terer Paragraphen dieser Anordnung soll in be-
stimmten Bereichen eine klarere Abgrenzung ermög-
lichen und damit den Arbeitsämtern auch die Mög-
lichkeit geben, eine schnellere Entscheidung zu tref-
fen. 
Zu Ihrer zweiten Frage darf ich Ihnen folgendes 

mitteilen: Sofern über einen Antrag noch nicht end-
gültig entschieden werden kann, der Antragsteller 
aber bereits an einer Bildungsmaßnahme teilnimmt 
und ein Leistungsanspruch dem Grunde nach be-
steht, sind die Arbeitsämter aufgrund einer Wei-
sung des Präsidenten der Bundesanstalt gehalten, 
angemessene Abschläge auf die zu erwartenden 
Leistungen zu zahlen. Von dieser Weisung werden 
auch die von Ihnen genannten Fälle erfaßt. Sobald 
Abschläge auf das zustehende Unterhaltsgeld ge-
zahlt werden, sind auch die Krankenversicherungs-
beiträge von der Bundesanstalt zu entrichten. 

Anlage 42 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Berkhan vom 
24. Februar 1972 auf die Schriftlichen Fragen des 
Abgeordneten Möhring (SPD) (Drucksache VI/3165 
Fragen B 24 und 25) : 

Denkt die Bundesregierung daran, die Kostenubernahme für 
Familienheimfahrten Wehrpflichtiger gegenüber der Deutschen 
Bundesbahn kunftig auch auf die Transportmittel der Deutschen 
Bundespost auszudehnen? 

Ware für Soldaten aus Einödstandorten, wo zum Teil keine 
offentlichen Verkehrsverbindungen bestehen, eine Entschädigung 
für Fahrten mit dem privaten Kraftfahrzeug in gleichem Sinne 
moglich? 

Grundwehrdienstleistenden, die Familienheim-
fahrten wiegen Fehlens geeigneter Eisenbahnver-
bindungen auf der gesamten oder einer Teilstrecke 
mit Linienbussen der Deutschen Bundespost, der 
Deutschen Bundesbahn oder anderer Verkehrsträ-
ger durchführen, wird der verauslagte Fahrpreis für 
zwölf Fahrten im Jahr vom Truppenteil auf Antrag 
erstattet. 

Zur Zeit wird in Verhandlungen mit der Deut-
schen Bundespost und der Deutschen Bundesbahn 
geprüft, ob eine Beförderung in Postbussen auch 
ohne Fahrpreisvorauszahlung — wie bei der Benut-
zung von Zügen der Deutschen Bundesbahn — mög-
lich ist. Das Ergebnis steht noch aus. 

Wird für die Familienheimfahrt mangels öffent-
licher Verkehrsverbindungen ein eigenes Kraftfahr-
zeug benutzt, so werden die Fahrkosten für die An- 
oder Abfahrt zu dem dem Standort oder dem Wohn-
ort nächstgelegenen Haltepunkt bzw. Bahnhof eines 
öffentlichen Verkehrsunternehmens erstattet, wenn 
die Entfernung bis dorthin mindestens 3 km beträgt. 
Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, diese Rege-
lung dahingehend zu erweitern, daß in diesen Fäl-
len die gesamten Fahrkosten zwischen Standort und 
Wohnort erstattet werden. 

Anlage 43 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Berkhan vom 
24. Februar 1972 auf die Schriftlichen Fragen des 
Abgeordneten Röhner (CDU/CSU) (Drucksache 
VI/3165 Fragen B 26 und 27): 

Beabsichtigt die Bundesregierung, die Einzugsbereiche der 
Kreiswehrersatzämter an die Grenzen der inneren Verwaltung 
nach der Kreisreform anzupassen, und wird die Bundesregie-
rung bei einer etwaigen Neufestsetzung der Einzugsbereiche an 
den Bezirksgrenzen festhalten? 

Ist die Bundesregierung bereit, durch eine Änderung des 
Wehrpflichtgesetzes (I 14) eine sinnvolle Abrundung der Ein-
zugsbereiche von Kreiswehrersatzamtern über Bezirksgrenzen 
hinaus, wie es sich beispielsweise im Falle Bamberg durch Zu-
ordnung des Haßberg-Kreises anbietet, zu ermoglichen und durch

-

zufuhren? 

Als Auswirkung der Gebietsreform in den einzel-
nen Ländern wird die Bundesregierung nach § 14 
Abs. 2 des Wehrpflichtgesetzes die örtlichen Zu-
ständigkeitsbereiche der Kreiswehrersatzämter den 
Grenzen der inneren Verwaltung anpassen; hierbei 
werden — auch in dem von Ihnen erwähnten Ge-
biet — die Grenzen der Regierungsbezirke beachtet. 

Die Bundesregierung hält es nicht für angebracht, 
durch eine Änderung des i§ 14 Nr. 2 WPf1G die Mög-
lichkeit zu schaffen, in die von den Ländern getrof-
fenen Gebietsregelungen einzugreifen. 

Anlage 44 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Westphal 
vom 22. Februar 1972 auf die Schriftliche Frage des 
Abgeordneten von Thadden (CDU/CSU) (Drucksache 
VI/3165 Frage B 28) : 

Wie gedenkt die Bundesregierung der Ausbeutung der Hilfs-
bereitschaft durch Pseudo-Hilfsorganisationen, die vornehmlich an 
ihre eigene Tasche denken, entgegenzutreten? 

Das Sammlungswesen gehört in die Zuständigkeit 
der Länder, die eigene Sammlungsgesetze haben. 
Mit Ausnahme von Bayern sehen alle Gesetze Ge-
nehmigungen nur für Haus- und Straßensammlungen 
vor. Der Versand von Spendenbriefen ist genehmi-
gungsfrei; nur in einzelnen Ländern besteht eine 
Anzeigepflicht. 

Das Zentralinstitut für soziale Fragen in Berlin 33 
stellt seit Jahren Ermittlungen über neu in Erschei-
nung tretende Organisationen auf dem Gebiete der 
Wohlfahrtspflege an. 

Seit 1908 berät das Institut Firmen und Verbände 
der gewerblichen Wirtschaft in Spendenfragen. Seit 
1953 wird diese Arbeit in Gemeinschaft mit dem Ar-
beitskreis Spendenhilfe der gewerblichen Wirtschaft, 
dem das Institut angehört, durchgeführt. 

In den Sammlungsgesetzen der Länder bzw. in 
den Begründungen und Erläuterungen dazu wird 
das Deutsche Zentralinstitut als Auskunftsstelle 
ausdrücklich genannt. Auch Privatpersonen erhalten 
jederzeit Auskunft durch das Institut. 

Bund und Länder fördern die Arbeit des Zentral-
instituts. 
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Anlage 45 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Westphal 
vom 22. Februar 1972 auf die Schriftlichen Fragen 
des Abgeordneten Rollmann (CDU/CSU) (Druck-
sache VI/3165 Fragen B 29 und 30) : 

Weldie Bundeslander haben bisher Ausführungsbestimmungen 
zu den §§ 5 und 8 des Gesetzes für Jugendwohlfahrt erlassen? 

Was hat die Bundesregierung getan, um die Bundesländer zu 
veranlassen, solche Ausführungsbestimmungen zu schaffen? 

Die Bundesländer haben — von einer Ausnahme 
abgesehen — Ausführungsvorschriften zum Jugend-
wohlfahrtgesetz erlassen. Ich darf insbesondere auf 
die in den Ländern Nordrhein-Westfalen und Rhein-
land-Pfalz geltenden gesetzlichen Regelungen über 
die Errichtung und den Betrieb von Kindergärten 
hinweisen, die sich auf § 5 Absätze 3 und 5 des 
Jugendwohlfahrtgesetzes stützen. Speziell zu § 8 
JWG sind keine Ausführungsbestimmungen be-
kannt. Die Förderungsgrundsätze der Länder sind im 
allgemeinen in den Richtlinien zu den Landesjugend-
plänen enthalten. 

Während den Ländern die Ausführung des Ge-
setzes für Jugendwohlfahrt als eigene Angelegen-
heit gem. Artikel 83 GG obliegt, verfügt die Bun-
desregierung lediglich über die in Artikel 84 Abs. 3 
S. 1 ff. vorgesehene Aufsichtsbefugnis. 

Angesichts der Landesausführungsgesetze zum Ju-
gendwohlfahrtsgesetz und der Richtlinien und Er-
lasse zu den Landesjugendplänen bestand im Rah-
men des Art. 84 GG keine Veranlassung, die 
Länder zu weiteren Ausführungsvorschriften anzu-
regen. 

Die Bundesregierung konzentriert vielmehr ihre 
Bemühungen auf eine grundlegende Reform des ge-
samten Jugendhilferechts. Die intensiven Vorarbei-
ten dafür wurden durch eine Kommission aufgenom-
men, die der Bundesminister für Jugend, Familie 
und Gesundheit im Juli 1970 berufen hat. Die Bun-
desregierung räumt dieser Reform Vorrang vor 
Änderungen und Ergänzungen des Jugendwohl-
fahrtgesetzes ein. 

Anlage 46 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Westphal 
vom 22. Februar 1972 auf die Schriftliche Frage des 
Abgeordneten Dr. Gölter (CDU/CSU) (Drucksache 
VI/3165 Frage B 31) : 

Beabsichtigt die Bundesregierung, das Bestrahlen von fri-
schem Fisch zum Zwecke der langeren Haltbarkeit zu genehmigen? 

Der Förderkreis Lebensmittelbestrahlung e. V. hat 
mit Datum vom 28. Dezember 1971 beim Bundes-
ministerium für Jugend, Familie und Gesundheit 
den Antrag gestellt, die Bestrahlung von frischem 
Seefisch zum Zwecke der Verlängerung der Halt-
barkeit durch Änderung der Lebensmittel-Bestrah

-

lungs-Verordnung allgemein zuzulassen. Das Bun-
desministerium für Jugend, Familie und Gesundheit 
hat mehrere auf 'diesem Gebiet führende Wissen-
schaftler und das Bundesgesundheitsamt gebeten, 
zu diesem Antrag gutachtlich Stellung zu nehmen 
und insbesondere die Frage der gesundheitlichen 
Unbedenklichkeit des vorgesehenen Bestrahlungs-
verfahrens eingehend zu prüfen. Mit einem Ergeb-
nis der  in Auftrag gegebenen Gutachten kann frü-
hestens in 3 bis  6 Monaten gerechnet werden. So-
fern die Gutachten die Bestrahlung von Seefisch mit 
den von dem Förderkreis geforderten Dosen von 
50 bis 150 Krad (= Kilorad) als .gesundheitlich un-
bedenklich ansehen und in technologischer Hinsicht 
gegenüber bisherigen Verfahren Vorteile zu erwar-
ten  sind,  könnte erwogen wenden, eine Ausnahme-
genehmigung nach § 20 a Abs. 2 Nr. 1 ides  Lebens-
mittelgesetzes zur Durchführung von Versuchen 
unter ,amtlicher Beobachtung zu erteilen. 

_ Anlage 47 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Westphal 
 vom 22. Februar 1972 auf die Schriftlichen Fragen 

des Abgeordneten OrgaB (CDU/CSU) (Drucksache 
VI/3165 Fragen B 32 und 33) : 

Treffen Pressemeldungen zu, nadi denen sowohl die Bundes-
regierung als auch der Senat der Freien und Hansestadt Ham-
burg durch Ortsbesichtigung des Hamburger Zentralschlachthofes 
haben feststellen lassen, daß dieser von der Bundesregierung 
im Jahre 1968 durch Erteilung der Kontroll-Nummer zugelassene 
Zerlegebetrieb tatsächlich bis heute nicht den hygienischen An-
forderungen der fur die Genehmigung zugrundeliegenden EWG-
Richtlinien „Frisches Fleisch" entspricht, ja nicht einmal die 
wesentlich schwächeren Bestimmungen der hamburgischen 
Hygieneverordnungen erfullt? 

Auf welche Weise gedenkt die Bundesregierung auf den 
Senat der Freien und Hansestadt Hamburg einzuwirken, daß 
dieser endlich die bel der Erteilung der Kontroll-Nummer ein-
gegangenen Auflagen erfullt und damit seiner Verpflichtung zum 
Schutze der Gesundheit der Verbraucher nachkommt? 

Nach Kenntnis der Bundesregierung erfüllt der 
im Hamburger Zentralschlachthof gelegene, von der 
zuständigen obersten Landesbehörde im Mai 1968 
nach § 4 des Durchführungsgesetzes EWG-Richtlinie 
frisches Fleisch zugelassene Schlacht- und Zerlege

-

betrieb die in diesem Gesetz gestellten Hygiene-
anforderungen nicht in allen Punkten. Eine Ortsbe-
sichtigung durch Vertreter der  Bundesregierung ist 
aus diesem Anlaß nicht erfolgt, da nach den §§ 4 
und 5 des genannten Gesetzes Landesbehörden für 
die Zulassung und die Überwachung der Einhaltung 
der Vorschriften zuständig sind.  

Es ist mir jedoch bekannt, daß auch amerikanische 
Veterinärbeamte anläßlich einer Überprüfung des 
Schlachthofes Hamburg über Mängel berichtet 
haben. 

Die Bundesregierung hat 'durch Gespräche mit 
Fachbeamten erfahren, daß die zuständige Behörde 
in Hamburg die Aufrechterhaltung der Zulassung 
davon abhängig gemacht hat, daß die festgestellten 
Mängel bis  zum 1. Juni 1972 beseitigt worden sind. 
Die Bundesregierung wird auf die Angelegenheit 
weiter achten und auf die Beseitigung der festge-
stellten Mängel hinwirken. 
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Anlage 48 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar vom 
23. Februar 1972 auf die Schriftlichen Fragen des 
Abgeordneten Dr. Schmitt-Vockenhausen (SPD) 
(Drucksache VI/3165 Fragen B 34 und 35) : 

Gibt es Verkehrszählungen aus den letzten Monaten, die die 
Belastung der Ortsdurchfahrt Raunheim (B 43) und die damit 
verbundene Belastung fur die Bevolkerung deutlich machen? 

Ist die Bundesregierung für den Fall, daß solche Unterlagen 
nicht existieren, bereit, entsprechende Verkehrszählungen einzu-
leiten, die mit dazu beitragen können, die Dringlichkeit der 
Verlegung der B 43 deutlich zu machen? 

Verkehrszählungen aus den letzten Monaten lie-
gen für die Ortsdurchfahrt Raunheim (B 43) nicht 
vor, jedoch ist die starke Verkehrsbelastung der 
Ortsdurchfahrt aus den regelmäßigen Verkehrs-
erhebungen bekannt. 

Die Notwendigkeit und die Dringlichkeit des 
Baues der Umgehungsstraße Raunheim sind unbe-
stritten. Aus diesem Grunde sind schon frühzeitig 
die Planungsarbeiten aufgenommen worden. Gegen 
den Planfeststellungsbeschluß liegen jedoch meh-
rere Anfechtungsklagen vor, deren Ausgang nicht 
zu übersehen ist. Sobald die rechtlichen und bau-
lichen Voraussetzungen geschaffen sind, wird mit 
dem Bauvorhaben begonnen werden. Die Finanzie-
rung ist im Rahmen der Haushaltsmittel für den 
Ausbau der Bundesfernstraßen, die dem Land zur 
Verfügung gestellt werden, gewährleistet. 

Nach der Verkehrsmengenkarte 1970 beträge die 
Belastung der Ortsdurchfahrt Raunheim (B - 43) rd. 
13 800 Fahrzeuge/24 Stunden. 

Anlage 49 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar vom 
23. Februar 1972 auf die Schriftlichen Fragen des 
Abgeordneten Seibert (SPD) (Drucksache V1/3165 
Fragen B 36 und 37) : 

Mit welcher Linienfuhrung ist nach dem derzeitigen Planungs-
stand fur die sogenannte Odenwaldautobahn Im Bereich zwischen 
Hanau und Michelstadt zu rechnen, und bis wann ist der Ab-
schluß der Planung vorgesehen? 

Welche verbindlichen Pläne bestehen hinsichtlich der Auto-
bahnzubringer fur die Landkreise Alzenau, Aschaffenburg, 
Obernburg und Miltenberg? 

Zur ersten Frage: 

Die Linienführung der sogenannten Odenwald-
autobahn liegt bisher lediglich nördlich des Mains 
fest. 

Für den Abschnitt zwischen Main und der B 26 
(neu) bei Babenhausen ist das Verfahren gemäß 
§ 16 Bundesfernstraßengesetz (FStrG) zur Bestim-
mung der Linienführung eingeleitet. Die Stellung-
nahmen der an der Raumordnung beteiligten Bun-
desminister werden bis zum 1. April 1972 erwartet. 

Südlich der B 26 (neu) bis zur B 47 bei Eulbach 
(östlich Michelstadt) ist die Bestimmung der Linie 
gemäß § 16 FStrG auf Landesebene seit einiger 
Zeit eingeleitet. Die Stellungnahme der Landes-
planung liegt noch nicht vor. Insofern kann ein Zeit-
punkt für den Abschluß der Planung noch nicht an-
gegeben werden. Im übrigen ist dieser Abschnitt 
im Bedarfsplan für den Ausbau der Bundesfern-
straßen (1971-1985) in der zweiten Dringlichkeit 
vorgesehen. 

Zur zweiten Frage: 

Die Linienführung der BAB-Neubaustrecken 
Gießen—Aschaffenburg—Stuttgart ist im Abschnitt 
Hanau-Aschaffenburg im September 1970 festge-
legt worden. In diesem Bereich sind Anschlußstellen 
an der B 26 zwischen Babenhausen und Aschaffen-
burg,  an der künftigen B 8 zwischen Seligenstadt 
und Stockstadt, an der Staatsstraße 2444 bei Dettin-
gen und an der Staatstraße 2305 zwischen Kahl und 
Alzenau vorgesehen. Verbindliche Planungen hier-
zu liegen noch nicht vor. 

Im Abschnitt Aschaffenburg—Erbach der o. g. 
BAB-Neubaustrecke (Odenwaldautobahn) ist die 
Planung noch nicht abgeschlossen und die Linien-
führung daher noch nicht festgelegt worden. Somit 
liegen auch hier verbindliche Pläne für die Zubrin-
ger in die Räume Obernburg und Miltenberg noch 
nicht vor. Man kann jedoch davon ausgehen, daß der 
Raum Obernburg über die B 426 (ehemalige Staats-
straße 3115) und der Raum Miltenberg/Amorbach 
über die B 47 an die künftige BAB angeschlossen 
wird. 

Anlage 50 

Schriftliche Antwort 

dies Parlamentarischen Staatssekretärs Haar vom 
23. Februar 1972 auf die Schriftlichen Fragen des 
Abgeordneten Biehle (CDU/CSU) (Drucksache 
V1/3165 Fragen B 38 und 39) : 

Wie hoch Ist der finanzielle Bundesanteil 1972 am Programm 
der Lander über die Zuweisungen zum kommunalen Straßenbau 
(I 6 Abs. 2 des Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes) fur 
Bayern, und welche Beträge wurden seit 1969 in den einzelnen 
Jahren jeweils Bayern zur Verfügung gestellt? 

Ist vorgesehen, daß das Projekt 98 i (Bay.) laut Verkehrshaus-
halt 1972 im Bereich der Stadt Lohr (Bau der Nord-Sud-Umgehung 
als Osttangente zwischen der Staatsstraße 2315 und der B 26) 
noch 1972 durch die Anhöhung der Mineralölsteuer nachträglich 
aufgestockt wird, und wie sind die Ausgabenvorstellungen bei 
den Bundesmitteln fur dieses Bauprojekt in den nächsten Jahren 
bis zur endgültigen Fertigstellung? 

Der Anteil Bayerns am Mehraufkommen an 
Mineralölsteuer für Vorhaben zur Verbesserung der 
Verkehrsverhältnisse der Gemeinden nach dem Ge-
meindeverkehrsfinanzierungsgesetz (GVFG) beträgt 
mit Haushaltsjahr 1972 = 17,47 % d. s. nach dem 
z. Z. geschätzten Steueraufkommen voraussichtlich 
rd. 155 Millionen DM. 

Seit dem Inkrafttreten des Steueränderungsge-
setzes 1966 im Jahre 1967 wurden folgende Beträge 
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aus dem Mehraufkommen an Mineralölsteuer in 
Bayern verausgabt: 

1967 = 68,105 Millionen DM 
1968 = 78,375 Millionen DM 
1969 = 94,801 Millionen DM 
1970 = 79,709 Millionen DM 
1971 = 91,360 Millionen DM 

Die Maßnahme der Stadt Lohr ist im Programm 
1972 nach § '6 des GVFG enthalten. Über die Höhe 
der jährlichen Dotierung der Bundesfinanzhilfe ent-
scheidet die Oberste Baubehörde im Bayerischen 
Staatsministerium des Innern. 

Anlage 51 

Schriftliche Antwort 
des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar vom 
23. Februar 1972 auf die Schriftlichen Fragen des 
Abgeordneten Fellermaier (SPD) (Drucksache VI/3165 
Fragen B 40 und 41) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung das von der Bavaria-Tirol-
Adria-Autobahnfinanzierungs AG, München, betriebene Vor-
haben, eine neue Autobahn, die "Strada Alemagna", von Sud

-

bayern uber Tirol bis nach Venedig zu bauen? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die von dieser 
privaten Interessengruppe stark forcierte Autobahnfuhrung 
Tegernseer Tal, Achenpaß auf bayerischer Seite, mit der Fort-
setzung im osterreichischen Zillertal wegen der Gefahr der wei-
teren Zerstorung der Alpenlandschaft entschieden abgelehnt wer-
den muß? 

Die Bundesrepublik Deutschland ist bei der Auf-
stellung ihres Bedarfsplanes für die Bundesfern-
straßen nicht von einer Autobahnverbindung Mün-
chen—Kufstein—Zillertal—Bruneck—Venedig , aus-
gegangen. Eine solche Verbindung würde auf öster-
reichischem Gebiet von der Autobahn Kufstein—
Innsbruck abzweigen. Die Planung läge daher in der 
Zuständigkeit der Republik Osterreich und der Repu-
blik Italien. 

Im Tegernseer Tal ist der zweispurige Neubau der 
Bundesstraße 318 vorgesehen. Die Bundesregierung 
ist im Einvernehmen mit der Bayerischen Staats-
regierung der Auffassung, daß eine Autobahn im 
Tegernseer Tal nicht erwogen werden kann. 

Anlage 52 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar vom 
23. Februar 1972 auf die Schriftlichen Fragen des 
Abgeordneten Dr. Wittmann (München) (CDU/CSU) 
(Drucksache VI/3165 Fragen B 42 und 43) : 

Wird daran festgehalten, den auf einer Vorkriegsplanung be-
ruhenden Verschiebebahnhof München-Nord in München-Ler-

chenau/Fasanerie/Allach zu errichten, und welche Maßnahmen 
sind bejahendenfalls vorgesehen, um Belastigungen für die Be-
volkerung zu vermeiden bzw. den Wohnwert der unmittelbar 
angrenzenden bzw. durchschnittenen Wohngebiete zu erhalten? 

Besteht die Moglichkeit, den Verschiebebahnhof Munchen-Nord 
in der unbebauten Anflugzone des geplanten Verkehrsflughafens 
Munchen II im Gebiet Freising/Erding-Nord zu errichten, oder 
welche anderen Alternativen zur jetzigen Planung bieten sich an? 

Wie mir die Deutsche Bundesbahn (DB) mitteilt, 
hält sie daran fest, auf dem seit Jahrzehnten dafür 
vorgesehenen DB-Gelände den neuen Rangierbahn-
hof zu errichten. Sie hat nach Abschluß der Planung 
vor kurzem gemäß § 36 des Bundesbahngesetzes das 
Planfeststellungsverfahren bei der Regierung von 
Oberbayern eingeleitet. In diesem Verfahren haben 
alle betroffenen Behörden und sonstigen Stellen die 
Möglichkeit, sich zu äußern und ggf. Einwendungen 
zu erheben. Die Pläne werden von der Regierung 
offengelegt und jedermann hat Gelegenheit, sich zu 
äußern. Wenn in diesem Verfahren Meinungsver-
schiedenheiten im Sinne des § 36 des Bundesbahn-
gesetzes nicht ausgeräumt werden, so bedarf es 
— auf Antrag der DB — der Entscheidung des 
Bundesministers für Verkehr. Diese könnte mit Auf-
lagen zur Durchführung besonderer Schutzmaßnah-
men verbunden werden, die dem Schutz der Nach-
barschaft dienen, z. B. durch landschaftsgärtnerische 
Abschirmung etwa mit bepflanzten Erdwällen. 

Es dürfte im übrigen durchaus möglich sein, daß 
auf Grund inzwischen bekannt gewordener Beden-
ken die Beteiligten in einem besonderen Verfah-
ren prüfen, welch anderer Standort in Frage kommen 
könnte. 

Eine eisenbahnbetrieblich auch nur annähernd 
gleichwertige Alternative zu dem vorgesehenen 
Standort des Rangierbahnhofs München-Nord gibt 
es nach Auffassung der DB im größeren Einzugsge-
biet Münchens nicht. 

Das Gebiet Freising/Erding scheide wegen der 
ungeeigneten Lage im DB-Netz und wegen der zu 
großen Entfernung von den Vers and- und Empfangs-
zentren der Münchener Wirtschaft aus. 

Anlage 53 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar vom 
23. Februar 1972 auf die Schriftlichen Fragen des 
Abgeordneten Kiechle (CDU/CSU) (Drucksache 
VI/3165 Fragen B 44 und 45) : 

Sieht die Bundesregierung eine Moglichkeit, aus dem dies-
jahrigen Eventualhaushalt fur den Weiterbau der B 12, Kauf-
beuren—Kempten, 1972 zusätzliche Mittel bereitzustellen? 

Werden fur den Beginn der Umgehung Kempten (BAB 85 — 
BAB  22) rechtzeitig Mittel zur Verfügung stehen, um 1972 noch 
Ausschreibungen fur Brückenbauten und den Grunderwerb vor-
nehmen zu konnen? 

Ob und ggf. wann ein Eventualhaushalt 1972 für 
den Bundesfernstraßenbau eingesetzt wird, ist z. Z. 
noch offen. Deshalb läßt sich auch noch nicht über-
sehen, ob für die B 12 Kaufbeuren—Kempten zusätz-
liche Mittel bereitgestellt werden können. 

Die Umgehung Kempten im Zuge der BAB-Neu-
baustrecke Ulm—Kempten (A 85) und der BAB-Neu-
baustrecke München—Kempten—Lindau (A 22) ist 
mit rd. 160 Millionen DM veranschlagt. Ein Baube-
ginn wird erst dann möglich sein, wenn übersehbar 
ist, daß die für eine optimale Bauzeit notwendigen 
hohen jährlichen Mittelbereitstellungen realisierbar 
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sind. Das ist z. Z. nicht der Fall. Ob in diesem Jahr 
noch Ausschreibungen für Brückenbauwerke vorge-
nommen werden können, wird z. Z. im Hinblick auf 
die in den vergangenen Jahren eingetretenen erheb-
lichen Baukostensteigerungen überprüft. 

Anlage 54 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar vom 
23. Februar 1972 auf die Schriftlichen Fragen des 
Abgeordneten Dr. Jahn (Braunschweig) (CDU/CSU) 
(Drucksache VI/3165 Fragen B 46 und 47) : 

Ist die Bundesregierung bereit, zusatzliche Mittel fur die 
Familienheimdarlehen der Deutschen Bundesbahn zur Verfugung 
zu stellen, um zu erreichen, daß, nachdem die Familienheim-
darlehen-Richtlinien, die für die übrigen Bundesbehorden seit 
Jahren gelten, bei der Deutschen Bundesbahn aber erst am 
1. April 1970 eingeführt wurden, die Anträge der Jahre 1971/72 
bewilligt werden können, und ist sie bereit, die Mittel in der 
Zukunft in den Haushalt des Bundesministeriums fur Verkehr zu 
ubernehmen, da eine Erwirtschaftung dieser Mittel im Haushalt 
der Deutschen Bundesbahn offensiditlich nicht möglich ist? 

Ist die Deutsche Bundesbahn bereit zu prufen, ob eine Herab-
setzung der Zinsen bei den Familienheimdarlehen von sieben 
auf fünf Prozent moglich ist, da die Belastung der Lohn- und 
Gehaltsempfanger erheblich ist? 

Nach der im Bundesbahngesetz festgelegten Ab-
grenzung der Verantwortlichkeiten zwischen dem 
Bund und seinem Sondervermögen Deutsche Bundes-
bahn ist die Wohnungsfürsorge für die Bundesbahn-
bediensteten Aufgabe der Organe der Deutschen 
Bundesbahn. 

Mit der Einführung der Familienheimdarlehen des 
Bundes zum 1. Januar 1970 für den Bereich der Deut-
schen Bundesbahn wurde nach 20 Jahren endlich 
eine Gleichstellung der Eisenbahner mit allen übri-
gen Bundesbediensteten erreicht. Verständlicher-
weise ist nach der nunmehr eingeführten Verbesse-
rung ein großer Antragsstau entstanden. 

Im Rahmen der Zulassungskontingente 1970 und 
1971 sind von der Deutschen Bundesbahn insgesamt 
4600 Förderungsanträge mit einem Mittelbedarf von 
140 Millionen DM genehmigt worden. Aus diesen 
Förderungszusagen sind Verbindlichkeiten in Höhe 
von rund 35 Millionen DM auf das Geschäftsjahr 
1972 übergegangen. Im Wirtschaftsplan der Deut-
schen Bundesbahn 1972 konnten für Zwecke der 
Wohnungsfürsorge insgesamt 180 Millionen DM 
eingeplant werden, darunter 65 Millionen DM für 
Familienheimdarlehen. 

Der Bundesregierung ist es bekannt, daß die Deut-
sche Bundesbahn angesichts ihrer angespannten Fi-
nanzsituation leider nicht in der Lage ist, weitere 
Mittel für Familienheimdarlehen an Bundesbahnbe-
dienstete bereitzustellen. 

Um den Eisenbahnern zu helfen, deren Anträge 
nicht sofort bedient werden können, hat sich die 
Deutsche Bundesbahn bereit erklärt, für notwendig 
werdende Zwischenkredite von Bediensteten die 
selbstschuldnerische Bürgschaft zu übernehmen. 

Ihrer Anregung, für die Familienheimförderung 
bei der Deutschen Bundesbahn Bundesmittel zur 

Verfügung zu stellen, damit alle Antragsteller noch 
im Geschäftsjahr 1972 berücksichtigt werden kön-
nen, steht ebenfalls die gesetzliche Abgrenzung der 
Zuständigkeiten zwischen Bund und Deutscher Bun-
desbahn entgegen. Bundesmittel können nur der 
Deutschen Bundesbahn als erfolgswirksame Leistun-
gen, als Investitionszuschüsse oder als Liquiditäts-
hilfe zur Verfügung gestellt werden. Welche Mittel 
die Deutsche Bundesbahn selbst in ihren Wirtschafts-
plan für Familienheimförderung einsetzt, unterliegt 
ihrer eigenen unternehmerischen Entscheidung. 

Die Deutsche Bundesbahn hat sich bei der Fest-
setzung der Zins- und Tilgungsbeträge für Familien-
heimdarlehen an Bundesbahnbedienstete den Bun-
desrichtlinien angepaßt. Danach betragen die Zins-
sätze der Gruppe I (Personenkreis der Sozialwoh-
nungsberechtigten) = 0,5 v. H. 
der Gruppe II (alle übrigen Personen) = 1,0 v. H. 
Der Tilgungsatz beträgt 2,0 v. H. 

Anlage 55 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar vom 
23. Februar 1972 auf die Schriftliche Frage des Ab-
geordneten Dr. Götter (CDU/CSU) (Drucksache 
VI/3165 Frage B 48) : 

Welche zeitlichen Vorstellungen hat die Bundesregierung be-
zuglich des weiteren Ausbaus der B 38 zwischen Landau und 
Hochdorf-Assenheim, insbesondere im Abschnitt Neustadt-
Hochdorf-Assenheim? 

Für den Neubau der B 38 zwischen Landau und 
Hochdorf-Assenheim wird z. Z. das Verfahren zur 
Bestimmung der Linienführung nach § 16 Bundes-
fernstraßengesetz durchgeführt. Da vorauszusehen 
war, daß für die Entwurfsbearbeitung, insbesondere 
aber für das Planfeststellungsverfahren bis zur Er-
langung ,der Rechtskraft der Pläne eine längere Zeit 
notwendig ist, wurde der Weiterbau der B 38 im 
Einvernehmen mit 'der Straßenbauverwaltung des 
Landes Rheinland-Pfalz nicht in den 1. Fünfjahres-
plan aufgenommen. Über die zeitlichen Dispositio-
nen nach 1975 können jetzt noch keine Angaben ge-
macht werden. 

Anlage 56 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar vom 
23. Februar 1972 auf die Schriftliche Frage des Ab-
geordneten Dr. Schulze-Vorberg (CDU/CSU) (Druck-
sache VI/3165 Frage B 49) : 

Kann die Bundesregierung bestatigen, daß die alte Reichsbahn-
strecke Zurich—Stuttgart—Würzburg—Schweinfurt—Mellrichstadt- 
Erfurt—Berlin ohne Schwierigkeiten in wenigen Wochen fur den 
Schnellzugverkehr wieder herzurichten ist, und welche Aussich-
ten gibt in  diesem Zusammenhang die Bundesregierung den Be-
muhungen der frankischen Wirtschaft und insbesondere der In-
dustrie- und Handelskammer Würzburg/Schweinfurt nach Öffnung 
des Grenzuberganges bei Mellrichstadt im Schienen- und Stra-

ßenverkehr? 
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Nach einer Auskunft der  Hauptverwaltung der 
Deutschen Bundesbahn würde die Herrichtung des 
Streckenabschnitts von Mellrichstadt bis an die 
Grenze der DDR für einen durchgehenden Schnell-
zugverkehr etwa 2 bis 3 Monate erfordern. Über  die 
Aussichten für eine Öffnung ides  Grenzübergangs 
bei Mellrichstadt kann gegenwärtig noch nichts ge-
sagt werden. 

Anlage 57 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar vom 
23. Februar 1972 auf die Schriftliche Frage des Ab-
geordneten Dr. Schulze-Vorberg (CDU/CSU) (Druck-
sache V1/3165 Frage B 50) : 

Kann die Bundesregierung inzwischen einen verbindlichen Ter-
min  für die Fertigstellung der Ortsumgehung Schwebheim 1m 
Zuge der neuen Bundesstraße, die für die gesamte Wirtschaft 
im Raum Schweinfurt/Gerolzhofen von besonderer Bedeutung ist, 
nennen? 

Die Ortsumgehung Schwebheim (B 286) wird vor-
aussichtlich Ende 1972 verkehrsbereit. 

Anlage 58 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar vom 
23. Februar 1972 auf die Schriftlichen Fragen des 
Abgeordneten Picard (CDU/CSU) (Drucksache N/3165 
Fragen B 51 und 52) : 

Inwieweit ist der Bundesregierung bekannt, daß der Notruf 
aus öffentlichen Telefonzellen des ofteren dadurch erschwert oder 
verzögert wird, daß erstens eine Gebühr zu zahlen und zweitens 
eine Vorwahlnummer zu wahlen ist, die dem Anrufer in  drin-
genden Fällen u. U. nicht bekannt ist, sofern sich die betreffende 
Stelle der Polizei, Feuerwehr, des Krankentransportes usw. in 
einem anderen Ortsnetz befindet? 

Sieht die Bundesregierung die Möglichkeit, den Notruf aus 
offentlidien Telefonzellen dadurch zu erleichern, daß er gebuh-
renfrei und ohne Vorwahlnummer ermöglicht wird? 

Das ist bekannt. Um diese Nachteile zu vermei-
den, hat die Deutsche Bundespost ein Notrufkonzept 
entwickelt, das neben bundeseinheitlichen Rufnum-
mern für Notruf (110) und Feuerwehrruf (112) auch 
den münzfreien Notruf von der Telefonzelle aus 
umfaßt. Dabei wird neben dem Münzfernsprecher 
ein Notrufmelder angebracht. Durch Betätigen des 
Hebels am Notrufmelder wird automatisch eine 
Verbindung zur gewünschten Abfragestelle 110 bzw. 
112 aufgebaut und gleichzeitig eine Standortkennung 
übermittelt, aus der bei der Abfragestelle ersehen 
werden kann, von welchem öffentlichen Münzfern-
sprecher die Verbindung ausgeht. 

Notrufmelder sind seit längerer Zeit unter an-
derem in Berlin in Betrieb. Sie haben sich gut be-
währt. Leider ist ihr Einsatz im Augenblick nur in 
Fernsprechortsnetzen möglich, in denen bestimmte 
schaltungstechnische Voraussetzungen vorliegen. 

Für die übrigen Einsatzfälle können die Einrichtun

-

gen für münzfreien Notruf von den einschlägigen 
Firmen erst 1973/74 geliefert werden. 

Die Einrichtung und Unterhaltung von Notruf-
anlagen gehört als Maßnahme zur Aufrechterhal-
tung der öffentlichen Ordnung und Sicherheit nach 
Artikel 30 GG in den Zuständigkeitsbereich der Län-
der. Die Deutsche Bundespost kann die Fernsprech-
anschlüsse zu den Notruf-Abfragestellen nur auf 
Antrag der zuständigen Stellen und gegen Kosten-
erstattung herstellen. 

Leider nutzen die zuständigen Stellen noch nicht 
in dem notwendigen Umfang die technischen Mög-
lichkeiten, die die Deutsche Bundespost bietet. Nach 
der neuesten Erhebung sind z. Z. erst in rd. 1300 
von 3785 Fernsprechortsnetzen Anschlüsse mit der 
Rufnummer 110 eingerichtet. Für weitere 520 Fern-
sprechortsnetze sind Notrufanschlüsse 110 bean-
tragt; sie werden Zug um Zug von der Deutschen 
Bundespost eingerichtet. Unter diesen 520 Anträgen 
befinden sich leider nur etwas mehr als 200 An-
träge auf Einrichtung des münzfreien Notrufs. 

Anlage 59 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar vom 
25. Februar 1972 auf die Schriftliche Frage des Ab-
geordneten Dr. Hubrig (CDU/CSU) (Drucksache 1 
VI/3165 Frage B 53) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung Anstrengungen, die auf die 
Gebührenbefreiung für Funkanlagen des Deutschen Roten Kreu-
zes abzielen, und ist sie ggf. bereit, diese fur Funknotrufsäulen 
zu erwirken? 

Gebühren für die Genehmigung von Funkanlagen 
werden von der Deutschen Bundespost als Entgelt 
für Leistungen erhoben, die sie für Genehmigungs-
inhaber und Benutzer solcher Funkanlagen erbringt. 
Diese Leistungen bestehen insbesondere in dem 
Verwalten und Bereitstellen der Funkfrequenzen, 
in vorsorglichen Maßnahmen der Entstörung, in der 
Unterhaltung der erforderlichen Funkdienste und im 
Entstören in Einzelfällen. 

Die humanitäre und dem Gemeinwohl dienende 
Tätigkeit des Deutschen Roten Kreuzes und anderer 
Hilfsorganisationen ist bekannt; deren Aufgaben 
stehen sachlich jedoch nicht im Zusammenhang mit 
dem gesetzlichen Auftrag der Deutschen Bundes-
post. Deshalb kann dieses Dienstleistungsunterneh-
men auch nicht zu Beihilfen durch einen Verzicht 
auf Gebühren herangezogen werden. Dies gilt auch 
hinsichtlich der fälligen Gebühren für die Genehmi-
gung sogenannter Funknotrufsäulen, die — soweit 
mir bekannt — vom Deutschen Roten Kreuz in 
einem Falle zur Erprobung betrieben werden. 

Ich bedauere, daß bei dieser Sach- und Rechtslage 
z. Z. für eine Gebührenbefreiung für Funkanlagen 
das Deutschen Roten Kreuzes oder für Funknotruf-
säulen keine Möglichkeit besteht. 
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Anlage 60 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar vom 
23. Februar 1972 auf die Schriftliche Frage des Ab-
geordneten von Thadden (CDU/CSU) (Drucksache 
VI/3165 Frage B 54) : 

In welchen sozialen Härtefällen unterstützt die Bundesregie-
rung das Anliegen besonders sozial Schwacher und Dauerkran-
ker, von den Telefongebühren befreit zu werden oder doch eine 
niedrigere Gebuhr zahlen zu müssen? 

Die Deutsche Bundespost ist leider nicht in der 
Lage, für den von Ihnen genannten Personenkreis 
einen Sozialtarif einzurichten, weil sie als wirtschaft-
liches Unternehmen ihre Ausgaben aus ihren Ein-
nahmen bestreiten muß. 

Ob in Einzelfällen der Träger der Sozialhilfe im 
Rahmen des Bundessozialhilfegesetzes zu den Ko-
sten eines Fernsprechanschlusses beitragen kann, 
obliegt deren pflichtgemäßen Ermessen. 

Anlage 61 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Doh-
nanyi vom 22. Februar 1972 auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Probst (CDU/CSU) 
(Drucksache VI/ 3165 Frage B 55) : 

Welche Folgerungen zieht die Bundesregierung aus der Fest-
stellung des NASA-Direktors James  Fletcher,  daß fur eine end-
gültige Entscheidung einer europäischen Beteiligung am Raum-
transportsystem nur noch höchstens ein Jahr zur Verfügung 
stehe? 

Die von Ihnen zitierte Feststellung des Direktors 
der NASA, Fletcher, ist im Zusammenhang mit der 
Entscheidung des amerikanischen Präsidenten vom 
5. Januar d. J. zu sehen, den wiederverwendbaren 
Raumtransporter (Shuttle) zu entwickeln und bis 
1978 für den bemannten Raumflug zur Verfügung 
zu haben. Mit dieser Entscheidung ist auch der zeit-
liche Rahmen für den Entwicklungsverlauf im ein-
zelnen festgelegt, in den sich aus technischen und 
organisatorischen Gründen (z. B. baldige Auswahl 
des Hauptauftragnehmers und im Anschluß daran 
die Auswahl eventuell auch europäischer Unterauf-
tragnehmer) eine europäische Beteiligung zwangs-
läufig einfügen muß. 

Der Stellvertreterausschuß der Europäischen Welt-
raumkonferenz hat daher in seiner gemeinsamen 
Sitzung mit dem Ad-hoc-Komitee hoher Beamter am 
28. Januar 1972 in Paris unter Berücksichtigung die-
ser Faktoren einen Zeitplan aufgestellt. Danach 
sollen im Juli 1972 die in der Europäischen Welt-
raumkonferenz vertretenen europäischen Staaten 
nach vorangegangenen Verhandlungen mit den USA 
eine definitive formelle Entscheidung über ihre Be-
teiligung an der Entwicklung von Teilen des Raum-
transporters und im Prinzip auch über ihre Beteili-
gung an anderen Teilen des Post-Apollo-Programms 
treffen und sie den USA mitteilen. 

Anlage 62 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von 
Dohnanyi vom 23. Februar 1972 auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Probst (CDU/CSU) 
(Drucksache VI/3165 Frage B 56) : 

Auf welchen Sachgebieten beabsichtigt die Bundesregierung 
einen Ausbau der wissenschaftlich-technischen Zusammenarbeit 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und den osteuro-
paischen Staaten? 

Die wissenschaftliche und technische Zusammen-
arbeit mit Osteuropa ist mit der Entwicklung der 
allgemeinen politischen Beziehungen zu diesen Län-
dern eng verknüpft. Sie  hat einen wesentlichen 
Impuls durch die Unterzeichnung des deutsch-sowje

-
tischen Gewaltverzichtsvertrages erfahren, in des-
sen Präambel die Verbesserung der Beziehungen auf 
wissenschaftlichem und technologischem Gebiet als 
ein Ziel des Vertrages genannt wird und ist somit — 
in  einem größeren Zusammenhang gesehen — auch 
in die Entspannungspolitik einzuordnen. 

Die bisher geknüpften Beziehungen befinden sich 
jedoch noch in einer exploratorischen Phase. Seit 
Abschluß des Moskauer Vertrages und einsetzend 
mit der Reise von Bundesminister Leussink in die 
Sowjetunion im September 1970 bereitet die Bundes-
regierung eine Zusammenarbeit mit der Sowjet-
union vor. Dies kam bereits im gemeinsamen Ab-
schlußkommunique über die Reise von Bundesmini-
ster Leussink zum Ausdruck, das folgende Gebiete 
einer möglichen Zusammenarbeit bezeichnet: 

— Bildungswesen; Organisation der Forschung 

— Wissenschaftlich-technische Dokumentation und 
Information 

— Ausgewählte Gebiete der Kernphysik und 
-chemie 

— Methoden der physikalischen Chemie 

— ausgewählte Gebiete der Biologie, Biochemie und 
Medizin 

— Meeresforschung 

— Elektrotechnik und Anwendung der Datenver-
arbeitung 

— Wirtschaftswissenschaften 

— Bauwesen 

— Ökologie 

—Einige Aspekte der Kernenergienutzung 

Zunächst konzentrierte die Bundesregierung ihre 
Bemühungen aus praktischen Gründen auf einige 
dieser Gebiete, um nicht durch eine Zerplitterung auf 
zu viele Bereiche das Ziel aus den Augen zu ver-
liehen, zu einer wirkungsvollen Zusammenarbeit zu 
gelangen. Nach Beendigung der Ministerreise hat 
deshalb ein informatorischer Delegationsaustausch 
auf den Gebieten der Plasmaphysik, Hochenergie-
physik, Schwerionenforschung, Biochemie, Dokumen-
tation und Information stattgefunden. Die Bundes-
regierung beabsichtigt, diesen Austausch in den 
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nächsten Monaten, soweit die entsprechenden Vor-
aussetzungen geschaffen sind, auf den Gebieten der 
Ozeanographie, Schnellbrüterentwicklung, physika-
lischen Chemie und des Bildungswesens fortzusetzen 
und die bisherigen Kontakte pragmatisch fortzufüh-
nen. 

Die Zusammenarbeit mit Rumänien wird sich an-
fangs voraussichtlich auf einige ausgewählte Be-
reiche der Kernenergie und der Bio-Medizin konzen-
trieren. Auch im Mittelpunkt der wissenschaftlich

-

technischen Beziehungen zu Polen werden zunächst 
einige Gebiete der Kernforschung und Kerntechnik 
stehen. Langfristig ist mit Rumänien und Polen auch 
eine Ausdehnung der Zusammenarbeit auf andere, 
z. Z. noch nicht festliegende Gebiete möglich. 

Mit Jugoslawien werden voraussichtlich noch in 
diesem Jahr erste konkrete Maßnahmen einer Zu-
sammenarbeit eingeleitet werden. Der Schwerpunkt 
der wissenschaftlich-technischen Beziehungen mit 
diesem Land wird zu Beginn bei der Kernforschung, 
Kerntechnik, Umweltforschung, Geologie und Daten-
verarbeitung liegen. 

Die Kontakte mit anderen osteuropäischen Staa-
ten haben noch zu keiner Konkretisierung der Sach-
gebiete geführt. 

Zur Entwicklung der vertraglichen Beziehungen 
mit den osteuropäischen Staaten verweise ich auf 
meine Antwort zu Frage B 55, Drucksache VI/3165. 

Anlage 63 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Doh-
nanyi vom 23. Februar 1972 auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Hubrig (CDU/CSU) 
(Drucksache VI/3165 Frage B 57) : 

Welche wissenschaftlichen Institute beschaftigen sich zur Zeit 
in der Bundesrepublik Deutschland mit dem Problem des Inno-
vationsprozesses, und halt das Bundesministerium fur Bildung 
und Wissenschaft unter Berücksichtigung dieser Forschungen die 
Grundung eines eigenen Instituts für Innovationsforschung fur 
unbedingt notwendig? 

Eine Reihe von Hochschulinstituten, vornehmlich 
der Betriebs- und Volkswirtschaft, befaßt sich we-
nigstens partiell mit Aspekten der Innovation, teils 
auch mit mikro- und makroökonomischen Ansätzen. 

Unter den kommerziellen Institutionen hat Pro-
gnos Studien zur langfristigen Sicherung des wirt-
schaftlichen Wachstums (1969) und zur Management-
politik (1971) erarbeitet, die sich mit weiteren Inno-
vationsproblemen befassen. Auf Anregung des da-
maligen Bundesministeriums für Wi rtschaft hat das 
Ifo-Institut für Wi rtschaftsforschung 1970 eine Ta-
gung „Innovation in der Wirtschaft" unter Beteili-
gung zahlreicher Vertreter von Forschungsinstituten, 

aus der Wirtschaft und öffentlichen Verwaltung ab-
gehalten. 

Nach den Worten Prof. Hettlages, des Präsidenten 
des Ifo-Instituts, sollte sie helfen, „aus dem bisher 
— jedenfalls teilweise — recht nebulosen Gespräch 
der Wissenschaft und Praxis über die Innovations

-

mittel konkrete Ansätze, konkretere Vorstellun-
gen" zu gewinnen oder „wenigstens im Begrifflichen 
und Methodischen einige Klarheit zu schaffen, die 
vielfach noch nicht besteht". In der abschließenden 
Zusammenfassung wurdé festgestellt, daß die Inno-
vationsforschung vor einem insgesamt sowohl empi-
risch wie theoretisch begrifflich weitgehend uner-
schlossenen Feld steht und diese Mängel durch 
systematische und vertiefte Forschung beseitigt 
werden sollten. 

Meines Wissens befaßt sich kein einziges wis-
senschaftliches Institut zentral mit den theoreti-
schen und praktischen Problemen des Innovations-
prozesses. 

Das Bundesministerium für Bildung und Wissen-
schaft hält daher die Gründung eines Instituts für 
diese Fragen für unbedingt notwendig. 

Anlage 64 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Doh-
nanyi vom 23. Februar 1972 auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Lenzer (CDU/CSU) (Druck-
sache VI/3165 Frage B 58) : 

Welche einzelnen Projekte hat die Bundesregierung im Rahmen 
des 3. Atomprogramms gefördert, und welche Mittel wurden 
jeweils im Einzelfall bewilligt? 

a) Von den im 3. Atomprogramm beschriebenen 
Arbeiten werden alle wesentlichen Vorhaben 
im Bereich der kerntechnischen Entwicklung in 
der Form von Projekten gefördert. Hieran sind 
sowohl Unternehmen der Industrie und der Elek-
trizitätswirtschaft als auch die Kernforschungs-
zentren beteiligt. 

b) Über die Gesamtausgaben des Bundes und der 
Länder in den 3 ersten Jahren des 3. Atompro-
gramms unterrichtet die gesondert übersandte 
Übersicht. Von der Gesamtsumme in Höhe von 
rd. 2,8 Milliarden DM entfallen mit rd. 2,2 Mil-
liarden DM nahezu 80 % auf den Bund. Einzel-
heiten sind aus den ebenfalls übersandten An-
lagen ersichtlich. 

Die fachliche Aufgliederung der Förderaufwen-
dungen für das Jahr 1971 ist noch nicht abge-
schlossen. 

c) Die wichtigsten Projekte und die hierfür bereit-
gestellten Mittel gehen aus der nachfolgenden 
Aufstellung hervor. 
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Aufwen

-

dungen des 

Projekt Träger Bundes *) 
1968 bis 1971 
Millionen 

DM 

1. Gemeinsame Projekte 
Wirtschaft/Forschungszentren 

Wirtschaft  175 

Schneller Brüter Kernforschungs-
zentrum Karls

-

ruhe (GfK) 
385 

Wirtschaft  160 

Hochtemperatur

-

reaktor  
Kernforschungs-
anlage Jülich 170 
(KFA) 

Entwicklung 
Wirtschaft 5 eines fortge

-

schrittenen  — 

Druckwasser

-

reaktors für 
Kernenergie

-

schiffe 

Forschungs-
zentrum Geest

-

hackt (GKSS) 
85 

Incore

-

Thermionik-
reaktor (ITR) 

Wirtschaft  20 

KFA 10 

Zwischensumme ... 1 010 

2. Projekte der Industrie 

Gasultra

-

zentrifuge Industrie 190 

3. Projekte der Forschungszentren 

Spaltstoff

-

flußkontrolle GfK 15 

Aktiniden

-

gewinnung GfK 7 

Magneto

-

Hydro

-

dynamische KFA 8 
Energie-
wandlung 

Zwischensumme ... 30 

Summe ... 1 230 

*) In den Zentrenaufwendungen sind auch die Länder-
anteile enthalten; für die industriellen Projekte sind 
die Länderaufwendungen quantitativ vernachlässig-
bar.  

Anlage 65 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Doh

-

nanyi vom 23. Februar 1972 auf die Schriftliche 

Frage des Abgeordneten Dichgans (CDU/CSU) 
(Drucksache VI/3165 Frage B 59) : 

Ist die schriftliche Antwort der Bundesregierung zu meinen 
schriftlichen Fragen Nr. B 47, B 48, Drucksache VI/3075 (s. Steno-
graphischer  Bericht  vom 4. Februar 1972 der 170. Sitzung, S 9736) 
dahin zu verstehen, daß die Bundesregierung sich verpflichtet 
fuhlt, in ihrer Finanzpolitik die Mittel fur den Bau und die 
laufende Finanzierung der notwendigen Studienplatze, in ihrer 
Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik die Bereitstellung einer 
ausreichenden Anzahl akademischer Arbeitsplatze für alle Hoch-
schulabsolventen auch dann zu sichern, wenn die Zahl der stu-
dierwilligen Abiturienten allmahlich auf mehr als 50 % der Ge-
burtsjahrgange ansteigt? 

In der Ihnen am 31. Januar 1972 gegebenen Ant-
wort wird — unter Hinweis auf § 2 Ziff. 4 des Hoch-
schulbauförderungsgesetzes — ausgeführt, daß bei 
der Festlegung von Ausbauzielen im Hochschulbe-
reich sowohl die erkennbaren Tendenzen der Nach-
frage nach Studienplätzen als auch die gesamtgesell-
schaftlichen Bedürfnisse zu berücksichtigen sind. In 
ihrem Fortsetzungsbericht vom 3. Februar 1972 zu 
dem Bericht über Sofortmaßnahmen zum Abbau des 
Numerus clausus vom 30. Oktober 1970 ist die Bun-
desregierung erneut auf die hier bestehende Proble-
matik eingegangen (S. 4 ff. und S. 31 ff.). 

Wie im 1. Rahmenplan für den Hochschulbau un-
ter Ziffer 3.2 (S. 7) ausgeführt ist, orientiert sich der 
geplante Ausbau der Hochschulen bis 1975 im we-
sentlichen an der bis dahin zu erwartenden Gesamt-
nachfrage nach Studienplätzen, wobei allerdings zu-
gleich bedarfsbedingte Schwerpunkte gesetzt werden 
(vgl. S. 9 des 1. Rahmenplanes). Bei der Fortschrei-
bung des Rahmenplanes wird der Bedarf an Hoch-
schulabsolventen unter Berücksichtigung der Ergeb-
nisse der laufenden Untersuchungen zunehmend grö-
ßere Bedeutung bekommen. Dies ist auch wegen der 
steigenden Zahl der Studienanfänger aus jedem 
Geburtsjahrgang erforderlich. Nach dem 5. Entwurf 
für einen Bildungsgesamtplan und ein Bildungsbud-
get (Seite II B/6) werden etwa 

1975 	20 % 

1980 	20 bis 22 % und 

1985 	22 bis 24 % 

der betreffenden Geburtsjahrgänge ein Studium be-
ginnen. Aber auch diese Größenordnungen werden 
Jahr für Jahr an Erfahrungen und besserer Einsicht 
überprüft werden müssen. 

Ein Anteil von 50 % ist bisher von keiner Seite 
und jedenfalls nicht von der Bundesregierung in Be-
tracht gezogen worden. 

Anlage 66 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Doh-
nanyi vom 23. Februar 1972 auf die Schriftliche 
Frage der Abgeordneten Frau Dr. Walz (CDU/CSU) 
(Drucksache VI/3165 Frage 'B 61): 

Welche Ausbildungsbereiche und Forschungsvorhaben sind nach 
Auffassung der Bundesregierung von besonderer Bedeutung fur 
die Gesellschaft, nachdem der 4. revidierte Entwurf fur einen 
Bildungsgesamtplan davon spricht, daß Bauvorhaben fur die 
Sicherung von Mindestkapazitaten "in denjenigen Ausbildungs-
bereichen und Forschungsvorhaben" vorrangig sind, die fur die 
Gesellschaft von besonderer Bedeutung sind"? 
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Nadi übereinstimmender Ansicht der Bundes-
regierung und der Landesregierungen sind im 
1. Rahmenplan für den Hochschulbau 1972 bis 1975 
unter 3.2 „Zielvorstellungen für 1975" neben dem 
verstärkten Ausbau von Kurzstudiengängen als 
Schwerpunkte der Ausbau von Studienfächern des 
Lehramtes und sonstigen Studienfachern genannt 
worden, bei denen ein erheblicher Bedarf an  Hoch-
schulabsolventen erkennbar ist. Als solche sind im 
Bereich oder Lehramts- und  Langstudiengänge die 
Fächergruppen 'der Mathematik und Naturwissen-
schaften sowie der Ingenieurwissenschaften und der 
Zahnmedizin besonders erwähnt. Die Bundesregie-
rung ist der Ansicht, daß diese Ausbildungs- und 
Forschungsbereiche zusammen mit  der  klinischen 
Medizin — die im 1. Rahmenplan nur deshalb nicht 
besonders erwähnt ist, well hierfür ein angemesse-
ner Anteil an den Gesamtausgaben für Hochschul-
investitionen mit mehr als 25 v. H . bereits erreicht 
werden konnte — nach dem derzeitigen Stand der 
Bedarfsermittlung als besonders bedeutungsvoll für 
die Gesellschaft angesehen wenden müssen. 

Auf die besonderen Schwierigkeiten bei der Er-
mittlung des Bedarfs an Hochschulabsolventen hatte 
ich in der Fragestunde ides Deutschen Bundestages 
am 5. Dezember 1969 auf die Frage 97 des Herrn 
Abgeordneten Dr. Hubrig 'bereits hingewiesen. 
Diese Schwierigkteien bestehen weiter. Sie sind 
auch im 5. Entwurf für den Bildungsgesamtplan und 
ein Bildungsbudget in Abschnitt II B Ziffer 1 „Quan-
titative Entwicklung ides Hochschulbereichs" beson-
ders erwähnt. 

Die Bundesregierung ist bestrebt, Methoden und 
Grundlagen der Bedarfsschätzungen zu verbessern 
und für möglichst viele Bereiche zu erhalten. Dem 
dienen auch die in der Schriftenreihe des Bundes-
ministers für Bildung 'und Wissenschaft „Hoch-
schule" jetzt veröffentlichte Studie über „Hochqua-
lifizierte Arbeitskräfte in der Bundesrepublik 
Deutschland bis 1980" 'sowie eine „Prognose des 
Angebots und Bedarfs an Hochschulabsolventen bis 
1980", die  in Kürze veröffentlicht werden soll. 

Anlage 67 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Dr. Eppler vom 24. Februar 
1972 auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten 
Kiep (CDU/CSU) (Drucksache VI/3165 Frage B 62) : 

Wie hoch waren die deutschen Entwicklungshilfe-Leistungen im 
Jahre 1971 in absoluten Zahlen insgesamt und aufgegliedert nach 
offentlicher Entwicklungshilfe, sonstigen offentlichen Leistun-
gen, privater Entwicklungshilfe, und in welchem prozentualen 
Verhaltnis steht diese Gesamtleistung zum deutschen Brutto-
sozialprodukt? 

Da sich die Fragen auf die Leistungen 1971 be-
ziehen, die in diesen Wochen erst von meinem 
Hause in Zusammenarbeit mit den verschiedenen 
Meldestellen (z. B. KfW, Hermes, Bundesbank, BfE, 
private Organisationen) ermittelt werden, muß von 
vorläufigen, zum Teil noch grob geschätzten, Zahlen 
ausgegangen werden. Eine Abweichung dieser Zah-
len von den Ende April im DAC-Bericht zu melden

-

den endgültigen Zahlen dürfte deshalb unvermeid-
lich sein. 

Vorbehaltlich der endgültigen Meldungen werden 
folgende Netto-Beträge für die deutschen Leistun-
gen im Jahre 1971 erwartet: 

a) öffentliche Entwicklungshilfe . . 2,4 Mrd. DM 

b) sonstige öffentliche Leistungen 0,6 Mrd. DM 

c) private Leistungen 	 2,3 Mrd. DM 

insgesamt . . 	 5,3 Mrd. DM 

Nach den Richtlinien des DAC sind in Punkt c) 
die Leistungen der privaten Wirtschaft (Direktinve-
stitionen einschließlich reinvestierter Erträge, Port-
folio-Investitionen, sonstige Kredite, garantierte Ex-
portkredite und Kredite an internationale Finanzie-
rungsinstitute) sowie die Zuschüsse nichtstaatlicher 
Einrichtungen (Kirchen, Wohlfahrtsverbände usw.) 
enthalten. Nur die letzteren werden als „private 
Entwicklungshilfe" bezeichnet; sie werden für 1971 
auf 290 Mio DM geschätzt. 

Nach der neuesten Mitteilung des Statistischen 
Bundesamtes (Wirtschaft und Statistik, Heft 1/1972) 
beziffert sich das BSP zu Marktpreisen 1971 auf 756,4 
Mrd. DM Demzufolge dürften die prozentualen An-
teile für die vorgenannten Gruppen a)—c) bei 
0,31 %, 0,09 % und 0,31 % (darunter 0,04 % für pri-
vate Entwicklungshilfe) liegen. Die Gesamtleistun-
gen entsprechen somit 0,71 % vom BSP. 

Anlage 68 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Dr. Eppler vom 24. Februar 
1972 auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten 
Kiep (CDU/CSU) (Drucksache VI/3165 Frage B 63) : 

Wie gliedert sich die private deutsche Entwicklungshilfe 
fur 1971 auf nadi Direktinvestitionen, Portfolio-Investitionen, 
garantierten Exportkrediten? 

Eine numerische Aufschlüsselung der sehr grob 
geschätzten Leistungen 1971 der privaten Wirtschaft 
in Direktinvestitionen, Portfolio-Investitionen und 
garantierte Exportkredite ist in Anbetracht der vor-
genannten Einschränkungen und nach dem Stand der 
statistischen Arbeiten noch nicht möglich. 

Nach den bisher vorliegenden Informationen ist 
anzunehmen, daß die privaten Direktinvestitionen 
und entsprechend auch die reinvestierten Erträge 
leicht angestiegen sind. Bei den Portfolio-Investitio-
nen wird sich vermutlich ein negativer Saldo in 
Höhe von 250 Millionen DM ergeben. Über die son-
stigen bilateralen Kredite liegen noch keine zuver-
lässigen Zahlen vor. Auch das Netto-Ergebnis der 
garantierten Exportkredite konnte noch nicht ermit-
telt werden, es dürfte jedoch etwa das Volumen 
von 1970 erreichen. Die Kredite an internationale 
Finanzierungsinstitute (z. B. Weltbank) sind wahr-
scheinlich um etwa 80 % gestiegen. 

Zuverlässigere, wenn auch noch nicht endgültige 
Zahlen werden meinem Hause frühestens Ende März 
vorliegen, 
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